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Die aktuelle Zuwanderungsdynamik (Flucht- und Ar-
beitsmigration) stellt Unterstützungssysteme, Woh-
nungsmärkte, Verwaltungsverfahren und vieles mehr 
vor erhebliche Herausforderungen. In räumlicher 
Sicht weiten sich die Integrationsaufgaben auf Stadt-
quartiere aus, die bislang weit weniger als andere 
Quartiere von (Neu-)Zuwanderung betroffen waren. 
Bislang wurden kommunale Erfahrungen zu diesen 
Quartieren nicht systematisch aufbereitet. Dieser 
Band gibt empirisch fundierte Antworten auf eine 
Reihe von Fragen: Wie lassen sich Ankommen und 
Teilhabe langfristig und systematisch unterstützen? 
Wie können Ankunftsquartiere als gesamtstädtisch 
relevante Räume sichtbar gemacht werden? Welche 
Unterstützung benötigen Kommunen von Bund, Län-
dern, Stadtspitzen, Wohnungswirtschaft und weite-
ren Akteuren? Und wie können erfolgreiche Ansätze 
so weiterentwickelt werden, dass sie über einzelne 
Projekte hinaus wirksam bleiben?
Der Sammelband bündelt theoretisch-konzeptionel-
le Überlegungen sowie Berichte aus der kommuna-
len Praxis. Den Hintergrund bilden Erfahrungen und 
Erkenntnisse aus dem dreijährigen Forschungs-Pra-
xis-Projekt „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren 
stärken“. 
In der Gesamtschau zeigt sich: Ankunftsquartiere 
sind weder bloße Durchgangsstationen noch aus-
schließlich benachteiligte Quartiere. Vielmehr sind sie 
Schlüsselräume kommunaler Integrations- und Stadt-
entwicklungspolitik, in denen Ankommen und Teilhabe 
ausgehandelt und ermöglicht werden können. 
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Bettina Reimann, Heike Hanhörster, Isabel Ramos Lobato  

Editorial  
Ankommen ist kein punktuelles Ereignis. Es ist ein Prozess, der sich im Alltag entfaltet: bei 
der Wohnungssuche, auf der Suche nach einem Kita-Platz, im Gespräch mit Nachbar:in-
nen oder beim Gang zu Behörden. Dieser Prozess findet nicht abstrakt statt, sondern in 
konkreten städtischen Räumen – sogenannten Ankunftsquartieren –, die ihn ermögli-
chen, strukturieren und mitprägen. Ankommen lässt sich somit nicht allein als individuelle 
Aufgabe verstehen. Ob Menschen Orientierung finden, Zugänge zu Bildung, Arbeit, Be-
ratung und sozialer Unterstützung erhalten und Kontakte knüpfen sowie Perspektiven 
entwickeln können, hängt nicht nur von staatlichen Strukturen, sondern auch von den Be-
dingungen vor Ort ab – insbesondere von dem Zusammenspiel unterschiedlicher Akteure 
aus Politik, Kommunalverwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und den Einwohner:innen. 

Das Projekt „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren stärken“ 

Genau hier setzte das von der Stiftung Mercator geförderte Projekt „Teilhabe in ‚neuen‘ 
Ankunftsquartieren stärken“ an (https://www.ankunftsquartiere-staerken.de/). Dessen 
Ziel war es, Ankunftsquartiere als Schlüsselräume kommunaler Integrations- und Stadt-
entwicklungspolitik kennenzulernen und zu stärken. Der Fokus auf neue Ankunftsquar-
tiere korrespondiert mit der Ausgangsannahme, dass Ankunftsquartiere nicht mehr nur 
in den klassischen Einwanderungsstädten in Westdeutschland entstehen, sondern sich 
in Folge der Fluchtzuwanderung seit 2015 auch in Ostdeutschland, in peripheren Lagen 
größerer Städte und in kleineren und mittleren Städten herausbilden. Um dies empirisch 
zu fundieren, haben wir mit einer bundesweiten Kommunalumfrage und einer Fallstudien-
begleitung und -analyse insbesondere folgende Forschungsfragen untersucht: Wo und in 
welchem Umfang entstehen neue Ankunftsquartiere? Wie sehen sie aus und welche 
Funktionen übernehmen sie? Welche Aufgaben übernehmen kommunale Akteure? Wie 
arbeiten diese mit Akteuren aus der Zivilgesellschaft und der Wohnungswirtschaft zusam-
men, um Ankunftsquartiere zu stärken?  

Zwischen 2023 und 2026 haben wir – ein Projektteam1 aus Mitarbeitenden des Deut-
schen Instituts für Urbanistik, der ILS Research, der Technischen Universität Berlin und 
von STADTRAUMKONZEPT – bundesweit elf Kommunen begleitet: Berlin Marzahn-

 

1  Das Projektteam bestand aus Dr. Isabel Ramos Lobato (Gesamtprojektleitung), Hannah Brill und Dr. 
Nils Hans (ILS Research), gemeinsam mit Dr. Bettina Reimann (Teilprojektleitung), Dr. Julia Burgold, 
Ricarda Pätzold und Wolf-Christian Strauss (Deutsches Institut für Urbanistik) sowie Prof. Dr. Heike 
Hanhörster (Teilprojektleitung), Lara Hartig, Miriam Neßler und Galyna Sukhomud (TU Berlin) und 
Mara Ahlers und Marion Kamp-Murböck (STADTRAUMKONZEPT). 
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Hellersdorf, Bremerhaven, Dresden, Duisburg, Gevelsberg, Kaiserslautern, Offen-
bach/Main, Potsdam, Rostock, Saalfeld und Salzgitter. Fachlich begleitet wurde das Pro-
jekt von einem Transferbeirat mit Vertreter:innen von Kommunen, Wohnungswirtschaft, 
Landesministerien, Wohlfahrtsverbänden, Migrant:innenselbstorganisationen und Wis-
senschaft. Impulsgebend für die Umsetzung von Maßnahmen vor Ort wirkte ein durch die 
Stiftung Mercator geförderter Projektfonds, durch den jede Kommune rund 22.000 Euro 
für die Umsetzung von Ideen und kleineren Maßnahmen erhielt.  

Gemeinsam mit den kommunalen Vertreter:innen und zahlreichen weiteren lokalen Akt-
euren haben wir uns der Aufgabe gestellt, Ankommen und Teilhabe in Quartieren mit ho-
her Zuwanderungsdynamik zu stärken. Uns interessierte, wie tragfähige Lösungen für die 
Bereiche Wohnen, Bildung, Beratung und das alltägliche Zusammenleben entwickelt 
werden. Wenngleich die Ausgangslagen der beteiligten Kommunen sehr unterschiedlich 
sind, eint sie der Wille und die Bereitschaft, Möglichkeiten zu finden, wie auch angesichts 
strukturell schwieriger Rahmenbedingungen die Lebensqualität in den Ankunftsquartie-
ren für alle Menschen verbessert werden kann. Mit Blick auf die Projektkommunen be-
deutet dies in den meisten Fällen, in jenen Quartieren gestaltend und motivierend tätig zu 
werden, die von Armut und prekären Lebenslagen geprägt und sowohl faktisch als auch 
in der öffentlichen Wahrnehmung an den Rand gedrängt sind. Hinzu kommt die Gleich-
zeitigkeit von Fluktuation und Immobilität – von Ankommen, Weiterziehen und Verblei-
ben, ob gewollt oder ungewollt, von Menschen mit und ohne Migrationserfahrung. Be-
darfslagen sind vor diesem Hintergrund schwer zu erfassen und verändern sich, sodass 
sich die Verwaltung immer wieder neu sortieren und eine elastische Strategie entwickeln 
muss.  

Im Austausch mit den lokalen Partner:innen haben wir die unterschiedlichen Herausfor-
derungen beleuchtet, neue Ansätze erprobt und Impulse gesetzt für den Austausch inner-
halb, aber auch zwischen den Partnerkommunen. In zahlreichen Austauschformaten – 
sowohl digital als auch vor Ort – kamen kommunale Akteure aus Verwaltung und Zivilge-
sellschaft zusammen. Sie diskutierten Herausforderungen, teilten Erfahrungen, reflektier-
ten Lösungsansätze und stärkten sich gegenseitig in ihrer Arbeit. 

Dieser durch das Forschungsteam moderierte und begleitete Austausch war besonders 
wertvoll, da die Kommunen zwar unterschiedliche Ausgangslagen haben, jedoch mit ähn-
lichen Grundfragen konfrontiert sind. Wie lassen sich Ankommen und Teilhabe langfristig 
und systematisch unterstützen? Wie können Ankunftsquartiere als gesamtstädtisch rele-
vante Räume sichtbar gemacht werden? Welche Unterstützung benötigen Kommunen 
von Bund, Ländern, Stadtspitzen, Wohnungswirtschaft und weiteren Akteuren? Und wie 
können erfolgreiche Ansätze so weiterentwickelt werden, dass sie über einzelne Projekte 
hinaus wirksam bleiben? 
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Kommunale Ausgangslagen und neue Dynamiken des Ankommens 

Die Projekterfahrungen zeigen: Migration prägt den Alltag nicht mehr nur in großen Städ-
ten oder Ballungsräumen. Auch kleinere Städte und Regionen, die bislang weniger Erfah-
rung mit Migration haben, werden zunehmend zu Ankunftsorten. Dabei wird die Dynamik 
von Ankunftsquartieren stark von der Struktur des Wohnungsmarktes beeinflusst. In vie-
len Großstädten beobachten wir eine Suburbanisierung der Zuwanderung, also eine Ver-
lagerung der Zuwanderung an die Peripherie, die mit einer Konzentration von Armut ein-
hergeht. Der Zugang zu Wohnraum ist für viele Neuzugewanderte nicht nur aufgrund der 
allgemeinen Knappheit bezahlbaren Wohnraums erschwert, sondern auch durch Diskri-
minierung, unsichere Mietverhältnisse und prekäre Lebenslagen. Gleichzeitig unterschei-
den sich die Lebenssituationen der Zugewanderten sowie ihre rechtlichen Voraussetzun-
gen, Ressourcen und Unterstützungsbedarfe erheblich. Entsprechend unterschiedlich 
verlaufen auch ihre Wege des Ankommens.  

In vielen Fällen treffen Zuzüge auf eine angespannte kommunale Ausgangslage. Wohn-
raum ist knapp, und die soziale Infrastruktur ist entweder bereits stark beansprucht oder 
nicht auf die neuen Bedarfe ausgerichtet. Bildungs- und Betreuungseinrichtungen, sozi-
ale Dienste und Gesundheitssysteme arbeiten häufig an ihren Grenzen und sind nicht auf 
die sich durch Zuzugsbewegungen stetig verändernden Bedarfe ausgelegt. Die beteilig-
ten Kommunen sind daher gefordert, auf diese Entwicklungen zu reagieren und trotz der 
schwierigen Rahmenbedingungen, finanziellen Restriktionen und kurzfristigen Förderlo-
giken, die eine langfristige Planung erschweren, Gestaltungsmöglichkeiten für die Berei-
che Wohnen, Bildung, Gesundheit, Beratung, soziale Infrastruktur und Zusammenleben 
zu schaffen. 

Bundesweite migrationspolitische Debatten erschweren die lokale Integrationspolitik zu-
sätzlich. Strukturelle Defizite, beispielsweise im Wohnungsbau, im Bildungssystem oder 
in der sozialen Infrastruktur, werden zunehmend im Kontext von Migration verhandelt. So 
entsteht ein Narrativ, in dem Zuwanderung zur Ursache und zum Bezugspunkt aller Prob-
leme wird. Begleitet werden diese Erzählungen und Deutungen von vereinfachenden und 
stigmatisierenden Zuschreibungen gegenüber bestimmten Quartieren und ihren Bewoh-
ner:innen. Populistische Diskurse und veränderte politische Mehrheitsverhältnisse ver-
stärken diese Tendenzen und engen die Handlungs- und Gestaltungsspielräume auf 
kommunaler Ebene weiter ein. Die für uns spannende Frage war: Wie gelingt es Kommu-
nen trotzdem, Ankommen und Teilhabe zu stärken? Welche Hebel setzen sie in Bewe-
gung, um die Lebensqualität vor Ort zu verbessern?  

Ankunftsquartiere als Orte der Teilhabe 

Eine zentrale Erkenntnis des Projekts ist, dass dann, wenn Menschen in Deutschland an-
kommen, entscheidende Weichen für ihre Teilhabe gestellt werden. Dabei kommt 
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Ankunftsquartieren eine besondere Bedeutung zu. Die Projektbefunde zeigen, dass sie 
Zugänge zu Wohnraum und sozialen Netzwerken eröffnen, niedrigschwellige Unterstüt-
zungsleistungen anbieten und alltagspraktisches Wissen vermitteln. Lokale Akteure, wie 
etwa Quartiermanagement oder Beratungsstellen, können Orientierung geben und Brü-
cken in weitere städtische Räume, Institutionen und Gelegenheitsstrukturen schlagen. 
Diese Leistungen bleiben im öffentlichen Diskurs jedoch häufig unberücksichtigt. An-
kunftsquartiere werden oft als problematische Räume beschrieben, etwa als Orte von Ar-
mut, Überforderung oder Segregation. Wenngleich diese Kennzeichen häufig prägend für 
viele dieser Quartiere sind, greift ein solcher Blick zu kurz. Denn auch wenn sich mit Blick 
auf Daten und Fakten in den Quartieren nicht unbedingt Grundlegendes zum Besseren 
verändert, leisten sie einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Teilhabe Neuzuge-
wanderter und somit auch zur Funktionsfähigkeit der gesamten Stadt.  

Die Projektanlage betrachtete diese Quartiere nicht primär als Problemräume, sondern 
rückte ihre Bedeutung für Teilhabe und das Funktionieren der Gesamtstadt in den Mittel-
punkt. Der analytische Blick auf Ankunftsquartiere ermöglicht es, neben Defiziten und Be-
lastungen auch Ressourcen, Netzwerke, lokale Praktiken und institutionelle Schnittstellen 
sichtbar zu machen. Wir haben im Projektverlauf gelernt: Ankunftsquartiere sind weder 
bloße Durchgangsstationen noch ausschließlich benachteiligte Quartiere. Vielmehr sind 
sie zentrale Orte, an denen Ankommen und Teilhabe ausgehandelt und ermöglicht, aber 
auch begrenzt werden können. 

Was Kommunen brauchen: Infrastruktur, Kooperation und langfristige 
Unterstützung 

Die Projektbefunde zeigen: Damit Ankunftsquartiere ihre gesamtstädtische Rolle erfüllen 
können, ist mehr erforderlich als lokales Engagement und einzelne Projekte. Kommunen 
benötigen verlässliche Rahmenbedingungen und ausreichende Handlungsspielräume, 
um auf sich verändernde Bedarfe reagieren zu können. Entscheidend sind Strukturen, die 
Zugänge offenhalten, Übergänge ermöglichen und auch unter dynamischen Bedingun-
gen Orientierung bieten. Neben lokalem Engagement sind daher verlässliche soziale Inf-
rastrukturen, langfristige Finanzierungsmodelle, stabile Netzwerke und Akteurskoopera-
tionen sowie politische Aufmerksamkeit für die konkreten Bedingungen vor Ort erforder-
lich.  

Ankunftsquartiere sind nicht nur Gegenstand kommunaler Integrationspolitik. Sie berüh-
ren vielmehr Fragen der Stadtentwicklung, der Wohnungspolitik, der sozialen Infrastruk-
tur, der Bildungs- und Teilhabegerechtigkeit sowie des gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Ihre Weiterentwicklung ist daher eine gesamtstädtische Aufgabe. Dies kann nur ge-
lingen, wenn unterschiedliche Ressorts, Handlungsebenen und Wissensbestände zu-
sammengeführt werden. Dafür sind flexible und bedarfsorientierte lokale Governance-
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Strukturen erforderlich, die Verwaltung, Zivilgesellschaft, Wohnungswirtschaft und wei-
tere lokale Akteure zusammenbringen. 

Zum Sammelband 

Dieser Sammelband bündelt zentrale Erkenntnisse zum Ankommen, zur Teilhabe und 
zum Zusammenhalt in Ankunftsquartieren und vereint – wie auch das Projekt selbst – 
Stimmen aus der Forschung und der kommunalen Praxis. Er enthält wissenschaftlich fun-
dierte Beiträge, einschließlich internationaler Perspektiven, Positionierungen, Berichte 
aus der Umsetzungspraxis beteiligter Projektkommunen sowie der Wohnungswirtschaft. 
Die Publikation versammelt Autor:innen mit einem engeren und einem weiteren Projekt-
bezug. Dabei ist es uns ein Anliegen, die Themen Teilhabe, Stadt(teil)entwicklung, Woh-
nen und lokale Demokratie aufzugreifen und miteinander in Beziehung zu setzen, nicht 
zuletzt als ein Ausdruck dafür, diese Bereiche stärker als bislang miteinander zu verknüp-
fen. Dies ist aus unserer Sicht eine zentrale Voraussetzung dafür, Ankommen und Teil-
habe gestalten zu können. Die Beiträge machen deutlich, wo die kommunale Praxis be-
reits tragfähige Ansätze entwickelt hat und wo strukturelle Unterstützung, langfristige 
Perspektiven und politische Aufmerksamkeit fehlen. Damit gibt der Sammelband Impulse 
für eine weiterführende Debatte über Teilhabe, Zusammenhalt und Stadtentwicklung. Wir 
hoffen, dass die Publikation dazu beiträgt, den Blick auf Ankunftsquartiere zu erweitern, 
Handlungs- sowie Gestaltungsmöglichkeiten und -erfordernisse aufzuzeigen und Dis-
kussionen anzuregen. 

Einführend formulieren Christiane von Websky und Violaine Dobel in ihrem Beitrag „Teil-
habe und Zusammenhalt in und mit Kommunen stärken“ den Blick der Stiftung Mercator 
auf das Projekt. Sie stellen heraus, dass die Stärkung von Teilhabe im Sozialraum im Zent-
rum des Engagements der Stiftung steht. Die beiden Autorinnen führen aus, wie eng aus 
Sicht der Stiftung die Frage, ob und wie Teilhabe gelingt, mit den Bedingungen vor Ort, in 
den Quartieren, verbunden ist, und unterstreichen damit den engen Bezug zwischen so-
zialräumlicher Perspektive und gesellschaftlichem Zusammenhalt. Sie stellen die Schlüs-
selrolle von Ankunftsquartieren und von kommunalem Handeln heraus und verorten die 
Gestaltung teilhabefördernder Quartiere als eine zentrale Zukunftsaufgabe, für die ge-
meinsames Handeln und Mut, bestehende Strukturen neu zu denken, erforderlich sind. 

Einen essayistischen wie literarischen Impuls steuert Dinçer Güçyeter mit einem Brief an 
Almanya und einem anschließenden Gedicht bei. Der Autor und Verleger reflektiert seine 
Sicht auf das Ankommen als ein Gespräch mit Deutschland, in dem er mit sich selbst, mit 
Ankommenden, aber auch mit Deutschland hart ins Gericht geht. Er wirft Fragen auf und 
sucht Antworten. In seinem Brief und seinem Gedicht kommen Hoffnung wie auch Wut 
zum Ausdruck.  
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Untergliedert ist der Sammelband in vier übergreifende Abschnitte: 

Der erste Teil „Ankunftsquartiere erschließen und verstehen“ nähert sich aus wissen-
schaftlicher Sicht dem Thema Ankunftsquartiere und reflektiert Rahmensetzendes – den 
Wohnungsmarkt und die Integrationspolitik –, aber auch Fragen der empirischen Erfas-
sung und Fundierung (Monitoring) des Phänomens.  

Hannah Brill und Lara Hartig nähern sich in ihrem Beitrag „Orte des Ankommens – Räum-
liche, infrastrukturelle und strukturelle Perspektiven auf Migration“ dem Thema Ankunfts-
quartiere aus wissenschaftlicher Perspektive. Ausgehend von einer Kritik früherer, stark 
defizitorientierter Ansätze der Segregationsforschung stellen sie dar, wie das neuere Kon-
zept der Ankunftsquartiere hingegen Ressourcen und Integrationsleistungen migrations-
geprägter Stadtteile hervorhebt. Sie stellen heraus, dass dieses Konzept für Planung und 
Politik eine hilfreiche Perspektive bietet, um Zugangsmöglichkeiten, Unterstützungs-
strukturen und die gesamtstädtische Bedeutung migrationsgeprägter Räume sichtbar zu 
machen. Sie mahnen jedoch an, dass eine kritische Reflexion seiner Grenzen sowie die 
Berücksichtigung übergeordneter struktureller Bedingungen unerlässlich sind. Der Bei-
trag zieht den Schluss, dass Räume des Ankommens sozial, politisch und materiell pro-
duzierte, dynamische Konstellationen sind, die sowohl gesellschaftliche Teilhabe ermög-
lichen als auch bestehende Ungleichheiten widerspiegeln. 

Ein weiterer Beitrag aus der Forschung von Nihad El-Kayed und Leoni J. Meyer, „Soziale 
Einrichtungen und Migrant:innenselbstorganisationen in neuen Ankunftsquartieren“, 
stellt auf Basis eigener empirischer Untersuchungen dar, wie sich soziale Einrichtungen 
und Migrant:innenselbstorganisationen (MSO) in drei ostdeutschen Ankunftsquartieren 
seit 2015 durch die Zuwanderung von Geflüchteten verändert haben. Die Autorinnen le-
gen dar, dass soziale Einrichtungen ihre Angebote zunehmend an die Bedürfnisse von 
Menschen mit Flucht- und Migrationserfahrung anpassen, etwa durch mehrsprachige 
Beratung, neue Integrationsangebote und die Einstellung von Mitarbeitenden mit eigener 
Migrationserfahrung. Dadurch können zwar Sprachbarrieren und soziale Ausgrenzung 
teilweise abgebaut, aber nicht alle Hindernisse beseitigt werden. Die neuen MSO wiede-
rum erbringen wichtige Unterstützungsleistungen für Geflüchtete, indem sie beispiels-
weise zwischen Verwaltung und migrantischen Communities vermitteln und dazu beitra-
gen, dass Ankunftsprozesse erleichtert werden. Allerdings sind viele dieser Organisatio-
nen auf ehrenamtliches Engagement angewiesen, haben unsichere Projektförderungen 
und begrenzte Ressourcen. Die Autorinnen kommen zu dem Schluss, dass sich das 
Spektrum der sozialen Einrichtungen und MSO in den Ankunftsquartieren erweitert und 
zu einer Stärkung der Teilhabe von Geflüchteten beigetragen hat. Gleichzeitig gefährden 
strukturelle Barrieren, Finanzierungsprobleme und politische Entwicklungen den langfris-
tigen Erfolg dieser Prozesse. 

Ricarda Pätzolds Beitrag „Die ewige Wohnungsfrage. Was sagen Ankunftsquartiere über 
den Wohnungsmarkt?“ reflektiert die Situation auf den Wohnungsmärkten und den 
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wohnungspolitischen Diskurs. Die Autorin identifiziert Ursachen für die Entstehung und 
Verfestigung prekärer Wohnverhältnisse und formuliert Prämissen für eine zukunftsfä-
hige und nachhaltige Wohnungspolitik. Pätzold argumentiert in ihrem Beitrag, dass An-
kunftsquartiere ein Produkt der Situation auf den lokalen Wohnungsmärkten sind, in de-
nen Fragen der Zugänglichkeit, Bezahlbarkeit und öffentlichen Steuerungskraft dysfunk-
tional ineinandergreifen. Anstelle einer Betrachtung der allgemeinen Wohnungsmarktsi-
tuation mit seiner auf Wohnungsknappheit fokussierten Wohnungsfrage, betrachtet 
Pätzold die Ursachen und Effekte des Mangels an Wohnungen im bezahlbaren Segment 
als eigenständiges Feld für problemadäquate Maßnahmen. Die Autorin wirft einen detail-
lierten Blick auf die Gründe und Folgen der finanziellen Belastung der Haushalte durch 
steigende Wohnkosten, erörtert in diesem Zusammenhang Glaubensfragen dazu, wer 
oder was gefördert wird (Bauvorhaben oder Menschen/Haushalte; Objekt- und Subjekt-
förderung) und greift die für die Stabilisierung von Ankunftsquartieren teils erbitterte Dis-
kussion um die Relevanz der sozialen Mischung auf.  

In einem Gespräch mit Martin Gebler, Abteilungsleiter der Wohnungsverwaltung sowie 
Leiter der strategischen Quartiersentwicklung bei der Baugenossenschaft Neues Heim 
eG, lotet Ricarda Pätzold Fragen zu genossenschaftlichem Handeln in angespannten 
Wohnungsmärkten sowie Perspektiven auf und Umgangsweisen mit Ankunftsquartieren 
aus. Gebler betont die Relevanz stabiler Quartiere und diskutiert in diesem Zusammen-
hang Vorteile und Grenzen sozialer Durchmischung. Er stellt Quartiersarbeit und die Ge-
staltung von Nachbarschaften als relevante Handlungsfelder genossenschaftlichen Han-
delns in den von Zuwanderung geprägten Quartieren heraus. Die projektbezogene Be-
schäftigung mit Ankunftsquartieren bestärkt ihn darin, die Potenziale und Leistungen der 
Quartiere noch stärker aufzugreifen und dafür zu werben. Von außen herangetragene, ne-
gative Zuschreibungen wie „überforderte Nachbarschaften“ stigmatisierten die Quartiere 
hingegen zusätzlich. Abschließend wirbt Gebler für eine partnerschaftliche Zusammenar-
beit zwischen Wohnungsunternehmen und kommunaler (Sozial-)Planung und damit für 
ein abgestimmtes Vorgehen zwischen Genossenschaft und Kommune, die aus unter-
schiedlichen Rollen heraus vielfach ähnliche Ziele verfolgen.  

Boris Kühn diskutiert in seinem Beitrag „Kommunale Integrationspolitik: Entwicklungen, 
Fragezeichen, Herausforderungen“, wie es um die kommunale Integration(spolitik) steht. 
Der langjährige Kommunalpraktiker nimmt eine kritische Position ein, die anstelle einer 
Erfolgserzählung den Finger in Wunden legt und fundierte Wirkungsanalysen anmahnt. 
Viel zu selten würden Integrationskonzepte, Fachstellen und Integrationsmanagement 
auf ihre tatsächliche Wirkung auf das Verwaltungshandeln, die Teilhabe oder den Abbau 
von Diskriminierung hin empirisch untersucht; weitgehend ungeprüft dominiere deren 
Wertschätzung als wichtige Bausteine zur Strategieausrichtung. Faktisch, so der Autor, 
dominierten vielerorts weiterhin traditionelle Integrationsvorstellungen, Ressortgrenzen 
erschwerten die Bearbeitung des Querschnittsthemas, und viele Maßnahmen blieben 
fragmentarisch. Gleichzeitig stehen Kommunen angesichts von Haushaltskrisen, Fach-
kräftemangel, Digitalisierung und migrationspolitischen Debatten unter erheblichem 
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Druck. Sie brauchen daher klare Antworten darauf bzw. Argumente dafür, was Öffnungs-
prozesse, Beauftragtenstellen und Integrationsmanagement-Programme bringen und 
was sie auch nicht leisten können. Um erforderliche Neujustierungen, Streichungen und 
Stärkungen begründen zu können, müsse die Forschung zu kommunaler Integrationspo-
litik eine Art „empirische Wende“ vollziehen: hin zu methodisch transparenten Erhebun-
gen, zu ehrlichen und kritischen Bestandsaufnahmen, zu Tiefenanalysen der Abläufe vor 
Ort und zu einer Wirkungsorientierung und idealerweise Wirkungsmessung kommunaler 
Integrationsarbeit. 

In seinem Beitrag „Kommunikation und Transparenz – Teil des integrierten Handelns“ ar-
gumentiert Wolf-Christian Strauss, dass integriertes kommunales Handeln eine wichtige 
Voraussetzung für erfolgreiche Integration und Teilhabe in Ankunftsquartieren darstellt. 
Eine zentrale Grundlage dafür ist eine transparente und kontinuierliche Kommunikation – 
sowohl ressortübergreifend innerhalb der Verwaltung als auch zwischen Verwaltung und 
Quartiersbevölkerung. Quartiersmanagements, zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Migrant:innenselbstorganisationen können dabei als wichtige Brücken zwischen Verwal-
tung und Bewohnerschaft fungieren. Der Autor führt unter Berücksichtigung der Erfah-
rungen ausgewählter Projektkommunen aus, dass integriertes Handeln Lernprozesse an-
stößt, bestehende Strukturen reaktiviert und Beteiligung stärkt. Gleichzeitig müssen 
Kommunen auch angesichts begrenzter finanzieller Mittel dafür Sorge tragen, verlässli-
che Governance- und Kommunikationsstrukturen zu etablieren, um Transparenz und 
Verlässlichkeit sicherzustellen. Um Ankunftsquartiere überhaupt zu erschließen, müssen 
Kommunen wissen, wo sich Ankunftsprozesse räumlich konzentrieren, welche Gruppen 
betroffen sind und wie sich Bedarfe verändern. Kommunale Monitorings spielen hierfür 
eine zentrale Rolle. Sie helfen dabei, Entwicklungen systematisch zu beobachten, Verän-
derungen frühzeitig zu erkennen und Planungs- sowie Steuerungsentscheidungen zu un-
terstützen. Gerade in Ankunftsquartieren sind belastbare Daten eine wichtige Grundlage 
für den gezielten Einsatz von Ressourcen und die Weiterentwicklung von Infrastruktur- 
und Unterstützungsangeboten. Das geht über die Identifizierung von Ankunftsquartieren 
weit hinaus. Dresden und Berlin haben jeweils eigene Monitorings entwickelt, mit denen 
sie Ankunftsquartiere erschließen können. 

Heike Thöne führt in ihrem Beitrag „Ankunftsquartiere in Berlin“ aus, dass Berlin gegen-
wärtig ein datenbasiertes Monitoring zu den Themen Zuwanderung und Flucht aufbaut. 
Ziel ist die Erfassung von Quartieren, die eine überdurchschnittliche Zuwanderung und 
hohe Konzentration von (Flucht-)Zuwanderung seit 2015 aufweisen, um zukünftig gezielt 
Strukturen und Infrastrukturen zu stärken. Es zeichnet sich bereits ab, dass vor allem ei-
nige Außenbezirke Berlins – in denen die meisten Unterkünfte für Geflüchtete liegen und 
die über einen hohen Anteil an öffentlich gefördertem Wohnraum verfügen – eine hohe 
Dynamik und eine zunehmend heterogene Bevölkerungszusammensetzung aufweisen. 
Das Monitoring „Zuwanderung und Flucht” soll einen Impuls dafür geben, dass sich in-
nerhalb der Verwaltung und in der Stadtgesellschaft ein Verständnis für die veränderten 
Ankunftsprozesse und die neuen Ankunftsquartiere entwickelt. Die Daten sollen 
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perspektivisch die Grundlage für einen gezielten Mitteleinsatz bilden und dafür sorgen, 
dass gleichberechtigte Teilhabe garantiert und ein gutes Ankommen ermöglicht werden 
können. 

Im Beitrag „Kommunale Datenzugänge zu Ankunftsquartieren – das Beispiel Dresden“ 
stellt Jan Glatter am Beispiel der Stadt Dresden Datengrundlagen und methodische An-
sätze zur Analyse von Ankunftsquartieren vor. Diese umfassen eine gesamtstädtische 
Analyse zur Identifizierung und Typisierung von Ankunftsquartieren sowie eine vertie-
fende Quartiersanalyse zur detaillierten Untersuchung der lokalen Strukturen. Dabei ar-
beitet Dresden mit einem Ankunftsindex, der Daten zu bestehenden migrantischen Be-
völkerungen, internationaler Zuwanderung und Mobilität und damit den klassischen 
Merkmalen von Ankunftsquartieren – Netzwerke, Ankommensfunktion und Dynamik – 
zusammenführt und abbildet. Die Zusammenstellung der Datenquellen und Zugänge er-
folgt mit den Bordmitteln der Stadtverwaltung und der ihr zur Verfügung stehenden Quel-
len, wie amtliche Statistiken, aber auch eigene Begehungen und Erhebungen im Quartier.  

Die Beiträge aus Berlin und Dresden mit ihren jeweiligen Monitoring-Ansätzen machen 
sichtbar, wo Zuwanderung stattfindet, können innerstädtische Wanderungsbewegungen 
jedoch nur begrenzt abbilden. Welche Gruppen verlassen das Quartier und welche blei-
ben? Die Beobachtung von Mobilitäts- und Verlaufsdynamiken bleibt eine wichtige Wei-
terentwicklungsaufgabe zukünftiger Monitorings. 

Daniela Schneckenburger, Beigeordnete des Deutschen Städtetages, führt in ihrem Bei-
trag „Zuwanderung aus Südosteuropa – bleibende Herausforderung für die kommunale 
Quartiersentwicklung“ für das Jahr 2026 aus, dass sich zugewanderte Menschen aus Ru-
mänien und Bulgarien in bereits vorbelasteten Ankunftsquartieren großer Städte, vor al-
lem im Ruhrgebiet, konzentrieren. Die räumliche und zahlenmäßige Konzentration der be-
reits in den Herkunftsländern unter prekären Verhältnissen lebenden Menschen erzeugt 
soziale und ordnungsrechtliche Probleme und überlastet die Quartiersinfrastrukturen. 
Die Folge sind nicht selten Überforderungsanzeigen der Kommunalverwaltungen, gibt es 
doch keine verbindliche und konzeptionell abgestimmte Unterstützung auf Bundes- und 
Landesebene für die mit der Armutszuwanderung verbundenen Management- und Integ-
rationsaufgaben. Schneckenburger fordert stadtentwicklungspolitische Antworten auf 
dieses strukturelle, quartiersbezogene Thema und vermisst ein Gesamtintegrationskon-
zept mit Bildungsfokus. Sie skizziert erfolgversprechende Lösungsansätze für die be-
troffenen Städte in NRW, die baulich-strategische, soziale und arbeitsmarktbezogene In-
terventionen kombinieren. Sie plädiert aufbauend auf diesen Erfahrungen für integrierte 
Handlungsansätze, eine nachhaltige Finanzierung und die Überführung von zeitlich be-
fristeten Projekten in dauerhafte Regelstrukturen.  

Der Beitrag von Julia Burgold und Nils Hans „Sozialer Zusammenhalt unter Bedingungen 
von Diversität und Fluktuation. Konzeptionen, Herausforderungen und kommunale Praxis 
in Ankunftsquartieren“ ordnet zunächst sozialen Zusammenhalt wissenschaftlich ein und 
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schlägt eine durch empirische Projektbefunde gestützte Brücke zu Ankunftsquartieren. 
Die Autor:innen zeigen, dass es keine einheitliche Definition für sozialen Zusammenhalt 
gibt, sondern unterschiedliche normativ geprägte Verständnisse nebeneinanderstehen: 
von einem auf Homogenität, Vertrauen und gemeinsame Werte ausgerichteten Kohäsi-
onsverständnis über konvivialitätsorientierte Ansätze, die Vielfalt, Alltagspraxis und Kon-
flikt als Normalfall begreifen, bis hin zu relationalen Perspektiven, die Zusammenhalt vor 
allem in geteilten Deutungs- und Rechtfertigungsordnungen verorten. Empirisch wird 
deutlich, dass Ankunftsquartiere durch situative Kontakte, temporäre Netzwerke, alltägli-
che Koexistenz und zugleich durch soziale Ungleichheit und hohe Fluktuation geprägt 
sind, wodurch klassische Vorstellungen stabiler Gemeinschaft nur begrenzt greifen. 
Stattdessen ist Zusammenhalt in Ankunftsquartieren häufig Ergebnis eines Zusammen-
spiels sozialräumlicher Infrastrukturen, institutioneller Konfliktbearbeitung und der Ge-
staltung von Zugehörigkeitsnarrativen. Vor dem Hintergrund von Beispielen aus Projekt-
kommunen plädiert der Beitrag für ein realistischeres Verständnis von Zusammenhalt, 
das Ambivalenzen, Konflikte und unterschiedliche Formen des Zusammenlebens als dau-
erhafte Bestandteile pluraler Stadtgesellschaften anerkennt und kommunale Handlungs-
möglichkeiten vor allem in der Gestaltung stabiler Rahmenbedingungen sieht. 

Im zweiten Abschnitt des Sammelbandes erfolgen „Annäherungen an die kommunale 
Praxis der Ankunftsquartiere“. Zunächst wird ein bundesweiter Blick auf Ankunftsquar-
tiere geworfen, danach werden die am Projekt beteiligten elf Kommunen kurz vorgestellt.  

Bettina Reimann und Franciska Frölich von Bodelschwingh stellen in ihrem Beitrag „An-
kunftsquartiere in deutschen Kommunen. Ergebnisse einer bundesweiten Kommu-
nalumfrage“ zur Bedeutung und Situation von Ankunftsquartieren in deutschen Kommu-
nen Befunde eines zentralen methodischen Bausteins des Projekts dar. Die bundesweite 
Kommunalumfrage zeigt, dass Ankunftsquartiere in der Mehrheit deutscher Kommunen 
vorkommen, in west- als auch ostdeutschen Städten, in größeren wie in kleineren Kom-
munen. Besonders neue Ankunftsquartiere entstehen häufig in ostdeutschen Städten 
und an den Rändern größerer Städte. Ihre Entstehung hängt eng mit angespannten Woh-
nungsmärkten, mangelndem Zugang zu bezahlbarem Wohnraum und Diskriminierung 
bei der Wohnungssuche zusammen. Die Umfrageergebnisse zeigen: Traditionelle An-
kunftsquartiere verfügen aufgrund langjähriger Förderung meist über bessere Infrastruk-
tur, stabilere Netzwerke und mehr soziale Angebote als neue Ankunftsquartiere. Gleich-
zeitig spielen Ehrenamt, Zivilgesellschaft und migrantische Organisationen insbesondere 
in neuen Ankunftsquartieren eine wichtige Rolle für Integration und Teilhabe. Die befrag-
ten Kommunen bewerten Ankunftsquartiere überwiegend nicht als Ausdruck von Paral-
lelgesellschaften, sondern als wichtige Orte des Ankommens, die Zugewanderten Orien-
tierung und Unterstützung bieten. Entscheidend für ihre positive Entwicklung sind jedoch 
ausreichende finanzielle Ressourcen, soziale Infrastruktur, Vernetzung der Akteure und 
eine aktive kommunale Begleitung. Die Autorinnen plädieren daher dafür, Ankunftsquar-
tiere stärker als gesamtstädtisch relevante Räume der Integration anzuerkennen und ge-
zielt zu fördern.  
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Im Anschluss an diese bundesweite Perspektive werden die elf Projektkommunen, in de-
nen Fragen der Funktion, Gestaltung und Perspektiven von Ankunftsquartieren im Projekt 
vertieft wurden, kurz textlich dargestellt. Dies bildet eine illustrative Grundlage für den 
dritten Abschnitt des Sammelbandes „Ankunftsquartiere gestalten“. Die dort versam-
melten Beiträge erörtern im Wesentlichen die Umsetzung von Maßnahmen und Projekten 
in ausgewählten Projektkommunen und wurden in der Regel in gemeinsamer Autor:in-
nenschaft von kommunaler Praxis und Forschungsbegleitung verfasst. Nach einem kur-
zen einführenden Beitrag vom Forschungsteam folgen Berichte aus Berlin Marzahn-Hel-
lersdorf, Dresden, Kaiserslautern, Offenbach/Main, Rostock und Saalfeld. In einem ab-
schließenden Beitrag werden auf Basis der Projektbefunde vor allem Bund und Länder 
eingeladen, über die erforderlichen Rahmenbedingungen für die Gestaltung von Ankom-
men und Teilhabe mit den Kommunen stärker ins Gespräch zu kommen und diese dabei 
stärker als bislang zu unterstützen.  

Zunächst aber beschreiben Bettina Reimann, Isabel Ramos Lobato und Heike Hanhörster 
in ihrem einführenden Beitrag „Kommunen gestalten Ankunftsquartiere – Projektfonds 
als Initial“, wie der von der Stiftung Mercator finanzierte Projektfonds die Projektkommu-
nen dabei unterstützt hat, Teilhabe vor Ort zu fördern. Jede beteiligte Kommune erhielt 
rund 22.000 Euro für Projekte. Der Fonds war bewusst unbürokratisch gestaltet und sollte 
neue Ideen ermöglichen, bestehende Projekte weiterentwickeln oder bislang unfinan-
zierte Vorhaben realisieren. Im Mittelpunkt der entwickelten Projekte standen meist 
kleine, alltagsnahe Maßnahmen zur Förderung von Begegnung im Quartier – etwa Work-
shops, Nachbarschaftsprojekte oder Angebote für Kinder und Jugendliche. Der öffentli-
che Raum spielte dabei eine zentrale Rolle als Ort für Austausch und Beteiligung. Der 
Fonds half, Engagement sichtbar zu machen und Netzwerke zu stärken. Die Autorinnen 
ziehen ein weitgehend positives Fazit: Der Projektfonds wirkt vor allem als Impulsgeber, 
der kurzfristig Handlungsspielräume schafft und Kooperationen stärkt. Er kann allerdings 
keine dauerhaften Strukturen im Quartier ersetzen. 

Friederike Möller Bhering, André Weißenfels und Lara Hartig beschreiben in ihrem Beitrag 
„Gemeinschaft stärken im Quartier – Erfahrungen aus Berlin Marzahn-Hellersdorf“ am 
Beispiel des Berliner Stadtteils Hellersdorf, wie Nachbarschaft in einem stark durch Zu- 
und Wegzug sowie soziale Spannungen geprägten Quartier gestaltet werden kann. Unter 
Bezugnahme auf die Erfahrungen im Programms BENN – Berlin entwickelt Nachbar-
schaften zeigen die Autor:innen, dass Ankommen als dauerhafter Aushandlungsprozess 
verstanden werden muss, der sowohl materielle Infrastruktur als auch soziale und symbo-
lische Verortung erfordert. Anhand konkreter Projekte wie dem Umsonstladen „Unbezahl-
Bar“ und einem Trickfilmprojekt wird deutlich, wie Begegnung, Unterstützung und ge-
meinsames Erzählen von Lebensgeschichten dazu beitragen können, Zugehörigkeit und 
gegenseitiges Verständnis zu stärken. Insgesamt kommen die Autor:innen zu dem 
Schluss, dass Gemeinschaft nicht selbstverständlich entsteht, sondern aktiv durch Betei-
ligung, Dialog und institutionell unterstützte Quartiersarbeit gefördert werden muss. 
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Hannah Brill beschreibt in ihrem Beitrag „Kaiserslautern West: Ankunftsraum zwischen 
Engagement und Unsichtbarkeit“ den Stadtteil als sozial und baulich heterogenes An-
kunftsquartier, das seit Jahrzehnten sowohl durch Migration als auch von sozialer Be-
nachteiligung, fehlender Mitte und einer diskursiv erzeugten Randlage geprägt ist. Das 
Ankommen zahlreicher Zuwanderungsgruppen überlagert sich mit strukturellen Proble-
men wie prekärer Wohnraum, geringe politische Sichtbarkeit und begrenzte Infrastruktur. 
Bei der Bevölkerung herrscht der Eindruck vor, abgehängt zu sein. Gleichzeitig tragen lo-
kale Akteure wie Schulen, soziale Träger und Vereine den Alltag durch meist kleine, all-
tagsnahe Formen des Engagements, die jedoch stark von einzelnen Personen abhängen 
und wenig sichtbar oder dauerhaft abgesichert sind. Projekte wie „Miteinander im Quar-
tier“ versuchen, dieses Engagement durch Begegnungsformate – etwa gemeinsames 
Kochen im öffentlichen Raum – zu vernetzen und sichtbarer zu machen. Insgesamt zeigt 
die Autorin, dass Kaiserslautern West weniger unter fehlendem Engagement leidet als un-
ter einer geringen strukturellen Absicherung und Wahrnehmbarkeit. 

Der Beitrag von Julia Burgold, Bettina Reimann, Jessica Teschke und Julia Wahl „‚Nimm 
Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn‘ – ein Projekt zur Erprobung mobiler Begeg-
nungsformate in Offenbach“ stellt beispielhaft ein mit dem Projektfonds umgesetztes 
mobiles, aufsuchendes Begegnungsformat im öffentlichen Raum dar. Dieses zielt darauf, 
insbesondere neu zugewanderte Menschen besser mit bestehenden Beratungs- und Un-
terstützungsangeboten zu verbinden. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass es weni-
ger an Angeboten mangelt als an deren Zugänglichkeit und Sichtbarkeit. Durch tempo-
räre Begegnungsräume mit Spiel-, Essens- und Beratungsangeboten wurden Menschen 
direkt in ihrem Alltag angesprochen, wodurch sowohl neue Zugänge zu Hilfsstrukturen 
entstanden als auch Bedarfe sichtbar wurden, die sonst oft verborgen bleiben. Die Erfah-
rungen aus verschiedenen Quartiermanagementgebieten, in denen das Projekt umge-
setzt wurde, zeigen, dass solche Formate öffentliche Räume aktivieren, Begegnung als 
Grundlage von Teilhabe stärken und unterschiedliche Zielgruppen erreichen können. Ins-
gesamt illustriert der Beitrag, dass mobile Ankunftsinfrastrukturen eine wichtige Brücken-
funktion zwischen Stadtgesellschaft und bestehenden Unterstützungsangeboten über-
nehmen. 

Julia Burgold, Stephanie Nelles und Christin Voss zeigen in ihrem Interview „Kritik, Ver-
trauen und Perspektivwechsel – Ein Gespräch über Koproduktion in Ankunftsquartieren 
in Rostock“, dass die gemeinsame Gestaltung von Integration und Teilhabe durch Ver-
waltung und Zivilgesellschaft keine Selbstverständlichkeit ist. Sie führen exemplarisch 
aus, dass Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft häufig zunächst 
von Misstrauen und gegenseitigen Vorbehalten geprägt ist. Während die Initiative 
„Rostock hilft“ Missstände kritisierte und Veränderungen einforderte, reagierte die Ver-
waltung zunächst defensiv. Erst durch persönliche Kontakte, feste Ansprechpartner:in-
nen und die bewusste Wiederaufnahme des Dialogs entstand neues Vertrauen. Beson-
ders impulsgebend für diese positive Form der Koproduktion war der Wechsel einer der 
Autorinnen von der Zivilgesellschaft in die Verwaltung: Dadurch gelangten Erfahrungen, 
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Netzwerke und Perspektiven aus dem Ehrenamt direkt in kommunale Entscheidungspro-
zesse. Die Gesprächspartnerinnen betonen, dass dieser Perspektivwechsel das gegen-
seitige Verständnis verbessert, bestehende Routinen hinterfragt und neue Formen der 
Zusammenarbeit ermöglicht hat. Die Autorinnen machen deutlich: Erfolgreiche Kopro-
duktion ist kein Zustand konfliktfreier Harmonie, sondern ein kontinuierlicher Lernpro-
zess, der Vertrauen, persönliche Beziehungen, Offenheit für Kritik sowie den Mut erfor-
dert, unterschiedliche Sichtweisen anzuerkennen und gemeinsam Lösungen für eine viel-
fältige Stadtgesellschaft zu entwickeln. 

Der Beitrag von Hanka Giller, Christian Uthe und Lara Hartig „Wohnen und Teilhabe ko-
operativ und integriert angehen: Quartiersarbeit und kommunale Strategien in Saalfeld-
Beulwitz“ widmet sich dem Stadtteil Alte Kaserne/Beulwitz in Saalfeld. Dieser ist das Er-
gebnis integrierter Quartiersentwicklung, die darauf hinwirkte, alltagsnahe soziale Pro-
jekte eng mithilfe einer strategischen Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteurs-
gruppen in der Stadt und im Landkreis zu verbinden. Ein interdisziplinäres Netzwerk aus 
Verwaltung, Sozialarbeit und Quartiersmanagement sowie Einrichtungen wie das „Werk-
haus“ beförderten die Schaffung zahlreicher niedrigschwelliger, beteiligungsorientierter 
Angebote, die Begegnung fördern, Kompetenzen stärken und das Wohnumfeld aufwer-
ten. Die Autor:innen machen deutlich, dass viele Probleme – etwa fehlender bezahlbarer 
Wohnraum, Wohnungslosigkeit oder strukturelle Benachteiligungen – nicht lokal zu lösen 
sind, sondern eine koordinierte Strategie im Landkreis erfordern. Der Benefit umfasst un-
ter anderem eine bessere Abstimmung zwischen Behörden und Trägern, gemeinsame 
Wohnraumstrategien und Maßnahmen zur Prävention von Wohnungslosigkeit. Der Bei-
trag illustriert, dass nachhaltige Wohn- und Teilhabeverbesserungen das Ergebnis eines 
Zusammenspiels von Quartiersarbeit und einer übergeordneten institutionellen Koopera-
tion sind. 

Julia Burgold, Bettina Reimann und Isabel Ramos Lobato plädieren in ihrem gemeinsam 
mit den Projektkommunen erarbeiteten Beitrag „Zwischenruf. Starke Quartiere sichern 
Ankommen und Zusammenleben – ein Denk- und Handlungsauftrag für Bund, Länder 
und Kommunen“ dafür, Ankunftsquartieren mehr politische Aufmerksamkeit entgegen-
zubringen und ihre Leistungen für die gesamte Stadt(gesellschaft) stärker anzuerkennen. 
Ausgehend von den Projekterfahrungen zeigen sie, dass Integration vor Ort eine dauer-
hafte und handlungsfeldübergreifende Aufgabe ist und stärker sozialräumlich gedacht 
werden muss. Ankunftsquartiere sind dabei zentrale Orte des Ankommens, der Teilhabe 
und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Ihre Gestaltung stellt Kommunen vor an-
spruchsvolle Aufgaben, kann unter verlässlichen Rahmenbedingungen und mit langfris-
tiger institutioneller und finanzieller Unterstützung jedoch nachhaltig wirksam sein. Die 
Autorinnen richten daher einen Denk- und Handlungsauftrag an Bund, Länder und Kom-
munen, kommunale Realitäten und Bedarfe stärker zu berücksichtigen und die notwen-
digen Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Integrationsarbeit vor Ort zu schaffen.  
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Der Sammelband schließt in einem vierten Abschnitt mit „Internationalen Perspektiven 
und Erfahrungen“ und beleuchtet Ansätze und Erfahrungen aus Großbritannien und Po-
len.  

Susanne Wessendorf und Tamlyn Monson richten in ihrem Beitrag „Newham: Super-
diversity, Social Integration, and Inclusive Infrastructures for New Arrivals“ den Blick nach 
Großbritannien und mit Newham in einen superdiversen Londoner Bezirk. Trotz der räum-
lichen Nähe zu globalen Finanzzentren ist Newham stark von Armut, gesundheitlicher Un-
gleichheit und knappen kommunalen Ressourcen geprägt, was den gleichberechtigten 
Zugang zu Daseinsvorsorge und Dienstleistungen – insbesondere für Neuankommende 
– zu einer zentralen integrationspolitischen Herausforderung macht. Die Integrationsstra-
tegie des Bezirks versteht Integration als gesamtgesellschaftlichen Prozess und wirkt 
strukturellen Ungleichheiten entgegen. Im Fokus stehen der Ausbau inklusiver sozialer 
Infrastrukturen – etwa Bibliotheken – sowie enge Partnerschaften mit Schulen, Glaubens-
gemeinschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Die Autorinnen belegen, 
dass superdiverse Städte durch kooperative Governance, Anerkennung lokaler Stärken 
und Beteiligung von Migrant:innen soziale Integration auch unter Sparzwang nachhaltig 
fördern können. 

Elżbieta Mirga-Wójtowicz, Kamila Fiałkowska, Ignacy Jóźwiak and Monika Szewczyk rich-
ten den Blick nach Polen und analysieren in ihrem Beitrag „Between solidarity and une-
qual citizenship: Local reception infrastructures and Roma mobilisation in Poland in 
response to the war in Ukraine“ die Aufnahme ukrainischer Rom:nja in Polen nach dem 
russischen Angriff auf die Ukraine im Jahr 2022. Auf Grundlage ethnografischer For-
schung in drei lokalen Kontexten untersuchen die Autor:innen sowohl die Funktionsweise 
von Sammelunterkünften als auch die Rolle von Rom:nja-Akteur:innen in der humanitären 
Hilfe. Sie zeigen, dass ukrainische Rom:nja trotz formaler Gleichstellung häufig margina-
lisiert werden und strukturellen Formen von Antiziganismus – u.a. beim Zugang zu Woh-
nen und Bildung – ausgesetzt sind. Der Beitrag argumentiert, dass Aufnahmeinfrastruk-
turen nicht neutral sind, sondern durch ökonomische Logiken, administrative Routinen 
und ethnisierte Wahrnehmungen geprägt werden. Die Autor:innen ziehen das Fazit, dass 
Integration sowohl institutionelle Anpassungen als auch den Abbau struktureller Un-
gleichheiten erfordert. 
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(Stadt Dortmund), Prof. Dr. Nihad El-Kayed (Universität Münster), Martin Gebler (Neues Heim – Die 
Baugenossenschaft eG, Stuttgart), Dr. Ümit Koşan (Bundesverband Netzwerke von Migrantenorga-
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sen (Duisburg), Marcus Müller, Stefan Schubert und Claudia Kasimir-Gläser (Dresden), Miriam 
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Bettina Reimann, Heike Hanhörster, Isabel Ramos Lobato 

Editorial (English Version) 
Arrival is not a one-off event. It is a process that unfolds in everyday life: when looking for 
a flat, searching for a nursery place, chatting with neighbours or dealing with the authori-
ties. This process does not take place in the abstract, but within specific urban spaces – 
so-called “arrival neighbourhoods” – which facilitate, structure and help shape it. Arrival 
cannot, therefore, be understood solely as an individual task. Whether people are able to 
find their way, gain access to education, work, advice and social support, forge connec-
tions and develop prospects depends not only on state structures, but also on local con-
ditions – in particular on the interaction between various stakeholders from politics, mu-
nicipal government, business, civil society and the local community. 

The project “Teilhabe in ‘neuen‘ Ankunftsquartieren stärken” 
(“Strengthening social participation in ‘new’ arrival neighbourhoods”) 

This was the specific point of departure for the project “Strengthening social participation 
in ‘new’ arrival neighbourhoods”, funded by the Mercator Foundation 
(https://www.ankunfts-quartiere-staerken.de/). Its aim was to gain an understanding of 
and strengthen arrival neighbourhoods as key venues for local integration and urban de-
velopment policy. The focus on new arrival neighbourhoods is consistent with the basic 
assumption that such areas are no longer developing solely in traditional immigration cit-
ies in Western Germany, but – as a result of the influx of refugees since 2015 – also in 
Eastern Germany, in outlying areas of large cities, and in small and medium-sized towns. 
In order to establish an empirical basis, we conducted a nationwide survey of municipali-
ties and carried out case study monitoring and analysis, focusing in particular on the fol-
lowing research questions: Where and on what scale are new arrival neighbourhoods de-
veloping? What do they look like, and what functions do they perform? What responsibili-
ties do municipal stakeholders have? How do they work with stakeholders from civil soci-
ety and the housing sector to strengthen arrival neighbourhoods?  

Between 2023 and 2026, we – a project team1 comprising staff from the German Institute 
of Urban Affairs, ILS Research, the Technical University of Berlin and STADT-

 

1  The project team consisted of Dr Isabel Ramos Lobato (overall project lead), Hannah Brill and Dr Nils 
Hans (ILS Research), together with Dr Bettina Reimann (sub-project lead), Dr Julia Burgold, Ricarda 
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RAUMKONZEPT – worked with eleven local authorities across Germany: Berlin Marzahn-
Hellersdorf, Bremerhaven, Dresden, Duisburg, Gevelsberg, Kaiserslautern, Offenbach am 
Main, Potsdam, Rostock, Saalfeld and Salzgitter. The project received specialist support 
from an advisory board comprising representatives from local authorities, the housing 
sector, state ministries, charitable organisations, migrant self-help organisations and ac-
ademia. A project fund supported by the Mercator Foundation provided impetus for the 
local implementation of measures; through this fund, each local authority received around 
22,000 euros to put ideas and small-scale measures into practice.  

Together with municipal representatives and numerous other local stakeholders, we set 
ourselves the task of strengthening arrival and social participation in districts with high 
levels of migration. We were interested in how sustainable solutions are developed in the 
areas of housing, education, counselling and everyday community life. Although the start-
ing points of the participating municipalities vary greatly, they are united by a shared de-
termination and willingness to find ways of improving the quality of life of all individuals in 
arrival neighbourhoods, even in the face of structurally challenging conditions. As far as 
the project municipalities are concerned, this means, in most cases, taking a proactive 
and motivational approach in those districts that are characterised by poverty and precar-
ious living conditions and which are marginalised both in reality and in the public percep-
tion. Added to this is the coexistence of mobility and immobility – of arriving, moving on 
and staying, whether by choice or not, by people with and without a history of migration. 
Against this backdrop, needs are difficult to determine and are constantly changing, 
meaning that the administration has to continually reassess the situation and develop a 
flexible strategy.  

Through dialogue with local partners, we examined the various challenges, tested new 
approaches and provided impetus for dialogue both within and between the partner mu-
nicipalities. Municipal stakeholders from the administration and civil society came to-
gether in a wide range of discussion formats – both digital and in-person. They discussed 
challenges, shared experiences, reflected on possible solutions and supported one an-
other in their work. 

This exchange, which was facilitated and supported by the research team, proved partic-
ularly valuable, as although the municipalities have different starting points, they are all 
faced with similar fundamental issues. How can we provide long-term, systematic support 
for arrival and social participation? How can arrival neighbourhoods be made visible as 
spaces of relevance to the town or city as a whole? What support do municipalities need 
from central government, the federal states, city leaders, the housing sector and other 

 

Pätzold and Wolf-Christian Strauss (German Institute of Urban Affairs) as well as Prof. Dr Heike 
Hanhörster (sub-project lead), Lara Hartig, Miriam Neßler and Galyna Sukhomud (TU Berlin), and 
Mara Ahlers and Marion Kamp-Murböck (STADTRAUMKONZEPT). 
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stakeholders? And how can successful approaches be further developed so that they re-
main effective beyond individual projects? 

Municipal starting points and new arrival dynamics 

Learnings from the project show that migration no longer shapes everyday life solely in 
large cities or conurbations. Even smaller towns and regions that have had little experi-
ence of migration to date are increasingly becoming destinations for new arrivals. The dy-
namics of arrival neighbourhoods are heavily influenced by the structure of the housing 
market. In many large cities, we are seeing the suburbanisation of immigration – that is, a 
shift in immigration towards the outskirts – which goes hand in hand with the concentra-
tion of poverty. For many new immigrants, access to housing is made difficult not only by 
the general shortage of affordable accommodation, but also by discrimination, insecure 
tenancies and precarious living conditions. At the same time, there are significant differ-
ences in the life circumstances of immigrants, as well as in their legal requirements, re-
sources and support needs. Consequently, the ways in which they arrive also vary.  

In many cases, immigrants find themselves facing challenging municipal conditions. 
Housing is in short supply, and social infrastructure is either already under severe strain 
or not geared towards meeting the new needs. Educational and childcare facilities, social 
services and health systems are often operating at full capacity and are not equipped to 
cope with the constantly changing needs resulting from new arrivals. The municipalities 
involved are therefore required to respond to these developments and, despite the chal-
lenging circumstances, financial constraints and short-term funding approaches that 
make long-term planning difficult, to create options for reshaping the areas of housing, 
education, health, counselling, social infrastructure and community life. 

Nationwide debates on migration policy further complicate local integration policy. Struc-
tural shortcomings – for example, in housing, the education system or social infrastruc-
ture – are increasingly being discussed in the context of migration. This creates a narrative 
in which immigration becomes both the cause and the focal point of all problems. These 
narratives and interpretations are accompanied by simplistic and stigmatising generali-
sations about certain districts and their residents. Populist rhetoric and shifts in the polit-
ical balance of power are reinforcing these trends and further restricting the scope for ac-
tion and decision-making at municipal level. The question that really intrigued us was: 
How can municipalities nevertheless manage to promote arrival and social participation? 
What measures are they taking to improve the quality of life locally?  
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Arrival neighbourhoods as places of social participation 

One key finding of the project is that when people arrive in Germany, the course is set for 
their social participation in society. In this context, arrival neighbourhoods are of particular 
importance. The project findings show that they open up access to housing and social 
networks, offer low-threshold support services and provide practical knowledge for eve-
ryday life. Local stakeholders, such as district management organisations or advice cen-
tres, can provide guidance and build bridges to other urban areas, institutions and support 
networks. However, these achievements are often overlooked in public debate. Arrival 
neighbourhoods are often described as problematic spaces – for example, as places char-
acterised by poverty, overwhelming demands or segregation. Although these character-
istics are often defining features of many of these districts, such a perspective does not 
take account of the entire picture. For even if, in terms of facts and figures, there is not 
necessarily any fundamental change for the better in these districts, they make an im-
portant contribution to the social inclusion of new immigrants and, consequently, to the 
functioning of the city as a whole.  

The project did not view these districts primarily as problem areas, but instead focused on 
their importance for civic social participation and the functioning of the city as a whole. 
The analytical examination of arrival neighbourhoods makes it possible to highlight not 
only shortcomings and pressures, but also resources, networks, local practices and insti-
tutional interfaces. During the course of the project, we learnt that arrival neighbourhoods 
are not mere transit points, nor are they exclusively disadvantaged neighbourhoods. Ra-
ther, they are key locations where arrival and social participation can be negotiated and 
facilitated, but also restricted. 

What municipalities need: infrastructure, cooperation and long-term 
support 

The project findings show that for arrival neighbourhoods to fulfil their role within the wider 
town or city, more is needed than just local commitment and individual projects. Munici-
palities need a reliable framework and sufficient scope for action to be able to respond to 
changing needs. What is crucial are structures that ensure access, facilitate transitions 
and provide guidance even under changing circumstances. In addition to local engage-
ment, reliable social infrastructure, long-term funding models, stable networks and coop-
eration between stakeholders, as well as political awareness of the specific local condi-
tions, are therefore required.  

Arrival neighbourhoods are not merely a matter for municipal integration policy. Rather, 
they relate to questions of urban development, housing policy, social infrastructure, equity 
in education and social participation, and social cohesion. Their further development is 
therefore a task for the town or city as a whole. This can only succeed if different 
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departments, levels of decision-making and bodies of knowledge are brought together. 
This requires flexible and needs-based local governance structures that involve the ad-
ministration, civil society, the housing sector and other local stakeholders. 

About the compendium 

This compendium combines key findings on arrival, social participation and social cohe-
sion in arrival neighbourhoods and – like the project itself – brings together perspectives 
from both research and municipal practice. It contains articles based on scientific princi-
ples, including international perspectives, position statements, and reports on practical 
implementation from the participating project municipalities and the housing sector. The 
publication brings together authors with both a direct and a more indirect connection to 
the project. In this context, we are keen to address the issues of social participation, urban 
(and neighbourhood) development, housing and local democracy, and to explore the links 
between them – not least as a way of demonstrating our commitment to linking these ar-
eas more closely than before. In our view, this is a key prerequisite for being able to shape 
the process of arrival and social participation. The articles highlight where municipalities 
have already developed viable approaches and where structural support, long-term per-
spectives and political attention are lacking. This compendium thus provides impetus for 
a wider debate on social participation, social cohesion and urban development. We hope 
that this publication will help to expand the view of arrival neighbourhoods, highlight op-
portunities and requirements for action and design, and stimulate discussion. 

In their article “Teilhabe und Zusammenhalt in und mit Kommunen stärken” (“Strength-
ening social participation and cohesion in and with municipalities”), Christiane von 
Websky and Violaine Dobel begin by setting out the Mercator Foundation’s perspective 
on the project. They emphasise that strengthening social participation in the local com-
munity is at the heart of the foundation’s work. The two authors explain how, from the 
foundation’s perspective, the question of whether and how social participation succeeds 
is closely linked to local conditions within districts, thereby emphasising the close con-
nection between the socio-spatial perspective and social cohesion. They emphasise the 
key role played by arrival neighbourhoods and by municipal actions, and they identify the 
creation of districts that promote social participation as a central challenge for the future 
– one that requires collective action and the courage to rethink existing structures. 

Dinçer Güçyeter contributes both an essayistic and a literary element with a letter to Ger-
many and a poem. The author and publisher offers his view of arrival in the form of a dia-
logue with Almanya (Germany), in which he takes a hard line not only with himself and with 
new arrivals, but also with Germany itself. He raises questions and seeks answers. Both 
hope and anger are expressed in his letter and poem.  
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The compendium is divided into four overarching sections: 

The first part, “Ankunftsquartiere erschließen und verstehen” (“Exploring and under-
standing arrival neighbourhoods”), approaches the topic of arrival neighbourhoods 
from an academic perspective and examines the broader context – the housing market 
and integration policy – as well as issues relating to the empirical recording and analysis 
(monitoring) of the phenomenon.  

In their article “Orte des Ankommens – Räumliche, infrastrukturelle und strukturelle Per-
spektiven auf Migration” (“Places of arrival – spatial, infrastructure-related and structural 
perspectives on migration”), Hannah Brill and Lara Hartig examine the topic of arrival 
neighbourhoods from an academic perspective. Building on a critique of earlier, heavily 
deficit-oriented approaches to segregation research, they outline how the more recent 
concept of arrival neighbourhoods instead highlights the resources and integration 
achievements of neighbourhoods shaped by migration. They emphasise that this concept 
offers a useful perspective for planning and politics, helping to highlight access opportu-
nities, support structures and the city-wide significance of spaces shaped by migration. 
However, they stress that a critical examination of its limitations and an appreciation of 
overarching structural conditions are essential. The article concludes that spaces of arri-
val are dynamic constellations produced by social, political and material factors, which 
both enable social participation and also reflect existing inequalities. 

Another article from research by Nihad El-Kayed and Leoni J. Meyer, “Soziale Einrich-
tungen und Migrant:innenselbstorganisationen in neuen Ankunftsquartieren” (“Social in-
stitutions and migrant self-help organisations in new arrival neighbourhoods”), draws on 
the authors’ own empirical research to illustrate how social institutions and migrant self-
help organisations (MSOs) in three Eastern German arrival neighbourhoods have 
changed since 2015 as a result of the influx of refugees. The authors explain that social 
institutions are increasingly tailoring their provision to the needs of people with experience 
of displacement and migration, for example through multilingual counselling, new inte-
gration programmes and the recruitment of staff with first-hand experience of migration. 
Whilst this may go some way towards breaking down language barriers and social exclu-
sion, it does not remove all obstacles. The new MSOs, for their part, provide vital support 
services for refugees, for example by acting as intermediaries between the administration 
and migrant communities and by helping to make arrival processes easier. However, 
many of these organisations rely on voluntary work and have uncertain project funding 
and limited resources. The authors conclude that the range of social institutions and 
MSOs in arrival neighbourhoods has expanded and has helped to strengthen refugees’ 
social participation. At the same time, structural barriers, funding problems and political 
developments are jeopardising the long-term success of these processes. 

Ricarda Pätzold’s article “Die ewige Wohnungsfrage. Was sagen Ankunftsquartiere über 
den Wohnungsmarkt?” (“The eternal housing question. What do arrival neighbourhoods 
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tell us about the housing market?”) reflects on the situation in the housing markets and 
the debate on housing policy. The author identifies the causes behind the emergence and 
entrenchment of precarious housing conditions and sets out the principles for a forward-
looking and sustainable housing policy. In her article, Pätzold argues that arrival neigh-
bourhoods are a product of the situation on local housing markets, where issues of acces-
sibility, affordability and public regulatory power are intertwined in a dysfunctional way. 
Rather than examining the general housing market situation – with its focus on the hous-
ing shortage – Pätzold considers the causes and effects of the shortage of housing in the 
affordable segment as a distinct area requiring specific measures. The author takes a de-
tailed look at the reasons for and consequences of the financial strain on households 
caused by rising housing costs; in this context, she discusses questions of principle re-
garding who or what is supported (construction projects or people/households; object-
based versus subject-based support) and addresses the sometimes acrimonious debate 
regarding the relevance of social mix for the stabilisation of arrival neighbourhoods.  

In a conversation with Martin Gebler, Head of the Housing Management Department and 
Head of Strategic District Development at the Neues Heim eG building cooperative, Ri-
carda Pätzold explores issues relating to cooperative action in difficult housing markets, 
as well as the prospects for and approaches to arrival neighbourhoods. Gebler empha-
sises the importance of stable districts and, in this context, discusses the advantages and 
limitations of social mixing. He highlights community work and neighbourhood develop-
ment as key areas of co-operative action in districts characterised by immigration. Pro-
ject-based work on arrival neighbourhoods strengthens his resolve to focus even more 
closely on the potential and achievements of these districts and to promote them. Yet neg-
ative labels imposed from outside, such as talk of “overburdened neighbourhoods”, has 
further stigmatised these districts. In conclusion, Gebler advocates partnership-based 
collaboration between housing organisations and municipal (social) planning depart-
ments, and thus a coordinated approach between co-operatives and municipalities, 
which often pursue similar objectives despite their different roles.  

In his article “Kommunale Integrationspolitik: Entwicklungen, Fragezeichen, 
Herausforderungen” (“Municipal integration policy: Developments, uncertainties, chal-
lenges”), Boris Kühn discusses the state of local integration policy. The veteran municipal 
practitioner takes a critical stance, highlighting the problems rather than telling a story of 
success, and calls for sound impact assessments. It is Kühn’s view that integration strat-
egies, specialist units and integration management are empirically assessed much too in-
frequently to determine their actual impact on administrative practice, social participation 
or the reduction of discrimination; largely unchallenged, their status as key building blocks 
for strategic direction continues to dominate. In fact, according to the author, traditional 
notions of integration continue to prevail in many places, departmental boundaries ham-
per efforts to address this cross-departmental issue, and many measures remain piece-
meal. At the same time, local authorities are under considerable pressure due to budget-
ary crises, skills shortages, digitalisation and debates on migration policy. They therefore 
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need clear answers or arguments explaining what integration processes, integration of-
ficer posts and integration management programmes can achieve – and what they can-
not. In order to justify the necessary adjustments, cuts and increases, research into mu-
nicipal integration policy must, he says, undergo a kind of “empirical shift”: towards meth-
odologically transparent surveys, honest and critical assessments, in-depth analyses of 
on-the-ground processes, and a focus on – and, ideally, the measurement of – the impact 
of municipal integration work. 

In his article “Kommunikation und Transparenz – Teil des integrierten Handelns” (“Com-
munication and transparency – part of an integrated approach”), Wolf-Christian Strauss 
argues that an integrated municipal approach is a key prerequisite for successful integra-
tion and social participation in arrival neighbourhoods. A key foundation for this is trans-
parent and ongoing communication – both across departments within the administration 
and between the administration and local residents. District management bodies, civil so-
ciety organisations and migrant self-help groups can act as important bridges between 
the administration and the local community. Drawing on the experiences of selected pro-
ject municipalities, the author argues that an integrated approach triggers learning pro-
cesses, revitalises existing structures and strengthens social participation. At the same 
time, municipalities must ensure that, even in the face of limited financial resources, they 
establish reliable governance and communication structures in order to guarantee trans-
parency and reliability. In order to develop arrival neighbourhoods at all, he says, munici-
palities need to know where arrival processes are spatially concentrated, which groups 
are affected and how needs are changing. Municipal monitoring plays a key role in this 
regard. It helps to systematically monitor developments, identify changes at an early stage 
and support planning and management decisions. In arrival neighbourhoods in particular, 
he states, reliable data provides an important basis for the targeted allocation of resources 
and the further development of infrastructure and support services. This goes far beyond 
the simple identification of arrival neighbourhoods. Dresden and Berlin have, he says, 
each developed their own monitoring systems to help them develop arrival neighbour-
hoods. 

In her article “Ankunftsquartiere in Berlin” (“Arrival neighbourhoods in Berlin”), Heike 
Thöne explains that Berlin is currently establishing a data-based monitoring system to 
track immigration and refugee flows. The aim is to identify districts that have experienced 
above-average immigration and a high concentration of (refugee) immigrants since 2015, 
with a view to strengthening structures and infrastructure in a targeted manner in future. 
It is already becoming apparent, she says, that certain outlying districts of Berlin in partic-
ular – where most accommodation for refugees is located and which have a high propor-
tion of social housing – are characterised by a high degree of dynamism and an increas-
ingly diverse population. The “Immigration and refugees” monitoring initiative is intended 
to encourage the development of an understanding, both within the administration and 
amongst the wider community, of the changes in arrival processes and of the new arrival 
neighbourhoods. The data is intended to form the basis for the targeted allocation of 



 

33 

resources in the long term and to ensure that equal social participation is guaranteed and 
that people can settle in successfully. 

In the article “Kommunale Datenzugänge zu Ankunftsquartieren – das Beispiel Dresden” 
(“Municipal data sources on arrival neighbourhoods – using Dresden as an example”), Jan 
Glatter uses the city of Dresden as an example to present data sources and methodolog-
ical approaches for analysing arrival neighbourhoods. These include a city-wide analysis 
to identify and categorise arrival neighbourhoods, as well as an in-depth district analysis 
to examine local structures in detail. In this context, Dresden uses an arrival index that 
brings together and reflects data on existing migrant populations, international immigra-
tion and mobility – and thus the classic characteristics of arrival neighbourhoods: net-
works, their gateway function and dynamism. The compilation of data sources and access 
is carried out using the city council’s in-house resources and the sources available to it, 
such as official statistics, as well as its own site visits and surveys in the district.  

The studies from Berlin and Dresden, with their respective monitoring approaches, show 
where immigration is taking place but can only provide a limited view of migration patterns 
within cities. Which groups leave the district, and which remain? Monitoring mobility and 
trend dynamics remains an important area for further development in future monitoring 
programmes. 

In her article “Zuwanderung aus Südosteuropa – bleibende Herausforderung für die kom-
munale Quartiersentwicklung” (“Immigration from South-Eastern Europe – an ongoing 
challenge for municipal district development”), Daniela Schneckenburger, Department 
Head at the Association of German Cities, explains that in 2026 immigrants from Romania 
and Bulgaria are concentrated in arrival neighbourhoods in major cities that are already 
under strain, particularly in the Ruhr region. The geographical and numerical concentra-
tion of people who were already living in precarious circumstances in their countries of 
origin gives rise to social and public order issues and places a strain on district infrastruc-
ture. This often results in municipalities reporting that they are overwhelmed, as there is 
no binding and co-ordinated support at federal or state level for the management and in-
tegration tasks associated with poverty-driven migration. Schneckenburger calls for ur-
ban development policy responses to this structural, district-related issue and points to 
the lack of a comprehensive integration strategy with a focus on education. She outlines 
promising solutions for affected cities in North Rhine-Westphalia, which combine con-
struction strategy, social and labour market measures. Drawing on these experiences, she 
advocates integrated approaches, sustainable funding and the transition of time-limited 
projects into permanent, established structures.  

The article by Julia Burgold and Nils Hans, “Sozialer Zusammenhalt unter Bedingungen 
von Diversität und Fluktuation. Konzeptionen, Herausforderungen und kommunale Praxis 
in Ankunftsquartieren” (“Social cohesion in the context of diversity and population turno-
ver. Concepts, challenges and municipal practice in arrival neighbourhoods”) begins by 
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providing a scientific framework for social cohesion and then draws a connection to arrival 
neighbourhoods, underpinned by empirical project findings. The authors show that there 
is no single definition of social cohesion, but rather that different, normatively shaped con-
cepts coexist, ranging from a concept centred on homogeneity, trust and shared values, 
through approaches focused on conviviality that regard diversity, everyday practice and 
conflict as the norm, to relational perspectives that locate cohesion primarily within shared 
frameworks of interpretation and justification. Empirical evidence clearly shows that arri-
val neighbourhoods are characterised by situational contact, temporary networks and 
everyday coexistence, as well as social inequality and high population turnover; as a result, 
traditional notions of a stable community are only applicable to a limited extent. Instead, 
cohesion in arrival neighbourhoods is often the result of the interplay between socio-spa-
tial infrastructures, institutional conflict management and the shaping of narratives of be-
longing. Drawing on examples from project municipalities, the article argues for a more 
realistic understanding of social cohesion – one that recognises ambivalence, conflicts 
and different forms of coexistence as enduring features of pluralistic urban societies, and 
which sees the creation of stable framework conditions as the primary opportunity for ac-
tion by municipalities. 

The second section of the compendium, “Annäherungen an die kommunale Praxis der 
Ankunftsquartiere” takes “A closer look at the municipal practice of arrival neighbour-
hoods”. First, it considers arrival neighbourhoods throughout Germany, followed by a 
brief introduction to the eleven municipalities involved in the project.  

In their article “Ankunftsquartiere in deutschen Kommunen. Ergebnisse einer bundeswei-
ten Kommunalumfrage” (“Arrival neighbourhoods in German municipalities. The results 
of a nationwide survey of municipalities”) on the importance and situation of arrival neigh-
bourhoods in German municipalities, Bettina Reimann and Franciska Frölich von 
Bodelschwingh set out the findings of a key methodological component of the project. 
The nationwide survey of municipalities shows that arrival neighbourhoods are found in 
the majority of German municipalities: in towns and cities in both Western Germany and 
Eastern Germany, and in both large and small municipalities. New arrival neighbourhoods 
are emerging particularly frequently in Eastern German towns and on the outskirts of 
larger cities. Their emergence is closely linked to strained housing markets, a lack of ac-
cess to affordable housing and discrimination during the search for accommodation. The 
survey results show that, due to many years of funding, traditional arrival neighbourhoods 
generally have better infrastructure, more stable networks and a wider range of social ser-
vices than new arrival neighbourhoods. At the same time, voluntary work, civil society and 
migrant organisations play an important role in integration and social participation, par-
ticularly in new arrival neighbourhoods. The majority of the municipalities surveyed do not 
view arrival neighbourhoods as a manifestation of parallel societies, but rather as im-
portant places of arrival that offer immigrants guidance and support. However, sufficient 
financial resources, social infrastructure, stakeholder networks and active municipal sup-
port are crucial to their positive development. The authors therefore argue that arrival 
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neighbourhoods should be recognised more fully as integration spaces that are relevant 
to the city as a whole, and that they should be strategically funded.  

Following on from this nationwide perspective, there is a brief presentation of the eleven 
project municipalities in which issues relating to the function, design and future prospects 
of arrival neighbourhoods were examined in depth in the context of the project. This pro-
vides an illustrative basis for the third section of the compendium “Ankunftsquartiere 
gestalten” (“Designing arrival neighbourhoods”). The articles collated in this section 
primarily discuss the implementation of measures and projects in selected project munic-
ipalities and were generally co-authored by municipal practitioners and researchers. Fol-
lowing a brief introductory article by the research team, there are reports from Berlin Mar-
zahn-Hellersdorf, Dresden, Kaiserslautern, Offenbach am Main, Rostock and Saalfeld. In 
a concluding article, drawing on the project’s findings, federal and state governments in 
particular are urged to engage more closely with municipalities in discussions regarding 
the necessary framework conditions for facilitating integration and social participation, 
and to provide them with greater support than has been the case to date.  

First, however, in their introductory article “Kommunen gestalten Ankunftsquartiere – 
Projektfonds als Initial” (“Municipalities shaping arrival neighbourhoods – the project fund 
as a starting point”), Bettina Reimann, Isabel Ramos Lobato and Heike Hanhörster de-
scribe how the project fund, financed by the Mercator Foundation, has supported the par-
ticipating municipalities in promoting local social participation. Each participating munic-
ipality received around 22,000 euros for projects. The fund was deliberately designed to 
be free of red tape and was intended to facilitate new ideas, further develop existing pro-
jects or bring previously unfunded initiatives to fruition. The projects developed mostly 
centred on small-scale, everyday initiatives designed to encourage social interaction 
within districts – such as workshops, neighbourhood projects or activities for children and 
young people. Public spaces played a central role in this as venues for dialogue and social 
participation. The fund helped to make engagement visible and strengthen networks. The 
authors draw a largely positive conclusion: the project fund acts primarily as a catalyst, 
creating scope for action in the short term and strengthening partnerships. However, it 
cannot replace permanent structures within districts. 

In their article “Gemeinschaft stärken im Quartier – Erfahrungen aus Berlin Marzahn-Hel-
lersdorf” (“Strengthening community in the district – experiences from Berlin Marzahn-
Hellersdorf”), Friederike Möller Bhering, André Weißenfels and Lara Hartig use the Berlin 
district of Hellersdorf as an example to show how neighbourhood life can be shaped in a 
district strongly characterised by immigration and emigration, as well as social tensions. 
Drawing on experiences from the BENN – Berlin Develops Neighbourhoods – pro-
gramme, the authors show that arrival and integration must be seen as an ongoing pro-
cess of negotiation that requires not only material infrastructure but also social and sym-
bolic positioning. Through specific projects such as the “UnbezahlBar” no-cost shop and 
an animated film project, it becomes clear how interaction, support and sharing life stories 
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can help to strengthen a sense of belonging and mutual understanding. Overall, the au-
thors conclude that a sense of community does not arise of its own accord, but must be 
actively fostered through social participation, dialogue and institutionally supported com-
munity work. 

In her article “Kaiserslautern West: Ankunftsraum zwischen Engagement und Unsicht-
barkeit” (“Kaiserslautern West: A space of arrival caught between engagement and invis-
ibility”), Hannah Brill describes the neighbourhood as a socially and architecturally heter-
ogeneous arrival neighbourhood, which for decades has been characterised by both mi-
gration and social deprivation, the lack of a centre, and marginalisation created by public 
discourse. The arrival of numerous immigrant groups is combined with structural prob-
lems such as precarious housing, low political visibility and limited infrastructure. The 
population’s impression is that it has been left behind. At the same time, local organisa-
tions such as schools, social facilities and community groups facilitate daily life through 
mostly small-scale, practical forms of engagement; however, these rely heavily on individ-
ual people and are not very visible. Nor are they permanently ensured. Projects such as 
“Miteinander im Quartier” (Living together in the district”) aim to connect this engage-
ment through social events – such as cooking together in public spaces – and to raise its 
profile. Overall, the author shows that Kaiserslautern West suffers less from a lack of en-
gagement and more from a lack of structural support and visibility. 

The article by Julia Burgold, Bettina Reimann, Jessica Teschke and Julia Wahl, “‘Nimm 
Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn’ – ein Projekt zur Erprobung mobiler Be-
gegnungsformate in Offenbach” (“‘Take a seat and make yourself at home! – Meet your 
neighbours’– a project to trial mobile community engagement formats in Offenbach”), is 
a prime example of a mobile, outreach-based community engagement format in public 
spaces that has been implemented through the project fund. Its aim is, in particular, to 
better connect newly arrived migrants with existing advice and support services. The 
starting point was the realisation that the problem is not so much a lack of services as a 
lack of accessibility and visibility. Through temporary meeting spaces offering games, 
meals and counselling services, people were reached directly in their everyday lives; this 
not only created new avenues of access to support services but also brought to light needs 
that otherwise often remain hidden. Experience from various district management areas 
where the project has been implemented shows that such formats can revitalise public 
spaces, foster social interaction as the basis for social participation, and reach a variety of 
target groups. Overall, the article illustrates the fact that mobile arrival facilities play an 
important role in bridging the gap between urban society and existing support services. 

In their interview, “Kritik, Vertrauen und Perspektivwechsel – Ein Gespräch über Kopro-
duktion in Ankunftsquartieren in Rostock.” (“Criticism, trust and a change of perspective 
– A discussion on co-production in arrival neighbourhoods in Rostock”), Julia Burgold, 
Stephanie Nelles and Christin Voss show that the joint shaping of integration and social 
participation by the administration and civil society is by no means a given. They give 
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examples to illustrate that cooperation between the administration and civil society is of-
ten initially characterised by mistrust and mutual reservations. Whilst the “Rostock hilft” 
(“Rostock helps”) initiative criticised shortcomings and called for change, the administra-
tion initially reacted defensively. It was only through personal interaction, designated 
points of contact and the deliberate resumption of dialogue that new trust was built. A key 
catalyst for this positive form of co-production was the move by one of the authors from 
civil society into the administration: as a result, experiences, networks and perspectives 
gained through voluntary work were funnelled directly into municipal decision-making 
processes. The interviewees emphasise that this change of perspective has improved mu-
tual understanding, prompted a re-examination of existing routines and paved the way for 
new forms of collaboration. The authors make it clear that successful co-production is not 
a state of conflict-free harmony, but rather an ongoing learning process that requires 
trust, personal relationships, openness to criticism, and the courage to acknowledge dif-
ferent perspectives and work together to develop solutions for a diverse urban society. 

The article by Hanka Giller, Christian Uthe and Lara Hartig, “Wohnen und Teilhabe 
kooperativ und integriert angehen: Quartiersarbeit und kommunale Strategien in Saal-
feld-Beulwitz” (“A cooperative and integrated approach to housing and social participa-
tion: District work and municipal strategies in Saalfeld-Beulwitz”), focuses on the Alte 
Kaserne/Beulwitz district in Saalfeld. This is the result of an integrated district develop-
ment initiative, which sought to closely link social projects relevant to everyday life through 
strategic collaboration between various stakeholder groups in the town and the wider dis-
trict. An interdisciplinary network comprising the administration, social work and district 
management has combined with facilities such as the “Werkhaus” building to help to es-
tablish numerous low-threshold, participatory initiatives that encourage social interaction, 
build skills and enhance the local living environment. The authors make it clear that many 
problems – such as a lack of affordable housing, homelessness and structural disad-
vantages – cannot be resolved at local level, but require a coordinated strategy across the 
wider district. The benefits include better coordination between public authorities and or-
ganisations, joint housing strategies and measures to prevent homelessness. The article 
illustrates that sustainable improvements to how people live and participate in society are 
the result of the interaction of district-based work and wider institutional cooperation. 

In their article, drawn up with the project municipalities, “Zwischenruf. Starke Quartiere 
sichern Ankommen und Zusammenleben – ein Denk- und Handlungsauftrag für Bund, 
Länder und Kommunen” (“Interjection. Strong districts ensure arrival and coexistence – a 
mandate for reflection and action by the federal government, the federal states and mu-
nicipalities”) Julia Burgold, Bettina Reimann and Isabel Ramos Lobato advocate for 
greater recognition across all of urban society. Drawing on their project experience, they 
demonstrate that integration at a local level is a long-term task, which cuts across various 
areas of policy and must be approached with a more socio-spatial perspective. Reception 
centres are key locations for settlement, social participation and social cohesion. Design-
ing them presents local authorities with challenges. However, under reliable framework 
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conditions and with long-term institutional and financial support, they can be sustainably 
effective. The authors therefore call on the federal government, federal states, and munic-
ipalities to give more consideration to local realities and needs, and to create the neces-
sary framework conditions for sustainable integration work to be done at a local level. 

The compendium concludes with a fourth section entitled “Internationalen Perspek-
tiven und Erfahrungen” (“International perspectives and experiences”), which exam-
ines approaches and experiences from the United Kingdom and Poland.  

In their article “Newham: Superdiversity, Social Integration, and Inclusive Infrastructures 
for New Arrivals”, Susanne Wessendorf and Tamlyn Monson turn their attention to the UK 
and, specifically, to Newham, an extremely diverse London borough. Despite its geo-
graphical proximity to global financial centres, Newham is characterised by poverty, 
health inequalities and scarce local resources, which makes ensuring equal access to es-
sential public services – particularly for new arrivals – a key challenge in integration policy. 
The district’s integration strategy views integration as a process involving society as a 
whole and works to counteract structural inequalities. The focus is on expanding inclusive 
social infrastructure – such as libraries – and on forging close partnerships with schools, 
faith communities and civil society organisations. The authors demonstrate that extremely 
diverse cities can promote social integration in a sustainable manner – even in the face of 
budgetary constraints – through cooperative governance, recognition of local strengths 
and the involvement of migrants. 

Elżbieta Mirga-Wójtowicz, Kamila Fiałkowska, Ignacy Jóźwiak and Monika Szewczyk turn 
their attention to Poland and, in their article “Between solidarity and unequal citizenship: 
Local reception infrastructures and Roma mobilisation in Poland in response to the war in 
Ukraine”, examine the reception of Ukrainian Romani people in Poland following the Rus-
sian invasion of Ukraine in 2022. Drawing on ethnographic research in three local con-
texts, the authors examine both the functioning of collective accommodation centres and 
the role of Romani actors in humanitarian aid. They show that, despite formal equality, 
Ukrainian Romani people are frequently marginalised and face structural forms of an-
tiziganism – including in relation to access to housing and education. The article argues 
that reception infrastructures are not neutral, but are shaped by economic logic, adminis-
trative routines and ethnicised perceptions. The authors conclude that integration re-
quires both institutional adjustments and the elimination of structural inequalities. 
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Christiane von Websky, Violaine Dobel  

Teilhabe und Zusammenhalt in und mit 
Kommunen stärken – der Blick der Stiftung 
Mercator auf das Projekt  
Ob ein Kind einen Kitaplatz findet, ob der Weg zum Sprachkurs kurz oder lang ist, ob 
Nachbarschaft entsteht oder anonym bleibt – viele Fragen gesellschaftlicher Teilhabe 
entscheiden sich im direkten Lebensumfeld. Im Alltag, wo Menschen wohnen, Wege zu-
rücklegen und einander begegnen, bestimmt das Quartier maßgeblich den Zugang zu 
zentralen Lebensbereichen wie Bildung, Arbeit, Gesundheit und sozialen Kontakten. Hier 
eröffnen sich Chancen, hier werden aber auch Ungleichheiten sichtbar und können sich 
verfestigen. Ob und wie Teilhabe gelingt, ist daher unmittelbar mit den Bedingungen vor 
Ort verbunden. 

Gerade für Menschen, die neu nach Deutschland zugewandert sind, ist diese Phase be-
sonders prägend: Die ersten Monate und Jahre stellen entscheidende Weichen für Bil-
dungs- und Erwerbsverläufe sowie für Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe. Öffent-
liche Daseinsvorsorge, wirtschaftliche Strukturen, zivilgesellschaftliche Angebote und in-
formelle Netzwerke im Quartier bilden dabei zentrale Voraussetzungen für nachhaltige 
Teilhabe. 

Zugleich ist die sozialräumliche Perspektive von grundlegender Bedeutung für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. Soziale Ungleichheit wird im Quartier konkret erfahrbar – 
etwa durch ungleiche Zugänge zu Infrastruktur, unterschiedliche Lebenslagen oder be-
grenzte Begegnungsräume. Der Umgang mit Vielfalt im unmittelbaren Lebensumfeld be-
einflusst, ob Zugehörigkeit entsteht und Vertrauen wachsen kann. Fragen von Teilhabe 
im Quartier berühren damit immer auch grundlegende Fragen von gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt und demokratischer Stabilität. 

Vor diesem Hintergrund bieten Ankunftsquartiere ein besonders aufschlussreiches Lern-
feld. In ihnen verdichten sich unterschiedliche Dynamiken: neue Zuwanderung, beste-
hende soziale Herausforderungen und lokale Aushandlungsprozesse von Teilhabe treffen 
hier unmittelbar aufeinander. Diese Verdichtung zeigt, unter welchen Bedingungen Teil-
habe im Sozialraum gelingen kann – und wo strukturelle Hürden bestehen. Ankunftsquar-
tiere wahrzunehmen, ihre Besonderheiten ernst zu nehmen und gezielt zu stärken, ist da-
mit eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe. 

Eine Schlüsselrolle kommt dabei den Kommunen zu. Sie gestalten die Rahmenbedingun-
gen vor Ort und sind entscheidend dafür, wie unterschiedliche Politikfelder ineinander-
greifen und Lebensbedingungen vor Ort verbessert werden können. Gleichzeitig stehen 
Kommunen unter erheblichem Druck: Begrenzte Ressourcen, wachsende Anforderungen 
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und häufig fragmentierte Zuständigkeiten erschweren integrierte Lösungsansätze. Die 
Erfahrungen aus der Arbeit in Ankunftsquartieren unterstreichen, dass sektorübergrei-
fendes Handeln und interkommunaler Austausch keine Ergänzung, sondern Vorausset-
zung für die nachhaltige Stärkung teilhabefördernder Strukturen sind. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass Fragen von Teilhabe über den Kontext von Zuwanderung 
hinausgehen. Die Perspektive auf Ankunftsquartiere verdeutlicht, dass sozialräumliche 
Ungleichheiten unterschiedliche Bevölkerungsgruppen betreffen und sich in vielen Le-
bensbereichen widerspiegeln. Eine nachhaltige Stärkung von Teilhabe erfordert daher 
Ansätze, die den Sozialraum insgesamt in den Blick nehmen. 

Für die Stiftung Mercator steht die Stärkung von Teilhabe im Sozialraum im Zentrum ihres 
Engagements. Sie verfolgt das Ziel, durch ihre Arbeit in den Bereichen Digitalisierte Ge-
sellschaft, Europa in der Welt, Klimaresiliente Gesellschaft sowie Teilhabe und Zusam-
menhalt zu einer weltoffenen und resilienten Demokratie beizutragen. Übergreifend stellt 
sich dabei die Frage, wie lokale Ansätze strukturelle Wirkung entfalten können und wie es 
gelingt, unterschiedliche Akteur:innen zusammenzubringen und sektorübergreifendes 
Denken in integrierte Strategien zu überführen. Das Projekt „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunfts-
quartieren stärken“ liefert hierfür wichtige Impulse. Es verbindet Wissenschaft und Praxis 
und bietet Einblicke in die Herausforderungen und Möglichkeiten sozialräumlicher Ent-
wicklung. Es zeigt, dass sich vielerorts Akteur:innen bereits aktiv für mehr Teilhabe enga-
gieren – und dass sie nur gemeinsam wirksam werden können. 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt und demokratische Stabilität entstehen im Alltag der 
Quartiere. Die Erfahrungen aus Ankunftsquartieren machen deutlich, dass die Stärkung 
von Teilhabe nicht punktuell gelingen kann. Sie erfordert ein dauerhaftes Zusammenspiel 
von Akteur:innen, tragfähigen Strukturen und politischen Rahmenbedingungen, die den 
Sozialraum stärken. Aus der Erprobung neuer Ansätze erwächst die Aufgabe, diese lang-
fristig zu verankern. Dies ist nur möglich durch die Zusammenarbeit von Staat, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft. Die Gestaltung teilhabefördernder Quartiere bleibt damit eine 
zentrale Zukunftsaufgabe – eine Aufgabe, die gemeinsames Handeln ebenso voraussetzt 
wie den Mut, bestehende Strukturen neu zu denken.
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Dinçer Güçyeter 

Selam Almanya 
Nach Jahren habe ich das Schloss mit einem Hammer aufgebrochen und sah in unserer 
Truhe ein langes Schweigen. Wer von uns beiden hatte bisher nicht den Mut? Seit diesem 
Tag schicke ich dir Worte, Sätze, so lang wie eine Karawanserei, die ganze Fracht auf den 
Kamelen, voll mit Gedichten, Beschwerden und Liedern. Mit der Hoffnung, dass du mich 
hörst und verstehst. Doch was hat mich in all den Jahren davon abgehalten, dir mein In-
neres offenzulegen? Lag es an dir oder an meinen Eltern, die dir gegenüber die gleiche 
Dankbarkeit von mir erwartet haben. Vielleicht lebte ich mit einer Kindesangst, ohne Be-
schwerden würdest du mich mehr lieben. Vielleicht habe ich deshalb Tücher auf die Wun-
den gepresst und die Krusten, wie die ersten Gedichte im Poesiealbum, jahrelang im Hin-
terhof versteckt. Ich habe zu lange gewartet, Deutschland. Dabei habe ich gar nicht ge-
merkt, wie schnell die Zeit vergeht. Meine Geschichte beginnt im Jahr 1963, mit der Ein-
wanderung meiner Eltern. Wir haben über 60 Jahre zusammen verbracht. Meine Kindheit, 
meine Jugend haben wir zusammen in ein Malbuch gezeichnet, heute bin ich Vater von 
zwei Kindern, die grauen Haare an den Schläfen vermehren sich von Tag zu Tag, die Haut 
verliert an Straffheit, die Tage werden kürzer, die Nächte länger. Auch du bist älter gewor-
den. Neue Generationen wandern auf deinem Boden, neue Gäste stehen vor deiner Tür. 
Doch das große Wunder, womit du dich jahrzehntelang geschmückt hast, hat auch ein 
wenig von seinen glänzenden Schuppen verloren. Verstehe diesen Brief nicht als Rache 
der verstummten Jahre, bitte nicht, denn du bist immer noch mein Land. Mit deiner Spra-
che habe ich mir die schönsten Kostüme geschneidert, in deiner Luft habe ich meine 
Träume beflügelt. Egal was zwischen uns passiert ist, meine Hoffnungen habe ich wie 
Stoffreste aufbewahrt und damit die Risse geflickt. Sieh es wie eine Vater-Sohn-Bezie-
hung. Die schönsten Jahre verbringt man mit Reibungen, mit einer Rivalität, mit Brüchen, 
mit verstauchten Worten auf der Zunge. Irgendwann kommt die Zeit, wo beide in den 
Spiegel schauen. Der Vater sieht im Blick seines Sohnes die Wünsche der eigenen Ju-
gend, wozu er sich nicht aus seinem Käfig wagte. Und der Sohn sieht in der Stille seines 
Vaters den welken Garten, in dem er gerade herumirrt. Ich habe immer mit der Hoffnung 
gelebt, dass jeder Käfig aufgebrochen, jeder welke Garten wieder zum Blühen erweckt 
werden kann. Deswegen schreibe ich wahrscheinlich wie ein Verrückter, setze jede Silbe 
als eine Zange, jeden Atemzug als Düngemittel ein. Heute, nach 60 Jahren, würde ich 
gerne meine Eltern fragen, ob sie tatsächlich hier angekommen sind. Doch ich fürchte, 
beide werden nicht die richtigen Worte für ihre Gefühle finden. Der Grund ist ganz einfach, 
ein Rennpferd, das nur für die Trabrennbahn von seinen Zügeln befreit wird, wird nie ler-
nen, sich aufzubäumen, den Kopf in den Himmel zu strecken. Wenn du mich fragst, ich 
arbeite daran, seit meiner Geburt. Oft setze ich das Vergessen ein, das Vergessen der 
Stunden, die ich in Ausländerbehörden, in Chef-Etagen, in Warteräumen vor einer Inten-
sivstation verbracht habe. Ich bin hier, Almanya, Kind dieser Erde, dieser Sprache. Ein Me-
chaniker im Blaumann, der bei jeder Frage nach meinem Hintergrund das fertige Teil neu 
zerlegen, neu zusammenschrauben muss. Hier ist auch der Schnittpunkt, wo der 
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Mechaniker und der Dichter sich treffen. Der eine muss ununterbrochen leisten, die Be-
deutung seiner Existenz unter Beweis stellen, und der andere verflucht jede Wurzel, die 
ihn von seinem Weg abhält. Die Tradition des Hölderlins, das Hemd aus Feuer wirft er über 
die Schulter und flüchtet vor allen, die ihm eine Heimat versprechen. Die Heimat ist für ihn 
nichts als eine Unterhose mit einem Schweißfleck von gestern. Auch wenn es nicht so 
aussieht, diese beiden Identitäten stehen weit voneinander, beide sind über den gleichen 
Damm gesprungen, beide haben sich im selben See gewaschen. Pathetisch formuliert: 
Beide haben früh das Fegefeuer in ihrem Wesen entdeckt. Ob ein Ankommen möglich 
sein wird, das hängt auch eine wenig von dir ab, Almanya, ein Monolog wird leider nicht 
ausreichend sein, um diese Bretter zu bespielen. Ich gebe mir Mühe, glaub mir. Dann höre 
ich deine Stimme, laut wie die eines Marktschreiers, wie du deine Waffen anbietest, wie 
du mit steigenden Aktien strahlst, wie du vor einem Gemetzel in unserer Gegenwart 
schweigst, wie du die heutige Schuld mit vergangener Schuld erstickst, wie du die Schuld 
nach einem Pass, nach einer Herkunft neu definierst, die Werte, an die wir geglaubt haben, 
willkürlich im Hintergarten begräbst. Vor über zehn Jahren hat mich der Pastor in unse-
rem Dorf gebeten, einen jungen Mann aus Damaskus im Kirchenasyl zu betreuen, zwei 
Mal in der Woche kamen wir zusammen und haben Deutsch geübt. Kurze Zeit später 
wurde er in einem Drogeriemarkt beim Klauen ertappt, er hat eine Packung Kondome in 
die Hosentasche gesteckt. Er rief mich an und gab das Handy dem Filialleiter, ich habe 
den Filialleiter um 10 Minuten Zeit gebeten, gebeten, keine Anzeige zu erstatten. Er kannte 
mich, ich war mindestens einmal in der Woche im gleichen Laden, um für meinen neuge-
borenen Sohn Windeln, Fenchel-Tee und die buntesten Strampler zu kaufen. Nach einem 
kurzen Gespräch war er mit meiner Bitte einverstanden. Wir gingen zur Kasse, ich habe 
die Kondome bezahlt. Auf dem Rückweg habe ich dem Mann aus Damaskus zwei Fragen 
gestellt: Die erste Frage, wofür er die Kondome braucht, eine Freundin hatte er nicht, Geld 
für einen Bordellbesuch auch nicht. Ich habe vom Sex geträumt und wollte vorbereitet 
sein, antwortete er. Mein Lachen musste ich mir verkneifen und habe die ernstere Frage 
gestellt: Wie können wir dich in Schutz nehmen, wenn du gegen die Regeln verstößt? Was 
machen wir, wenn man dich morgen früh in den Flieger setzt und abschiebt? Darauf 
konnte er keine Antwort geben, seine Wangen fingen an zu glühen. Ich habe ihn gebeten, 
sich auf die Bank vor der Eisdiele zu setzen, habe für uns beide jeweils zwei Kugeln Eis 
geholt. Samir arbeitet heute als Taxifahrer, hat eine Familie, seine Frau besucht gerade 
den Sprachkurs in derselben Kirche. Auch dir würde ich heute die Frage stellen: Wie kön-
nen wir dich in Schutz nehmen, wenn du gegen die Regeln verstößt? Wie können wir über 
Demokratie sprechen, wenn du das Leid der Menschen mit erfundenen Lügen übergehst. 
Wie können wir noch über Werte sprechen, wenn du populistische Schuldzuweisungen 
als einzige Waffe einsetzt, die Wahrheit hinter einer Maske versteckst, die Fuchs-Kalkula-
tion über das Gewissen hältst. Oder ich frage mal so, Almanya: Du hast dich an unsere 
Abmachung nicht gehalten, hast die Werte, die ich versuche, heute an meine Kinder wei-
terzugeben, unter die Füße genommen. Jetzt sag mir, an wen soll ich die Anzeige richten, 
wohin sollen wir dich abschieben? Hier, in unserer Gegenwart, sind an jeder Ecke die Hoff-
nungen, die Träume, die Arbeit, die Entbehrungen von Millionen Menschen versteckt. 
Auch wenn heute viele behaupten, das Wirtschaftswunder hat vor der Einwanderung 
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begonnen. Wer hat den Akkord in schwülen Fabrikhallen gesteigert, wer hat die Drecks-
arbeit verrichtet, mit wessen Arbeitskraft kam es zu den Überschüssen? Bevor du weiter 
den Strich unter die letzten 60 Jahre ziehst, lass uns bitte nochmal sprechen, ich bringe 
Lahmacun und Gazoz mit, versprochen! Sonst wird die Wahrheit in einem Selbstgespräch 
abdriften, Almanya. Wie ich deine Zustimmung für meine Antworten brauche, so brauchst 
du für deine Zukunft meine Stimme. Mit „meine Stimme“ meine ich die Stimmen der jun-
gen Generation. Eine neue Generation, die mit ihren neuen Vorschlägen, mit ihrer eigenen 
Sprache, mit einem neuen Verständnis in der Gesellschaft Platz genommen hat. Mit altem 
Kleister aus dem Keller werden wir die Tapete nicht an die Wand bringen. Vor allem die 
Sprache, die gerade aus dem politischen Block verletzend auf uns fällt, muss neu abge-
wogen werden. Erst wenn diese Sprache ihre Eleganz findet, können wir auch gerne über 
die Zugehörigkeit sprechen. So oft war ich mir sicher, dass unser gemeinsames Haus 
endlich luftdicht-windfest steht, dann kommst du wie der verärgerte Nachbarsjunge und 
schlägst die Scheiben ein. Deine Sprache gehört dir, Almanya, wie dein Arm, dein Fuß, 
ohne dir Mühe geben zu müssen, ist sie mit dir gewachsen. Ich musste die Sprache erar-
beiten, musste in die Knie gehen, jeden Artikel, jeden Satzbau überdenken. Die Angst, ich 
könnte die Sprache, somit auch die anderen verletzen, wird bis zu meinem letzten Tag auf 
dieser Erde meine größte Sorge bleiben. Du hast es wie ein Erbe ins Gehör gegossen be-
kommen, ich oder Millionen andere nicht. Vielleicht deshalb ist meine Vorsicht größer, 
deshalb schleife und poliere ich jedes Wort, bevor es über meine Zunge rutscht. Dass jede 
Silbe ein Gewicht hat, brauche ich dir, dem Land der Denker und Dichter, nicht zu erzäh-
len. So ist es, Almanya, danke, dass du mir zugehört hast. Danke für alles, für die Sprache, 
für meine, für unsere Geschichten, aber auch für die Wut, die mich oft nachts aus dem 
Bett holt. Ich hoffe, ab und zu schaust du hinter diese Wut. Ich hoffe, ab und zu siehst du, 
dass hinter dieser Wut ein kleiner Junge steht, der darauf wartet, dass du ihm übers Haar 
streichelst. Ich werde nie die Hoffnung aufgeben, dass hinter deinem strengen Blick ein 
weicher Kern versteckt ist, der genauso nach Liebe und Geborgenheit sucht. Hier meine 
Einladung, lass uns zusammenkommen. Versprochen, nicht nur Lahmacun und Gazoz, 
auch eine gemischte Tüte vom Kiosk bringe ich mit. Du darfst zuerst in die Tüte schauen. 
Versprochen. Ich lese dir auch ein Gedicht vor: 
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Auf diesen Straßen 
 

auf diesen Straßen liegen zerstreut die gebrochenen Worte unserer Jugend 
auf diesen Straßen tragen gezähmte Falken unsere Akten 

unseren Blick, zwischen ihren Krallen, unseren Abschied, unsere Schrift 
unsere zitternde Hand: ein verschämter Liebesbrief 

unsere zitternde Hand: ein Schwan auf dem gefrorenen See 
unsere zitternde Hand: die Spuren im Schnee, einzeln oder zusammen 

unsere zitternde Hand, waidwund: der Tiefflug über den Flammen 
 

diese Straßen sind voll mit Zungen, die ihre Namen nicht sprechen 
sie alle kennen die Grammatik des Verlusts, den Jargon der Nächte 

alle kennen den Akzent der Rasur: jedem Versprechen folgt ein Verbrechen 
jedem Regen ein neuer Brand. in jedem Traum sitzen die Gazellen im Kreis 

und schreiben das Gedicht der Wildnis, in jedem Traum läuft ein Fluss 
über sein Bett, in jedem Traum pinkelt das Kind am Ufer ins Wasser 

nach jedem Aufwachen zupft der Mann die Brusthaare in dunklen Ecken 
legt seine Scham wie abgebrannte Streichhölzer auf goldgelbe Flecken 

 
auf diesen Straßen liegen zerstreut die Schlagzeilen über eine müde Welt 

die in der Faust eine blaue Flamme hält, die alte Asche in ihren Falten versteckt 
das alte Karussell auf dem Marktplatz dreht sich gleichgültig, weltvergessen 

wie ein Derwisch, der seinen Diwan verloren hat. seit Jahrhunderten kühlt ein Soldat 
mit Tränen in einer rostigen Kabine seine Altersflecken. wo bleiben die Gebete, 

fragt er sich, wo der Sieg in Hymnen, das Segen des Weihwassers, die Gnade des  
Zemzem-Brunnens. zwischen einem Minarett und einer Domspitze hängen  

neue Einkaufslisten der Staaten. das alte Requiem wird mit neuen Instrumenten 
gespielt, vor unser aller Augen, vor unser aller Ohren tropft die saure Milch der Feigen 

auf diese Straßen. unser zittriges Schweigen: der Tiefflug über den Flammen 
 

diese Straßen sind voll mit Zungen, die keine fremde Haut kennen 
sie alle kennen die Gasse des Begehrens, den Jargon der Wut 

und den Code der Schlagzeilen: jedem Versprechen folgt ein Verbrechen



 

47 

 

 

 

A  
Ankunftsquartiere erschließen und 

verstehen 



 

48 



 

49 

A1 

Hannah Brill, Lara Hartig 

Orte des Ankommens – Räumliche, 
infrastrukturelle und strukturelle Perspektiven 
auf Migration 

1. Einleitung: Stadt, Migration und Räume des Ankommens 

Städtische Räume bilden zentrale Schauplätze gesellschaftlicher Aushandlungen um 
Migration und Ankommen und werden durch diese zugleich fortlaufend verändert. Seit 
Jahrzehnten ringen Wissenschaft, Politik und Planung darum, wie die räumlichen Bedin-
gungen des Ankommens verstanden, beschrieben und gestaltet werden können. Denn 
Migration ist damit nicht nur ein soziales oder demografisches, sondern immer auch ein 
räumlich verankertes Phänomen: Ohne Migration wären heutige Städte weder in ihrer de-
mografischen Zusammensetzung noch in ihrer sozialen und ökonomischen Dynamik 
denkbar: „Aus einer Perspektive, die Bewegung zum Ausgangspunkt des Denkens macht, 
rückt Migration dagegen als integrativer Bestandteil urbaner Entwicklungen in den Blick“ 
(Yildiz, 2017, S. 20). 

Dabei hat sich der Fokus insbesondere auf migrationsgeprägte Stadtteile und auf die 
Rolle lokaler Strukturen im Ankommensprozess mehrfach verschoben. Ein Blick in die 
Forschungsgeschichte zeigt, dass die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit migra-
tionsgeprägten Stadtteilen lange von einer defizitorientierten Perspektive geprägt war. 
Ein frühes und bis heute wirkmächtiges Beispiel hierfür findet sich in der Chicago School 
der 1920er- und 1930er-Jahre, in der bestimmte Stadtviertel als „zones of transition“ 
(Übergangszonen) verstanden wurden (Burgess, 1925): als temporäre Ankunftsräume auf 
einer linearen Integrationsleiter, in der räumliche Mobilität als Ausdruck sozialen Auf-
stiegs interpretiert wurde. Das Verlassen bestimmter Quartiere galt als Indikator erfolg-
reichen sozialen Aufstiegs, während der Verbleib als Zeichen von Rückständigkeit gelesen 
wurde. Darauf aufbauend entwickelte sich die Segregationsforschung, die die ungleiche 
Verteilung sozialer Gruppen im urbanen Raum erfasst – häufig anhand quantitativer 
Messverfahren und Segregationsindizes. Die Konzentration migrantischer oder einkom-
mensschwacher Haushalte wird dabei häufig problematisiert. Die Annahme, benachtei-
ligte Gruppen würden in „sozial gemischten“ Quartieren von der Nähe zu 
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ressourcenstarken Mittelschichten profitieren, erwies sich jedoch empirisch als wenig be-
lastbar (Häußermann, 2007; Holm, 2009). Studien zeigen, dass Mittelschichtsangehörige 
ihre Ressourcen trotz räumlicher Nähe oft exklusiv halten und soziale Abgrenzung fortbe-
steht (El-Kayed, 2025b). Zudem geraten die in der Segregationsforschung eingesetzten 
Indikatoren konzeptionell und methodisch in die Kritik, etwa aufgrund normativer Annah-
men und begrenzter Aussagekraft (Dangschat, 2008).  

Parallel dazu entwickelte sich eine gegenläufige Forschungsperspektive, die migranti-
sche Konzentrationen nicht nur als Defizit, sondern auch als Ressource versteht. Arbeiten 
zu „ethnic“ oder „immigrant enclaves“ und migrantischen Ökonomien betonen unterstüt-
zende Netzwerke, ökonomische Chancen und Schutzfunktionen, die in solchen Quartie-
ren entstehen können (Portes & Manning, 1986). Während diese Ansätze vor allem die 
Bedeutung einzelner, oft klar abgegrenzter Bevölkerungsgruppen in den Blick nehmen, 
richtete sich der Fokus mit dem Konzept der „superdiversity“ (Vertovec, 2007) zuneh-
mend auf die vielschichtige Heterogenität urbaner Gesellschaften, in denen sich soziale 
Unterschiede nicht mehr auf einzelne Herkunftsgruppen reduzieren lassen. Neuere De-
batten – etwa angelehnt an Saunders’ „Arrival City“ (2010) – knüpfen an diese positiveren 
Perspektiven an und betonen die funktionalen Qualitäten bestimmter Stadtteile als Orte 
des Einstiegs, der Orientierung und des sozialen Aufstiegs. Auf dieser Grundlage entwi-
ckelte sich der Ansatz der Ankunftsquartiere, der nicht länger primär Defizite, sondern die 
lokalen Bedingungen und Gelegenheitsstrukturen in den Blick nimmt, die Ankommens-
prozesse ermöglichen. Zugleich zeigt sich jedoch, dass sich Ankommensprozesse nicht 
auf einzelne Quartiere beschränken lassen, sondern in ein breiteres Geflecht räumlicher, 
infrastruktureller und institutioneller Zusammenhänge eingebettet sind.  

Der vorliegende Beitrag greift diese Verschiebung auf und richtet den Blick auf unter-
schiedliche, miteinander verschränkte Perspektiven auf Räume des Ankommens, die das 
Verhältnis von Migration und Raum differenzierter fassen. Diese Ansätze sind nicht als 
sukzessive Ablösungen oder als hierarchisch geordnete Modelle zu verstehen, sondern 
als parallel existierende und vielfach miteinander verschränkte Sichtweisen. Während ei-
nige Arbeiten den Fokus auf Ankunftsquartiere (Kapitel 2.1) und damit den Blick auf be-
stimmte städtische Teilräume richten, fokussieren andere Arbeiten stärker auf multiska-
lare räumliche Konstellationen des Ankommens (Kapitel 2.2), auf die zugrunde liegenden 
Infrastrukturen (Kapitel 2.3) oder auf die strukturellen Bedingungen (Kapitel 2.4), die sol-
che Orte und Prozesse überhaupt hervorbringen. Zusammen bilden diese Perspektiven 
ein komplementäres analytisches Instrumentarium zur Untersuchung räumlicher Muster 
des Ankommens. Ziel ist es, diese Perspektiven zueinander in Beziehung zu setzen und 
ihre jeweilige analytische Reichweite sichtbar zu machen sowie ihre Bedeutung für plane-
rische und politische Praxis zu reflektieren (Kapitel 3). 
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2. Konzeptionelle Zugänge zu Räumen des Ankommens 

Die folgenden Abschnitte entfalten zentrale konzeptionelle Zugänge zu Räumen des An-
kommens und machen sichtbar, welche unterschiedlichen analytischen Blickrichtungen 
sich daraus für die Untersuchung und Gestaltung von Ankommensprozessen ergeben. 

2.1 Ankunftsquartiere: Funktionen, Potenziale und Ambivalenzen 

Aufbauend auf den skizzierten Genealogien räumlich ausgerichteter Stadt- und Migrati-
onsforschung markieren die Konzepte der Ankunftsquartiere einen wichtigen Wende-
punkt: Sie lösen sich von einer primär defizitorientierten Segregationsperspektive und 
wenden sich der Frage zu, welche Rolle städtische Räume im Prozess des Ankommens 
spielen. Anknüpfend an Saunders’ (2010) Überlegungen zur „Arrival City“ hat sich in den 
letzten Jahren vor allem im deutschsprachigen Raum, aber auch in den Niederlanden, 
Großbritannien und Belgien eine eigenständige Debatte um sogenannte Ankunftsquar-
tiere entwickelt (Hanhörster & Wessendorf, 2020; Hans et al., 2019; Kurtenbach, 2015; 
Schillebeeckx et al., 2019). Im Zentrum steht dabei die Frage, wie lokale Bedingungen in 
bestimmten Stadtteilen den Zugang von Neuzugewanderten zu Ressourcen, Netzwerken 
und Mobilitätschancen strukturieren und welche Rolle diese Quartiere für die gesamt-
städtische Integrationsdynamik spielen. 

Hans et al. (2019, S. 515) beschreiben Ankunftsquartiere als „städtische Teilgebiete des 
Ankommens“, „die in besonderer Weise von internationalen und grenzüberschreitenden 
Migrationsprozessen, Diversität, hoher Fluktuation sowie einer hohen räumlichen Kon-
zentration ankunftsbezogener Gelegenheitsstrukturen“ gekennzeichnet sind. Aufbauend 
auf diesen Definitionen zeigt die Forschung erstens, dass sich in Ankunftsquartieren häu-
fig unterschiedliche Zuwanderungsphasen und -gruppen überlagern und dadurch hoch-
diversifizierte soziale Strukturen entstehen (Gerten et al., 2022). Zweitens werden sie als 
dynamische Übergangsräume beschrieben, die von Ankommen, Etablierung und Weiter-
zug geprägt sind (Bovo, 2020). Drittens sind viele dieser Quartiere in sozial benachteilig-
ten Kontexten verortet, die von Armut und Prekarität geprägt sind (Hans, 2024). Obgleich 
der Begriff grundsätzlich ein breites Spektrum von Stadtvierteln mit unterschiedlichen 
geografischen Lagen, sozioökonomischen Profilen, Bevölkerungs- und Gebäudestruktu-
ren umfassen kann, konzentriert sich die empirische Forschung bislang vor allem auf in-
nerstädtische, dicht besiedelte Gebiete mit Blockrandbebauung, die als „traditionelle“ 
Ankunftsgebiete (Gerten et al., 2022) gelten. 

Funktional werden Ankunftsquartiere als „platforms of arrival“ beschrieben (Meeus et al., 
2019), in denen viele Migrationsverläufe ihren räumlichen Anfang nehmen und Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte häufig ihre erste Wohnung finden. In diesen kleinräumig 
konzentrierten Gebieten werden grundlegende Integrationsleistungen für die Gesamt-
stadt erbracht (Kurtenbach, 2015) – nicht nur für diejenigen, die dort wohnen, sondern 
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auch für Menschen, die die Quartiere temporär oder punktuell nutzen (El-Kayed, 2025a). 
Als zentrales gemeinsames Merkmal verweisen zahlreiche Studien auf die hohe räumliche 
Konzentration ankunftsbezogener „opportunity-structures” (Phillimore, 2021), etwa in 
Form niedrigschwelliger Angebote, Dienstleistungen und Kontaktmöglichkeiten (Hall et 
al., 2017; Hans & Hanhörster, 2020) (Schillebeeckx et al., 2019). Ankunftsquartiere fun-
gieren als soziale und ökonomische Knotenpunkte, indem sie niedrigschwellige Zugänge 
zu Arbeit, Wohnen, Beratung und Netzwerken bereitstellen (Hanhörster & Wessendorf, 
2020). Bovo (2020, S. 28) beschreibt ihre „resourcefulness“ damit, dass sie Neuankom-
menden eine Vielzahl von Ressourcen zugänglich machen, die in anderen Teilen der Stadt 
schwerer zugänglich sind. Dies geschieht häufig über bereits etablierte lokale Netzwerke 
(Hans & Hanhörster, 2020), sekundäre Wohnungsmärkte und informelle Beschäftigung, 
die – in stärker oder schwächer regulierten Formen – zusätzliche Zugänge eröffnen. Dar-
über hinaus sind Ankunftsquartiere in transnationale Netzwerke eingebunden und fungie-
ren als Knotenpunkte globaler Unterstützungs- und Migrationspraktiken, die neue For-
men sozialer Teilhabe ermöglichen (Boost & Oosterlynck, 2019; Hanhörster & Wessen-
dorf, 2020). 

Konzeptionell trägt der Ansatz der Ankunftsquartiere auf zweifache Weise zur Weiterent-
wicklung der Migrations- und Stadtforschung bei. Erstens verschiebt er den Blick von ei-
ner defizitorientierten Problematisierung sozialräumlicher Konzentration hin zu einer Res-
sourcenperspektive: Nicht mehr primär Armut, Segregation oder vermeintliche „Integra-
tionsdefizite“ stehen im Vordergrund, sondern die produktiven Funktionen, Potenziale 
und Integrationsleistungen dieser Quartiere. Ziel ist es, einen stigmatisierungssensibleren 
Blick auf migrantisch geprägte Stadtteile zu entwickeln, der ihre gesamtstädtische Be-
deutung sichtbar macht. Zweitens ermöglicht der Fokus auf Ankommensprozesse eine 
Neujustierung des Integrationsbegriffs. Statt Integration als normativen, kulturessentia-
listischen Assimilationsprozess zu denken, rücken Studien zu Ankunftsquartieren Aus-
handlungsprozesse und institutionell hergestellte (Un-)Zugänglichkeiten zu gesellschaft-
lichen funktionalen, sozialen und symbolischen Ressourcen in den Mittelpunkt (Hanhörs-
ter & Wessendorf, 2020, S. 4) wodurch der Begriff von Vorstellungen sozialer Aufwärts-
mobilität oder kultureller Anpassung gelöst wird. Diese Perspektiven eröffnen die Mög-
lichkeit, Ankommen als pluralen, nicht-linearen und auch widersprüchlichen Prozess zu 
begreifen. Damit rückt die Ankunftsphase insgesamt stärker als Zeitraum der Aushand-
lung in den Vordergrund, in dem zukünftige Wege unter Bedingungen selektiven Zugangs 
zu gesellschaftlichen Ressourcen gestaltet werden – etwa beim Navigieren durch büro-
kratische Systeme, bei der Wohnungssuche oder beim Finden einer ersten Arbeitsstelle 
(El-Kayed & Keskinkılıc, 2023). 

Trotz ihres analytischen Potenzials ist das Konzept der Ankunftsquartiere nicht frei von 
Kritik. Insbesondere die ressourcenorientierte Perspektive birgt die Gefahr, prekäre Le-
bensbedingungen zu beschönigen: Eine romantisierte Darstellung informeller Ökono-
mien als „inklusiv“ kann Formen von Ausbeutung, Unsicherheit und rechtlicher Verwund-
barkeit verdecken, die viele Neuzugewanderte erfahren (El-Kayed & Keskinkılıc, 2023). 
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Informelle Netzwerke und ökonomische Praktiken kompensieren zwar häufig Defizite for-
maler Systeme, gehen jedoch nicht selten mit Prekarität oder Kriminalisierung einher und 
stehen in Spannungsverhältnissen zu städtischen Regulierungen und Nutzungsnormen 
(Bovo, 2020). Darüber hinaus richtet sich Kritik gegen den engen räumlichen Fokus des 
Konzepts selbst. Meeus et al. (2020) bemängeln, dass die Konzentration auf klar abgrenz-
bare, „klassische“ Ankunftsquartiere den Blick zu sehr auf einzelne Gebiete verengt und 
damit die vielschichtige, über mehrere Orte verteilte und relationale Natur von Ankunfts-
prozessen aus dem Blick verliert. Dies führe zu einer Form von „telescopic urbanism“ 
(Meeus et al., 2020), bei der komplexe räumliche Verflechtungen auf wenige sichtbare 
Quartiere reduziert werden. Auch Templin (2025) betont, dass Ankunftsquartiere nur sel-
ten den zentralen Bezugspunkt migrantischer Lebenswelten darstellen; vielmehr fungie-
ren sie als wichtige Knoten in mehrskaligen Netzwerken. Weitere Autor:innen kritisieren 
zudem den starken Fokus auf innerstädtische, dicht bebaute Einwanderungsviertel, der 
andere Orte des Ankommens ausblendet und damit einen impliziten „urban bias“ repro-
duziert (El-Kayed et al., 2020). 

Diese Einwände verweisen darauf, dass Ankommensprozesse selten an einen einzelnen 
Stadtteil gebunden sind, sondern sich über unterschiedliche Orte, Infrastrukturen und 
Maßstabsebenen hinweg entfalten. 

2.2 Relationale und multiskalare Räume des Ankommens 

Neben den auf Quartiere fokussierten Arbeiten hat sich ein eigenständiger Forschungs-
strang herausgebildet, der Ankommen nicht über bestimmte städtische Teilräume, son-
dern über relationale, flexible und multiskalare räumliche Konstellationen fasst. Im Fol-
genden fassen wir diese als „Ankunftsräume“ im weiteren Sinne. Diese Perspektive ver-
steht Räume des Ankommens nicht als gegebene oder eindeutig lokalisierbare Gebiete, 
sondern als räumliche Verdichtungen sozialer, politischer und materieller Dynamiken, die 
entlang von Migrationsverläufen entstehen und sich fortlaufend verändern. Migrantische 
Lebenswege verlaufen dabei nicht linear von einem Herkunfts- zu einem Zielort, sondern 
über miteinander verbundene Stationen, in denen „Ankommen“ als wiederkehrender Mo-
ment der Neuordnung von Beziehungen, Ressourcen und rechtliche Positionen erscheint.  

Eng damit verbunden ist die zeitliche Dimension des Ankommens: Orte können für unter-
schiedliche Phasen des Ankommens relevant sein und jeweils eigene zeitliche Logiken 
entwickeln – von kurzfristigen Einstiegsorten wie Camps, Unterkünften oder Beratungs-
stellen (Bovo, 2020) über mittelfristig stabilisierende Einwanderungsviertel (Hans et al., 
2019) bis hin zu längerfristigen oder zyklisch genutzten Arbeits- und Lebensräumen, etwa 
in agrarischen oder logistischen Arbeitsmärkten (McAreavey & Argent, 2018). Die Funk-
tion eines Ankunftsraums ist damit keine fixe Eigenschaft, sondern ergibt sich aus dem 
wandelbaren Verhältnis zwischen Menschen, Orten und institutionellen Regimen (Haase 
et al., 2020). 
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Vor diesem Hintergrund versteht die Perspektive der Ankunftsräume bestimmte Orte als 
Verdichtungsorte (places of condensation) multilokaler Migrationsverläufe (Bovo, 2020). 
Gemeint sind lokale Konstellationen, in denen sich globale Migrationspfade, transnatio-
nale Netzwerke, staatliche Regime und alltägliche Praktiken in besonderer Dichte kreuzen 
und räumlich sichtbar werden – etwa Ankunftsquartiere, Grenzstädte, Lager, Inseln an 
europäischen Außengrenzen oder andere Schwellenräume entlang der Routen. Diese An-
kunftsräume sind weniger durch eine homogene „Migrationsbevölkerung“ definiert als 
durch die Vielzahl von Verflechtungen, Konflikten und Aushandlungen, die sich in ihnen 
konzentrieren. 

Dieser Blick ermöglicht es, ganz unterschiedliche räumliche Kontexte in den Blick zu neh-
men. Die Einsicht, dass Ankommen längst nicht mehr ausschließlich in urban verdichte-
ten Vierteln erfolgt, hat eine Debatte über „nicht-typische“ oder „neue” Ankunftsorte aus-
gelöst (Brill et al., 2025). Vor diesem Hintergrund wird verstärkt gefordert, die Migrations-
forschung zu „de-urbanisieren“ (Flamant et al., 2020) und jene Räume einzubeziehen, die 
jenseits der klassischen Großstädte zu relevanten Ankunftsorten geworden sind. Begriff-
lichkeiten wie „non-typical immigrant neighborhoods“ (El-Kayed & Keskinkılıc, 2023), 
„new arrival neighborhoods“ (El-Kayed et al., 2020), „new immigration destinations“ 
(McAreavey & Argent, 2018) oder „non-traditional migrant destinations“ (Kreichauf, 
2015) markieren diese räumliche Öffnung. Entsprechend zeigen empirische Studien, 
dass beispielsweise auch mittelgroße Städte (Adam et al., 2020), suburban geprägte Ge-
biete (Boost & Oosterlynck, 2019), schrumpfende Kommunen (Schemschat, 2021) sowie 
ländliche Regionen (Glorius et al., 2023) zu wichtigen Orten des Ankommens geworden 
sind – oftmals bedingt durch nationale Verteilungsmechanismen, arbeitsmarktspezifi-
sche Nachfrage oder wohnungsmarktbedingte Verdrängungsprozesse (siehe Kapitel 
2.4). 

Darüber hinaus werden Ankunftsräume nicht mehr als quartiersgebundene Phänomene 
verstanden, sondern können sich auf unterschiedlichen Maßstabsebenen materialisieren 
– „from the single house or street to larger city districts and whole municipalities“ (Temp-
lin, 2025). Dadurch geraten Mikro-Orte wie einzelne Häuser, Straßenzüge oder spezifi-
sche Einrichtungen (Schmidt, 2025) ebenso in den Blick wie stadtweite oder regionale 
Konstellationen, translokale Netzwerke und nationale Mobilitätsregime (Boost & Ooster-
lynck, 2019; Xiang & Lindquist, 2014). Ankunftsräume erscheinen somit als Teil eines 
mehrskaligen Gefüges, das sich systematisch über administrative Grenzen hinweg er-
streckt. Diese skalare Öffnung macht zugleich deutlich, dass räumliche Formationen des 
Ankommens immer durch bestimmte materielle, institutionelle und soziale Voraussetzun-
gen getragen werden. Orte werden nur zu Ankunftsräumen, weil sie über Infrastrukturen 
verfügen, die Mobilität vermitteln, Zugang eröffnen, Ressourcen bereitstellen oder Aus-
schlüsse produzieren. 

Damit rückt eine eng verwandte, aber analytisch eigenständige Perspektive in den Vor-
dergrund: die der Ankunftsinfrastrukturen. Während der Ansatz der Ankunftsräume 
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beschreibt, wo sich Ankommensprozesse verdichten, richtet der infrastrukturelle Ansatz 
den Blick darauf, wie diese Verdichtungen entstehen, stabilisiert oder begrenzt werden. 
Im Zentrum stehen jene materiellen und symbolischen Gefüge – von Behörden über Be-
ratungsstellen und Wohnungsangeboten bis hin zu sozialen Netzwerken und digitalen 
Plattformen –, durch die Ankommen praktisch vermittelt wird. 

2.3 Ankunftsinfrastrukturen – der infrastrukturelle Zugang 

Ähnlich wie die zuvor skizzierte relationale Perspektive erweitert auch der infrastrukturelle 
Ansatz den analytischen Maßstab. Wie Templin (2025) argumentiert, kann die räumliche 
Konzentration von Infrastrukturen zwar zur Herausbildung von Ankunftsquartieren als inf-
rastrukturellen Knotenpunkten führen; zugleich eröffnet die „infrastructural lens“ jedoch 
die Möglichkeit, über das einzelne Quartier hinauszublicken. Viele Infrastrukturen sind in 
stadtweite oder translokale Netzwerke eingebettet, wodurch unterschiedliche Orte des 
Ankommens und ihre wechselseitigen Verbindungen sichtbar werden. Diese Perspektive 
vermeidet die Gefahr eines „methodological localism“ und erlaubt es, Ankommen als re-
lationalen, vernetzten und prozessualen Vorgang zu begreifen. Statt vor allem bestimmte 
Stadtteile als Ankunftsorte zu betrachten, rückt sie jene materiellen und symbolischen 
Gefüge in den Mittelpunkt, über die Ankommen und Teilhabe vermittelt wird. Ankun-
ftsinfrastrukturen lassen sich dabei als „those parts of the urban fabric within which new-
comers become entangled on arrival, and where their future local or translocal social mo-
bilities are produced as much as negotiated“ (Meeus et al., 2019, S. 1) verstehen. 

Der infrastrukturelle Blick richtet sich damit auf das „Wie“ des Ankommens, auf die Men-
schen, Dienstleistungen, Orte, Organisationen und Institutionen sowie auf die Praktiken 
ihres Zusammenwirkens. Zentrale Bedeutung kommt dabei den „infrastructuring prac-
tices“ (Meeus et al., 2019) zu, also dem Herstellen und Aushandeln von Infrastrukturen 
und deren Zugänglichkeit durch verschiedene Akteur:innen. Wie Zill (2023, S. 1129) be-
tont, sind diese „inherently political and power-laden“ – sie bestimmen, wer sich bewegen 
kann, wo Zugänge entstehen und wo Ausschlüsse produziert werden.  

In Anlehnung an Neßler & Hans (2025) und Xiang & Lindquist (2014) können Ankunftsinf-
rastrukturen in fünf Bereiche unterteilt werden, die sich zum Teil überlappen und jeweils 
von unterschiedlichen formellen und informellen Akteur:innen und Logiken geprägt sind: 

 Staatliche Ankunftsinfrastrukturen werden durch staatliche Akteur:innen bereitge-
stellt, finanziert und betrieben. Als Wohlfahrtsstaat zählt der Staat zu den zentralen Ak-
teur:innen bei der Bereitstellung von sowie der (bürokratischen) Regulierung des Zu-
gangs zu Ressourcen, wie zum Beispiel Sozialleistungen und Bildung. Dementspre-
chend nehmen staatliche Einrichtungen wie Ausländerbehörden, Jobcenter, Gemein-
schaftsunterkünfte und Schulen eine wichtige Funktion ein (Hanhörster & Tippel, 
2024; Voivozeanu & Lafleur, 2023). 
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 Zivilgesellschaftliche Ankunftsinfrastrukturen umfassen nicht-staatliche, zivilgesell-
schaftliche Organisationen mit unterschiedlichen humanitären Zielsetzungen. Hierzu 
zählen Anlauf- und Beratungsstellen freier Träger, Wohlfahrtsverbände, religiöse Ein-
richtungen, Migrant:innenselbstorganisationen, Nachbarschaftsinitiativen und viele 
mehr. In Deutschland besteht eine lange Tradition der (konfliktbereiten) Kooperation 
von Wohlfahrtsstaat und zivilgesellschaftlichen Organisationen als unverzichtbare 
Partner in der Integrationsarbeit als auch der Verhandlung und Gestaltung der Auf-
nahmegesellschaft (Hartig et al., Im Erscheinen, 2027; Ratzmann, 2024).  

 Soziale Ankunftsinfrastrukturen umfassen familiäre und freundschaftliche Netzwerke 
und Bekanntschaften, die bereits vor der Mobilität bestanden oder sich vor Ort entwi-
ckelten (Boost & Oosterlynck, 2019; Hans, 2023). 

 Unter stadträumlichen Ankunftsinfrastrukturen verstehen wir öffentliche und halböf-
fentliche Räume (Hans & Hanhörster, 2020; Wessendorf & Gembus, 2024). Darunter 
fallen Bahnhöfe, Geschäfte, Cafés, Bibliotheken oder religiöse Stätten. Diese Orte er-
möglichen informelle Begegnungen und Ressourcentransfer.  

 Zuletzt bilden digitale Ankunftsinfrastrukturen, in Form von Internet-Plattformen und 
sozialen Medien, wichtige Informationsquellen und Unterstützungsnetzwerke für 
Menschen in Ankommensprozessen. Sie ermöglichen einen translokalen Ressour-
centransfer und unterstützen die Vernetzung vor Ort (Hans, 2023; Udwan et al., 2020). 

Die Perspektive auf unterschiedliche Bereiche von Ankunftsinfrastrukturen erlaubt es, das 
Ankommen als Koproduktionsprozess zu verstehen. Hanhörster et al. (2023) sprechen 
von einem aktiven „doing of migration“, in dem staatliche und zivilgesellschaftliche Ak-
teur:innen, Einzelpersonen sowie viele mehr gemeinsam an der Herstellung von Ankunfts-
strukturen beteiligt sind. In diesem Sinne tragen Infrastrukturen nicht nur zur Integration 
bei, sondern produzieren Ankunftsorte aktiv mit. Ein zentrales analytisches Kriterium ist 
dabei die Zugänglichkeit (Neßler et al., 2024), die sich aus der räumlichen Erreichbarkeit 
und Sichtbarkeit (als unterstützender Ort) im Sinne einer „social front door“ (Wessendorf 
& Gembus, 2024), der Einbettung in soziale Netzwerke, der Diskriminierungssensibilität 
sowie der flexiblen Anpassung an aktuelle Bedarfe ergibt (Wessendorf & Gembus, 2024).  

Ankunftsinfrastrukturen sind dabei nicht automatisch unterstützend. Während sie viel-
fach als Vehikel sozialer Inklusion betrachtet werden, weisen Studien auf ihre ambivalente 
Funktion hin (El-Kayed & Keskinkılıc, 2023; Felder et al., 2020). Sie können in- oder exklu-
dierende Wirkung haben und Zugänge gewähren oder beschränken. Dies betrifft sowohl 
die Zugänglichkeit von Infrastrukturen (z.B. räumliche und zeitliche Erreichbarkeit, ge-
sprochene Sprachen), die Konditionen des Ressourcenaustauschs (z.B. monetäre oder 
soziale Gegenleistungen) als auch die Verfügbarkeit und Qualität der Ressourcenzugänge 
(z.B. Professionalität der Beratung, Qualität der vermittelten Wohnung) (Hans & Neßler, 
2025). Die infrastrukturelle Perspektive legt damit Machtasymmetrien offen, die in 
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formalen Regelungen ebenso verankert sind wie in alltäglichen Praktiken der Zugangsre-
gulierung. 

Die unterschiedlichen räumlichen und infrastrukturellen Formationen von Ankommens-
prozessen lassen sich somit nur verstehen, wenn auch die übergeordneten politischen, 
ökonomischen und sozialen Mechanismen in den Blick genommen werden, die sie her-
vorbringen. Damit rückt die strukturelle Produktion der Verortung des Ankommens ins 
Zentrum der Analyse.  

2.4 Wie Ankunftsräume strukturell entstehen 

Empirische Studien zu migrationspolitischen Regimen, sozialräumlicher Ungleichheit 
und städtischen Transformationsprozessen zeigen, dass Ankunftsräume durch ein kom-
plexes Gefüge aus staatlichen Steuerungslogiken, selektiven Wohnungs- und Arbeits-
märkten, sozialen Netzwerken sowie unterschiedlich ausgestatteten lokalen Infrastruktu-
ren produziert werden (Boost & Oosterlynck, 2019; El-Kayed & Keskinkılıc, 2023; Haase 
et al., 2020; Martin, 2020; Schweitzer & Garcés-Mascareñas, 2022). In der Folge entste-
hen sehr unterschiedliche räumliche Konfigurationen, die jeweils spezifische Kombinati-
onen aus Zugänglichkeiten und Begrenzungen hervorbringen. Im Folgenden sollen diese 
Felder näher entfaltet werden, um zu zeigen, wie ihr Zusammenspiel die räumliche Orga-
nisation des Ankommens strukturiert.  

Eine zentrale Rolle kommt zunächst staatlichen und kommunalen Regimen zu, die durch 
Verteilungs-, Aufenthalts- und Unterbringungspolitiken maßgeblich festlegen, wo An-
kommen überhaupt stattfinden kann. Verteilungsquoten wie der Königsteiner Schlüssel, 
Wohnsitzauflagen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sowie lokale Unterbringungs-
konzepte erzeugen administrative Geografien des Ankommens, die individuelle Präferen-
zen häufig überlagern und Menschen in spezifische Räume lenken (Kreichauf, 2015). 
Diese Steuerungsmechanismen führen dazu, dass insbesondere kleinere und mittelgroße 
Städte sowie ländliche Gemeinden, die bislang wenig Migrationserfahrung hatten, zu 
„neuen“ Ankunftsräumen werden. Wie Kreichauf (2023) aufzeigt, beruhen solche staatli-
chen Verteilungs- und Unterbringungssysteme darauf, Mobilität selbst als Mittel migrati-
onspolitischer Kontrolle einzusetzen: Menschen mit Fluchtgeschichte werden kontinuier-
lich weiterverwiesen, ihre selbstbestimmte Wohnortwahl wird eingeschränkt, und Alltag 
sowie Handlungsspielraum werden maßgeblich durch räumliche und rechtliche Vorga-
ben bestimmt. Ergänzt werden diese übergeordneten Vorgaben durch lokalpolitische An-
sätze, die – etwa über soziale Wohnungsbaupolitik, Integrationsprogramme oder städte-
bauliche Konzepte – beeinflussen, welche Quartiere zugänglich bleiben, welche aufge-
wertet werden und wo sich Ankunftsräume langfristig verfestigen oder auflösen (Templin, 
2025). 



 

58 

Parallel dazu formt der Wohnungsmarkt als selektives System die räumliche Verortung 
des Ankommens entscheidend mit. Bezahlbarer und verfügbarer Wohnraum ist für Neu-
zugewanderte ein zentraler Zugangsmechanismus (Hanhörster et al., 2023). Gerade jene 
Quartiere, die durch Stigmatisierung, bauliche Defizite oder geringe Nachfrage gekenn-
zeichnet sind, werden zu Ankunftsräumen – nicht trotz, sondern wegen ihrer Marginali-
sierung. Bovo (2020, S. 27) bringt dies prägnant auf den Punkt: „The poor conditions of 
these districts are what render them accessible.“ Substandardwohnungen, informelle 
Vermietungen, Überbelegung und sekundäre Wohnungsmärkte bilden oft das materielle 
Fundament frühphasigen Ankommens und zugleich eine Infrastruktur der Prekarität. 
Gleichzeitig führt die Aufwertung vieler innerstädtischer Gebiete dazu, dass traditionelle 
Ankunftsquartiere ihre Funktion verlieren und vulnerable Gruppen zunehmend in perip-
here oder ländliche Räume verdrängt werden (Haase et al., 2020; Hochstenbach & Mus-
terd, 2018). Dadurch entstehen neue, oft geringfügig ausgestattete Ankunftsräume in 
kleineren Städten, suburbanen Wohnkomplexen oder monostrukturellen Regionen (El-
Kayed & Keskinkılıc, 2023; Martin, 2020; Schweitzer & Garcés-Mascareñas, 2022; Vido-
vich & Bovo, 2023). 

Ein weiterer Faktor sind soziale Netzwerke, die Zuwanderungsmuster prägen und Räume 
des Ankommens erst ermöglichen. Kettenmigration erleichtert den Zugang zu Wohn-
raum, Informationen und Arbeit und trägt dazu bei, dass etablierte migrantische Gemein-
schaften neue Zuwanderung anziehen (Hanhörster & Wessendorf, 2020; Hans et al., 
2019; Phillimore et al., 2014). Zugleich zeigen Untersuchungen, dass sich Netzwerke zu-
nehmend auch in weniger etablierten und strukturschwächeren Gebieten herausbilden, 
etwa in suburbanen Industriearealen, kleineren Städten oder ländlichen Regionen (A-
lonso-Pardo et al., 2023; Boost & Oosterlynck, 2019). Netzwerke reproduzieren damit 
nicht nur klassische Ankunftsquartiere, sondern schaffen neue Ankunftsräume dort, wo 
zuvor kaum migrationsbezogene Strukturen existierten. 

Darüber hinaus prägt die Ausstattung mit sozialen Infrastrukturen und Dienstleistungen 
die Qualität lokaler Ankunftsbedingungen. Während Metropolen häufig über ein breites 
Spektrum an Sprachangeboten, Beratungsstellen, Treffpunkten und migrantischen 
Selbstorganisationen verfügen, sind solche Ressourcen in kleineren Städten oder ländli-
chen Gemeinden oft begrenzt (Enßle-Reinhardt et al., 2022). Infrastrukturen eröffnen da-
mit potenziell niedrigschwellige Zugänge, können aber – je nach Erreichbarkeit, Öff-
nungszeiten, sprachlichen oder bürokratischen Barrieren – auch exkludierend wirken. Un-
terschiede im Umfang, in der Sichtbarkeit oder der Zugänglichkeit solcher Angebote tra-
gen wesentlich dazu bei, ob Orte dauerhaft als Ankunftsräume funktionieren oder ledig-
lich temporäre, prekäre Ankommensmöglichkeiten bieten (El-Kayed & Keskinkılıc, 2023; 
Hans & Neßler, 2025). 

Eine weitere wichtige strukturelle Dimension ergibt sich schließlich aus lokalen Arbeits-
marktstrukturen. Viele Sektoren, in denen Migrant:innen überproportional tätig sind – 
etwa Landwirtschaft, Logistik, Bau, Tourismus, Lebensmittelverarbeitung oder Care-
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Arbeit –, befinden sich in weniger zentralen Gebieten oder ländlichen Räumen. Diese 
Branchen sind oft auf migrantische Arbeitskräfte angewiesen und erzeugen damit neue 
räumliche Konstellationen des Ankommens (McAreavey & Argent, 2018). Gleichzeitig zei-
gen Studien, dass Geflüchtete in Regionen mit schwachen Ankunftsinfrastrukturen eine 
geringere Wahrscheinlichkeit haben, eine Beschäftigung zu finden (Baalbergen et al., 
2024). Arbeitsmärkte tragen somit nicht nur zu neuen räumlichen Mustern des Ankom-
mens bei, sondern beeinflussen auch, wem welche Chancen auf Stabilisierung oder sozi-
alen Aufstieg offenstehen. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich die strukturelle Produktion von Ankunftsräumen als 
Ausdruck differentieller Inklusion verstehen (Meeus et al., 2019). Migration wird nicht 
gleichberechtigt in gesellschaftliche Strukturen eingebunden, sondern selektiv entlang 
rechtlicher, ökonomischer und sozialer Kriterien kanalisiert. „Ankommen“ bedeutet daher 
häufig eine prekäre, nur bedingt gewährte Präsenz innerhalb gesellschaftlicher Struktu-
ren – rechtlich temporär, ökonomisch verletzlich und räumlich begrenzt. Dieser Blick ver-
deutlicht, dass Ankunftsräume, nicht „natürlich“ entstehen, sondern Ausdruck spezifi-
scher Machtverhältnisse, Selektionsmechanismen und räumlich wirksamer Grenzzie-
hungsprozesse sind. Sie spiegeln die institutionellen, ökonomischen und sozialen Logi-
ken wider, durch die Migration in urbanen wie nicht-urbanen Räumen aufgenommen, be-
grenzt und gesellschaftlich verortet wird. Eine Analyse von Ankunftsräumen, die diese 
strukturelle Dimension ernst nimmt, muss daher die Verflechtung staatlicher Regime, se-
lektiver Märkte, Netzwerke und Infrastrukturen ebenso berücksichtigen wie ihre histori-
sche Wandelbarkeit und die Logiken differentieller Inklusion, die sich in ihnen verdichten.  

Insgesamt wird deutlich, dass Räume des Ankommens weder zufällig entstehen noch auf 
einzelne Quartiere reduzierbar sind, sondern im Zusammenspiel konzeptioneller, infra-
struktureller und struktureller Bedingungen hervorgebracht werden. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich die Frage, wie diese Erkenntnisse in politische und planerische Strategien 
übersetzt werden und welche Wirkungen die Begriffe und Konzepte in der Praxis entfal-
ten. 

3. Das Konzept Ankunftsquartiere in der Planung und Praxis  

Von den vorgestellten konzeptionellen Ansätzen hat insbesondere das Konzept der An-
kunftsquartiere und -städte Eingang in nationale und kommunale Strategien in Deutsch-
land gefunden. Aufmerksamkeit erlangte Saunders’ (2010) Idee der Arrival City im Kon-
text des langen Sommers der Migration 2015 sowie durch den deutschen Pavillon „MA-
KING HEIMAT. GERMANY, ARRIVAL COUNTRY“ auf der Architekturbiennale in Venedig 
2016. Im Jahr 2016 wurde das Thema erstmals von der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik mit einem Projektaufruf „Ankunftsstädte gestalten“ zum Thema Stadtentwicklung 
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und Migration aufgegriffen1. Mehrere Pilotprojekte beziehen sich auf Saunders’ Arrival 
City (2010) und interpretierten den von den Kurator:innen des deutschen Biennale-Pavil-
lons entwickelten Leitfaden für „günstige architektonische und städtebauliche Bedingun-
gen für eine erfolgreiche Integration in Deutschland” (Schmal et al., 2016). Auch im Ab-
schlussbericht „Gemeinsam die Einwanderungsgesellschaft gestalten“2 einer unabhän-
gigen Expert:innenkommission spielte die Debatte um Ankunftsquartiere eine zentrale 
Rolle, um Impulse für die zukünftige Integrationspolitik zu formulieren. Der „Nationale Ak-
tionsplan für Integration“3 befasste sich ebenfalls mit der stadtweiten Funktion und Rolle 
von Ankunftsquartieren sowie Zugangsbarrieren auf dem Wohnungsmarkt4. Bundesweit 
arbeiten mehrere Kommunen mit den Begriffen „Ankunftsstadt“ oder „Ankunftsquartier“, 
um ihre stadtweite Funktion hervorzuheben und in Strategien umzusetzen: Arrival City Of-
fenbach, Arrival Hanau, Arrival StadtLand Thüringen, Ankunftsgebiet Saarbrücken und 
Arrival City Marxloh. Damit werden wissenschaftliche Konzepte räumlicher Ankommens-
prozesse zunehmend in politische und planerische Strategien übertragen. 

Mit dieser Übertragung verbinden sich für Planung und Praxis verschiedene Potenziale, 
die sich zunächst auf der Ebene der Wissens- und Problemwahrnehmung zeigen. Das 
Konzept trägt dazu bei, etablierte Leitbilder der Stadtentwicklung – insbesondere die 
lange dominierende Vorstellung sozialer Durchmischung – zu hinterfragen und migrati-
onsgeprägte Quartiere stärker aus einer Ressourcenperspektive zu betrachten (vgl. Kapi-
tel 2.1). Anstelle einer Problemorientierung rücken lokale Netzwerke, Unterstützungs-
strukturen und gesamtstädtische Integrationsleistungen in den Blick. Damit können 
Handlungsbedarfe präziser benannt und räumlich verortet werden.  

Dabei eröffnet der Begriff erstens die Möglichkeit, die Ausdifferenzierung von Zuwande-
rung sowie die Vielfalt an Zuwanderungsorten differenzierter zu fassen und den Fokus ge-
zielt auf die Lebensrealitäten und spezifischen Bedarfe Neuzugewanderter zu richten. In 
der Praxis kann dies bedeuten, nicht nur „den“ Zuzug zu adressieren, sondern unter-
schiedliche Ankommens- und Lebenslagen sichtbar zu machen – etwa von anerkannten 
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Geflüchteten über EU-Binnenmigrant:innen bis hin zu Arbeitsmigrant:innen, Studieren-
den oder Familiennachzug. Damit rücken auch unterschiedliche Einstiegsorte des An-
kommens in den Blick, beispielsweise Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschafts-
unterkünfte, Übergangswohnformen, bestimmte Straßenabschnitte mit vielen kleinteili-
gen Dienstleistungs- und Beratungsangeboten, aber auch Betriebe, Bildungsorte oder 
Bahnhöfe als alltägliche Knotenpunkte. Konkret kann eine Kommune etwa prüfen, wo 
Neuzugewanderte tatsächlich erste Zugänge zu Wohnung, Arbeit, Sprache, Kinderbe-
treuung oder Gesundheitsversorgung finden – und ob diese Orte gut erreichbar, ver-
ständlich und diskriminierungssensibel gestaltet sind (z.B. mehrsprachige Orientierung, 
niedrigschwellige Beratung, kinderfreundliche Wartezonen, „Lots:innen“-Strukturen). 

Zweitens kann der stärkere Bedarfsfokus dazu beitragen, bestehende Unterstützungs- 
und Versorgungsstrukturen systematisch zu evaluieren und jene Angebote zu stärken, die 
sich im Ankommensprozess als besonders wirksam erweisen. Statt „Quartiere aufzuwer-
ten“ oder nur baulich zu intervenieren, rückt damit die Frage in den Vordergrund, welche 
Ankunftsinfrastrukturen (Kapitel 2.3) funktionieren – und wo Lücken bestehen. Beispiele 
sind der Abgleich von Öffnungszeiten und Erreichbarkeit von Beratungsstellen mit den 
Alltagsrhythmen prekärer Beschäftigung, die Qualität und Verfügbarkeit von Sprach- und 
Brückenangeboten (z.B. Sprachkurse mit Kinderbetreuung), der Zugang zu Übergangs- 
und Erstwohnraum oder die Frage, ob Unterstützungsangebote im Alltag tatsächlich 
sichtbar und erreichbar sind. Gerade in der frühen Phase des Ankommens sind nied-
rigschwellige „Andockstellen“ wichtig – Orte, an denen Informationen, Beratung oder Un-
terstützung ohne formale Hürden zugänglich sind und die sich möglichst in der unmittel-
baren Wohnumgebung oder an stark frequentierten Orten des Quartiers befinden, etwa 
in Einkaufsstraßen, Bibliotheken oder Erdgeschosslokalen. Planung kann hier ansetzen, 
indem sie solche sichtbaren Anlaufstellen gezielt stärkt oder dezentral organisiert, etwa 
durch quartiersnahe Beratungsangebote, mobile Beratung oder gebündelte „One-Stop“-
Anlaufstellen, in denen unterschiedliche Dienstleistungen koordiniert an einem Ort bereit-
gestellt werden. 

In diesem Zusammenhang kann der Begriff drittens dazu beitragen, ressort- und akteurs-
übergreifende Zusammenarbeit zu initiieren, indem unterschiedliche Zuständigkeiten 
entlang identifizierter Funktionen und Barrieren miteinander verknüpft werden. Denn Zu-
gangshürden – etwa Wohnraumsuche, Anerkennungs- und Qualifizierungsfragen, Schul-
zugänge, Gesundheitsversorgung oder Mobilität – lassen sich selten innerhalb eines Res-
sorts lösen. Der Ankunftsquartier-Blick kann hier als gemeinsamer Referenzrahmen die-
nen, um Stadtplanung, Soziales, Gesundheit, Bildung, Wohnen, Wirtschaftsförderung, In-
tegrationsarbeit und zivilgesellschaftliche Träger an konkreten Schnittstellen zusammen-
zubringen (z.B. abgestimmte Verfahren zwischen Wohnungsamt, Sozialamt und freien 
Trägern; koordinierte Informationsketten zwischen Ausländerbehörde, Schulen und Be-
ratungsstellen; gemeinsame Strategien gegen diskriminierende Zugangspraktiken auf 
dem Wohnungsmarkt). Zudem stärken Kooperationen zwischen Verwaltung, sozialen 
Trägern oder Initiativen – ob thematisch oder räumlich ausgerichtet – die Zugänge zu 
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unterschiedlichen Zielgruppen. Sie können die vielfältigen Lebensrealitäten sichtbar ma-
chen und helfen, Verwaltungshandeln kritisch zu reflektieren und weiterzuentwickeln. Be-
sonders bewährt hat sich die aktive Einbindung der Bewohner:innen. Ihre Erfahrungen, 
Bedarfe und vielfältigen Kompetenzen sind eine wichtige Grundlage für tragfähige lokale 
Strategien. Ergänzend lenkt die Perspektive die Aufmerksamkeit auf die gesamtstädti-
sche Funktion migrationsgeprägter Quartiere und eröffnet Möglichkeiten kleinräumiger 
Monitoringsysteme, die Entwicklungen und Versorgungsbedarfe differenzierter erfassen 
– etwa durch die Kombination von Indikatoren (Wohnungswechsel, Mietbelastung, Über-
belegung, Schul- und Kitaplatzsituation, Beratungsnachfrage, Angebotsdichte, Erreich-
barkeit) mit qualitativen Rückmeldeschleifen aus Trägernetzwerken, Quartiersmanage-
ments und migrantischen Selbstorganisationen. 

Darüber hinaus entfaltet der Begriff auch auf diskursiver Ebene Wirkungen. Er stellt ein 
alternatives Vokabular bereit, das sich von stigmatisierenden Zuschreibungen wie „Paral-
lelgesellschaft“ oder „Ghetto“ abgrenzt und damit potenziell zur Entstigmatisierung mig-
rationsgeprägter Stadtteile beitragen kann. Die begriffliche Rahmung verändert jedoch 
nicht nur öffentliche Wahrnehmungen, sondern auch Erwartungshorizonte gegenüber 
bestimmten Räumen. Damit gehen Fragen danach einher, welche Hoffnungen und Zu-
schreibungen mit der Benennung als „Ankunftsquartier“ verbunden werden und inwie-
weit solche Rahmungen reale Entwicklungen beeinflussen können (Hartig, 2025). 

Gleichzeitig macht die praktische Anwendung des Konzepts auch seine Herausforderun-
gen und Ambivalenzen sichtbar. So besteht die Gefahr, dass der Begriff selbst zu einer 
leeren oder rein symbolischen Bezeichnung wird, wenn er nicht mit konkreten Maßnah-
men und Ressourcen hinterlegt ist. Zudem verweist die relationale und multiskalare Per-
spektive auf Ankommensprozesse (Kapitel 2.2) darauf, dass diese selten auf einzelne 
Stadtteile beschränkt sind. Ein zu starker Quartiersfokus kann daher andere relevante 
Orte, Infrastrukturen und Mobilitätsbezüge aus dem Blick verlieren. Schließlich zeigen 
sich in der Praxis die strukturellen Begrenzungen planerischen Handelns, die – wie in Ka-
pitel 2.4 dargelegt – aus dem Zusammenspiel staatlicher Regime, selektiver Wohnungs- 
und Arbeitsmärkte sowie ungleich verteilter Ressourcen resultieren. Kommunale Hand-
lungsspielräume bleiben in diesem Gefüge begrenzt, auch wenn lokale Strategien zur 
Verbesserung von Zugänglichkeiten, zur Stärkung sozialräumlicher Angebote oder zur 
Öffnung institutioneller Strukturen beitragen können. 

Insgesamt wird damit deutlich, dass das Konzept der Ankunftsquartiere weniger als nor-
matives Handlungsmodell denn als analytische und strategische Linse zu verstehen ist. 
Seine Stärke liegt darin, planerische Aufmerksamkeit auf Zugänglichkeiten, Infrastruktu-
ren und Übergänge zu richten, migrationsgeprägte Stadtteile in ihrer gesamtstädtischen 
Bedeutung sichtbar zu machen und institutionelle Kooperationen anzustoßen. Zugleich 
erfordert seine Anwendung eine kontinuierliche Reflexion darüber, welche Erwartungen 
mit der Benennung bestimmter Räume verbunden werden und welche strukturellen Be-
dingungen planerisches Handeln ermöglichen oder begrenzen. 
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4. Fazit 

Der Beitrag hat gezeigt, dass „Orte des Ankommens“ weder eindeutig lokalisierbar noch 
eindimensional erklärbar sind. Ankommen erweist sich vielmehr als ein vielschichtiger, 
räumlich verteilter und zeitlich dynamischer Prozess, der sich im Zusammenspiel von 
Quartieren, relationalen Raumbezügen, Infrastrukturen und strukturellen Rahmenbedin-
gungen entfaltet. Die unterschiedlichen konzeptionellen Zugänge – Ankunftsquartiere, 
relationale und multiskalare Ankunftsräume, infrastrukturelle Perspektiven sowie struktu-
relle Analysen – stehen dabei nicht in Konkurrenz, sondern ergänzen sich als analytische 
Blickrichtungen auf ein komplexes Phänomen. Gemeinsam machen sie sichtbar, dass 
Migration nicht nur Menschen bewegt, sondern Städte, Regionen und institutionelle Ge-
füge fortwährend mitgestaltet. 

Der Ansatz der Ankunftsquartiere hat wesentlich dazu beigetragen, defizitorientierte 
Sichtweisen auf migrationsgeprägte Stadtteile zu relativieren und ihre produktiven Funk-
tionen, Ressourcen und gesamtstädtischen Leistungen hervorzuheben. Zugleich ver-
deutlichen relationale und multiskalare Perspektiven, dass Ankommensprozesse selten 
auf einzelne Quartiere begrenzt bleiben, sondern sich über unterschiedliche Orte, Maß-
stabsebenen und Mobilitätsverläufe hinweg erstrecken. Der infrastrukturelle Zugang 
rückt schließlich die materiellen, sozialen und digitalen Gefüge in den Vordergrund, über 
die Ankommen praktisch vermittelt wird, während strukturelle Analysen die politischen, 
ökonomischen und rechtlichen Mechanismen offenlegen, durch die solche Räume über-
haupt erst hervorgebracht und begrenzt werden. Erst in ihrer Verschränkung ermöglichen 
diese Perspektiven ein differenziertes Verständnis der Bedingungen, unter denen Zu-
gänge eröffnet, verwehrt oder prekär gehalten werden. 

Für Planung und Politik ergibt sich daraus die Notwendigkeit, Ankommen nicht als punk-
tuelles Ereignis, sondern als kontinuierlichen Aushandlungsprozess zu begreifen. Kon-
zepte wie das der Ankunftsquartiere können dabei als hilfreiche heuristische Werkzeuge 
dienen, um Aufmerksamkeit auf Zugänglichkeiten, Infrastrukturen und Übergänge zu len-
ken sowie stigmatisierende Problemnarrative aufzubrechen. Ihre produktive Anwendung 
setzt jedoch voraus, dass sie nicht zu bloßen Labels verkommen, sondern mit konkreten 
Ressourcen, ressortübergreifender Zusammenarbeit und einer Sensibilität für lokale wie 
übergeordnete Machtverhältnisse verbunden werden. Gleichzeitig macht der Blick auf 
strukturelle Produktionsbedingungen deutlich, dass kommunale Handlungsspielräume 
stets in größere politische und ökonomische Kontexte eingebettet bleiben. 

Insgesamt lässt sich festhalten: Räume des Ankommens sind weder „natürliche“ noch 
statische Gegebenheiten, sondern sozial, politisch und materiell produzierte Konstellati-
onen. Sie spiegeln gesellschaftliche Ungleichheiten ebenso wider, wie sie Möglichkeiten 
zur Teilhabe eröffnen. Eine zukunftsorientierte Auseinandersetzung mit Migration und 
Stadtentwicklung erfordert daher Perspektiven, die Ambivalenzen anerkennen, Mehrska-
ligkeit mitdenken und die Wechselwirkungen zwischen Raum, Infrastruktur und Struktur 
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systematisch berücksichtigen. Nur so lässt sich Ankommen als offener, pluraler und ge-
staltbarer Prozess verstehen, der nicht allein in bestimmten Stadtteilen stattfindet, son-
dern in den vielfältigen räumlichen Gefügen der Migrationsgesellschaft. 
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Nihad El-Kayed, Leoni J. Meyer 

Soziale Einrichtungen und 
Migrant:innenselbstorganisationen in neuen 
Ankunftsquartieren 

1. Einleitung 

Ankunftsprozesse von Geflüchteten und anderen Migrant:innen werden wesentlich durch 
den Zugang zu Informationen, sozialen Netzwerken und sozialer Unterstützung geprägt. 
Etablierte Ankunftsorte zeichnen sich oft dadurch aus, dass sie den Zugang zu diesen 
Ressourcen niedrigschwellig und mehrsprachig zur Verfügung stellen. In neuen An-
kunftsquartieren sind die (passenden) migrantischen, mehrsprachigen Strukturen in der 
Regel (noch) nicht (ausreichend) etabliert (Brill et al., 2025; El-Kayed & Keskinkılıc, 2023). 
Vor diesem Hintergrund haben wir in dem Teilprojekt „Abbau von sozialen Grenzziehun-
gen und Zugangshürden im Quartier“1 des Forschungsverbundes „Vom Stadtumbausch-
werpunkt zum Einwanderungsquartier II (StadtumMig II)“ untersucht, wie sich soziale Ein-
richtungen und Organisationen in drei ostdeutschen Großwohnsiedlungen, die seit 2015 
als Ankunftsquartiere für Geflüchtete fungieren, gewandelt haben und wie sich dieser 
Wandel auf den Zugang zu Ressourcen für Geflüchtete auswirkt. Zu diesem Zweck haben 
wir qualitative Interviews mit Vertreter:innen von lokalen Einrichtungen, die soziale Unter-
stützung bereitstellen (u.a. soziale Einrichtungen, Beratungsstellen, Quartiersmanage-
ment etc.) und migrantischen Selbstorganisationen sowie in einigen ausgewählten Ein-
richtungen begleitende teilnehmende Beobachtungen durchgeführt.  

Im Folgenden geben wir einen Einblick in die Ergebnisse dieser Forschung, die wir in 
Mueßer Holz/Neu-Zippendorf in Schwerin, Südliche Neustadt in Halle und Sandow in 
Cottbus durchgeführt haben. Alle drei Quartiere liegen in Städten mit ca. 100.000 Ein-
wohnenden und sind Großwohnsiedlungen, die nach 1990 stark an Bewohner:innen-
schaft verloren haben und in denen im Zuge dieser Entwicklung Einrichtungen wie Schu-
len, Kitas und auch Wohngebäude zurückgebaut wurden (Bernt et al., 2023). Die 

 

1  Förderhinweis: Gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), Lauf-
zeit: 10/2022–12/2024, Förderkennzeichen: 01UR2202C. 
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Bewohner:innenschaft ist überdurchschnittlich oft von Armut und Arbeitslosigkeit betrof-
fen. Seit 2015 hat sich die Einwohner:innenschaft dort durch Fluchtmigration stark ge-
wandelt. So ist der Anteil nicht-deutscher Staatsangehöriger in allen drei Quartieren um 
das Zwei- bis Dreifache gestiegen. Auch die Herkunftsgruppen haben sich stark verän-
dert: Während die bisherige migrantische Bewohner:innenschaft vor allem aus postsow-
jetischen Migrant:innen und ihren Familien bestand, die in den 1990er-Jahren eingewan-
dert sind, kamen nun ab 2014/15 vor allem arabischsprechende Geflüchtete, meist aus 
Syrien, und ab 2021 Geflüchtete aus der Ukraine hinzu. Das hat auch die Altersstruktur in 
den Gebieten deutlich verjüngt (El-Kayed et al., 2023, S. 1–11). Migration ist in den Stadt-
vierteln zudem ein stark umkämpftes Thema, rechte Parteien erzielen in allen drei Gebie-
ten hohe Wahlergebnisse.  

Unsere Forschungsergebnisse zeigen, dass sich in den drei Untersuchungsgebieten ein 
migrationsbezogener Organisationswandel beobachten lässt, wobei zwei Prozesse zent-
ral sind: Erstens verändert sich durch die Gründung von neuen Migrant:innenselbstorga-
nisationen (MSO) die Organisationslandschaft in den Kommunen. Zweitens findet ein in-
terner Wandel in sozialen Einrichtungen statt, in denen flucht- und migrationsspezifische 
Expertisen und Bedarfe an Bedeutung gewinnen. Beide Prozesse stoßen zum einen Ent-
wicklungen an, die den Zugang von Geflüchteten zu den Ressourcen, die soziale Einrich-
tungen anbieten (u.a. Beratung, kulturelle Angebote, Versorgung mit Grundgütern, Kin-
derbetreuung etc.), verbessern können. Auf der anderen Seite bleiben jedoch auch Barri-
eren bestehen, die den Zugang von geflüchteten Bewohner:innen zu den Einrichtungen 
weiterhin einschränken. Solche Barrieren drücken sich insbesondere oft in sozialen 
Grenzziehungen aus. Soziale Grenzziehungsprozesse werden vollzogen, indem Personen 
in unterschiedliche Kategorien eingeteilt werden und diese Einteilung zur Grundlage wird, 
um ihnen unterschiedliche (rechtliche, materielle oder soziale) Ressourcen zukommen zu 
lassen (Lamont & Molnár, 2002). Sie sind daher auch für die Funktionsweise von sozialen 
Einrichtungen und Organisationen zentral, da diese für verschiedene Menschen auf un-
terschiedliche Weise zugänglich sind und sie so auch immer soziale Grenzziehungen 
(re)produzieren. Die sozialen Grenzziehungsprozesse in lokalen Einrichtungen und Orga-
nisationen prägen so wesentlich die Ankunftsprozesse von Geflüchteten (El-Kayed & 
Keskinkılıc, 2023; Glorius et al., 2021; Phillimore, 2021).  

2.  Soziale Einrichtungen: Diversität, soziale Grenzziehungen und 
Organisationswandel 

Soziale Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, Familienzentren, Nachbarschaftshäu-
ser, Jugendtreffs sowie Sport- und Kulturvereine nehmen eine wichtige Funktion für den 
Zugang zu sozialer Teilhabe sowie für Ankunfts- und Integrationsprozesse ein (El-Kayed 
& Keskinkılıc, 2023; Franz & Hanhörster, 2020; Hoesch & Harbig, 2019; Meeus et al., 
2019). Seit 2015 lassen sich in den drei untersuchten Großwohnsiedlungen in Halle 
(Saale), Schwerin und Cottbus Veränderungsprozesse in den sozialen Infrastrukturen und 
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Einrichtungen beobachten: Mit dem Zuzug von Geflüchteten gewannen in den lokalen 
Einrichtungen und Angeboten Themen rund um Migration, Integration, Diversität, Antira-
ssismus und Antidiskriminierung an Bedeutung. Um Geflüchtete im Viertel (besser) zu er-
reichen, haben viele Einrichtungen neue Angebote geschaffen oder bestehende Ange-
bote an die neuen Bedarfe und Interessen von geflüchteten Bewohner:innen angepasst. 
Es bleiben jedoch auch Barrieren wie sprachliche Hürden, Diskriminierung und Othering 
bestehen, die den Ressourcenzugang von Geflüchteten in Einrichtungen beeinträchtigen. 
Othering-Prozesse zeichnen sich dadurch aus, dass sie z.B. Geflüchtete und andere mig-
rantisierte Personen als „Andere“ (re)konstruieren. Dies passiert u.a. dann, wenn Erfah-
rungen mit einzelnen Personen auf eine ganze Gruppe pauschalisiert werden, der „Kultur“ 
einer Gruppe zugeschrieben werden und die Gruppe homogenisierend betrachtet wird 
(Krumer-Nevo & Sidi, 2012; Nobis & El-Kayed, 2023). 

Ein zentrales Thema sind Sprachbarrieren und neue Sprachbedarfe durch Klient:innen 
mit Migrations- bzw. Fluchterfahrung. In den Einrichtungen beobachteten wir, dass die 
Qualität des Zugangs zu Angeboten (wie z.B. zu Beratung) stark von den Sprachkenntnis-
sen der Mitarbeitenden in den Einrichtungen abhängt. Ein Sozialarbeiter:innenteam schil-
dert beispielswiese, wie sich ihre Arbeit durch die Sprachvielfalt im Team und die Mög-
lichkeit des multilingualen Austausches verbessert hat: 

Sozialarbeiterin 1: „Ich arbeite hier seit zwei Jahren. (…) Wir haben ein Beratungsbüro 
für alle Leute, die kein Deutsch können. Ich kenne so viele Sprachen. Arabisch, 
Kurdisch, Persisch, bisschen Türkisch und Englisch sehr gut. Wir haben ein Büro für 
Leute, die bei etwas Hilfe brauchen, Wohnung, Krankenhaus, Kita. (…) Wir haben jede 
Woche zwei Tage Sprechstunde, aber 24 Stunden lang WhatsApp, ja, so bin ich immer 
erreichbar.“  

Sozialarbeiterin 2: „Und dafür bin ich auch sehr dankbar, (…), (auf ihrer Stelle war) vorher 
jemand anders, die ist in Rente gegangen und war auch russischsprachig. Und dann 
kam mit einem Mal alles zu mir (…) und da bin ich sehr froh, weil sie (die neue Kollegin) ja 
die Sprachen spricht und wenn ich mal nicht weiterkomme (…), tauschen wir uns aus, 
wenn sie dann was nicht weiß, kommen sie zu mir und dann kann sie das weiter 
übersetzen, das macht sich ganz prima.“ (Interview soziale Einrichtung) 

Neben sprachlichen Barrieren spielen Othering und Diskriminierung in den Einrichtungen 
eine große Rolle. Dies geschieht u.a. durch kulturalisierende Denkweisen, die Erfahrungen 
mit oder Annahmen bzw. Kenntnisse über einzelne Personen oder Teilgruppen pauscha-
lisierend auf ganze Herkunftsgruppen übertragen (Krumer-Nevo & Sidi, 2012; Nobis & El-
Kayed, 2023). In manchen Interviews äußern Mitarbeitende starke Pauschalisierungen, 
wenn sie über geflüchtete Klient:innen ihrer Einrichtung sprechen („die Syrer“, „alles, was 
Arabisch spricht“, „die“, „die Ukrainer“ usw.). Zum Teil werden dabei pauschale und hie-
rarchisierende Aussagen über verschiedene Herkunftsgruppen getroffen (z.B. „die Syrer 
sprechen nicht so gut Deutsch und bleiben unter sich“ vs. „die Ukrainer lernen schnell 
deutsch und wollen alles richtig machen“), um zu begründen, welcher Umgang mit 
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welcher Gruppe aus Sicht der Mitarbeitenden als „einfacher“ empfunden und bevorzugt 
wird. Solche Stereotypisierungen werden in den Interviews mit Mitarbeitenden als alltäg-
lich erlebte kulturelle Unterschiede charakterisiert. In den Interviews zeigt sich, dass das 
Denken in „Kulturen“ und „Kulturkreisen“ den Mitarbeitenden oft als Hilfskonstruktionen 
dient, um eigene Irritationen, Konflikte und Ratlosigkeit im Arbeitsalltag besser bewälti-
gen zu können (Lipsky, 1980).  

Neben diesen bestehenden Grenzziehungen lassen sich jedoch auch Prozesse und Maß-
nahmen beobachten, die in der Lage sind, sprachlichen Hürden, Othering und Diskrimi-
nierung entgegenzuwirken, und die Einrichtungen für Personen mit Migrations- bzw. 
Fluchthintergrund öffnen.  

Dazu gehört zum einen die Einstellung von Personen mit eigener Flucht- und Migrations-
geschichte, die über wichtige Fähigkeiten wie Mehrsprachigkeit und/oder interkulturelle 
Kompetenzen verfügen. In unserer Forschung konnten wir beobachten, dass Mitarbei-
tende mit Migrationsgeschichte in sozialen Einrichtungen und Organisationen nicht nur 
zum Abbau von Sprachbarrieren beitragen, sondern auch zum Abbau von hierarchisie-
renden sozialen Grenzziehungen. Subtile Formen von Othering und ein fehlender Um-
gang auf Augenhöhe zwischen Mitarbeitenden ohne Migrationshintergrund und migran-
tischen Klient:innen kommen eher vor, wenn keine Mitarbeitenden mit eigenem Migrati-
onshintergrund in der Einrichtung tätig sind. Sind Mitarbeitende mit eigener Flucht- bzw. 
Migrationsgeschichte in den Einrichtungen tätig, brechen gängige Dichotomien und Hie-
rarchisierungen zwischen Migrant:innen, denen geholfen wird, vs. Nicht-Migrant:innen, 
die diese unterstützen, eher auf. Auch die Konfliktlösungskompetenz innerhalb der Ein-
richtung wird erhöht, wie diese Mitarbeiterin eines Familienzentrums schildert:  

„Arabisch ist meine Muttersprache, ich verstehe und die Kinder wissen, dass jemand da 
ist, der sie hört (...) ich habe gehört, dass vorher [bevor ich da war] Konflikte oft 
anstrengend waren mit arabischen und deutschen Kindern, weil niemand versteht, ob 
jemand eine Beleidigung gesagt hat oder nicht.“ (Interview soziale Einrichtung) 

Allerdings kann die zentrale Rolle von Mitarbeitenden mit Migrationserfahrung in sozialen 
Einrichtungen und Organisationen auch mit einer überproportionalen Verantwortungs-
übernahme einhergehen, wenn sie etwa zu alleinigen Ansprechpartner:innen für geflüch-
tete Klient:innen und – z.B. in Konfliktsituationen oder bei Sprachbarrieren – für Mitarbei-
tende ohne Migrationshintergrund werden. Außerdem kommt es in einigen Fällen dazu, 
dass die sozialen Kompetenzen und Sprachkompetenzen der Mitarbeitenden mit Migra-
tionsgeschichte sehr wichtig sind, diese aber nicht die gleiche Vergütung oder Position 
erhalten wie ihre Kolleg:innen ohne Migrationshintergrund. Dies hängt damit zusammen, 
dass die in Deutschland notwendigen Abschlüsse oft nicht vorhanden sind oder vorhan-
dene Abschlüsse nicht bzw. nicht in vollem Umfang anerkannt werden. Dies erschwert die 
Einstellung sowie eine angemessene und gleichwertige Vergütung. Fehlende Anerken-
nung von Abschlüssen und Berufserfahrungen ist ein generelles Problem, das in nahezu 
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allen Interviews mit Vertreter:innen von Einrichtungen thematisiert wird, die Personal mit 
eigener Migrationserfahrung eingestellt haben bzw. versucht haben einzustellen, wie es 
diese Leiterin einer Einrichtung zum Beispiel thematisiert: „Problem ist ja, in Deutschland, 
dass die auf der Flucht sind, sind ja auch teilweise hochstudierte Menschen (...) nur die 
Abschlüsse werden nicht anerkannt“ (Interview soziale Einrichtung). So kommt es dazu, 
dass es in den drei Städten insgesamt wenig Personal gibt, das die erforderlichen Ab-
schlüsse, aber auch die aktuell benötigten Sprachkompetenzen hat. 

3.  Migrant:innenselbstorganisationen in der lokalen 
Organisationslandschaft 

In allen drei Untersuchungsgebieten gibt es sowohl migrantische Selbstorganisationen 
(MSOs), die bereits vor 2015 existiert haben, als auch solche, die sich danach neu gegrün-
det haben. Insbesondere Personen mit arabischem Migrationshintergrund waren vor 
2015 in den drei Städten kaum präsent. Die seit 2015 neu gegründeten MSOs reagierten 
besonders oft auf den veränderten Sprachbedarf von arabischsprechenden Geflüchteten 
und auf die besondere Situation von geflüchteten Menschen allgemein. Aber auch bereits 
vorhandene MSOs passten sich an die veränderten Bedarfe an. Zum Beispiel bot eine uk-
rainische MSO, die bereits vor der Fluchtmigration aus der Ukraine existierte, vor 2021 
vor allem kulturelle Angebote an. Ab 2021 ist die Unterstützung von ukrainischen Geflüch-
teten ein zentraler Schwerpunkt.  

MSOs bieten zum einen für Geflüchtete zentrale Unterstützungsleistungen an und sind 
zum anderen wichtige Ansprechpartner:innen für die Kommune und andere soziale Ein-
richtungen für Themen rund um Migration, Integration und gesellschaftliche Teilhabe von 
Bewohner:innen mit Migrationshintergrund in den Quartieren. Sie nehmen damit eine 
Stellvertretungsfunktion ein und funktionieren oft als „Brücke“ zwischen migrantischen 
Bewohner:innen, Kommunen und anderen sozialen Einrichtungen und Organisationen.  

Eine MSO-Vertreterin hebt hervor, wie die Organisation nach der Ankunft der ersten Ge-
flüchteten aus der Ukraine schnell unbürokratisch tätig wurde. Dabei spielte insbeson-
dere eine Rolle, dass sie in der Lage war, Unterstützung auf Ukrainisch anzubieten:  

„Von Anfang an waren wir diejenigen, die sofort, gleich, ohne bürokratische Hürden am 
24. Februar vorigen Jahres angefangen haben mit der Hilfe. Und die Stadt sagt auch, 
ohne uns hätten sie so viel nicht geschafft (…), weil bevor das die Stadt oder das Land 
machen kann, brauchen sie Vorlauf, bürokratischen. Aber die Menschen brauchten jetzt 
schon gleich [Hilfe] und das haben wir am Anfang damals gemacht.“ (Interview mit 
MSO) 

Vor allem durch die Möglichkeit, die adäquaten Sprachressourcen bereitzustellen, sind 
MSOs in der Lage, eine Verbindung zwischen Kommunen, Verwaltung, anderen 
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Organisationen und den ankommenden Personen herzustellen, wie hier besonders deut-
lich wird:  

„Mit dem Sozialamt haben wir am Anfang sehr enge Kontakte gehabt, weil da mussten 
alle erfasst werden. (…) Unsere Leute haben gedolmetscht, und dann hat das Jobcenter 
gesagt, da gibt es noch (Formulare) zum Ausfüllen. (…) die haben dann unseren Leuten 
gezeigt, was da auszufüllen ist, Namen dort und so weiter, was man da so braucht. Und 
dann bei Schlüsselfragen war dann schon die Beratung vom Jobcenter (da). Aber die 
erste halbe Stunde, da haben draußen die Angelernten sozusagen, unsere Leute, haben 
dann fünf, sechs, zehn Personen gehabt am Tisch und gesagt, hier muss man das oder 
jenes ausfüllen, weil es ist alles in Deutsch. (…)“ (Interview mit MSO) 

In dieser Krisensituation, in der es nur deutsche Formulare und deutschsprachige Mitar-
beitende seitens des Sozialamts und des Jobcenters gab, war die MSO in der Lage, un-
bürokratisch die Beratung zu unterstützen. Dabei greifen die staatlichen Stellen zum Teil 
sehr umfassend auf die Strukturen und ehrenamtlichen Ressourcen von MSOs zurück, 
die ihnen dabei helfen, Leistungen für die für sie oft schwer erreichbaren Bewohner:innen 
und Ankommenden bereitzustellen.  

Häufig beschreiben MSOs in unseren Interviews daher eine Asymmetrie: Auf der einen 
Seite sind viele andere Akteur:innen stark auf sie angewiesen, um geflüchtete Bewoh-
ner:innen zu erreichen. Auf der anderen Seite basiert ihre Arbeit oft auf ehrenamtlichem 
Engagement, und die Vereine haben in der Regel nur geringe Finanzmittel zur Verfügung. 
Dadurch entsteht oft eine Kluft zwischen der Anzahl der Anfragen und den Ansprüchen 
an die Arbeit von MSOs (z.B. in Bezug auf Erreichbarkeit) und dem, was für MSOs leistbar 
ist (vgl. auch Hoesch & Harbig, 2019). MSOs thematisieren in unseren Interviews vor al-
lem Hürden im Zugang zu Finanzierung, Personal und Räumen: Die MSOs, die wir befragt 
haben, sind überwiegend projektfinanziert und beschreiben den Zugang zu finanziellen 
Mitteln als sehr aufwändig und dass die Laufzeiten ihrer Projekte in der Regel sehr kurz 
sind (6–12 Monate). Die aufwändige Akquise von befristeten Fördermitteln für Projekte 
mit kurzer Laufzeit wird auch von anderen, stärker professionalisierten sozialen Organisa-
tionen und Einrichtungen als enorme Herausforderung beschrieben – eine Entwicklung, 
die auch als „Projektitis“ bezeichnet wird (vgl. Schweitzer, 2018). Unsere Forschungser-
gebnisse zeigen dahingehend, dass besonders kleinere und neu gegründete MSOs 
Schwierigkeiten haben, sich in der Fördermittellandschaft zu orientieren und notwendige 
Informationen oder Beratung zu Anträgen, Fördermittelmanagement und Professionali-
sierung (z.B. Vereinsgründung) einzuholen.  

Eine weitere Hürde auf dem Weg zu Fördermitteln ist, wenn Anträge von Fördermittelge-
bern abgelehnt werden, weil Projekte nicht in das dominante „Integrationsparadigma“ fal-
len oder die Fördermittelgeber Bedenken haben, dass rechte Parteien dies kritisieren 
könnten. Beispielsweise war es für eine MSO sehr schwierig, eine städtische Finanzierung 
für Arabischunterricht für Kinder zu erhalten, da die Stadt zunächst nur Deutschunterricht 
fördern wollte (vgl. auch Pilz et al., 2024, S. 84–85). Schlussendlich änderte die Stadt ihre 
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Position und förderte das Projekt partiell, nachdem die MSO sich weiter etabliert hatte. 
Hier erschwerte ein einseitiges Verständnis von Integration, das sich einseitig an Bevöl-
kerungsgruppen mit Migrationsgeschichte wendet, mit dem Ziel, vermeintliche Defizite 
auszugleichen, den Zugang zur Förderung (Bojadžijev & Römhild, 2014; vgl. Hess et al., 
2009). Ein weiteres Beispiel ist die Ablehnung der Finanzierung für ein öffentliches Zu-
ckerfest einer MSO durch eine Stiftung, da diese Kritik von der AfD befürchtete, wenn sie 
Feste zu islamischen Feiertagen finanziert. 

In unserem Material wird jedoch auch deutlich, welche Prozesse MSOs dabei unterstüt-
zen, Hürden in ihrer Arbeit zu überwinden und z.B. ihre Finanzierung besser zu gestalten 
oder sich weiter zu professionalisieren und zu etablieren. Hier spielen zum einen die Ver-
netzung und Kooperation mit anderen MSOs und weiteren Organisationen und Einrich-
tungen eine große Rolle. Ein Beispiel ist, wenn MSOs sich gegenseitig unterstützen, An-
gebote für Geflüchtete bereitzustellen, Ankunftsprozesse zu erleichtern oder kulturelle 
und religiöse Feste miteinander zu feiern.  

Kooperationen ermöglichen es einerseits, Netzwerke auszubauen, Ressourcen zirkulieren 
zu lassen und wichtige Informationen auszutauschen. Andererseits sind Kooperationen 
für MSOs zum Teil zeitlich und personell nur schwer realisierbar. Dies hängt vor allem da-
mit zusammen, dass die meisten MSOs stark auf ehrenamtlicher Arbeit beruhen und so 
nur geringe Kapazitäten haben. Ein MSO-Vertreter führt dies hinsichtlich seiner persönli-
chen Situation so aus:  

„Letztes Jahr war ich wirklich am Ende, also weil ich auch in meiner Arbeit sehr 
gestresst war. Und dann kamen viele Anfragen für den Verein und ich habe gesagt: 
‚Leute, das geht nicht mehr.‘ Also man merkt, wir brauchen Unterstützung. Wir 
brauchen so eine halbe Stelle, die sich mit dem Thema Verwaltung, Finanzierung 
beschäftigen kann, dann würde es gehen.“ (Interview mit MSO) 

Dort, wo MSOs Unterstützung von kommunaler Seite bzw. einzelnen kommunalen Ak-
teur:innen bei ihrer Professionalisierung, der Vernetzung mit anderen Organisationen und 
dem Stellen von Anträgen erhalten, sind solche Prozesse besser abgesichert: 

„Wir waren am Anfang wirklich überhaupt nicht in der Lage, irgendwelche Anträge 
richtig auszufüllen. Aber wir haben von anderen Vereinen Informationen bekommen, (…) 
von der Stadt auch, vom Integrationsbeauftragten (…). Er [war] sofort mit der 
Unterstützung da und hat uns auf das eine oder andere Projekt hingewiesen. (…) Wir 
haben auch einen Kurs mitgemacht, wo uns beigebracht wurde, wie wir Projekte 
beantragen, was wir machen können, wie wir arbeiten können, sollen, und dann im 
Endeffekt können wir jetzt alle Projekte beantragen, weil wir so viel gemacht haben.“ 
(Interview mit MSO) 
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Solche kommunalen Unterstützungen bei Prozessen der nachhaltigen Professionalisie-
rung von MSOs stellen eine wichtige langfristige Perspektive zur Stärkung des Organisa-
tionswandels in der Migrationsgesellschaft dar.  

4. Fazit  

Zusammenfassend stellen wir fest, dass auf der einen Seite wichtige Veränderungspro-
zesse in den Einrichtungen und der Organisationslandschaft der untersuchten Quartiere 
angestoßen und Zugänge für Geflüchtete und MSOs verbessert wurden. Auf der anderen 
Seite bleiben Barrieren und soziale Grenzziehungen jedoch bestehen.  

In sozialen Einrichtungen haben insbesondere die stärkere Verankerung von Mehrspra-
chigkeit und das Einstellen von Personal mit eigener Migrationserfahrung in sozialen Ein-
richtungen und Organisationen das Potenzial, Zugangshürden für geflüchtete Nutzer:in-
nen der Einrichtungen weiter abzubauen. Schwierigkeiten bei der Anerkennung von Ab-
schlüssen und das Fehlen passender Ausbildungen führen jedoch dazu, dass Personen 
mit Migrations- oder Fluchthintergrund oft nicht oder nicht adäquat in sozialen Einrich-
tungen angestellt werden können. Dies wirkt sich auch auf die sozialen Grenzziehungs-
prozesse in den Angeboten selbst aus: Wenn kein Personal mit Migrationshintergrund 
angestellt werden kann, bleiben sprachliche Hürden tendenziell bestehen. U.a. kommt es 
öfter zu Othering, wie kulturalisierenden Pauschalisierungen gegenüber migrantischen 
Nutzer:innen, die häufig nicht adäquat thematisiert und aufgefangen werden. 

In allen drei Städten nehmen MSOs eine wichtige Rolle in der lokalen Organisationsland-
schaft ein. Für Kommunen und andere Einrichtungen sind sie oft zentrale Ansprechpart-
ner:innen rund um die Themen Migration und Teilhabe. Gleichzeitig verfügen MSOs oft 
nur über eingeschränkte Ressourcen wie Personal, Projektfinanzierungen und Räume. 
Dadurch ergibt sich oft ein Spannungsverhältnis zwischen, einerseits, ihrer Einbindung in 
die kommunale Organisationslandschaft und den damit verbundenen Aufgaben und An-
forderungen, die an sie herangetragen werden, und den ihnen zu Verfügung stehenden 
Ressourcen andererseits. Strategien, die Kommunen anwenden können, um diese Dis-
krepanz abzuschwächen, bestehen darin, die Vernetzung zwischen MSOs, anderen loka-
len Organisationen und Kommunen zu unterstützen, MSOs als Partner:innen auf Augen-
höhe zu behandeln und MSOs dabei zu unterstützen, eine nachhaltige Finanzierungsstra-
tegie zu entwickeln bzw. Angebote von MSOs kommunal zu finanzieren.  

An dieser Stelle muss jedoch auch darauf hingewiesen werden, dass die beschriebenen 
Öffnungsprozesse und -strategien in sozialen Einrichtungen und der lokalen Organisati-
onslandschaft politisch stark gefährdet sind. In allen drei Städten, Cottbus, Halle und 
Schwerin, hat die AfD in den letzten Jahren deutlichen Zuwachs verzeichnen können. In 
Schwerin führte dies zum Beispiel dazu, dass die geplante Einrichtung eines kommunalen 
Migrations- und Integrationsbeirats mit Stimmen der CDU und AfD verhindert wurde 
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(NDR 2024). Diese Entwicklungen stellen auch eine Gefährdung der angestoßenen Öff-
nungsprozesse auf Stadtviertelebene dar.  

Der Beitrag ist eine gekürzte und leicht geänderte Fassung der folgenden Beiträge: 

Keskinkılıç, L. & El-Kayed, N. (2025). Migrant*innenselbstorganisationen & 
Soziale Einrichtungen im Quartier. In StadtumMig-Projektteam 
(Hg.). Vom Stadtumbauschwerpunkt zum Einwanderungsquartier – 
Herausforderungen und Perspektiven für ostdeutsche 
Großwohnsiedlungen Teil II (S. 36-40). Berlin: Humboldt-
Universität zu Berlin. https://doi.org/10.18452/30875 

 
Keskinkılıç, L. & El-Kayed, N. (2025). Soziale Einrichtungen: Diversität, 

soziale Grenzziehungen und Organisationswandel. In StadtumMig-
Projektteam (Hg.). Vom Stadtumbauschwerpunkt zum 
Einwanderungsquartier – Herausforderungen und Perspektiven für 
ostdeutsche Großwohnsiedlungen Teil II (S. 44-46). Berlin: 
Humboldt-Universität zu Berlin. https://doi.org/10.18452/30875  
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A3 

Ricarda Pätzold 

Die ewige Wohnungsfrage  

Was sagen Ankunftsquartiere über den Wohnungsmarkt? 

Ankunftsquartiere sind ein Ergebnis der Situation auf den lokalen Wohnungsmärkten. Sie 
entstehen aus einer Kombination von Dysfunktionalitäten in den Bereichen: Zugänglich-
keit, Durchlässigkeit, Bezahlbarkeit, Transparenz und öffentliche Steuerungskraft. Das 
Leben in Ankunftsquartieren bedeutet, dass Menschen – die i.d.R. nicht über die Ressour-
cen verfügen, ihre Situation zu verändern – in teils prekären Wohnverhältnissen räumlich 
konzentriert die Herausforderungen des Alltags meistern müssen. Es bedeutet auch, dass 
die Wohnung und auch das Quartier eben nur eingeschränkt die Grundlage für soziale 
Aktivitäten und den Anker der Zugehörigkeit bieten (Muñoz, 2018). Eine Kompensation 
der Mängel im individuellen Wohnen über die Infrastruktur, Teilhabeangebote oder auch 
die Kraft des sozialen Miteinanders findet selten statt. Die Ausstattung der Quartiere ist 
zwar nicht grundsätzlich ungenügend – mit Blick auf die spezifischen Bedarfe aber zu-
meist nicht ausreichend.  

Der Beitrag reflektiert die Situation auf den Wohnungsmärkten und den wohnungspoliti-
schen Diskurs. Ziel ist es, die Ursachen für die Entstehung und Verfestigung prekärer 
Wohnverhältnisse zu identifizieren und Prämissen für eine zukunftsfähige und nachhal-
tige Wohnungspolitik zu formulieren.  

Wohnungsneubau first  

Betrachtet man die aktuelle politische und mediale Resonanz der Wohnungsfrage, ent-
steht der Eindruck, dass es vor allem um Knappheit geht, dass also zu wenig Wohnraum 
zur Verfügung steht und das allein zu den Folgeerscheinungen, wie steigende Wohnkos-
ten, Überbelegung bis zum Anstieg von Wohnungslosigkeit, führt. In dieser Logik ist der 
Neubau von Wohnungen die folgerichtige Strategie, mit der es langfristig gelingt, das 
Problem zu lösen. Das Ziel der Steigerung der Wohnungsneubauzahlen ist in jedem Koa-
litionsvertrag der Regierungsparteien auf Bundesebene seit über zehn Jahren verankert 
(vgl. CDU et al., 2013, S. 80, 2018, S. 16, 2025, S. 22; SPD et al., 2021, S. 88; siehe auch 
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Stiel et al., 2025). Da die Umsetzung deutlich hinter den errechneten Notwendigkeiten 
(vgl. Braun & Grade, 2024; Müther & Waltersbacher, 2025) zurückbleibt, ergibt sich keine 
Gelegenheit, die Effekte der Neubaustrategie hinsichtlich der in Aussicht gestellten Ent-
spannung der Wohnungsmärkte zu überprüfen1.  

Die oft zitierte Bedeutungszuschreibung „Die Wohnungsfrage ist die soziale Frage unse-
rer Zeit“ (Horst Seehofer auf dem Wohn- und Mietgipfel 2018) sollte nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Wirksamkeit und Angemessenheit wohnungspolitischer Instru-
mente sehr unterschiedlich beurteilt werden. Wohnen gehört zu den elementaren Grund-
bedürfnissen, auf die Menschen nicht verzichten können. Darauf basiert dessen Bewer-
tung als Sozialgut. Zugleich haben sich Wohnimmobilien – spätestens seit der Immobi-
lien- und Finanzkrise und der darauffolgenden Niedrigzinsphase – zu einer bedeutenden 
Anlagekategorie entwickelt. Ein Teil des Wohnungsmarktes ist in globalisierte Kapital-
ströme eingebunden, und Wohnen ist so auch ein Marktgut. Beide Zuordnungen spiegeln 
sich in den unterschiedlichen Ansätzen der Wohnungspolitik wider. Obwohl allseits be-
tont wird, dass ein gerechter und funktionierender Wohnungsmarkt geschaffen werden 
soll, gelingt es nicht, eine hegemonial getragene Vorstellung davon zu entwickeln. Statt-
dessen wird immer wieder um die Deutungshoheit gekämpft – durchaus auch mit Zerr-
bildern, für die der Berliner Mietendeckel oder auch die Vergesellschaftungsdebatte 
reichlich Anschauungsmaterial bieten.  

In dieser Situation besteht bei der Notwendigkeit des Wohnungsneubaus die größte 
Schnittmenge. Was kann Neubau aber an der Wohnsituation in den Ankunftsquartieren 
verändern? Konkret wenig, vielmehr beruht die Hoffnung auf einer allgemeinen Entspan-
nung der Wohnungsmärkte, die sich einerseits über Filtering- oder Sickereffekte2 in die 
verschiedenen Segmente ausbreitet. Zum anderen würde das Gleichgewicht von Ange-
bot und Nachfrage die Position der Vermieter verändern und zu wettbewerblichen Preis-
korrekturen führen. Damit wird das abstrakte Versprechen einer umfassenden Liberali-
sierung – diese werde den Wohnungsbau beflügeln, den Markt und die Preise beruhigen, 

 

1  Es gibt historische Erfahrungen: „In den Jahren 1974/75 gab es in der Bundesrepublik schätzungs-
weise 200 000 bis 300 000 dauerhaft leerstehende Neubauwohnungen, weil in großem Stil [mit er-
heblicher staatlicher Unterstützung durch Sonderprogramme für den Sozialen Wohnungsbau] am 
Bedarf vorbei gebaut worden war. Insbesondere Eigentumswohnungen in Hochhäusern am Stadt-
rand erwiesen sich als schwer absetzbar“ (Führer (2016, S. 323). In der Folge sank die Mietbelastung 
der Haushalte.  

2  Die Theorie der sozial entlastenden Umzugsketten geht auf Ratcliff (1945) zurück: Haushalte mit 
mittleren und hohen Einkommen ziehen in die Neubauten, wodurch ihre günstigeren Wohnungen 
frei würden, die anschließend von Haushalten mit geringerem Einkommen bezogen werden könnten. 
Der Schönheitsfehler der beliebten Argumentation besteht darin, dass es einen Angebotsüberhang 
geben müsste (vgl. auch Haferburg et al. (2023, S. 77). 



 

81 

Wohnraumhortungen beseitigen und somit soziale Gerechtigkeit schaffen (Schneider & 
Kornemann, 1977, S. 121–122) – ein weiteres Mal wiederholt3.  

Wullkopf regte bereits 1982 an, nicht auf den Wohnungsmarkt als Ganzes zu schauen, 
sondern den Handlungserfordernissen der Vielzahl der voneinander mehr oder weniger 
unabhängigen regionalen und sozialen Teilmärkte Rechnung zu tragen (S. 23). Eine Reihe 
von wohnungspolitischen Instrumenten hat bereits einen solchen gebietsbezogenen Fo-
kus, denkt man u.a. an die Festlegung von angespannten Wohnungsmärkten oder das 
besondere Städtebaurecht (vgl. Abb. 1).  

Abb. 1: Instrumentenspektrum mit der Unterscheidung in Wirkungskreise 

 

Quelle: Darstellung Ricarda Pätzold 

Verfolgt man den Gedanken konsequent weiter, dass die einzelnen Teilmärkte weniger 
verbunden sind als gemeinhin angenommen, dann verliert die allgemeine Marktsituation 
ein Stück weit an alleiniger Erklärungskraft für die Situation in den Ankunftsquartieren, 
respektive in sozial benachteiligten Quartieren allgemein. Als Beleg dafür kann das Vor-
handensein von Ankunftsquartieren in allen Praxiskommunen gelten, deren Wohnungs-
märkte durchaus unterschiedliche Grade von Anspannung aufweisen. Die Ursachen und 
Effekte des Mangels an Wohnungen im bezahlbaren Segment werden im Folgenden als 
eigenständiges Feld betrachtet, in dem problemadäquate Maßnahmen erforderlich sind.  

 

3  Die Privatisierung öffentlicher Wohnungsbestände – vorwiegend en bloc an institutionelle Anleger – 
in den 1990er-Jahren wurde u.a. mit dem Versprechen begründet, der Markt könne die Versorgung 
effizienter lösen.  
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Leistbar ist, was bezahlt wird?  

Wohnkosten machen i.d.R. den größten Anteil der Konsumausgaben von Haushalten aus. 
Die gesellschaftspolitische Bewertung der Bezahlbarkeit des Wohnens wird in erhebli-
chem Maße von der Faustformel „maximal ein Drittel des Nettoeinkommens“ geprägt. 
Von einer Überlastung wird ausgegangen, wenn für die Wohnkosten über 40 % des Ein-
kommens aufgewendet werden müssen. In dieser Logik scheint die durchschnittliche Be-
lastungsquote von 24,1 % (2025) erst mal keinen Anlass zur Besorgnis zu geben. Bei nä-
herer Betrachtung stellen sich allerdings sowohl die Quoten an sich als auch die Vertei-
lung der Belastungen differenziert dar.  

Die weite Verbreitung des Pauschalansatzes für eine tragbare Relation von Einkommen 
und Miete zeugt letztlich von dem Bedarf, eine Maßzahl für Bezahlbarkeit oder Angemes-
senheit zu haben, denn diese ist nicht nur für die Bewertung der Marktsituation konstitu-
ierend, sondern auch für die Einschätzung der Unterstützungsnotwendigkeit (vgl. Artz & 
Lehmann-Richter, 2026, S. 48; 56). Die rechnerische Ermittlung des Verhältnisses ist re-
lativ trivial, was deren Alltagstauglichkeit begründet (z.B. Wohnungsvergaben). Dahinter 
steht aber keine Berechnung, welche Höhe von Wohnkosten eine zumutbare finanzielle 
Belastung der Mieter:innenhaushalte darstellt. Vielmehr wurde ermittelt, bis zu welcher 
Belastungsgrenze Haushalte ihren finanziellen Verbindlichkeiten beim Immobilienkauf 
nachkamen. Mit der Nutzung der Quote als Standard für Bezahlbarkeit wird damit ein em-
pirisch ermittelter Wert normativ gewendet (vgl. Gude, 2023; Stone et al., 2011, S. 20).  

Wohnkosten belasten generell untere Einkommen stärker (vgl. Abb. 2) – mit dem Neben-
effekt, dass die Ausgaben für andere Bereiche dadurch begrenzt werden, welches Ein-
kommensbudget nach der Begleichung der Wohnkosten übrigbleibt. 2025 lebten 11,2 % 
der Bevölkerung in Deutschland in Haushalten, die durch Wohnkosten überbelastet wa-
ren (Statistisches Bundesamt [Destatis], 2026b). Insbesondere bei geringeren Einkom-
men ist für die Einschätzung der Angemessenheit zwingend ein Mindeststandard erfor-
derlich, welches Budget für nicht wohnungsbezogene Grundbedürfnisse benötigt wird 
(vgl. Stone et al., 2011, S. 21). Eine solche Herangehensweise findet sich u.a. im Woh-
nungspolitischen Konzept der Stadt Potsdam4 (vgl. Landeshauptstadt Potsdam, 2015, 
S. 19–20).  

 

4  Mangelnde Bezahlbarkeit liegt dann vor, wenn nach Abzug der Warmmiete nicht ein definierter ab-
soluter Mindestbetrag als monatliches Haushaltsbudget für die Lebensführung verbleibt. Dieser de-
finierte Mindestbetrag leitet sich aus den Einkommensgrenzen der Wohnraumförderung ab. Er 
hängt von der Anzahl der Haushaltsmitglieder ab und betrug 2019 im Falle eines Einpersonenhaus-
halts 670 Euro (vgl. Schönfelder (2019)) 
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Abb. 2: Wohnkostenbelastung nach Dezilen des Haushaltsnettoeinkommens5 von Mietenden 

 

Quelle: Darstellung nach Daten (Weber-Kessel et al., 2026, 7, 19) 

Die Ausgaben der Haushalte für Wohnen sind in der Vergangenheit gestiegen6. Das liegt 
zum einen an höheren Wohnstandards und pro Kopf-Wohnflächen. Zum anderen hat sich 
die Entwicklung der Immobilienpreise seit 2009 von den Einkommen entkoppelt (vgl. 
Amaral et al., 2026). Diese Preisentwicklung schlägt durch mietrechtliche Regulierungen 
nur gebremst auf den gesamten Mietwohnungsmarkt durch, aber insbesondere bei den 
Neuvermietungsmieten in Ballungsräumen sind erhebliche Zunahmen zu beobachten. In 
der Konsequenz bedeutet das eine Umverteilung des Haushaltsbudgets – wenn mehr für 
Wohnen ausgegeben wird, bedeutet das de facto einen Kaufkraftverlust bzw. einen Rück-
gang der übrigen Konsumausgaben (vgl. Kholodilin, 2025b, S. 25).  

 

5  Das Haushaltsnettoeinkommen im Mikrozensus ist ein Summenwert aus allen Einkommensquellen 
des Haushalts – Erwerbseinkommen, Kapitaleinkommen und Transfereinkommen. 

6 Kholodilin (2025a, S. 9) hat eine Auswertung der Wohnkostenbelastung in verschiedenen Ländern 
für einen Zeitraum von 50 Jahren vorgenommen.  



 

84 

Abb. 3: Auswirkungen einer hohen Wohnkostenbelastung 

 

Quelle: Darstellung nach Kholodilin, 2025a, S. 2 

Eine Wohnung zu haben, gehört zu den elementaren Grundbedürfnissen. Haushalten mit 
niedrigeren Einkommen ist es nur sehr eingeschränkt möglich, auf Preissteigerungen mit 
Konsumverzicht zu reagieren, da es kaum (noch) kleinere und vor allem günstigere Woh-
nungen gibt. Für Zugewanderte stellt sich die Wohnungsmarktlage noch einmal prekärer 
dar als für die Gesamtbevölkerung. Nach Ergebnissen des Zensus 2022 lag die durch-
schnittliche Nettokaltmiete bei Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit bei 7,75 
Euro pro Quadratmeter Wohnfläche, bei Deutschen dagegen bei 7,08 Euro – ein Unter-
schied von ca. 9,5 % (vgl. Destatis, 2025). Dieses Muster ist keineswegs neu, sondern 
reicht bis in die Anfänge der Arbeitsmigration zurück: Die Vermietung an „Gastarbeiter“-
Familien war auch damals gewinnträchtig, denn diese akzeptierten Substandard-Aus-
stattungen und sogar gravierende Baumängel, zahlten gleichzeitig aber höhere Mieten 
als deutsche Haushalte (vgl. Führer, 2016, S. 312). Mit Blick auf die Überlastung durch 
Wohnkosten, aber auch Überbelegungen sollten die Wohnentscheidungen von Haushal-
ten zum großen Teil als Indiz für begrenzte bis unbefriedigende Wahlmöglichkeiten inter-
pretiert werden. Während in der Bewertung der individuellen und gesellschaftlichen Fol-
gen der Wohnungsmarktsituation (vgl. Abb. 3) noch weitgehend Einigkeit herrscht, beste-
hen in den Vorstellungen zu wohnungspolitischen Handlungsnotwendigkeiten eklatante 
Unterschiede.  

Glaubensfragen: Objektförderung und Subjektförderung  

Die deutsche Wohnungspolitik hat ab Ende der 1980er-Jahre einen grundlegenden Wan-
del vollzogen. Während der soziale Wohnungsbau der Nachkriegszeit die Aufgabe der 
Versorgung breiter Bevölkerungsschichten übernahm, erfolgte im Zuge der Neuausrich-
tung der Wohlfahrtssysteme eine Verschiebung des Fokus auf die Sicherung eines Wohn-
raumangebotes für benachteiligte Gruppen (vgl. Schönig, 2018). Das war verbunden mit 
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dem sukzessiven Rückgang der Objektförderung – also dem Bau von mietpreis- und be-
legungsgebundenen Wohnungen. Parallel stiegen das Wohngeld und die Übernahme der 
Wohnkosten (Transferleistungen) – die sogenannte Subjektförderung – von einer rand-
ständigen Unterstützung zum Herzstück der Wohnungspolitik auf. Bewertungen verglei-
chen in der Regel beide Systeme nach Kriterien, wie Zielgenauigkeit, Kosten und Versor-
gungswirkung.  

Der Sozialwohnungsbestand ist seit den 1990er-Jahren von knapp 3 Mio. auf ca. 1 Mio. 
Wohnungen geschrumpft. Der Anspruch einer universellen Daseinsvorsorge kann damit 
bereits zahlenmäßig nicht erfüllt werden. Der Rückgang liegt an der deutschen Besonder-
heit der begrenzten Förderzeiträume. Nach dem Auslaufen der Bindungen werden die Be-
stände der öffentlichen Wohnungsunternehmen und teilweise auch der Genossenschaf-
ten (vgl. Beitrag Gebler) weiter an Haushalte mit geringeren Einkommen vermietet. Da die 
Wohngemeinnützigkeit 1990 abgeschafft wurde7, ist es jedoch nicht möglich zu bestim-
men, welche Wohnungsbestände – jenseits einer dezidierten Bindung – unter ein gemein-
wohlorientiertes Vermietungsregime fallen. Angesichts der geringen Reichweite der Be-
stände wiegt der Vorwurf der Fehlbelegung (vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie [BMWi], 2018, S. 9–10) umso schwerer. Es wird nur beim Einzug geprüft, ob die 
Haushalte unter der Einkommensgrenze liegen. Wenn Haushalte – nachdem sich ihre fi-
nanzielle Situation entspannt hat – nicht umziehen, kommt die Förderung einem Haushalt 
zugute, der diese nicht braucht. Die Einschätzungen über das Ausmaß dieser Fehlalloka-
tion gehen weit auseinander, aber „in vielen Fällen dürften diese Haushalte Einkommen 
haben, die vergleichsweise knapp oberhalb der Bedürftigkeitsgrenze liegen“ (Mense, 
2025, S. 58). 

Der Subjektförderung wird der Vorteil zugeschrieben, zielgenau zu sein, da die Leistungen 
in Abhängigkeit vom Einkommen und der Miethöhe bestimmt und ausgezahlt werden 
(vgl. Falck et al., 2025, S. 13). Es wird die Kaufkraft der Haushalte an die Entwicklung der 
Marktmieten angepasst, und das trifft – nicht unerwartet – auf eine breite Akzeptanz bei 
marktliberalen Vertreter:innen. Selten wird hingegen erwähnt, dass dadurch keine einzige 
neue bezahlbare Wohnung entsteht – ein Argument, das Instrumenten zur Mietregulie-
rung immer wieder entgegengehalten wird. Allein die Kostenübernahmen nach dem So-
zialgesetzbuch II beliefen sich 2025 bundesweit auf über 17 Mrd. Euro (vgl. Abb. 4). Zu-
sammen mit den 4,5 Mrd. Wohngeld (Destatis, 2026a) ist das Finanzvolumen groß genug, 
um eigenständige wohnungspolitische Anreize zu setzen – gerade vor dem Hintergrund 
des unelastischen Angebots in den Ballungsräumen fanden in den zurückliegenden Jah-
ren erhebliche Preiserhöhungen statt (vgl. Schulte, 2026, S. 308).  

 

7  2024 wurde die „Förderung wohngemeinnütziger Zwecke“ als eigenständiger gemeinnütziger 
Zweck in § 52 AO aufgenommen, wovon vor allem sozial orientierte oder kommunale Unternehmen, 
Vereine und gemeinnützige Stiftungen profitieren sollen, die dauerhaft Wohnungen unterhalb der 
marktüblichen Miete anbieten.  
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Abb. 4: Leistungen für Unterkunft und Heizung im SGB II 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der Bundesagentur für Arbeit  

Sowohl Wohngeld als auch die Kosten der Unterkunft unterliegen Anpassungsmechanis-
men. Während das Wohngeldgesetz (WoGG) nach § 43 Abs. 1 eine regelmäßige Fort-
schreibung im Zwei-Jahres-Rhythmus auf Grundlage bundesweiter Verbraucherpreis- 
und Mietindizes vorsieht, werden die Mietobergrenzen nach SGB II dezentral auf Basis 
eines „schlüssigen Konzeptes“ festgelegt. Ein Blick in die Historie zeigt, dass die Festle-
gung von preislichen Obergrenzen dazu führt, Preissteigerungen genau bis zu der festge-
legten Grenze zum Normalfall zu machen (vgl. Führer, 2016, S. 343). Bislang fehlen in 
Deutschland Studien, die bestimmen, inwieweit Vermieter die Miete an die Entwicklung 
von Wohngeld und Kosten der Unterkunft anpassen und damit staatliche Leistungen ab-
schöpfen. Collinson und Ganong (2018) kommen bei der Untersuchung des Systems der 
Housing Voucher8 in den USA zu dem Ergebnis, dass eine Erhöhung der Obergrenzen um 
1 $ zu einem Mietanstieg um 0,47 $ führt. „A policy that makes vouchers more generous 
across a metro area benefits landlords through increased rents, with minimal impact on 
neighborhood and unit quality“ (Collinson & Ganong, 2018, S. 62).  

Der Anstieg der Kosten der Unterkunft belastet inzwischen die sozialen Sicherungssys-
teme erheblich. Das Problem wird dennoch selten thematisiert, wofür es mehrere Gründe 

 

8 Empfangsberechtigte Haushalte zahlen ihrem Vermieter mindestens 30 % ihres Einkommens als 
Miete, die zuständige Wohnungsbehörde übernimmt die Differenz bis zu der Obergrenze („Payment 
Standard“), die zwischen 90 % und 110 % einer bundesweit festgelegten „Fair Market Rent“ liegt.  
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gibt. Zum ersten handelt es sich um eine Mischfinanzierung zwischen Kommunen und 
Bund, die Anteile wurden mehrfach verschoben, um die Kommunen zu entlasten. Zum 
zweiten dämpft der Rückgang der Zahl der Bedarfsgemeinschaften (noch) den Anstieg 
der Gesamtkosten (vgl. Abb. 4). Zum dritten wäre eine Reduzierung der Leistungen für die 
Kosten der Unterkunft im SGB II mit großen Risiken verbunden. Die sozialen und finanzi-
ellen Folgeerscheinungen von Wohnungsverlusten sind in vielen Kommunen überaus 
präsent. Zum vierten wird das Mantra der Zielgenauigkeit der Subjektförderung kaum hin-
terfragt, denn bei Lichte betrachtet stellt es auch eine Fehlallokation dar, wenn ein Teil der 
Sozialleistungen den Gewinn der Vermieter steigert (vgl. Mense, 2025, S. 58; Schulte & 
Krahé, 2026, S. 15).  

Unter dem Strich sind beide Systeme teuer. Ein Hochlauf des geförderten Wohnungsbaus 
würde unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen einen Subventionsbarwert von 
2.830 Euro je Quadratmeter Wohnfläche erfordern – für 100.000 neue Sozialwohnungen 
summiert sich das auf ein Fördervolumen von 17 Mrd. Euro (vgl. Walberg & Bodel-
schwingh, 2026, S. 39). Die Bezahlbarkeit – im Verständnis von Kostenmieten – stellt sich 
aber immer erst über den Lebenszyklus eines Gebäudes ein, wenn die zeitlich begrenzten 
Darlehen abgelöst oder zurückgezahlt sind – das ist in Mietwohnungsbeständen nicht an-
ders als im Eigenheim. Durch die deutsche Tradition der Befristung von Bindungen kann 
die öffentliche Hand aber nur eingeschränkt von den in der Vergangenheit getätigten öf-
fentlichen Investitionen profitieren. Im Unterschied dazu besitzt die Stadt Wien 2.000 
Wohnanlagen mit insgesamt 220.000 Wohnungen – die lebenslangen Bindungen unter-
liegen – und ist Europas größte Immobilieneigentümerin.  

Im Rahmen der Subjektförderung werden die Wohnkosten von über 4 Mio. Haushalten 
übernommen oder bezuschusst. Die zukünftige Entwicklung der Kosten ist in erhebli-
chem Maße von den Marktentwicklungen abhängig – da die Subventionen diesem Verlauf 
folgen (müssen). In einer wachsenden Zahl von Beiträgen wird auf den Effekt der zuneh-
menden Lücke zwischen Angebots- und Bestandsmieten hingewiesen (vgl. Artz & Leh-
mann-Richter, 2026; Falck et al., 2025; Sachverständigenrat für Integration und Migration 
[SVR], 2026, S. 29). Diese hat Auswirkungen auf den Wohnungsbedarf, da Haushalte Um-
züge vermeiden und u.a. in der Nachfamilienphase in großen Wohnungen verbleiben. 
Eine Gerechtigkeitslücke wird dahingehend formuliert, dass Neuzuziehende oder neu ge-
gründete Haushalte kaum Chancen haben, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Inwiefern 
eine Veränderung des Mietrechts respektive die Anhebung der Bestandsmieten diese 
schließen könnte, bleibt allerdings ungeklärt. Als Königsweg wird ein weiteres Mal der 
Neubau – Ausweitung des Angebots – angeführt.  

Was heißt das für Ankunftsquartiere?  

Die begrenzte Empirie des Forschungs-Praxis-Projektes zeigt, dass (neue) Ankunftsquar-
tiere an den Schattenseiten der Wohnungsmärkte entstehen. Es handelt sich in der Regel 
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nicht um Bestände von kommunalen Gesellschaften oder Genossenschaften. Die Zu-
gänglichkeit wird über Belegungsrechte oder die geringe Konkurrenz sowie auch die (still-
schweigende) Akzeptanz von Überbelegungen hergestellt. Die Gebäude und Wohnungen 
befinden sich oft in einem schlechten baulichen Zustand. Der Einfluss der Kommunen be-
schränkt sich oft auf die soziale Infrastruktur und den öffentlichen Raum – zu wenig, um 
die Nachteile auszugleichen. Die Quartiere werden oft als „sozial benachteiligt“ oder „seg-
regiert“ bezeichnet, doch angesichts der zeitlichen, räumlichen und strukturellen Dyna-
miken trifft es der Begriff der „Residualisierung“ besser. Damit wurde – mit Blick auf die 
Wohnungsmarktreformen in Großbritannien – ein Prozess beschrieben, „infolge dessen 
der öffentliche Wohnungsbau zunehmend nur noch als ‚Sicherheitsnetz‘ für diejenigen 
dient, die aus Gründen der Armut, des Alters oder einer Krankheit keinen geeigneten 
Wohnraum auf dem privaten Wohnungsmarkt finden“ (Malpass & Murie, 1999, S. 174).  

Im Falle der (neuen) Ankunftsquartiere bezeichnet Residualisierung vor allem die Veren-
gung der Funktion und Nutzerstruktur eines Quartiers – oder auch von Wohnblöcken – 
auf diejenigen Haushalte, die am stärksten vom regulären Markt ausgeschlossen sind. Die 
Herkünfte der Wohnungsbestände sind dabei ganz unterschiedlich: Geschosswohnun-
gen aus den 1970er-Jahren in Kaiserslautern, eine ehemalige Kaserne in Saalfeld, ehe-
mals städtische Plattenbauwohnungen in Dresden oder die Arbeiterviertel aus dem spä-
ten 19. Jahrhundert in Bremerhaven und Duisburg. Die Desinvestionsstrategien („Mil-
king“9) der heutigen Eigentümer (u.a. GTC, Adler Real Estate, Vonovia, aber auch Einzelei-
gentümer:innen) ähneln sich hingegen. Dies verstärkt die fortschreitende soziale Selekti-
vität des Bestands, die häufig mit einer Stigmatisierung der Bewohnerschaft einhergeht 
(vgl. Beitrag Glatter).  

Die Diskussion um die negativen Implikationen des Ziels der sozialen Mischung (vgl. u.a. 
Betz, 2025; Brill et al., 2025; Münch, 2025, siehe auch den Beitrag Gebler) könnte – zu-
mindest zu Teilen – auf einem Missverständnis beruhen: Das Hauptargument lautet – 
stark verkürzt –, dass es den Bewohnenden nicht helfen würde, wenn Mittelschichtshaus-
halte in die Quartiere zuziehen. Im Gegenteil würde die damit einhergehende Verdrän-
gung zu einer weiteren Verengung der Wahlmöglichkeiten von Haushalten mit Zugangs-
schwierigkeiten führen. Das ist an sich richtig, nur die Eigentümer residualisierter Quar-
tiere bzw. Bestände verfolgen zumeist keine Aufwertungsstrategien – denn auch mit Ar-
mut lässt sich Geld verdienen (vgl. Drutschmann & Wiese, 2025, S. 384–385; Herrmann, 
2023, S. 232; Lobenstein, 2025). Soziale Mischung kann aber auch anders interpretiert 
werden. Zum einen kann es bedeuten, die Zugangsbedingungen für Haushalte mit nied-
rigen Einkommen (auch für zuwandernde Menschen) in anderen Stadtquartieren und in 
den Beständen gemeinwohlorientierter Eigentümer zu erhöhen. Zum anderen braucht es 
ein klares öffentliches Bekenntnis – und damit auch Investitionen – zu den 

 

9  Kurz- bis mittelfristiges Abschöpfen von Mieterträgen bei minimalen Ausgaben, ein späterer Verkauf 
des heruntergewirtschafteten Bestands kann dazugehören. 
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Ankunftsquartieren, bei dem die Wohnungsbestände an sich nicht außen vor bleiben dür-
fen. Der allgemeine Verweis auf die Ausweitung der Neubauaktivitäten, die auf lange Sicht 
die sozialen Ungleichheiten am Wohnungsmarkt abmildern könnten (vgl. SVR, 2026, 
S. 35), greift dagegen bei weitem zu kurz.  

Niklas Maak (2018) brachte die Ursachen der allgegenwärtigen Wohnungskrise pointiert 
auf den Punkt: „Der Ausstieg aus dem sozialen Wohnungsbau, eine Politik, die geförder-
ten Wohnbau massenweise verhökerte und in Renditeobjekte umgewandelt hat, ohne für 
Neubauten zu sorgen, kurz, der Rückzug des Staats von jeder Form von Gestaltung er-
möglichte erst den Ausverkauf der Stadt und die aktuelle Krise des Wohnens.“ Es handelt 
sich damit nicht nur um ein Marktversagen, sondern auch um ein Staatsversagen.  

Die zentralen Prämissen für eine zukunftsfähige Wohnungspolitik müssten stattdessen 
lauten: Erstens erfordert Wohnungspolitik Kontinuität: Bau, Finanzierung und Bewirt-
schaftung von Wohnraum folgen langen Investitions- und Amortisationszyklen, die sich 
über Jahrzehnte erstrecken und mit kurzfristigen wohnungspolitischen Interventionen 
strukturell unvereinbar sind. Zweitens ist Wohnen ein soziales Thema: Die Versorgung mit 
angemessenem Wohnraum betrifft grundlegende Fragen sozialer Teilhabe und Vertei-
lungsgerechtigkeit und lässt sich nicht allein über Marktmechanismen abbilden. Drittens 
ist Wohnen eine gesellschaftliche Gestaltungsaufgabe, die aktives staatliches und kom-
munales Handeln – etwa über Bodenpolitik, Förderinstrumente und Bestandssteuerung 
– erfordert. Viertens fungieren Wohnungspolitik und Wohnpraxis als Hebel für zentrale 
Transformationsaufgaben: Mobilität, Flächeneinsparung, Energie- und Klimapolitik, In-
tegration sowie gesellschaftlicher Zusammenhalt sind eng mit der Art und Weise ver-
knüpft, wie Wohnraum geplant, gebaut und verteilt wird. 
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A4  

Blickpunkt Genossenschaft: Martin Gebler 
(Neues Heim. Die Baugenossenschaft) im 
Gespräch mit Ricarda Pätzold 

Abb. 5: Bestände der Genossenschaft nach Stadtbezirken und Stadtteilen in Stuttgart 

 

Quelle: Neues Heim. Die Baugenossenschaft. 
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Steckbrief: Genossenschaft Neues Heim  

Gründung am 17. November 1948 als Selbsthilfe-Initiative in der Versammlungshalle 
des Barackenlagers „Schlotwiese" (Stuttgart-Zuffenhausen) durch 79 geflüchtete Do-
nauschwaben. 1956 Richtfest für die tausendste Wohnung, Bestand wächst bis Ende 
der 1960er-Jahre auf rund 2.000 Einheiten. 

Leitbild: „Wohnraum für Menschen – Modern, Bezahlbar, Hochwertig", getragen von 
den Werten Gemeinschaft, Respekt, persönlicher Kontakt „von Mensch zu Mensch", 
Vertrauen und Nachhaltigkeit. Entwicklung von reiner Nachkriegs-Massenbautätigkeit 
(bis 1960er) über Bestandsmodernisierung (1980er–2000er) hin zu nachhaltiger Quar-
tiersentwicklung seit Ende der 2000er-Jahre. 

Neubau-/Quartiersprojekte in Stuttgart: Weilimdorf-Giebel: Baufeld West (178 WE), 
Mühlhausen-Freiberg: Suttnerstraße (53 WE), Feuerbach: Quartier am Wiener Platz 
(102 WE), Zuffenhausen-Rot: Prevorster Straße (40 WE) und Quartier am Rotweg 
IBA'27-Projekt (116 WE). Heute ca. 1.900 Wohnungen sowie 26 Gewerbeeinheiten 

Engagement in lokalen Netzwerken: 2009 Mitgründung des Vereins Integrative Wohn-
formen e.V. (heute 13 Wohnungsunternehmen) zur Förderung von Altenhilfe, Behinder-
tenhilfe und bürgerschaftlichem Engagement. Aktives Mitglied im städtischen „Bünd-
nis für Wohnen" (seit 2016). 

Angespannte Wohnungsmärkte1 

Ricarda Pätzold: Stuttgart ist eine der teuersten Städte. Welche Rolle spielen die Genos-
senschaften in der Wohnungsversorgung in diesem Marktumfeld?  

Martin Gebler: Die in Stuttgart ansässigen Genossenschaften bzw. die gemeinwohlori-
entierten Wohnungsunternehmen haben ca. 30.000 eigene Wohnungen, den größeren 
Teil hiervon in Stuttgart. Damit sind sie an sich kein großer Akteur. Die Bestände der kom-
munalen Gesellschaft SWSG belaufen sich auf ca. 20.000 WE2. Ab dem ersten Bündnis 
für Wohnen wurde aber auch der Stadt deutlich, dass man mit diesen Partnern eine be-
darfsorientierte Entwicklung und geförderten Wohnungsbau gut und zielgerichtet umset-
zen kann. 

Ricarda Pätzold: Geförderter Wohnungsbau bedeutet Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen. Es wird oft gespiegelt, dass Genossenschaften das als Eingriff in die Auswahl der 

 

1  Das Interview führte Ricarda Pätzold, Deutsches Institut für Urbanistik, am 18.08.2026. 
2  Die Wohnungswirtschaft in Baden-Württemberg ist generell kleinteilig strukturiert. Die SWSG ist ne-

ben der GBG in Mannheim das größte kommunale Unternehmen.  
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Mitglieder sehen? Auf der anderen Seite ist die Entstehungsgeschichte des Neuen Heims 
eng mit der Wohnraumförderung verbunden. 

Martin Gebler: Absolut. Wir wurden 1948 gegründet. Das erste Projekt entstand auf ei-
nem Grundstück im Erbbaurecht mit 100 % gefördertem Wohnungsbau. Damals waren 
sehr breite gesellschaftliche Schichten auf unterstützten Wohnraum angewiesen. Bis in 
die 1980er-Jahre waren unsere Bestände nahezu vollständig öffentlich gefördert; danach 
sind die Bindungen nach und nach ausgelaufen. Die Stadt Stuttgart verfolgt bis heute die 
Belegung von mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen sehr konsequent, im 
Bestand wie im Neubau. Das heißt, Haushalte aus der sogenannten Notfallkartei werden 
für frei werdenden gebundenen Wohnraum vorgeschlagen. Für uns als Genossenschaft 
entstehen daraus zwei Spannungsfelder: Einerseits haben wir uns die Aufgabe gestellt, 
unsere Quartiere zu stärken und zu unterstützen. Dazu gehört aus unserer Sicht auch eine 
ausgewogene Bewohnerstruktur – wie diese konkret aussieht, darüber muss man immer 
wieder sprechen. Andererseits kann es bei einem stark formalisierten Vorschlags- und 
Scoringverfahren vorkommen, dass die konkrete Situation eines Hauses oder Quartiers 
nur eingeschränkt berücksichtigt werden kann. Unsere Bestände liegen vielfach in klassi-
schen 1950er-Jahre-Siedlungen und in Gebietskulissen der Städtebauförderung wie So-
ziale Stadt oder Sozialer Zusammenhalt. Bei der Vergabe über kommunale Belegungs-
rechte steht verständlicherweise zunächst die Dringlichkeit des einzelnen Haushalts im 
Vordergrund; unsere Verantwortung für die langfristige Entwicklung des Quartiers muss 
daneben aber ebenfalls berücksichtigt werden. Diesen Zielkonflikt sehen wir auch ge-
meinsam mit der Stadt. Wegen des hohen Drucks auf dem Wohnungsmarkt ist dafür bis-
lang keine durchgängige Lösung gefunden worden. Im ungünstigsten Fall kann dies dazu 
führen, dass neue Bindungen zurückhaltender eingegangen oder bestehende nicht ver-
längert werden. 

Die Genossenschaften haben deshalb in den Bündnisgesprächen klar formuliert: Wenn 
wir neue Verpflichtungen eingehen und geförderten Wohnraum schaffen, brauchen wir 
auch angemessene Gestaltungsspielräume bei der Belegung. Das heißt keineswegs, dass 
wir nur wirtschaftlich stärkere Haushalte auswählen wollen. Es geht um eine ausgewo-
gene und langfristig tragfähige Struktur. Wir haben aus den 1980er- und 1990er-Jahren 
Erfahrungen mit Beständen, in denen sich soziale Problemlagen stark konzentriert haben. 
Gleichzeitig ist mir bewusst, dass gerade besonders belastete Haushalte den dringends-
ten Unterstützungsbedarf haben – diesen Zielkonflikt muss man offen benennen. Viele 
Genossenschaften sind beim geförderten Wohnungsbau in den vergangenen Jahren zu-
rückhaltender geworden. Wir gehen hier bewusst auch andere Wege und erleben bei den 
zuständigen Stellen zunehmend Verständnis für unsere Sichtweise. 
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Ricarda Pätzold: Bei der Vereinbarung von neuen Belegungsbindungen geht es meist um 
Neubau. Ist der Erhalt von Belegungsbindungen im Bestand ein relevantes Thema in 
Stuttgart?  

Martin Gebler: Weil aufgrund der aktuellen Kostensituation nur wenig neu gebaut wird, ist 
der Bestand ein wichtiger Hebel, den die Stadt nutzen kann. Das Amt spricht mit den Akt-
euren in der Stadt und macht Angebote, Belegungsbindungen zu verlängern. Auch wir 
sprechen darüber offen mit der Kommune und schauen uns die jeweiligen Rahmenbedin-
gungen genau an. Wirtschaftlich geht es im Wesentlichen um einen Ausgleich der Min-
dereinnahmen durch die Mietpreisreduzierung; deutlich stärker wirkt für uns häufig die 
damit verbundene Bindung bei der Belegung. Wir – und nach meiner Wahrnehmung auch 
andere Genossenschaften in Stuttgart – wägen deshalb sehr genau ab, was wir geben 
und welche Handlungsmöglichkeiten wir behalten. Das ist keine rein monetäre Betrach-
tung. Im Bündnis war zugleich wichtig, dass Engagement bei neuen Belegungsbindungen 
oder im geförderten Wohnungsbau auch bei der Vergabe neuer Grundstücke für genos-
senschaftliches Wohnen berücksichtigt wird. Hierzu hat die Stadt inzwischen eine klare 
Haltung entwickelt und bewertet das jeweilige Engagement entsprechend. 

Ricarda Pätzold: Die Rahmenbedingungen für den Neubau sind schlecht. Dennoch ist es 
gerade im Neubau möglich – und da denke ich an die IBA –, neue Wege zu gehen und zu 
zeigen, dass es auch andere Wohnformen gibt. Gibt es dafür ein gutes Beispiel oder ist 
gerade alles dem Kostendruck unterworfen und geht wenig Schönes?  

Martin Gebler: Man kann auch unter den aktuellen Kostenbedingungen durchaus etwas 
leisten. Ein gutes Beispiel ist für uns das Quartier am Wiener Platz, bei dem die Stadt 
Stuttgart ein starkes Interesse an öffentlich gefördertem Wohnungsbau hatte. Für die 
Umsetzung geförderter Wohnungen wurden die Grundstückspreise teilweise reduziert; 
das hat das Projekt wirtschaftlich mit ermöglicht. In einem der vier vorgesehenen Baufel-
der bestand die Anforderung, 100 % der Wohnungen öffentlich gefördert zu erstellen. 
Eine ausschließlich geförderte Neubauentwicklung ist unter den heutigen Rahmenbedin-
gungen für uns regelmäßig nur schwer inhaltlich und wirtschaftlich darstellbar. Aus unse-
rer Erfahrung sind 30 bis maximal 50 % eine Größenordnung, mit der sich eine sozial aus-
gewogene Vermietung gut verbinden lässt. Für uns bestand deshalb die Herausforderung 
darin, bei einer Förderung von 100 % gut 50 % über eine mittelbare Belegung3 in anderen 
eigenen Beständen auszuweisen, in denen hierfür noch Spielräume bestanden. Im Rah-
men des Stuttgarter Innenentwicklungsmodells (SIM, vgl. Landeshauptstadt Stuttgart, 
o. J.) werden bei der Schaffung von Baurecht entsprechende Anteile des geförderten 
Wohnungsbaus gefordert. Das ist im klassischen Wohnungsbau mit 1- bis 4-Zimmer-
Wohnungen gut abbildbar. Sobald wir in den Bereich neuer Wohnformen gehen, also 

 

3  Die Miet- und Belegungsbindungen entstehen nicht direkt im neu geförderten Gebäude, sondern an 
gleichwertigen Ersatzwohnungen (Bestandswohnungen) desselben Eigentümers. 
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Wohngemeinschaften oder Clusterwohnen (vgl. Neues Heim, Die Baugenossenschaft, 
o. J.), ist die Abbildbarkeit im Landeswohnraumförderprogramm (vgl. MLW, o. J.) deutlich 
schwieriger. So lässt sich beispielsweise die gewünschte Mischung innerhalb einer gro-
ßen Clusterwohnung oder WG nur schwer herstellen. Wir haben aber ausdrücklich Inte-
resse daran, solche Modelle auszuprobieren und zu zeigen, was möglich ist. 

Ricarda Pätzold: Schon bei der IBA 84 in Berlin haben die Architekten/Bauherren mit den 
Vorgaben des sozialen Wohnungsbaus gehadert. Es bestand aber doch die Hoffnung, 
dass gerade die Wohnraumoffensive Baden-Württemberg das eine oder andere dann 
doch möglich macht. Darf gefördertes Wohnen vielleicht nicht zu schön sein? 

Martin Gebler: In unseren aktuellen Vorhaben versuchen wir, möglichst jede entstehende 
Neubauwohnung grundsätzlich förderfähig umzusetzen. Damit schaffen wir Durchlässig-
keit bei der Ausweisung innerhalb eines Gebäudes und halten uns zugleich offen für mög-
liche Anpassungen des Landeswohnraumförderprogramms. Wenn beispielsweise 90 % 
aller Wohnungen förderfähig sind, im ersten Schritt aber nur 30 % tatsächlich gefördert 
werden, entsteht Gestaltungsspielraum. Deckenhöhen, Kubaturen oder flächensparen-
des Bauen sind aus meiner Sicht dabei kein grundsätzliches Problem. Bei Projekten, die 
stark auf den Verkauf von Eigentumswohnungen ausgerichtet sind, können sich daraus 
allerdings andere planerische oder wirtschaftliche Anforderungen ergeben. 

Angesichts dessen finde ich die Stigmatisierung von gefördertem Wohnraum bemer-
kenswert. In der öffentlichen Wahrnehmung wird geförderter Wohnungsbau noch immer 
schnell ausschließlich mit sehr niedrigen Einkommen oder besonderen sozialen Problem-
lagen verbunden. Das wird der tatsächlichen Bandbreite der berechtigten Haushalte nicht 
gerecht. Auch bei Regelungen zum Stellplatzschlüssel zeigt sich aus meiner Sicht, dass 
teilweise mit vereinfachten Annahmen gearbeitet wird. Haushalte mit geringerem Ein-
kommen können beispielsweise aus beruflichen oder familiären Gründen genauso auf ein 
Auto angewiesen sein. Wenn man solche Themen mit Politik und Verwaltung diskutiert, 
merkt man, dass die konkrete Wohn- und Alltagspraxis der betroffenen Haushalte in den 
Regelwerken nicht immer vollständig abgebildet wird. Genau darüber sollten wir sachlich 
sprechen. 

Ricarda Pätzold: Die Einkommensgrenzen im geförderten Wohnungsbau sind in Baden-
Württemberg sehr großzügig. Da ist der ausschließliche Armutsgedanke nicht ganz stim-
mig?  

Martin Gebler: Die hohen Einkommensgrenzen suggerieren, dass breite Schichten der 
Bevölkerung das Recht oder die Möglichkeit haben, solchen Wohnraum zu bekommen. 
Das stimmt theoretisch, praktisch steht er aber in der erforderlichen Menge nicht zur Ver-
fügung. Von außen kann dadurch der Eindruck entstehen, Genossenschaften würden aus 
dem Kreis der Anspruchsberechtigten gezielt diejenigen auswählen, deren Einkommen 
möglichst an der oberen Grenze liegt. Das ist – wie ich schon ausgeführt habe – nicht 
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unser primäres Thema. Uns interessiert vielmehr, wie stabile Quartiere entstehen und er-
halten werden können. Diese Frage kommt in der Diskussion aus meiner Sicht noch zu 
kurz; am Landeswohnraumförderprogramm ließe sich hier durchaus weiterarbeiten. 

Ankunftsquartiere 

Ricarda Pätzold: Dann kommen wir jetzt zu den Ankunftsquartieren. Wir laborieren ja seit 
über drei Jahren mit dem Begriff herum, der vor allem den Fokus auf die Potenziale der 
Quartiere lenken soll. Ist er im Kreis der Wohnungsunternehmen anschlussfähig oder 
nutzbar?  

Martin Gebler: Ich arbeite seit langem – zunächst in der kommunalen Wohnungswirt-
schaft und heute in der Genossenschaft – in Quartieren der 1950er-Jahre oder in Stadt-
quartieren, die häufig die Funktion von Ankunftsquartieren übernommen haben. Ich habe, 
wie viele andere auch, lange gar nicht ausdrücklich in dieser Kategorie gedacht, sondern 
zunächst die vermeintlichen Schwächen und später stärker die vorhandenen Stärken 
wahrgenommen. Ich vertrete schon lange die Auffassung, dass eine gewisse Durchmi-
schung stabiler sein kann als stark homogene Quartiere. Andere mögen das anders be-
urteilen. Nach meiner Wahrnehmung wird der Begriff Ankunftsquartier in der genossen-
schaftlichen Vermietung bislang nur wenig diskutiert, obwohl viele Genossenschaften aus 
ähnlichen historischen Zusammenhängen entstanden sind. Auch in der Sozialplanung er-
lebe ich häufig zunächst die Frage: Wie lösen wir Probleme? Vielleicht liegt es an stark 
defizitorientierten Unterstützungsmodellen, dass wir uns seltener fragen, welche vorhan-
denen Stärken wir sichern und weiterentwickeln können. Nach meiner Erfahrung werden 
Mittel eher dort mobilisiert, wo bereits ein deutlicher Handlungsdruck besteht, und weni-
ger präventiv. Wir als Neues Heim arbeiten seit mindestens zehn Jahren daran, gemein-
sam mit der Stadt stärker den Gedanken zu verankern, funktionierende Strukturen früh-
zeitig zu stützen, anstatt erst zu handeln, wenn eine neue Gebietskulisse der Städte-
bauförderung erforderlich wird. Eine besonders gute Erfahrung haben wir mit der Förde-
rung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen gemacht. Im Rahmen der 
Wohnrauminitiative konnten wir für das Internationale Bauausstellung 2027-Projekt 
Quartier am Rotweg einen wichtigen Baustein zur Frage „Wie wollen wir zukünftig woh-
nen?“ entwickeln. 

Ricarda Pätzold: Welche Rolle spielt Zuwanderung für die Genossenschaft? Du hast einst 
gesagt, dass es die Genossenschaft ohne Zugewanderte nicht gebe.  

Martin Gebler: Das ist genau der Punkt. Zuwanderung prägt alle unsere Quartiere. Der 
Bedarf zu bauen entstand immer wieder, weil Menschen ihre Heimat verloren hatten oder 
später zugewandert sind. Stuttgart-Rot ist als eine der großen Nachkriegssiedlungen der 
1950er-Jahre in Westdeutschland entstanden. Später haben wir in Backnang oder in Weil 
der Stadt neue Quartiere gebaut, als viele Spätaussiedler nach Deutschland kamen. 
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Dazwischen und danach kamen Arbeitsmigranten in mehreren Generationen sowie Men-
schen, die aufgrund von Kriegen und Krisen geflüchtet sind. Unsere Quartiere haben aus 
meiner Sicht eine besondere Aufnahmefähigkeit – sowohl räumlich als auch aufgrund der 
Erfahrungen ihrer Bewohnerinnen und Bewohner. In den Räumen der Genossenschaften, 
die unser gemeinsamer Verein „Integrative Wohnformen“ betreut, werden Menschen mit 
ganz unterschiedlichen Zuwanderungsgeschichten aktiv. Dort gibt es keine festgeschrie-
bene Hierarchie der Herkunft oder des Ankommens; man ist es gewohnt, mit Vielfalt um-
zugehen und sie als Bereicherung zu verstehen. 

Dieses Selbstverständnis musste sich nach den Gründungsjahren allerdings entwickeln. 
Die Menschen, die die Genossenschaft am Anfang geprägt haben, waren überwiegend 
Vertriebene aus ehemaligen deutschen Ostgebieten. Sie haben mit ihren Erfahrungen 
und ihrem Selbstverständnis die Genossenschaft aufgebaut. Es war einiges an Arbeit not-
wendig, die Organisation weiter zu öffnen und gesellschaftliche Veränderungen aufzu-
nehmen. Insbesondere in den letzten zwei Jahrzehnten ist hier viel erreicht worden. Die 
Genossenschaft ist heute nicht allein ein Projekt der Menschen, die sie ursprünglich auf-
gebaut haben. In unseren Quartieren ist längst eine vielfältige gesellschaftliche Realität 
entstanden. Diese Vielfalt soll sich auch in unserer Ansprache, in unseren Angeboten und 
im Zusammenleben der Quartiere widerspiegeln. Bei der Vermietung selbst bleiben dabei 
selbstverständlich transparente und diskriminierungsfreie Kriterien maßgeblich. 

Ricarda Pätzold: Welche Rolle spielen bei der Aufnahme von Geflüchteten die Genossen-
schaften? Und wer übernimmt noch Verantwortung? Die kommunale Gesellschaft, pri-
vate Vermieter? 

Martin Gebler: Die kommunale Wohnungsbaugesellschaft hat aufgrund ihres Auftrags 
zur Daseinsvorsorge bei der Unterbringung von Geflüchteten eine besondere Verantwor-
tung. Von außen betrachtet unterscheiden sich kommunale und genossenschaftliche 
Wohnungsbestände kaum; in den Aufgaben, Entscheidungswegen und Vermietungspro-
zessen gibt es aber durchaus Unterschiede. Einige gemeinwohlorientierte Akteure in 
Stuttgart haben 2015 sehr schnell auf den Aufruf der Stadt reagiert und Wohnraum zur 
Bewältigung des plötzlich entstandenen Versorgungsengpasses zur Verfügung gestellt. 
In unserem Kreis der Genossenschaften geschieht das bis heute in unterschiedlichen 
Formen. Als Neues Heim bieten wir der Stadt weiterhin Wohnraum für die Unterbringung 
von Geflüchteten an, um Ankommen und – wo möglich – auch den Übergang in reguläre 
Mietverhältnisse zu unterstützen. Vor dem Abbruch der Gebäude im Quartier am Rotweg 
war absehbar, dass dort Wohnungen für viele Monate noch gut nutzbar sein würden. 
Hierzu haben wir mit der Stadt Vereinbarungen getroffen. Den gemeinsam angestrebten 
Übergang in reguläre Mietverhältnisse konnten wir allerdings nur in sehr begrenztem Um-
fang erreichen. Bei rund 25 Wohnungen gelang dies am Ende nur bei einem Haushalt, 
und auch dort war intensive Unterstützung notwendig. Entscheidend waren vor allem auf-
enthalts- und leistungsrechtliche Voraussetzungen, die einen solchen Übergang erheb-
lich erschweren können. Bei den aus der Ukraine geflüchteten Menschen waren die 
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rechtlichen Rahmenbedingungen anders, sodass Wohnungen teilweise unmittelbar re-
gulär vermietet werden konnten. Wir haben in diesem Feld also durchaus Verantwortung 
übernommen; zugleich gehen die Genossenschaften damit je nach Ausgangslage und 
Möglichkeiten unterschiedlich um. 

Ricarda Pätzold: Die Wohnungsunternehmen sind in den Quartieren präsent, stehen aber 
bei den Integrationsthemen ein bisschen am Rand, werden vielleicht auch nicht als erstes 
angesprochen. Was sind Integrationsmöglichkeiten, die du für eure eigenen Bestände 
siehst, aber auch in Richtung Wohnumfeld und gemischter Eigentümerschaft? 

Martin Gebler: Wir haben gemeinsam mit anderen Genossenschaften den Verein „Integ-
rative Wohnformen“ gegründet. Der Verein hat sich lange primär um Nachbarschafts-
räume gekümmert (vgl. Integrative Wohnformen, o. J.) und bringt sich inzwischen zuneh-
mend auch in Themen der Quartiersentwicklung ein. Wir stellen fest, dass es an den Or-
ten, an denen diese Räume in der Trägerschaft unseres Vereins betrieben werden, sehr 
gut gelingt, unterschiedliche Gruppen zusammenzubringen – von Afro-Kids über kurdi-
sche Veranstaltungen bis zu Sprachcafés und anderen Angeboten. Mit diesen Räumen 
schaffen wir Möglichkeiten, damit Integration im Alltag ganz selbstverständlich und prak-
tisch stattfinden kann. Die Aktivitäten entstehen aus der jeweiligen Nachbarschaft heraus. 
Hier schließt sich für mich der Kreis: Auch bei der Belegung des eigenen Wohnungsbe-
stands brauchen wir angemessene Gestaltungsspielräume, um Teilhabe und ein tragfä-
higes Zusammenleben im Quartier zu unterstützen. 

Wenn wir Wohnraum neu vermieten, insbesondere in gemeinschaftlich geprägten Wohn-
projekten wie in Feuerbach oder Rot, sind in den persönlichen Gesprächen mit potenziel-
len Mieterinnen und Mietern nicht nur der Grundriss oder der Preis wichtig. Entscheidend 
ist auch die Bereitschaft, die Verschiedenheit der Nachbarschaft zu respektieren und als 
Bereicherung zu verstehen. Ziel ist, dass Vielfalt nicht nur nebeneinander stattfindet, son-
dern tatsächlich gelebt werden kann. Im neu belegten Quartier am Wiener Platz zeigt sich 
sehr deutlich, dass das funktionieren kann. Unterschiedliche Herkünfte, Nationalitäten 
und soziale Hintergründe treten dort im Alltag in den Hintergrund und werden zunehmend 
als selbstverständlicher Teil einer gemeinsamen Nachbarschaft erlebt. 

Ricarda Pätzold: Es gibt die Trennung zwischen den gemeinwohlorientierten Akteuren 
und den anderen. Der Verein wurde von den Genossenschaften gegründet. Gelingt es, 
z.B. private Eigentümer mit wirtschaftlichen Interessen einzubinden? Oder gibt es da eine 
Grenze?  

Martin Gebler: Interessante Frage. Schon innerhalb der genossenschaftlichen Woh-
nungswirtschaft setzen sich nicht alle Akteure mit Quartier oder Quartiersentwicklung in 
gleicher Intensität auseinander. Wir kooperieren vor Ort mit denjenigen, die für die jewei-
ligen Quartiere relevant sind – dazu gehören die kommunale Wohnungswirtschaft ebenso 
wie Eigentümer ehemals gemeinnütziger Bestände und private Eigentümer. Bei manchen 
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größeren, inzwischen privatisierten Beständen ist es allerdings nicht einfach, für Fragen 
der Quartiersarbeit die richtigen Ansprechpartner zu finden. Ich unterstelle niemandem 
fehlendes Interesse; häufig sind die Strukturen, Zuständigkeiten und Prioritäten schlicht 
unterschiedlich. 

Was auf Unternehmensebene manchmal schwierig ist, ist für die Menschen im Quartier 
viel einfacher: Nachbarschaft endet nicht an der eigenen Haustür oder an der Eigentums-
grenze einer Gesellschaft. Genau daraus ergibt sich für unser IBA‘27-Projekt in Stuttgart-
Rot noch eine Aufgabe. In der Vorbereitung der inhaltlichen Arbeit und des zukünftigen 
Quartiersmanagements tragen wir derzeit einen sehr großen Teil der organisatorischen 
und wirtschaftlichen Verantwortung. Nicht alle beteiligten Akteure sehen diese Aufgaben 
bislang in gleicher Weise als eigenen Handlungsbereich. Gleichzeitig soll die Quartiersar-
beit offen für alle sein, die sich einbringen möchten. Daraus entsteht ein nachvollziehbares 
Spannungsfeld, wenn Verantwortung und Finanzierung nicht im gleichen Umfang verteilt 
sind. Die zwischenzeitlich auf den Weg gebrachte Rahmenkonzeption zur sozialen Quar-
tiersentwicklung in Stuttgart ist dafür ein wichtiger Ansatz; die konkrete Umsetzung und 
gemeinsame Finanzierung vor Ort müssen sich allerdings noch entwickeln. 

Zankäpfel 

Ricarda Pätzold: Ein wichtiges Thema sind die „Zankäpfel“. Einer ist sicherlich der Begriff 
„überforderte Nachbarschaften“. Die fortwährende Erzählung von Missständen hat Fol-
gewirkungen und beschädigt das Image der Quartiere. Vor allem verstellt es aber doch 
den Blick auf die Ressourcen in den Nachbarschaften?  

Martin Gebler: Ja, tatsächlich. Ich glaube, da habe ich selbst einen gewissen Entwick-
lungsprozess durchlaufen. Mir ist relativ früh klar geworden, dass die Innensicht und die 
Außenwahrnehmung eines Quartiers häufig nicht übereinstimmen. Wir merken das bei-
spielsweise, wenn Menschen wegen eines Ersatzneubaus umziehen müssen: Viele wollen 
höchstens wenige hundert Meter weit wegziehen. Das ist für mich ein starkes Indiz dafür, 
wie ausgeprägt die sozialen Beziehungen im Quartier sind. Dann frage ich mich schon: 
Wer erzählt eigentlich die Geschichten über diese Quartiere? Die Menschen, die dort Tag 
für Tag leben, nehmen ihre Umgebung oft deutlich positiver wahr als Außenstehende. Na-
türlich gibt es auch Missstände, die wir angehen müssen. Die pauschalen Zuschreibun-
gen kommen aber häufig von außen und erschweren es, Menschen für diese Quartiere 
neu zu gewinnen. Das merken wir etwa bei der Vermarktung unseres innovativen IBA-Pro-
jekts am Rotweg. Bei einem Workshop zum Clusterwohnen kam sinngemäß die Rückmel-
dung: Stuttgart-Rot ist nicht unbedingt der Ort, an den man spontan ziehen möchte. Dann 
gehen wir gemeinsam durch den Stadtteil, zeigen die Qualitäten und holen Stimmen aus 
dem Quartier ein. Grazyna Adamczyk-Arns, Projektleiterin bei der IBA'27, sagt nach ihren 
eigenen Begegnungen und Erfahrungen im Quartier gern: einmal Rot, immer Rot. Viele 
Menschen vor Ort bestätigen genau dieses Gefühl. Natürlich gibt es auch dort schwierige 
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Geschichten – wie in anderen Stadtteilen auch. Entscheidend ist, sie ins Verhältnis zur 
Größe und Vielfalt des Stadtteils zu setzen. Wer nie dort war, kennt häufig nur die Zu-
schreibungen. Deshalb halte ich eine überwiegend defizitorientierte Berichterstattung für 
problematisch. 

Abb. 6: IBA’27-Projekt in Stuttgart-Rot (Neues Heim e.G.) 

 

Foto: Neues Heim, Juergen Pollak 

In Gesprächen über Stuttgart-Rot begegnet mir immer wieder die Einschätzung, dass be-
reits sehr viele Ansätze und Maßnahmen ausprobiert wurden. Zugleich gibt es bei Bewoh-
nerinnen und Bewohnern teilweise das Gefühl, immer wieder zum Experimentierfeld zu 
werden. Weil es im Stadtteil vergleichsweise viel kommunalen und genossenschaftlichen 
Bestand gibt, sind zugleich viele Akteure präsent, die sich ernsthaft mit der Entwicklung 
beschäftigen. Dieser gute Wille kann aber auch unbeabsichtigte negative Wirkungen ha-
ben, wenn wir nicht gleichzeitig die Stärken und guten Geschichten des Quartiers sichtbar 
machen. Eine selbsterfüllende Prophezeiung sollten wir gemeinsam vermeiden. In die-
sem Zusammenhang denke ich, dass Programme wie Soziale Stadt oder Sozialer Zusam-
menhalt – gerade in einer Stadt wie Stuttgart – stärker ressourcenorientiert kommuniziert 
werden sollten. Sonst besteht die Gefahr, dass Förderkulissen zusätzlich als Stigma wahr-
genommen werden. Auch räumliche Abgrenzungen von Fördergebieten können solche 
Trennlinien unbeabsichtigt verstärken. 
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Ricarda Pätzold: Ich höre eine Ambivalenz heraus. Es gibt keine andere Möglichkeit, För-
dermittel zu bekommen, es bestätigen sich damit aber auch immer wieder Vorurteile. Der 
größte Zankapfel ist vermutlich das Thema soziale Mischung. Die Kritik aus Sicht der So-
zialforschung entzündet sich – verkürzt gesagt – daran, dass in benachteiligten Quartie-
ren Mittelschichtshaushalte angesiedelt werden sollen. Dadurch würde sich die Situation 
der armutsgeprägten Haushalte nicht verbessern, sondern es würden weitere Verdrän-
gungsprozesse angestoßen. Für Wohnungsunternehmen gehören Stabilität, soziale Mi-
schung meist zum Grundverständnis. Wie schaust du auf diesen Widerspruch?  

Martin Gebler: Ich bin lange genug in diesem Bereich tätig und habe mich immer wieder 
mit dem Thema auseinandergesetzt. Ich habe festgestellt, dass eine idealtypische Vor-
stellung von sozialer Mischung nicht funktioniert, wenn man etwa die äußersten Ränder 
des sozialen oder des Einkommensspektrums einfach räumlich zusammenbringen will. 
So sind die meisten Menschen und ihre Wohnpräferenzen nicht strukturiert. Es gibt Band-
breiten an Lebensstilen, Wohnpräferenzen und Wohnerfahrungen, die sich eher mitei-
nander verbinden lassen; zugleich müssen Brücken gebaut werden. Es ist immer die 
Frage, wie nahe unterschiedliche Lebenskonzepte einander kommen wollen und können. 
Eine einzelne Genossenschaft kann besonders komplexe oder prekäre Lebenslagen nicht 
allein auffangen. Gleichzeitig erreichen wir mit unserem Wohnungsangebot sehr breite 
Teile der Bevölkerung. Wir müssen deshalb darauf schauen, wie das Zusammenleben in 
den Quartieren und in den einzelnen Häusern funktioniert. Wir brauchen Übergänge und 
Lebensräume, in denen Menschen sich mit ihrem eigenen Lebenskonzept wiederfinden 
können. Eine sozial gemischte Nachbarschaft ist aus meiner Sicht auf Dauer stärker als 
abgeschottete Milieus. Mischung fordert alle Beteiligten und kann im besten Fall dazu 
beitragen, die Aufgeschlossenheit für unterschiedliche gesellschaftliche Lebensrealitäten 
zu erhöhen. 

Ricarda Pätzold: Diese Bandbreiten oder auch das Funktionieren von Hausgemeinschaf-
ten löst bei der Vergabe von Wohnungen – Belegungspolitik – immer wieder Kritik aus. In 
der Konsequenz für das dazu, dass kaum ein Wohnungsunternehmen mehr über die Be-
legungspraxis im Detail Auskunft gibt, um nicht der Diskriminierung verdächtigt zu wer-
den. Du hast vorhin beschrieben, dass die Zuweisung der Stadt über ein Punktesystem 
erfolgt und so möglichst neutral und unangreifbar gestaltet wird. Sind aber eine Woh-
nungslotterie oder ein Zufallsgenerator gerecht? Was kann eine Genossenschaft tun, um 
keinen Diskriminierungsvorwurf auf sich zu ziehen?  

Martin Gebler: Das ist tatsächlich schwierig, weil Vermietungsentscheidungen schnell 
sehr unterschiedlich interpretiert werden können. Deshalb ist für uns wichtig, dass wir 
nachvollziehbare Grundsätze haben und diskriminierungsfrei vermieten. Wir haben uns 
intern einen Kodex für die Vermietung gegeben und diskutieren diese Fragen auch im 
Verband der Wohnungswirtschaft, unter anderem im gemeinsamen Fachausschuss 
kommunaler und genossenschaftlicher Unternehmen. Es gibt verschiedene Modelle, 
Vermietung möglichst neutral zu organisieren – etwa stärker standardisierte Verfahren, 
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Zufallsauswahl oder kommunale Belegungsrechte. Diese Verfahren haben Vorteile, weil 
sie Entscheidungen nachvollziehbar machen; zugleich nehmen sie einem Wohnungsun-
ternehmen einen Teil der Möglichkeit, Verantwortung für die konkrete Entwicklung eines 
Hauses oder Quartiers zu übernehmen. Wir vermieten geförderten Wohnraum an Haus-
halte, die die jeweiligen Fördervoraussetzungen erfüllen. Frei finanzierte Wohnungen 
müssen für den jeweiligen Haushalt dauerhaft wirtschaftlich tragbar sein; als Orientierung 
achten wir darauf, dass die Wohnkostenbelastung nicht über etwa einem Drittel des 
Haushaltsnettoeinkommens liegt. Ein höheres Einkommen ist für uns darüber hinaus kein 
Qualitätskriterium. Bei gemeinschaftlich geprägten Wohnformen und in sensiblen Haus-
gemeinschaften geht es zusätzlich um die Bereitschaft, die Regeln der Genossenschaft 
zu respektieren, Rücksicht auf Nachbarn zu nehmen und Vielfalt im Haus auszuhalten. 
Solche Aspekte lassen sich aus meiner Sicht nur begrenzt über ein Scoring-System oder 
eine Lotterie abbilden. 

Ricarda Pätzold: Aus meiner Sicht stellen Antidiskriminierungsstellen ein wichtiges Pen-
dant dar, eine neutrale Stelle, auch außerhalb einzelner Wohnungsunternehmen. Das 
Grundgefühl einer guten Vermietungspraxis muss am Ende von den Betreuern der Quar-
tiere gelebt werden. Sind solche Ermessensspielräume nicht auch wichtig?  

Martin Gebler: An der Stelle wird es interessant: Wie laufen Vermietungsprozesse eigent-
lich ab? Es gibt heute sehr stark standardisierte Verfahren, bei denen Wohnung und Inte-
ressenten über Immoportale und vorher definierte Parameter zusammengeführt werden. 
Das kann effizient und nachvollziehbar sein. Wir haben uns bewusst für einen stärker 
quartiersbezogenen Ansatz entschieden. Bei uns hat jede Verantwortliche in der Vermie-
tung einen eigenen, überschaubaren Bereich, den sie betreut. Dazu gehören auch Kon-
takte zu örtlichen sozialen Trägern und anderen relevanten Akteuren im Quartier. Mit 
Wohnungsinteressenten, die die grundsätzlichen Voraussetzungen erfüllen, findet eine 
persönliche Besichtigung statt. Dabei vermitteln wir auch, wie das Haus und die Nachbar-
schaft funktionieren und welche Erwartungen mit dem genossenschaftlichen Zusam-
menleben verbunden sind. 

Ricarda Pätzold: Die Wohnungswirtschaft stellt sich – von außen betrachtet – als Einheit 
dar. Es gibt aber viele Binnendifferenzierungen – nicht nur nach Unternehmensformen, 
sondern auch nach Interessen. Nicht jede Bewirtschaftungspraxis oder Instandhaltungs-
strategie ist den Quartieren zuträglich. Gibt es Möglichkeiten, innerhalb der Branche Ein-
fluss auszuüben bzw. Position zu beziehen? Wie schaust Du auf unterschiedliche Vermie-
tungsvorstellungen zwischen Rendite und Gemeinwohl? 

Martin Gebler: Man kennt sich in der Branche sehr gut. Innerhalb der Genossenschaften 
schaut man, was andere tun, tauscht Erfahrungen aus und freut sich, wenn gute Ansätze 
gelingen. Im erweiterten kommunalen und genossenschaftlichen Kreis gibt es einen re-
gelmäßigen Austausch. Auf Quartiersebene entsteht Zusammenarbeit vor allem dort, wo 
sich konkrete Aufgaben und Interessen überschneiden. Bei anderen Eigentümerstruktu-
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ren ist es manchmal schwieriger, die richtigen Ansprechpartner zu erreichen oder ge-
meinsame Prioritäten zu entwickeln. In Stuttgart-Rot gibt es beispielsweise kleinere Be-
stände, die aus früher gemeinwohlorientierten Strukturen privatisiert wurden. Mit Blick 
auf das IBA-Ausstellungsjahr wäre es natürlich wünschenswert, wenn sich möglichst viele 
Eigentümer an einer positiven Entwicklung des gesamten Quartiers beteiligen. Kurzfristig 
ist es aber nicht immer einfach, dafür die richtigen Strukturen und Ansprechpartner zu-
sammenzubringen. Unter dem Strich sehe ich auf Quartiersebene und auch auf Ebene 
der Gesamtstadt noch Potenzial für mehr Austausch; derzeit läuft manches weiterhin ne-
beneinander her. 

Ricarda Pätzold: Kritik, die aus dem Kreis der Wohnungsunternehmen kommt, wird viel-
leicht von der Substanz her anders wahrgenommen. Wie viel Prozent des jährlichen Ge-
winns kann ich eigentlich aus einem Unternehmen ziehen, ohne die Bestände zu vernach-
lässigen oder die Preisspirale weiter anzuheizen?  

Martin Gebler: Wir kommunizieren schon, dass man auch ohne hohe Renditeerwartungen 
bauen kann und dass geförderter Wohnungsbau möglich ist, wenn die Rahmenbedingun-
gen einigermaßen vernünftig sind. Der große Vorteil einer Genossenschaft ist für mich, 
dass erwirtschaftete Mittel im genossenschaftlichen System bleiben und der Förderung 
der Mitglieder, dem Bestand und neuen Aufgaben zugutekommen. Darin liegt ein wesent-
licher Unterschied zu stärker renditeorientierten Geschäftsmodellen. Wir stellen deshalb 
vor allem die eigenen Stärken heraus: Mitgliederförderung, langfristige Bestandshaltung 
und ein gemeinwohlorientierter Ansatz. Auch die Kommune erkennt an, dass der gesell-
schaftliche Mehrwert eines solchen Modells anders ausfallen kann als bei einem Projekt, 
dessen Schwerpunkt auf Eigentumsbildung oder Rendite liegt. 

Ricarda Pätzold: Ich möchte noch auf die aktuelle Diskussion über das Mietrecht kom-
men. Anlass ist das Auseinanderlaufen von Bestandsmieten und Angebotsmieten. Das 
wird als Ungerechtigkeit interpretiert, aber auch als Bremse für die Umzugsbereitschaft 
und damit als Beitrag zur Verschärfung des Lock-in-Effekts. Es liegt ein Vorschlag (vgl. 
Artz & Lehmann-Richter, 2026) auf dem Tisch, der u.a. vorsieht, die Bestandsmieten auf 
das Niveau der Angebotsmieten zu heben. Wie bewertest Du das Thema?  

Martin Gebler: Den Ansatz halte ich für wenig überzeugend. Ich bin nach wie vor der Mei-
nung, dass eine verlässliche Orientierung bei der Miethöhe sinnvoll ist, auch wenn man 
die Ermittlung einzelner Datengrundlagen durchaus hinterfragen kann. Wir sind innerhalb 
unserer Genossenschaft sehr stark an Gleichbehandlung und Gerechtigkeit orientiert – 
ganz im Sinne unserer Satzung. Wir achten darauf, dass unsere Mietpreisgestaltung 
nachvollziehbar und im jeweiligen rechtlichen Rahmen konsistent ist. Es gibt keine Zufäl-
ligkeiten, weder bei Neu- und Erstvermietungen noch bei Mieterhöhungen. Trotzdem be-
stehen Spielräume, und die sind nicht klein. Zwischen Genossenschaften können die 
Quadratmetermieten durchaus um 2,50 Euro oder sogar mehr auseinanderliegen. Über 
den gesamten Bestand betrachtet, ergeben sich daraus erhebliche wirtschaftliche 
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Unterschiede. Entscheidend ist deshalb nicht nur, was man erwirtschaften könnte, son-
dern wofür die Mittel eingesetzt werden. Die Strategien der Genossenschaften unter-
scheiden sich: Manche konzentrieren sich stärker auf den Bestand, andere investieren zu-
sätzlich intensiv in Neubau und Quartiersentwicklung. Auch bei der Frage, wie stark Mie-
ten unterhalb des Marktniveaus bleiben sollen, gibt es unterschiedliche Auffassungen. 
Genau deshalb muss die Diskussion differenziert geführt werden. 

Wir versuchen, die Relation zwischen dem tatsächlichen Zustand der einzelnen Wohnung 
und der jeweiligen mietrechtlichen Orientierung sachgerecht abzubilden. Eine Verände-
rung des Systems kann aus der einen oder anderen Perspektive wünschenswert erschei-
nen; entscheidend ist aber, ob die beabsichtigte Wirkung tatsächlich eintritt. Deshalb 
finde ich die Betrachtung des Social Impact interessant, sofern er nachvollziehbar mess-
bar ist. Die besondere Stärke einer Genossenschaft liegt für mich in ihrer aus der Satzung 
abgeleiteten Grundhaltung und der langfristigen Verpflichtung gegenüber ihren Mitglie-
dern. Darin unterscheiden sich die Unternehmensformen in ihren jeweiligen Aufträgen 
und Zielsetzungen – ohne dass daraus automatisch eine Wertung jedes einzelnen Unter-
nehmens folgt. 

Ricarda Pätzold: Zum Ausblick noch ein paar Tipps und Tricks: Die Wohnungswirtschaft 
ist wichtig in den Quartierszusammenhängen, wird aber oft als schwer ansprechbar wahr-
genommen. Wie kommt man an die relevanten Akteure ran? 

Martin Gebler: Für die Genossenschaft Neues Heim kann ich dazu gerne etwas sagen. Ich 
sehe einen großen Vorteil darin, intensiv mit lokalen Akteuren zusammenzuarbeiten. Der 
Mehrwert, der dabei entsteht, kommt in der Regel auch uns selbst wieder zugute. Grund-
sätzlich sind wir ansprechbar wie andere Unternehmensformen auch – auch für Themen, 
die nicht unmittelbar wirtschaftlichen Erfolg versprechen. Auf lokaler Ebene funktioniert 
das meist gut. Man muss allerdings verstehen, wer eine Genossenschaft repräsentiert 
und wer Entscheidungen treffen kann – häufig sind das die Vorstände oder das verant-
wortliche Management. Viel hängt davon ab, einen persönlichen Draht und Vertrauen auf-
zubauen. Bei Anfragen zur finanziellen Unterstützung oder zu Beiträgen für Projekte von 
freien Trägern zum Beispiel erlebe ich gelegentlich die Erwartung, Wohnungsunterneh-
men könnten Mittel ohne weitere Abwägung bereitstellen. So funktioniert es natürlich 
nicht. Eine Genossenschaft ist zuerst ihren Mitgliedern verpflichtet; aus diesem Auftrag 
muss sich auch die Rechtfertigung für weiteres Engagement ableiten. Kommunikation 
braucht Augenhöhe und die Bereitschaft, die jeweilige Rolle des anderen zu verstehen. 
Auch mit der Sozialplanung der Stadt hat es einige Jahre gebraucht, bis wir gegenseitig 
ein belastbares Verständnis dafür entwickelt hatten, dass wir aus unterschiedlichen Rol-
len heraus vielfach ähnliche Ziele verfolgen und als Partner zusammenarbeiten können. 

Ricarda Pätzold: Es geht also – wie immer – um Verständnis und darum zu vermeiden, 
sich in Zerrbildern zu begegnen. Und Ideen zu entwickeln, was man gemeinsam auf den 
Weg bringen kann.  
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Martin Gebler: Ja, genau darum geht es. Man muss zunächst verstehen, mit wem man es zu 
tun hat und welchen Auftrag die jeweilige Organisation hat. Die Unterschiede zwischen 
kommunalen, genossenschaftlichen und privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen 
sind in der öffentlichen Diskussion nicht immer präsent. Wenn man sie kennt, wird es leich-
ter, gemeinsame Interessen zu erkennen und realistische Kooperationen zu entwickeln. 
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A5 

Boris Kühn 

Kommunale Integrationspolitik: 
Entwicklungen, Fragezeichen, 
Herausforderungen  
1.  Einleitung: Wie steht es um die kommunale 

Integration(spolitik)? 

Die Erzählung zur Entwicklung und zum Stand kommunaler Integrationspolitik liest sich 
meist als Erfolgsgeschichte, die nur eine Richtung kennt: immer wichtiger auf der kom-
munalpolitischen Agenda, immer weiter verbreitet auf der bundesdeutschen Landkarte, 
zunehmend strategisch und konzeptionell ausgerichtet, als Querschnittsthema struktu-
rell verankert und dabei zunehmend inklusiv und potenzialorientiert. Diese Erzählung soll 
im vorliegenden Beitrag zumindest teilweise in Frage gestellt werden.  

Aktuell gerät das Themenfeld unter Druck, der politische Fokus ist deutlich von Integra-
tion oder gar Vielfalt in Richtung Migrationsbegrenzung und -steuerung gerückt. Gleich-
zeitig wird auch von Vertreter:innen einer starken kommunalen Integrationspolitik die 
Frage nach ihrer tatsächlichen Wirkung gestellt: Was bringen Öffnungsprozesse, Beauf-
tragtenstellen und Integrationsmanagement-Programme? Welche Ansätze greifen und 
welche eher nicht?  

Man könnte sagen: Die (erneute) Blüte kommunaler Integrationspolitik nach 2015 mit ih-
ren Konzepten, Fachstellen, geteilten Überzeugungen und daran angelehnten Förderpro-
grammen ist an einem kritischen Punkt angelangt. Einem Punkt, an dem sowohl ein Ab-
bau als auch eine Neujustierung, Fundierung und Stärkung denkbar scheinen.  

Dieser Beitrag steckt zunächst das Feld kommunaler Integrationspolitik ab (Kapitel 2) und 
stellt im Folgenden einige gängige Erzählungen zur Entwicklung und zum Stand dersel-
ben in Frage (Kapitel 3). Kapitel 4 widmet sich ausgewählten Entwicklungen im Feld und 
dem angespannten kommunalpolitischen Gesamtkontext, bevor der Text mit einem Aus-
blick schließt (Kapitel 5).  
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2. Kommunale Integrationspolitik: Über was sprechen wir? 

2.1 Begrifflichkeiten 

Neben dem Begriff der kommunalen (oder lokalen) Integrationspolitik findet sich seit ei-
nigen Jahren auch immer wieder der Begriff der lokalen Migrationspolitik in politikwissen-
schaftlichen Veröffentlichungen. Schammann & Gluns (2021, S. 35) plädieren dafür, die 
analytische Grenze zwischen Migrations- und Integrationspolitik nicht allzu starr zu zie-
hen, um Wechselwirkungen der beiden Aspekte erfassen zu können. Schammann & Y-
ounso (2020, S. 4) sprechen aus diesen Gründen von lokaler Migrationspolitik und bezie-
hen diese auf durch lokale Akteure gestaltete „Regelungen und Steuerungsmechanismen 
im Umgang mit Migration und migrationsbedingter Vielfalt“. 

Der Begriff hat sich jedoch bisher nicht durchgesetzt. Mehr noch: Die Kompetenzvertei-
lung im Föderalismus bedingt, dass ein größerer Teil kommunalen Handelns streng ge-
nommen gar keine Politik ist. Vielmehr steht die Implementation von policies im Vorder-
grund, die auf Ebene von Bund und Ländern gestaltet werden (Schammann et al., 2020, 
S. 3). In kommunalen Kontexten wird zum Teil eher von Integrationsarbeit oder (Integrati-
ons-)Aufgaben gesprochen.  

Gleichzeitig finden sich auch inhaltliche Erweiterungen bzw. Verschiebungen in Richtung 
einer kommunalen Vielfaltspolitik oder eines Diversity-Managements einerseits sowie eine 
Betonung steuerend-koordinierender Aspekte mit dem Begriff des kommunalen Integrati-
onsmanagements andererseits. In diesem Text wird, auch aus pragmatischen Gründen, der 
verbreitete Begriff kommunale Integrationspolitik verwendet. Er gründet auf ein breites Ver-
ständnis von Politik, das auch Implementierungsspielräume bei der Umsetzung übergeord-
neter Regelungen beinhaltet, über die Kommunen zweifellos verfügen. Sie können diese 
Spielräume mehr oder weniger strategisch nutzen, darüber hinaus aber auch eigene kom-
munale Schwerpunkte setzen und im Rahmen ihrer Personal- und Organisationshoheit ent-
scheiden, wie sie bestimmte Aufgaben organisieren, gewichten und verknüpfen.  

2.2 Integrationsaufgaben im engeren und weiteren Sinn 

Die kommunalen Integrationsaufgaben lassen sich auf unterschiedliche Weise systema-
tisieren, u.a. mit Blick auf die Ebene von Integration, auf die sie abzielen (individuell, ge-
samtgesellschaftlich), oder entlang der Frage, ob sie pflichtige oder freiwillige Aufgaben 
der Kommunen sind (Kühn et al., 2024, S. 9). 

Bogumil et al. (2018, 74-45) unterscheiden kommunale Integrationsaufgaben im engeren 
und im weiteren Sinne. Erstere beziehen sich auf konkrete Integrationsmaßnahmen und -
programme: kommunal verantwortete Beratungsangebote, Kurse und Projekte, Konzepte, 
Leitbilder, Vernetzungen und Events, die meist Integration oder ähnliche Begriffe bereits im 
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Namen tragen. Dabei handelt es sich meist um freiwillige Aufgaben der Kommunen, auch 
wenn vieles davon durch Landesprogramme, teilweise dauerhaft, gefördert wird.  

Unter Integrationsaufgaben im weiteren Sinne lässt sich dagegen jegliches kommunale 
Handeln mit Bezug auf Migration und migrationsbedingte Heterogenität fassen: Das 
schließt unmittelbar auf die Zielgruppe bezogene Aufgaben (z.B. Ausländerbehörden, Un-
terbringung Geflüchteter) ein, aber auch allgemeine Aufgaben wie Kinderbetreuung, Ar-
beitsverwaltung, Wohnungsbau und Stadtentwicklung, die mittelbar Auswirkungen auf 
Integration und Teilhabe haben. Die Integrationsaufgaben im weiteren Sinne umfassen 
sowohl pflichtige als auch freiwillige Aufgaben der Kommunen.  

2.3 Herausforderung Querschnittsthema 

Der Querschnittscharakter des Themas trifft auf eine ausgeprägte Arbeitsteilung (kriti-
scher: Versäulung) der Verwaltung. Diese Spezialisierung hat Vorteile und bringt Effizienz-
gewinne, kann aber „zu einer selektiven Problemwahrnehmung führen, die unterschiedli-
che Interessen und Rationalitätskriterien der einzelnen Verwaltungseinheiten zur Folge 
hat“ (Bogumil et al., 2018, S. 76).  

Wie bei anderen Querschnittsthemen auch stellt sich die Frage, ob und wie Abstimmung 
gestaltet und Kohärenz zwischen den relevanten Behörden (und bezieht man die gesamte 
lokale Landschaft mit ein: auch weiteren Akteure) hergestellt werden können. Im Migrati-
onsbereich gesellt sich als Herausforderung hinzu, dass unterschiedliche Verwaltungs-
einheiten in unterschiedlichen Logiken bzw. Arenen (Schammann & Gluns, 2021, S. 41) 
mit unterschiedlichen Traditionen und teils konkurrierenden Zielsetzungen verortet sind. 
Vor allem mit Bezug auf Geflüchtete existiert ein Spannungsverhältnis zwischen einem 
ordnungsrechtlichen und einem wohlfahrtstaatlichen bzw. inklusiven Ansatz, der sich 
auch in Ressortzuständigkeiten auf Bundes- und Landesebene manifestiert und – vermit-
telt durch Gesetze, fachliche Weisungen und Förderlogiken – auf die kommunalen Ver-
waltungseinheiten überträgt (Schammann & Kühn, 2016, S. 32).  

Diese Ambivalenzen zu verhandeln und zu koordinieren, ist eine wesentliche Aufgabe 
kommunaler Integrationspolitik. Daneben geht es beim Management dieses Quer-
schnittsthemas auch konkret darum, wie Schnittstellen optimiert, Doppelstrukturen ver-
mieden und ein Überblick, auch im Sinne der Zielgruppen, gewahrt werden kann. In der 
Literatur diskutiert – und in der kommunalen Praxis erprobt – werden unterschiedliche 
Modelle, diesen Herausforderungen zu begegnen: von integrierten Ämtern über Stabs-
stellen bis zu Steuerungsgruppen mit unterschiedlichen Optionen der Federführung 
(Bogumil et al., 2025, S. 12–19; Kühn, 2018, S. 26–30). 
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3.  Wie steht es (wirklich) um die kommunale Integrationspolitik? 

3.1 Die klassische Darstellung 

Überblicke zum Stand kommunaler Integrationspolitik beginnen an dieser Stelle regel-
mäßig mit der Ausländerarbeit der Wohlfahrtsverbände in den 1970er-Jahren und be-
nennen (einzelne) Großstädte sowie deren Integrationskonzepte als Vorreiter kommuna-
ler Integrationsarbeit in den 1980er- und 1990er-Jahren, als das Thema bundespolitisch 
noch weitgehend ignoriert wurde. 

Seit etwa der Jahrtausendwende sei dann „eine strategische Neuorientierung der kom-
munalen Integrationspolitik zu beobachten, die zunehmend auf eine interkulturelle Stadt-
politik setzt, die Vielfalt positiv würdigt“ (M. Filsinger & Filsinger, 2019, S. 3). In der Folge 
sei Integration als „dauerhafter Prozess sowie als Querschnittsaufgabe, die alle Ressorts 
betrifft“ (Löhr, 2020, S. 6) betrachtet worden, nicht zuletzt unterstützt durch Förderpro-
gramme der Länder zur Verankerung von Integrationsfachstellen.  

Filsinger/Gesemann konstatieren 2017: „Eine politische Steuerung und strategische 
Ausrichtung gehören seit Mitte des letzten Jahrzehnts zu den zentralen innovativen Ele-
menten in der kommunalen Integrationspolitik. […] die Entwicklung einer eigenen, an die 
lokalen Bedingungen angepassten Gesamtstrategie zur Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund gelten als zentrale Elemente ...“ (2018, S. 16).  

Betont werden auch die zunehmende Bedeutung migrantischer Organisationen, die The-
menfelder Partizipation und (Anerkennung von) Mehrsprachigkeit sowie die das zentrale 
Anliegen einer ‚interkulturellen Öffnung‘ – wobei dieser Begriff zunehmend durch Kon-
zepte wie Diversitätsmanagement, Gestaltung von Vielfalt etc. abgelöst worden sei. Dabei 
sollen Intersektionalität und einer kritischen Reflektion von Machtverhältnissen beson-
dere Bedeutung zukommen (Gräfe-Geusch & Sdunzik, 2024; Schröer, 2025).  

Ohne diese Darstellungen (ähnlich auch bei D. Filsinger & Gesemann, 2018, S. 8–16; 
oderGesemann et al., 2025, S. 5–9) pauschal verwerfen zu wollen, ist der Fokus in diesem 
Beitrag ein anderer. Es sollen explizit einige vielfach wiederholte Bestandaufnahmen und 
kaum noch hinterfragte Überzeugungen kritisch in Frage gestellt werden. Die folgenden 
Absätze verstehen sich ihrerseits nicht als abschließende empirische Erkenntnisse, fußen 
jedoch auf einer langjährigen Beobachtung von (und Mitwirkung in) kommunaler Praxis 
jenseits der Ebene von Veröffentlichungen und Leitbildern. 

3.2 Die Fragezeichen 

Insbesondere die folgenden Leitsätze sollen an dieser Stelle kontrastiert und hinterfragt 
werden:  
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 Kommunen verfolgen einen inklusiven, potenzialorientierten integrationspolitischen An-
satz. Konzepte von Diversität und Vielfalt lösen Integration zunehmend als Leitbild ab.  

 Integrationskonzepte belegen den strategischen Steuerungsanspruch von Kommu-
nen und begründen eine integrationspolitische Gesamtstrategie.  

 Integration ist als Querschnittsthema verankert, und Kommunen treiben die interkul-
turelle bzw. diversitätssensible Öffnung der Verwaltung (strategisch) voran.  

Gesemann et al. schrieben schon 2012 (2012, S. 13): „Viele Kommunen haben sich vom 
Defizitansatz gelöst und versuchen, die Chancen und Potenziale der Zuwanderung syste-
matisch in den Blick zu nehmen.“ Rund zehn Jahre später behauptet beispielsweise E-
ckert (2023, S. 171): „Das im privaten Sektor, insbesondere in international tätigen Unter-
nehmen, ohnehin gut etablierte Diversity-Management hält in die öffentliche Verwaltung 
zunehmend Einzug.“ 

Nun gibt es gute Argumente für einen potenzialorientierten und inklusiven Ansatz und 
auch für die konzeptionelle und praktische Öffnung des Themenfeldes weg von einer Fo-
kussierung auf Migration oder gar auf Kultur. Nicht zuletzt die Vermeidung von Migranti-
sierung und Kulturalisierung kommunikativer oder struktureller Probleme sowie schlicht 
die Anerkennung der Tatsache, dass Gesellschaften auf unterschiedlichste Weise hete-
rogen sind und sich die Dimensionen von Vielfalt ihrerseits diversifizieren und teilweise 
überlappen (Schröer, 2025, S. 2–5).1  

Aber: Verfolgen „Kommunen“ (gemeint scheinen stets: Kommunalverwaltungen und da-
mit: Landräte und Oberbürgermeisterinnen, Fallmanagerinnen im Jobcenter und Team-
leiter in der Ausländerbehörde) tatsächlich solche Ansätze? Haben sie sich von assimila-
torischen Vorstellungen gelöst? Oder gar von Integration zugunsten von Vielfalt verab-
schiedet?  

Einblicke in die Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene – in Workshops, Gremien und 
Steuerungsgruppen – offenbaren sehr unterschiedliche Vorstellungen, Haltungen und 
Narrative zu Migration und Integration. Hervorzuheben wären u.a. die starke Erklärungs-
kraft, die kultureller Prägung für Integrationswege beigemessen wird, ebenso wie eine 
Konzentration auf sprachliche und bildungsbezogene Defizite von Zugewanderten – die 
ja tatsächlich Zielen wie der Arbeitsmarktintegration oder dem Erhalt unbefristeter Auf-
enthaltstitel im Wege stehen können. Der Begriff Integration scheint dabei weiter omni-
präsent und wird eher vereinzelt und von akademischen Quereinsteiger:innen, die 

 

1  Es gibt gleichzeitig auch schlüssige Argumente gegen eine begriffliche Erweiterung und eine Ent-
kopplung von Migration, wie das Risiko einer Verwässerung von Konzepten sowie – im kommunalen 
Kontext – auch von Verantwortlichkeiten. Fachstellen für Vielfalt stünden jedenfalls vor der Heraus-
forderung einer schwer greifbaren Zuständigkeit für alles und nichts. 
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bestimmte Fach- und Beauftragtenstellen innehaben, in Frage gestellt. Die „Hochkon-
junktur des Integrationsbegriffes“ (Dieterich & Nieswand, 2023) hält weiter an. 

Grundsätzlich liegt es nahe, dass Haltungen und Positionen der kommunalen Beschäftig-
ten und Führungskräfte zu Integrationsfragen nicht allzu weit von den Grundüberzeugun-
gen in der Gesamtbevölkerung abweichen. Hier zeigt eine aktuelle repräsentative Befra-
gung im Auftrag der KAS beispielsweise auf, dass zwar der Begriff der Assimilation weit-
gehend tabuisiert ist, dass assimilative Vorstellungen aber von einer großen Mehrheit der 
Bevölkerung geteilt werden, sowohl bezüglich der Notwendigkeit des Erwerbs der deut-
schen Sprache (97 % Zustimmung), aber auch mit Blick auf eine „kulturelle Anpassung“ 
(85 %). Unterschiede zwischen Befragten mit und ohne eigene Migrationsgeschichte gibt 
es dabei kaum (Roose, 2026, S. 6–12). 

Dagegen wird in Integrationskonzepten zumeist ein ‚progressives‘, vielfaltsorientiertes 
Integrationsverständnis formuliert (Damm, 2019, S. 11–12; D. Filsinger & Gesemann, 
2018, S. 25–26). Allein: Es gibt keine Belege oder auch nur Indizien dafür, dass solche 
Konzepte ein handlungsleitender Maßstab für die Gesamtverwaltungen sind, und ebenso 
wenig dafür, dass mit ihnen eine kohärente oder gar „strategische“ Steuerung einher-
ginge. Die Forschung beschäftigt sich regelmäßig nur mit ihrer Verbreitung (z.B.D. Filsin-
ger & Gesemann, 2018), mit Variablen, die ihr Vorhandensein begründen (z.B. M. Filsinger 
& Filsinger, 2019), sowie mit den gewählten Handlungsfeldern und Zielsetzungen. Kon-
zepte werden zwar als Ausdruck einer strategischen Steuerung gewertet (M. Filsinger & 
Filsinger, 2019; Schammann & Gluns, 2021, S. 113), eine möglicherweise bindende oder 
strategisch leitende Wirkung und ihre Bedeutung im kommunalen Alltag sind jedoch kein 
Gegenstand empirischer Untersuchungen. 

Aydar/Schammann (2025, S. 175–180) geben exemplarisch Eindrücke kommunaler Mit-
arbeiter:innen aus mehreren Kommunen wieder, die darauf hindeuten, dass sich Hoffnun-
gen auf eine strategische Herangehensweise – oder auch nur auf die Umsetzung ‚verein-
barter‘ Maßnahmen – nicht erfüllt haben. Zum Teil werden die dortigen Konzepte in ano-
nymisierten Interviews sogar als „komplett nutzlos“ oder „für die Tonne bezeichnet“. 

Natürlich können Integrationskonzepte gewinnbringend sein: Schon der Prozess kann – 
sofern er partizipativ gestaltet ist – zur Vernetzung und zum Verständnis von Bedarfen und 
Handlungslogiken beitragen und den Grundstein für Kooperationen legen (Damm, 2019, 
S. 15; Kühn, 2018, S. 30–31). Ob sie jedoch ein „entscheidender Schritt in der kohärenten 
Ausrichtung kommunaler Migrationspolitik“ (Schammann & Gluns, 2021, S. 113) sind, ist 
fraglich. Und auch ob sie von Mitarbeitenden und Führungskräften überhaupt gelesen 
werden – zumal diese neben Integrations- bzw. Vielfaltskonzepten ja auch Konzepte zu 
Nachhaltigkeit, Jugendbeteiligung, zur Geschlechtergerechtigkeit oder zur Digitalisie-
rung auf ihren Schreibtischen oder in ihren Schubladen liegen haben. Wichtig ist in die-
sem Zusammenhang auch, dass die Verabschiedung eines solchen Konzepts durch 
Stadträte oder Kreistage in der Regel nicht mit einer verbindlichen Festlegung auf die 
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darin ggf. enthaltenen Ziele und Maßnahmen einhergeht, sondern eher symbolischen 
Charakter hat. 

Nun zum Mantra von ‚Integration als Querschnittsthema‘: Dieses trifft natürlich zu und 
„liegt zunächst schlicht daran, dass Menschen mit der ganzen Fülle ihres Lebens wandern 
– und damit grundsätzlich jeder Bereich kommunaler Daseinsvorsorge von migrations-
bezogener Diversifizierung betroffen ist“ (Aydar & Schammann, 2025, S. 182). Aber ge-
lingen auch Verankerung und abgestimmte Bearbeitung des Themas? Die so (nicht mehr) 
genannte Interkulturelle Öffnung? Gibt es „die Implementation eines umfassenden stra-
tegisch und methodisch fundierten Integrationsmanagements“ (M. Filsinger & Filsinger, 
2019, S. 3)? 

Tatsächlich haben sich Fachstellen auch dank der nahezu gesamtkostendeckenden För-
derung durch Landesprogramme stark verbreitet. Bei Kühn et al. (2024, S. 10–11) findet 
sich eine Übersicht über diese Programme, wobei ab 2025 noch Rheinland-Pfalz mit der 
Förderung eines „Integrationsmanagements“2 auf Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte hinzugekommen ist. Die geförderten Stellen haben je nach Bundesland unter-
schiedliche Bezeichnungen und teilweise einzelne spezifische Schwerpunkte. Insgesamt 
ähnelt sich das Aufgabenprofil jedoch stark: Grob umrissen sollen sie die Vernetzung der 
für kommunale Integrationsarbeit relevanten Akteure inner- und außerhalb der Verwal-
tung vorantreiben, die kommunale Integrationsarbeit koordinieren sowie die Interkultu-
relle Öffnung der Kommunen vorantreiben (Kühn et al., 2024, S. 10). 

Oft wird dabei aus dem Etikett „Koordinationsstelle“ oder „Management“ geschlossen, 
dass diese Stellen tatsächlich unterschiedliche Integrationsaufgaben und Akteure koor-
dinieren, dass sie Schnittstellen managen und die ‚Öffnung‘ der Verwaltung vorantreiben. 
Allerdings ist auch über das Wirken und die Wirkung dieser Stellen nur wenig bekannt. 
Verschiedene Evaluationen erfassen den Output, also Fragen nach Anzahl und Schwer-
punkten von Projekten, Schulungen oder Netzwerktreffen. Was weitgehend fehlt, ist ein 
(kritischer) Blick auf den Outcome dieser Stellen: Was wurde an Veränderungen in ande-
ren Abteilungen, in den Regelangeboten bewirkt? Wurden Hürden und Diskriminierungs-
risiken für Menschen mit Migrationsgeschichte abgebaut? Findet ihre Perspektive nun 
Eingang und Ausdruck in Verwaltungshandeln auf allen Ebenen? Funktioniert die Verwal-
tung für die heterogene Bevölkerung? Gelingt ihr ein gutes, ggf. auch effizientes Manage-
ment von Migration und Integration?  

Eine solche Wirkungsanalyse findet nicht statt. Bekannt sind einzelne Erfolgsgeschichten, 
aber auch die häufige Klage von Integrationsfachstellen, an andere Behörden ‚nicht 

 

2  Siehe zu diesem Förderprogramm: https://mdi.rlp.de/themen/integration/kommunales-integrati-
onsmanagement; außerdem fördert Hessen, ebenfalls seit 2025, im Rahmen eines dreijährigen 
AMIF-Projekts kommunale Integrationsfachstellen auch in kreisangehörigen Kommunen: https://in-
tegrationskompass.hessen.de/foerderprogramm/projekt-kisi  
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heranzukommen‘. Das ist nicht wirklich verwunderlich: Integrationsbeauftrage bzw. Koor-
dinierungsstellen verfügen über keine Befugnisse, in die Abläufe anderer Einheiten einzu-
greifen, diese zu koordinieren oder gar zu steuern (Kühn et al., 2024, S. 18–22; Pavkovic, 
2020, S. 89). Ressortlogiken sind wirkmächtig und werden sicher nicht durch einzelne 
Fachtage aufgebrochen. Regelmäßige Netzwerktreffen und ressortübergreifende Gre-
mien, die sich Steuerungsrunden nennen, existieren in vielen Kommunen: Aber wird dort 
auch gesteuert? Und wenn ja: was?  

In akuten Notlagen kann dies der Fall sein, wie Erfahrungen mit Krisenstäben zur Auf-
nahme, Unterbringung und Begleitung Geflüchteter in den Jahren 2015/2016 zeigen. 
Hier wurden Kommunikationswege verkürzt, Aufgaben verteilt und Entscheidungen ge-
troffen (Mende et al., 2021, S. 5–6; Vogel, 2023). Jenseits solcher Krisenlagen dürfte es 
sich dagegen meist eher um einen Informationsaustausch handeln, der als solcher durch-
aus wertvoll sein kann, welcher aber nicht zwingend zur Abstimmung von Aktivitäten und 
noch weniger zu einer gemeinsamen Strategie führen muss. Wenig spricht dafür, dass 
das oft geforderte und (finanziell) geförderte ‚umfassende und strategische Integrations-
management‘ in der kommunalen Praxis tatsächlich existiert. Und offen bleibt die Frage, 
ob es – v.a. in größeren Kommunen – angesichts der Masse an Akteuren und Aufgaben 
sowie der Heterogenität der Zielgruppen und Bedarfe überhaupt ein realistisches Ziel ist.  

Ähnlich verhält es sich mit Prozessen zur interkulturellen, migrationsgesellschaftli-
chen oder diversitätssensiblen Öffnung. Empfohlen wird auch hier eine ganzheitliche, 
strategische Herangehensweise, ein „Prozess der Personal- und Organisationsentwick-
lung“ (Deutscher Landkreistag [DLT], 2014, S. 1) der kommunalen Verwaltung. Ein sol-
cher Prozess wäre allerdings ein äußerst umfangreiches Unterfangen, das mindestens 
eine entschiedene Priorisierung des Themas seitens der kommunalen Führungsspitzen 
verlangen würde.  

In der Praxis begegnen uns eher Bruchstücke, insbesondere Schulungsangebote sowie 
punktuelle Maßnahmen zur diskriminierungsfreien, vielfaltsorientierten Personalgewin-
nung. Eine Klarheit über die angestrebten Wirkungsmechanismen der gewählten Maß-
nahmen scheint dabei oft nicht zu bestehen. Andere Maßnahmen, die sichtbar die Kom-
munikation zwischen Behörden und Zugewanderten verbessern und damit Hürden ab-
bauen – insbesondere (kommunale) Laiendolmetschende bzw. Sprachmittler:innen –, 
werden dagegen nicht immer als ‚IKÖ‘ geframed. Ob diese Angebote in Anspruch genom-
men werden, liegt zudem oft im Ermessen jeder einzelnen Abteilung oder sogar einzelner 
Mitarbeitender. Gleiches gilt für die Frage, ob und wie mehrsprachige Mitarbeiter:innen 
eigene Sprachkenntnisse im Alltag überhaupt einsetzen können, müssen oder dürfen.  

In Einklang mit diesen Eindrücken stellt der langjährige Integrationsbeauftragte der Stadt 
Stuttgart, Gari Pavkovic, in einem Beitrag gegen Ende seiner beruflichen Laufbahn etwas 
ernüchtert fest, es gebe „viele Konzepte, aber wenig Ergebnisse“ (Pavkovic, 2020, S. 87) 
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zur interkulturellen Öffnung. Ihre Umsetzung sei „in den meisten Städten nur Stückwerk 
geblieben“ (Pavkovic, 2020, S. 89). 

3.3 Ursachen der Verzerrungen  

Wie kommt es also zu den vielfach wiederholten Lageeinschätzungen von strategisch 
steuernden, interkulturell geöffneten und potenzialorientiert agierenden Kommunen? 
Drei Erklärungsversuche: 
 
Erstens ist zu vermuten, dass die wissenschaftliche und graue Literatur zu dem Thema 
(und sicher nicht nur zu diesem) einen Sein-Sollen-Fehlschluss produziert, der immer 
dann entsteht, wenn sich Darstellungen stark auf Konzepte, Pläne und Leitbilder stützen 
– ohne eine Einschätzung treffen zu können oder zu wollen, wie realistisch deren Umset-
zung in der behördlichen Praxis ist. Noch problematischer wird es, wenn weitgehend un-
verbindliche Prozesse auf Bundesebene wie die Nationalen Integrationspläne (NAP-I) zur 
Beschreibung der Entwicklungen auf kommunaler Ebene herangezogen werden. Dort 
sind vor allem die kommunalen Spitzenverbände beteiligt, die sich zu bestimmten Leitbil-
dern und Ansätzen bekennen können, ohne damit jedoch Verpflichtungen für die Kom-
munen einzugehen – gegenüber denen sie ja auch nicht weisungsbefugt sind.  

Ein Bias entsteht auch dadurch, dass zahlreiche Publikation tendenziell größere Städte 
und häufig sogar die immer gleichen Kommunen (Stuttgart, München, Saarbrücken, Bur-
gendlandkreis) in den Blick nehmen. Mehr noch: Nicht diese Kommunen als Ganzes wer-
den aus einer forschenden Außenperspektive analysiert, sondern das Bild wird vermittelt 
über dieselben Fachstellen und Einzelpersonen, die innerhalb der Kommune eine gewisse 
Zuständigkeit – zumeist für die Integrationsaufgaben im engeren Sinne (siehe Kapitel 2) 
– haben. Die Darstellungen der eigenen Gesamtkommune als progressiv und inklusiv und 
im Einklang mit den Grundüberzeugungen der ‚Integrations- bzw. Diversity-Community‘ 
ist dabei durchaus im eigenen Interesse. Multiplikator:innen, Stiftungen und Forschungs-
institute haben wiederum ein Interesse an der Generierung und Publizierung von good 
pratice und Lernbeispielen: a perfect match!  

Drittens dürften auch in quantitativen Befragungen, die unter dem Stichwort Integration 
versendet werden, vor allem Integrationsfachstellen teilnehmen und für die Kommune 
sprechen. Durch eine nicht reflektierte Gleichsetzung von Einzelpersonen bzw. Fachstel-
len mit ‚Kommunen‘ kommt es in der Folge zu einer weitreichenden Verzerrung, was Hal-
tungen, Einschätzungen und Prioritäten im Themenfeld Migration und Integration betrifft. 
Eine Erhebung und transparente Darstellung, wer in solchen Befragungen für die Kom-
mune spricht, wären geboten. So können Antworten einordnet werden und ggf. auch Ana-
lysen zur intrakommunalen Heterogenität durchgeführt werden.  
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Die so generierten Ergebnisse und Einschätzungen zirkulieren dann in der Folge zwischen 
den Überblickspublikationen zu kommunaler Integrationspolitik und werden in diesen re-
gelmäßig unhinterfragt übernommen.  

4. Aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen  

Nachdem die gängige Bestandsaufnahme zu kommunaler Integrationspolitik mit diesen 
Fragezeichen versehen wurde, soll der Blick nun noch auf zwei Entwicklungen der vergan-
genen Jahre gerichtet und danach der aktuelle, herausfordernde Kontext für Kommunen 
im Allgemeinen und kommunale Integrationsarbeit im Speziellen angerissen werden.  

4.1  Organisatorische Bündelung und ein Trend zum (Fall-)Management 

Im Zuge der hohen Zuzugszahlen Geflüchteter und der politischen Fokussierung auf diese 
Zielgruppe hat eine Reihe von Kommunen ab 2015/2016 eigene Fachbereiche oder Äm-
ter eingerichtet, die migrationsbezogene Aufgaben bündeln. Die Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) hat 2017 hierzu einen Aufgabenzu-
schnitt vorgeschlagen, der u.a. Aufenthaltsrecht, Unterbringung, AsylbLG und Sozialar-
beit umfasst, aber auch Integrationsmaßnahmen, Projekte und Vernetzungen beinhalten 
soll (Kreutzer et al., 2017, S. 50–64).  
 
Solche integrierten Ämter bieten das Potenzial, dass integrationsrelevante Aufgaben en-
ger abgestimmt und Schnittstellen optimiert werden und somit das Vorgehen der Kom-
mune im Themenfeld insgesamt kohärenter und transparenter wird (Aydar & Scham-
mann, 2025, S. 185–186). Sind sie auch nach außen als Einheit vertreten, können sie dem 
Ideal eines One-Stop-Shops nahekommen, in dem Zugewanderte Leistungen und Infor-
mation aus einer Hand erhalten können. 

Jedoch fehlen auch hier Studien, die die Wirkungen und Nebenwirkungen solcher Neu-
strukturierungen auf die konkrete Verwaltungspraxis, auf das Erleben der Zugewanderten 
oder gar auf (Miss-)Erfolge kommunaler Integrationspolitik als Ganzes in den Blick neh-
men. Denn: Auch die Verortung innerhalb eines Amtes garantiert nicht zwingend ein ab-
gestimmtes Vorgehen. Die Frage, welche Verwaltungseinheiten durch die Zusammenle-
gung an Gewicht gewinnen und welche verlieren, dürfte zentral sein für die integrations-
politische Ausrichtung (Aydar & Schammann, 2025, S. 187). Und als Herausforderung 
bleibt, dass zwar die unmittelbaren, auf Zugewanderte gerichteten Aufgaben, aber nie-
mals alle integrationsrelevanten Aufgaben innerhalb eines solchen Amtes gebündelt wer-
den können (Bogumil et al., 2018, S. 78–79). Wie gestalten sich in der Folge die Koopera-
tionsbeziehungen zu Jobcentern und Jugendämtern? Werden sie aus einer Position der 
Stärke intensiviert? Oder entsteht vielmehr neben diesen Säulen eine weitere Säule 



 

119 

„Integration“ im Verwaltungsaufbau, die sich selbst genügt und den Querschnittscharak-
ter des Themas eher unterminiert?  

Ähnliche Fragen stellen sich rund um das Förderprogramm „Kommunales Integrations-
management (KIM)“, das in NRW ab 2021 schrittweise von den kreisfreien Städten und 
Landkreisen eingeführt wurde. Es ist in zweifacher Hinsicht besonders: Zum einen wurde 
mit der gesetzlichen Verankerung – inklusive der Festlegung konkreter Fördersummen – 
eine Stabilität geschaffen, die es so in anderen Bundesländern nicht gibt. Zum anderen 
hat das Programm explizit zum Ziel, strategische und operative Ebene zu verknüpfen (Mi-
nisterium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfa-
len, 2021). Zumindest dem Anspruch nach geht es damit über das ebenfalls umfangrei-
che „Integrationsmanagement“ in Baden-Württemberg hinaus, das bereits seit 2017 
existiert und den Fokus auf ein Fallmanagement geflüchteter Personen legt3.  

Neben den Chancen durch eine engmaschige Begleitung birgt ein solch breit angelegtes 
Fallmanagement das Risiko, dass Regeldienste und andere kommunale Behörden sich 
darauf verlassen und Aufgaben an dieses auslagern, z.B. in Form einer fortdauernder For-
mularhilfe. Insgesamt kann immer dort, wo eine klare Zuständigkeit für ein Thema – hier 
Integration – festgelegt oder auch nur suggeriert wird, der ‚Druck‘ auf andere Teile der 
Verwaltung, dieses im eigenen Handeln zu berücksichtigen, abnehmen (Kühn & Gluns, 
2022, S. 41–42).  

Es zeigt sich jedoch an solchen Entwicklungen, dass weiter eine gewisse Dynamik im Feld 
der kommunalen Integrationspolitik besteht und dass die Landesebene mit ihren Förder-
programmen strukturbildend ist (Kühn et al., 2024, S. 9–12). Dabei haben Ansätze eines 
(Fall-)Managements gegenüber der Schwerpunktsetzung auf Vielfalt und Öffnung ten-
denziell an Einfluss gewonnen.  

4.2 Überforderte Kommunen in der „Polykrise“?  

Die Bedeutung und Ausgestaltung kommunaler Integrationspolitik hängen nicht nur von 
konkreten Vorgaben und Förderungen der Bundes- und Landespolitik ab. Wie bei allen 
(vor allem freiwilligen) kommunalen Aufgaben wird über sie vor Ort im Kontext von politi-
schen Stimmungen, finanziellen Rahmenbedingen und in Konkurrenz zu anderen Her-
ausforderungen und Schwerpunktsetzungen verhandelt.  

Diese Kontextbedingungen scheinen derzeit alles andere als günstig: Die Schlagworte 
„Polykrise“ oder „multiple Dauerkrise“ (Behnke, 2025) machen die Runde, und die 

 

3  https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/integration/pakt-fuer-
integration/foerderbereich-integrationsmanagement 
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kommunale Haushaltslage ist äußert angespannt. Politisch haben migrationsskeptische 
und migrationsfeindliche Parteien Zuwachs. Die Integrationsförderung des Bundes wird 
wieder zunehmend selektiver, und Ressourcen werden zurückgefahren, wie die Zugangs-
beschränkungen zu Integrationskursen seit Anfang 2026 zeigen.  

Zudem hat sich in den Jahren 2023/2024 ein medialer und politischer Diskurs etabliert, 
Kommunen seien flächendeckend mit der Aufnahme, Unterbringung und Integration Ge-
flüchteter überfordert (Schammann et al., 2024). Spitzenverbände fordern mehr Geld und 
bürokratische Vereinfachung, aber auch eine strikte Begrenzung weiterer Zuzüge (Deut-
scher Städte- und Gemeindebund [DStGB], 2024). 

Dass Kommunen durch die Aufnahme von fast zwei Millionen Geflüchteten in den Jahren 
2022–2024 stark gefordert waren/sind, steht außer Frage. Zumal diese Menschen auf einen 
seit Jahren angespannten Wohnungsmarkt treffen und nicht zuletzt deswegen oft deutlich 
länger in Unterkünften verharren als rechtlich vorgesehen, was neben den untergebrachten 
Menschen selbst auch die Kommunen unter Druck setzt (Kühn & Schlicht, 2025).  

Gleichwohl haben breit angelegte bundesweite Befragungen der Universität Hildesheim 
in Zusammenarbeit mit dem Mediendienst Integration das Bild einer flächendeckenden 
Überlastung, eines kollektiven Notfallmodus bei der Flüchtlingsaufnahme, deutlich relati-
viert: Selbst inmitten des Krisendiskurses im Herbst 2023 sprachen knapp 60 % der Kom-
munen von einer zwar „herausfordernden, aber (noch) machbaren Lage“ bei der Unter-
bringung – gegenüber ca. 40 %, die sich als „überlastet, im Notfallmodus“ ansahen. Im 
Herbst 2025 waren dies nur noch etwa 11 % (Kühn, 2023; Kühn & Schlicht, 2025). Gleich-
zeitig zeichneten die Studien ein sehr heterogenes Bild kommunaler Unterbringung Ge-
flüchteter: Über 80 % der Kommunen setzen zumindest teilweise, über 60 % sogar über-
wiegend auf die Unterbringung in Wohnungen. Container-Unterkünfte sind relativ weit 
verbreitet (in ca. 35 % der Kommunen), während Sporthallen selbst 2023 nur in 6 % der 
Kommunen genutzt wurden, 2025 noch in knapp 3 %. 

Hiermit sollen mit Fluchtmigration verbundene Herausforderungen nicht negiert werden. 
Zumal sie in anderen Bereichen wie Kinderbetreuung und Schule oder Arbeitsmarktin-
tegration und seitens der aus verschiedensten Gründen überlasteten Ausländerbehörden 
(Schlee et al., 2023) langwieriger und komplexer sind als bei der reinen Unterbringung 
Geflüchteter (Kühn & Schlicht, 2025, S. 8–9).  

Das Schlaglicht soll jedoch verdeutlichen, dass es auch hier zu Verzerrungen kommen 
kann. Einer sehr aufgeregten Debatte in Medien und Politik standen in vielen Fällen Kom-
munalverwaltungen gegenüber, die auch diese Krisensituation pragmatisch gemanagt 
haben und dabei zumindest teilweise auf Erfahrungen und Strukturen der Jahre 
2016/2016 aufbauen konnten.  
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Die Frage, wie es um die Resilienz kommunaler Verwaltungen bestellt ist, bleibt jedoch 
virulent und wird zunehmend zum Thema wissenschaftlicher Veröffentlichungen (Behnke 
& Eckhard, 2022; Gesemann et al., 2025; Münch et al., 2025). Zum Teil wird ein Bild sich 
gegenseitig ablösender und verstärkender Krisen gezeichnet, von der Finanz- über die 
‚Flüchtlingskrise‘ zur Coronapandemie bis zur Energiekrise im Zuge des Ukraine-Kriegs 
(Münch et al., 2025, S. 433). Außerdem beansprucht die (stockende) Digitalisierung kom-
munale Ressourcen, die aufgrund des Fachkräftemangels ohnehin knapp sind.  

Um die kommunale Haushaltslage ist es bei alledem besonders schlecht bestellt. In 
Summe haben die Kommunen 2024 das größte Defizit seit Bestehen der Bundesrepublik 
ausgewiesen (Freier et al., 2025). In der Wahrnehmung der Oberbürgermeister:innen 
steht das Thema 2025 mit deutlichem Abstand an der Spitze kommunaler Herausforde-
rungen (Deutsches Institut für Urbanistik [Difu], 2025).  

Dies alles setzt die kommunale Selbstverwaltung unter Druck, insbesondere freiwillige 
Aufgaben stehen unter Vorbehalt. Zumindest die Integrationsaufgaben im engeren Sinne 
(s.o.) sind überwiegend freiwillige Aufgaben. Einige Kommunen haben geförderte Integ-
rationsfachstellen trotz relativ geringer kommunaler Eigenanteile in den Jahren 
2024/2025 wieder abgeschafft.  

Die Debatte um eine kommunale Pflichtaufgabe Integration gewinnt vor diesem Hinter-
grund an Bedeutung. Sie wäre sicher kein Allheilmittel, eine Reihe von Erwartungen ist 
überhöht, aber sie könnte zumindest Grundstrukturen von Integrationsarbeit dauerhaft 
sichern. Nötig wäre jedoch hierfür, klare Kernaufgaben zu fixieren, ohne kommunale 
Spielräume allzu sehr einzuschränken (siehe dazu ausführlich: Kühn et al., 2024).  

5. Ausblick 

Die geschilderten Rahmenbedingungen machen es wahrscheinlich, dass die Leitfragen 
zu kommunaler Integrationspolitik in den nächsten Jahren häufiger lauten werden: Was 
kann weg? Wie kann man Ziele effizienter erreichen? Was ist kommunales Kerngeschäft? 
Und seltener: Was wäre zusätzlich möglich und wünschenswert?  
 
Das setzt über Jahre gewachsene und verstetigte Strukturen und Arbeitsweisen unter 
Druck – eröffnet aber auch Chancen für eine Priorisierung und Neujustierung, zum Bei-
spiel in Richtung eines konsequenten Abbaus von Hürden und Bürokratie bei gleichzeiti-
ger Reduktion von Hilfsangeboten. Die Digitalisierung bietet dabei Chancen, aber auch 
Risiken erneuter Ausschlüsse und zusätzlicher Hürden, wenn sie nicht nutzerorientiert 
ausgestaltet wird. Zum Thema könnten auch eine Stärkung der Synergien innerhalb der 
Verwaltung, eine engere Verknüpfung von Querschnittsthemen werden. Zur Debatte ste-
hen klarere Aufgabenzuschnitte für Integrationsfachteams und Beauftragtenstellen, de-
ren Profile bisher heterogen und teilweise wenig greifbar sind.  
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Idealerweise finden solche möglichen Neujustierungen, Streichungen und Stärkungen 
nicht aus dem Bauch heraus statt, sondern werden empiriebasiert diskutiert.  

Dafür braucht es jedoch in der Forschung zu kommunaler Integrationspolitik eine Art ‚em-
pirische Wende‘: hin zu methodisch transparenten Erhebungen, zu ehrlichen und kriti-
schen Bestandsaufnahmen, zu Tiefenanalysen der Abläufe vor Ort und zu einer Wirkungs-
orientierung und idealerweise Wirkungsmessung kommunaler Integrationsarbeit – auch 
wenn Letzteres aufgrund der Komplexität des Feldes und der vielfachen Wechselwirkun-
gen zwischen Akteuren, Maßnahmen und Rahmenbedingungen wohl nur mit Abstrichen 
möglich sein wird (Gesemann et al., 2025, S. 19).  

Nicht zuletzt zur Beantwortung der Frage, ob Integration – genauer: was innerhalb bisher 
freiwilliger Integrationsaufgaben – eine Pflichtaufgabe der Kommunen werden könnte, 
braucht es validere Erkenntnisse zu den bisher praktizierten und geförderten Ansätzen. 
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A6 

Wolf-Christian Strauss 

Kommunikation und Transparenz – Teil des 
integrierten Handelns 
Ankunftsquartiere erfüllen eine wichtige Funktion in unseren Städten und Gemeinden: Sie 
bieten beispielsweise bezahlbaren Wohnraum, soziale Netzwerke und niedrigschwellige 
Zugänge zu Alltagsressourcen (vgl. Beitrag von Brill/Hartig in diesem Band). Hier entste-
hen Nachbarschaften, Vereine, kleine Betriebe und informelle Hilfestrukturen, die die In-
tegration im Alltag ermöglichen und Teilhabe fördern. Quartiersarbeit und lokale Initiati-
ven spielen dabei eine zentrale Rolle. Sie schaffen Orte des Kontakts, fördern Begegnung 
und unterstützen Menschen beim Ankommen – sprachlich, sozial und beruflich. 

Um diesen Entwicklungen auf lokaler Ebene den Weg zu bereiten und sie zu begleiten 
sowie zu unterstützen, soll im vorliegenden Beitrag diskutiert werden, inwieweit (mindes-
tens in der Theorie) Ansätze eines integrierten Handelns der Kommunalverwaltung auch 
eine der Erfolgsvoraussetzungen für die Förderung von Integration und Teilhabe in An-
kunftsquartieren sind. Dabei soll insbesondere die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung 
und Quartiersebene (sowie umgekehrt) im Mittelpunkt stehen. 

Integriertes Handeln – was ist das eigentlich? 

Unter integrierten Ansätzen – also einem integrierten Handeln – wird allgemein eine 
räumliche, zeitliche sowie sachliche Abstimmung und Vernetzung unterschiedlicher poli-
tischer Handlungsfelder und Fachplanungen verstanden, auf deren Basis unter Vorgabe 
bestimmter (finanzieller) Rahmenbedingungen und Instrumente definierte Ziele erreicht 
werden sollen. Dabei spielt das frühzeitige und umfassende Einbinden aller relevanten 
Akteure auch außerhalb von Politik und Verwaltung eine herausragende Rolle (vgl. Franke 
et al., 2007, S. 15). Integrierte Stadtentwicklung ist gekennzeichnet durch die Bündelung 
von Ressourcen, das intensive Einbeziehen eines breiten Spektrums von Beteiligten, den 
Aufbau entsprechender Partnerschaften, vernetzungsorientierte Organisationsformen 
sowie insgesamt durch eine Ausrichtung von Zielen, Strategien, Projekten und Maßnah-
men an den realen Problemlagen und Aufgaben der Städte. 
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Die insbesondere mit der Umsetzung des Städtebauförderungsprogramms „Soziale 
Stadt“ seit 1999 gewonnenen Erfahrungen mit dem Konzept einer integrierten Stadtent-
wicklung lassen sich in ihrer Grundausrichtung auch auf ein „allgemeines“ integriertes 
Handeln – und damit auch auf ein integriertes Handeln im Zusammenhang mit Ankunfts-
quartieren – übertragen. Integriertes Handeln verfolgt dabei generell insbesondere fol-
gende Ziele: 

 Identifizierung von Problemen und Potenzialen in Stadt und Region sowie in spezifi-
schen Stadtteilen oder Quartieren; 

 Formulierung realistischer (Entwicklungs-)Ziele, die sich an den jeweiligen Bedingun-
gen vor Ort orientieren; 

 Verbesserung der Wirksamkeit öffentlicher Mittel durch Bündelung von Ressourcen 
(materiell und immateriell); 

 Verknüpfung verschiedener Handlungsfelder und Akteure (ganzheitliche Betrachtung 
und „Planung aus einer Hand“, Demokratisierung von Planungs- und Entwicklungs-
prozessen) sowie 

 Stärkung (Empowerment) der lokalen (Quartiers-)Bevölkerung (Übernahme von Ver-
antwortung, Aktivierung, Beteiligung). 

Im Rahmen integrierter Stadtentwicklungspolitik umfasst die Berücksichtigung unter-
schiedlicher fachlich-thematischer Zusammenhänge etwa Handlungsfelder wie Zusam-
menleben und Integration, Arbeit und Beschäftigung, (lokale) Wirtschaft, Familien, Kinder 
und Jugendliche, städtebauliche Entwicklung, Wohnen und Wohnumfeld, Infrastruktur, 
Umwelt und Gesundheit, Schule, Bildung und Kultur, Sicherheit sowie Verkehr. Dies sind 
alles Themen, die eine Kommune prägen, sie charakterisieren und die – unmittelbar oder 
mittelbar – für das Gemeinwesen von Bedeutung sind. Daher können die für integrierte 
Stadtentwicklung relevanten Handlungsfelder im Grunde mit den in der Integrationspoli-
tik zu fokussierenden Themenbereichen gleichgesetzt werden – beide Politikfelder zielen 
letztlich auf das gesellschaftliche Zusammenleben in einer Kommune. Etwas „pointiert“ 
ließe sich formulieren: „Unterschiede“ zwischen beiden Bereichen ergeben sich im We-
sentlichen nur aus der Variation des Betrachtungsfokus, der Zielsetzung und themati-
schen Aufgabenstellung. 

Fokus Quartier 

Insbesondere Förderprogramme wie die „Soziale Stadt“ haben in den vergangenen über 
25 Jahren dazu beigetragen, die Quartiersebene als eine der zentralen Handlungsebenen 
(integrierter) kommunaler Ansätze in den Fokus zu rücken. Das Quartier ist für seine 
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Bewohnenden vor allem Bezugs- und Begegnungsraum und damit als Betrachtungs-
ebene näher am Alltag der Menschen. Maßnahmen und Initiativen können vor Ort pass-
genauer geplant und umgesetzt werden, da man sie stärker auf die konkreten Bedürfnisse 
vor Ort zuschneiden kann. Damit einher gehen beispielsweise oft auch mehr soziale Teil-
habe oder eine Stärkung der Nachbarschaften, da die Quartiersebene Begegnung, Betei-
ligung und Vernetzung erleichtert – Elemente, die auch in Ankunftsquartieren eine we-
sentliche Rolle spielen. So haben sich Quartiere vielerorts als Integrationsmotoren erwie-
sen (vgl. Hanhörster et al., 2022). 

Gleichzeitig braucht das Handeln vor Ort natürlich auch die stadtbezogene Perspektive, die 
auf der übergeordneten Ebene für Steuerung, Ressourcenverteilung und strategische Wei-
chenstellungen sorgen muss. Es geht darum, Ankunftsquartiere nicht isoliert zu betrachten, 
sondern als Teil eines urbanen Gesamtsystems, das auf Durchlässigkeit und Chancen-
gleichheit zielt. Die Kombination beider Ebenen ist dabei kein Automatismus, sondern eine 
strategische Aufgabe der Kommune, die auch klarer Kommunikationsstrukturen zwischen 
Verwaltung, Politik, Akteuren der Zivilgesellschaft und lokaler Bevölkerung bedarf. 

Mit weniger mehr erreichen – die Notwendigkeit integrierten 
Handelns 

Es kann nun die berechtigte Frage gestellt werden, inwieweit sich die Erfahrungen inte-
grierter Stadt(teil)entwicklungsplanung im Rahmen eines bundesweiten Sonderförder-
programms auf die Situationen in (neuen) Ankunftsquartieren übertragen lassen. In An-
kunftsquartieren haben vielerorts gerade die informellen Strukturen und Angebote vor Ort 
eine hohe Relevanz (vgl. Beitrag Brill/Hartig in diesem Band), die nicht notwendigerweise 
ein Programm zur Quartiersentwicklung benötigen. Hinzu kommen oftmals eine hohe Dy-
namik in den Quartieren durch kontinuierliche Zu- und Abwanderungsprozesse (Fluktua-
tion) sowie Veränderungen bei den Zuwanderungsgruppen, die die Quartiere auf den ers-
ten Blick vor andere Herausforderungen stellen, als dies bei Quartieren der „Sozialen 
Stadt“ der Fall zu sein schien. Die hohe Dynamik kann auch dazu beitragen, eine Etablie-
rung von Kommunikationsstrukturen deutlich zu erschweren. 

Ankunftsquartiere haben sicherlich besondere Herausforderungen, aber diese sind kein 
Ausschlussgrund für ein integriertes Handeln – der Ansatz wird für diese Quartiere viel-
mehr umso wichtiger. Zu den zentralen Zielen des integrierten Handelns zählen insbeson-
dere – wie oben dargestellt – die (dauerhafte) Etablierung von geeigneten Verwaltungs- 
und Kooperationsstrukturen, eine ressortübergreifende Zusammenarbeit (in bestenfalls 
institutionalisierten Formen), die Aktivierung und Beteiligung der lokalen Bewohnerschaft 
sowie die Vernetzung der zivilgesellschaftlichen Akteure und Einrichtungen im Quartier: 
Dinge, um die es auch – wie die Erfahrungen in den Projektkommunen zeigen – in den 
Ankunftsquartieren geht. Der Ansatz des integrierten Handelns ist dabei keine singuläre 
und auf die Dauer der Programmumsetzung beschränkte Erfindung eines nationalen 
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Förderprogramms, sondern seit bald 20 Jahren über die Leipzig Charta auch zu einem 
zentralen Leit- und Handlungsziel der Europäischen Union erhoben (vgl. Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit [BMUB], 2007). Kurz: Es geht 
darum, dass dieser Ansatz in das kommunale Alltagshandeln einfließen soll und (dauer-
hafte) Governancestrukturen in der Verwaltung etabliert werden. 

Ein sektoral-thematisches Vorgehen ist in vielen Kommunen oft noch weit verbreitet – 
manchmal mag es auch seine Berechtigung haben. Aus der fachlichen und wissenschaft-
lichen Sicht gibt es aber, insbesondere vor dem Hintergrund immer enger werdender 
Kommunalfinanzen, kaum eine Alternative zum integrierten Handeln. Vielerorts betrifft 
der größte und gleichzeitig am schnellsten wachsende Ausgabenposten die Aufwendun-
gen für Sozialleistungen – betroffen ist davon in starkem Maße gerade auch die Bewoh-
nerschaft in Ankunftsquartieren. Hier anzusetzen, um mit Hilfe eines integrierten kommu-
nalen Vorgehens Zugewanderte besser in das Gemeinwesen zu integrieren (und so bald 
wie rechtlich möglich in Arbeit zu bringen), kann im besten Fall dazu beitragen, mit weni-
ger Geld mehr zu erreichen. 

Die große Bedeutung von Kommunikation – horizontal und vertikal 

Bei den teilnehmenden Kommunen im Projekt „Teilhabe in neuen Ankunftsquartieren 
stärken“ waren die Vorerfahrungen mit einer quartiersbezogenen und ressortübergreifen-
den Zusammenarbeit auf Verwaltungsebene interessanterweise recht unterschiedlich 
ausgeprägt. Fast alle Projektkommunen haben sich mindestens in der Vergangenheit 
umfangreiche Erfahrungen in der Umsetzung des Städtebauförderungsprogramms „So-
ziale Stadt“ auf Quartiersebene erarbeitet – nur zwei Kommunen hatten bislang keine Be-
rührungspunkte mit diesem quartiersbezogenen Förderprogramm. Diese Vorerfahrun-
gen scheinen – so der Eindruck von außen – aus den verschiedensten Gründen (z.B. lange 
zurückliegende Projektumsetzung, Zuständigkeit lag in einem anderen Fachamt, Perso-
nalwechsel in der Verwaltung, personelle Änderungen in der Kommunalpolitik oder an der 
Stadtspitze, eine generell geringe politische Wahrnehmung und Wertschätzung o.Ä.) in 
den Hintergrund getreten zu sein oder sich auch nicht generell im kommunalen Alltags-
handeln der Verwaltung verfestigt zu haben. Mit Blick auf die nun betrachteten (Ankunfts-
)Quartiere war es daher erforderlich, dass eine „Kultur der Kommunikation“ – über das 
eigene Fachamt hinaus – erst (wieder) entwickelt und aufgebaut werden musste. Diese 
Prozesse dauern an und sind auch eine Zukunftsaufgabe. 

Bei der Begleitung der Kommunen im Projekt hat sich immer wieder gezeigt, wie wichtig 
„Kommunikation“ nicht nur bei der – im besten Fall erfolgreichen – Umsetzung von Einzel-
projekten oder der Abwicklung von Sonderförderungen ist, sondern welch zentrale Rolle 
Kommunikation für die generelle „Alltagswahrnehmung“ der Quartiere und ihrer Funktio-
nen für die Gesamtstadt spielt. Dabei geht es sowohl um die horizontale Kommunikation 



 

131 

aller relevanten Beteiligten auf Ebene der Kommunalverwaltung als auch um die vertikale 
Kommunikation der Kommunalverwaltung mit dem Quartier (in beide Richtungen).  

Eine solche funktionierende Kommunikation beginnt dabei mit einer quartiersbezogenen, 
ressortübergreifenden Zusammenarbeit auf der Verwaltungsebene. Es geht um Austausch 
und Information zwischen den beteiligten Ämtern und Personen – ein klassisches in Säulen 
organisiertes Handeln der Verwaltung hat sich hier als kontraproduktiv herausgestellt. Eine 
transparente und für alle betroffenen Mitarbeitenden zugängliche Gestaltung von Prozes-
sen, Zuständigkeiten und Schnittstellen kann Synergien schaffen und Informationsverluste 
vermeiden. Dafür ist aber auch eine entsprechende Haltung der Verwaltungsspitze wichtig, 
die den Raum für ressortübergreifende Kommunikations- und Arbeitsstrukturen eröffnen 
und unterstützen kann. Übergeordnetes Ziel aller Beteiligten sollte es immer sein, gemein-
sam ein funktionierendes Gemeinwesen zu schaffen und zu erhalten. 

So hat die Projektkommune Dresden die Umsetzung des Vorhabens „Teilhabe in neuen 
Ankunftsquartieren stärken“ zum Anlass genommen, ein neue, fachbereichsübergrei-
fende „Steuerungsrunde Ankunftsquartiere“ aufzubauen. Diese will den Blick auch in wei-
tere Gebiete richten, die zunehmend als Ankunftsquartiere fungieren und von unter-
schiedlichsten Herausforderungen betroffen sind. 

Ähnlich offen und dialogorientiert müssen die Kommunikationsstrukturen zwischen Verwal-
tung und Quartier – hier insbesondere mit Trägern, wichtigen Ankern der Zivilgesellschaft 
und auch Migrant:innenselbstorganisationen als Multiplikatoren – gestaltet sein. Nur wenn 
ich von etwas weiß, kann ich darauf reagieren oder eine Antwort geben. In den Projektkom-
munen stellten sich zwischen der Verwaltung und den Akteuren vor Ort vielerorts Detailfra-
gen wie: Wer weiß eigentlich von was im Quartier und von was weiß wer nicht? Welche Rolle 
spielen Sprachhürden und wie lassen sich diese lösen? Und wer sieht diese Sprachhürden 
eigentlich? Welche Rolle spielt Social Media für die Informationsverbreitung? Oder funktio-
niert ein klassischer, mehrsprachiger Print-Flyer besser? Gibt es lokal vielleicht eher die Tra-
dition einer mündlichen Informationsweitergabe über Mittlerpersonen der Communities? 
Wer antwortet eigentlich auf Fragen aus dem Quartier an die Verwaltung? 

In den Diskussionen der Projektkommunen miteinander wurde deutlich, wie wirkungsvoll 
eine Kooperation auf Augenhöhe auf der einen Seite sein kann – und wie weit der Weg 
dorthin auf der anderen Seite vielleicht noch ist. Denn zivilgesellschaftliche Akteure brin-
gen wertvolle Kenntnisse über Bedarfe und Lebensrealitäten im Quartier in die Prozesse 
ein. Allerdings sind für solche Akteure Kommunikation und Netzwerkarbeit oft auch zeit- 
und ressourcenintensiv. Kooperation auf Augenhöhe bedeutet deshalb auch, den Nutzen 
und den Mehrwert gemeinsamer Prozesse für beide Seiten klar zu benennen – damit Be-
teiligung nicht zur Überlastung, sondern zur Stärkung zivilgesellschaftlicher Arbeit bei-
trägt. Dabei geht es natürlich auch um eine transparente Kommunikation der Verwaltung 
ins Quartier, warum etwas vielleicht nicht passiert und aus welchen Gründen (rechtlich, 
finanziell, organisatorisch). 
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Dies zeigt auch das Beispiel der Projektkommune Rostock, wo eine Mitarbeiterin eines 
zivilgesellschaftlichen Vereins für Flüchtlingshilfe in die Verwaltung gewechselt ist, da sich 
manche Dinge in einer offiziellen Rolle bei der Kommune besser anstoßen und umsetzen 
lassen. Dieser Wechsel war nicht nur eine Art Kulturschock, sondern hat auch zu einer 
deutlichen Perspektiverweiterung auf der Verwaltungsseite beigetragen. Auf Ebene der 
Initiativen vor Ort wurde der Gang in die Verwaltung oft als Chance wahrgenommen. In 
der Folge wird die Kommunikation zwischen Verwaltung und Quartier nun als wesentlich 
transparenter beschrieben, und das gegenseitige Verständnis von Rollen sowie Positio-
nen hat zugenommen – Vorurteile (auch innerhalb der Verwaltung) konnten so zumindest 
reduziert werden (vgl. Beitrag von Burgold/Nelles/Voss in diesem Band).  

Einen etwas anderen Weg hat die Projektkommune Saalfeld eingeschlagen, die mit einem 
thematisch breit aufgestellten, sozialraumorientierten Quartiersmanagement und einem 
räumlichen Anker, dem Werkhaus, in das Quartier zu den Bewohnenden gegangen ist. Ein 
interdisziplinäres Team aus Vertreter:innen der Stadtverwaltung, des Quartiersmanage-
ments, der Mobilen Jugendarbeit sowie des praxisorientierten Werkhausmanagements – 
ergänzt um Kooperationspartner:innen und Ehrenamtliche – bildet hier die Schnittstelle 
für die Kommunikation und Aktivitäten im Quartier. Ziel ist es, – möglichst gemeinsam – 
zu einer Verbesserung der Wohn- und Lebensverhältnisse im Stadtteil beizutragen und 
frühzeitig etwaige Problemlagen sichtbar zu machen (vgl. Beitrag von Giller/Uthe/Hartig 
in diesem Band). 

Zur Kommunikation mit und aus dem Quartier zählt daher auch der Umgang mit „kriti-
schen Stimmen“ aus der Zivilgesellschaft, denen gegenüber es mancherorts auf Verwal-
tungsseite Vorbehalte gibt, da Fragen gestellt und etablierte Abläufe hinterfragt werden. 
Genau diese – teils als unangenehm empfundene – Zivilgesellschaft ist – wie die Projekt-
kommune Rostock zeigt – oftmals entscheidend, um Bedarfe sichtbar zu machen und 
Verwaltungsstrukturen im besten Fall lernfähig zu halten.  

Eine gegenseitige „Annäherung“ (unter Berücksichtigung der jeweiligen formalen Rollen) 
und Etablierung von Kommunikationsverfahren oder -regeln ist aber ein – manchmal sehr 
fragiler – Prozess. Auch auf Seiten der eher informellen zivilgesellschaftlichen Akteure 
(beispielsweise bei Migrant:innenselbstorganisationen) besteht mancherorts eine Abnei-
gung gegen eine – als unangenehm wahrgenommene – Kommunikation mit der Verwal-
tung. Sie haben daher ebenfalls Schwierigkeiten, auf die Verwaltung zuzugehen. Für be-
sondere Unruhe kann beispielsweise auch der Wechsel einzelner wichtiger Schlüsselak-
teure vom Quartier auf die Ebene der Verwaltung sorgen, wie in der Projektkommune 
Rostock zu beobachten war (vgl. Beitrag von Burgold/Nelles/Voss in diesem Band). 
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Genius loci – jedes Quartier ist verschieden 

Eine der größten Herausforderungen für das kommunale Verwaltungshandeln – das häu-
fig eher themenbezogen organisiert ist – sind die Unterschiede in den Quartieren, ihrer 
Bewohner:innen und der jeweiligen Strukturen vor Ort. Jedes Quartier ist anders, jedes 
Quartier hat seine Besonderheiten, jedes Quartier und seine Bewohner:innen haben un-
terschiedliche Formen – oder manchmal auch Traditionen – der Kommunikation und des 
Informationsaustausches. Auch die Zugänglichkeit der verschiedenen Gruppen unter-
liegt teils deutlichen Unterschieden und reicht von eher kommunikationsoffenen bis zu 
verschlossenen oder abgekapselten Communities.  

Dabei ist genau dies eines der wesentlichen Merkmale von Ankunftsquartieren, dass sie 
Neuzugewanderten eine vergleichsweise leichte Zugänglichkeit bieten – sei es über die-
selbe (bis hin zum Ursprungsort) oder geografisch zumindest ähnliche Herkunft oder Re-
ligionszugehörigkeit als gemeinsamem Anker. 

Wie kann die Kommune „Antennen“ für die lokalen Besonderheiten entwickeln? Am bes-
ten kann dies durch „Zuhören“ auf der lokalen Ebene gelingen – für eine gelingende Kom-
munikation mit den Menschen vor Ort braucht es dabei persönliche Beziehungen, Zeit 
und Vertrauen. Nähe schafft Vertrauen: Die „Zuhörenden“ sind mancherorts lokal veran-
kerte Träger, im besten Falle aber durch die Kommune installierte Quartiersmanage-
ments, die eine wichtige Schlüsselrolle übernehmen. Sie sind Sprachrohr der Bewoh-
ner:innen, Bindeglied zur Verwaltung und eine „Spinne im Netz“. Von Veränderungen im 
Quartier, beispielsweise in der Zusammensetzung der Neuzugewanderten, bekommen 
die Mitarbeitenden des Quartiermanagements als „feinfühliger Seismograph“ häufig vor 
der Verwaltung etwas mit. Gleichzeitig bewegen sie sich im Spannungsfeld zwischen zwei 
Aufträgen – Anwalt des Quartiers einerseits, Vertreter oder „verlängerter Arm“ der Ver-
waltung andererseits. Damit diese Verbindung trägt, braucht es unbedingt langfristige 
Strukturen, klare Rollenverständnisse und die Anerkennung der Arbeit von Quartiersak-
teuren als unverzichtbarer Bestandteil kommunaler Kommunikationsprozesse. 

Ein schönes Beispiel für das vorsichtige Entwickeln eines „Erzählens“ und „Zuhörens“ 
wurde im Ankunftsquartier Marzahn-Hellersdorf umgesetzt. Im Rahmen des begleiten-
den Projektfonds zum Vorhaben „Teilhabe in (neuen) Ankunftsquartieren stärken“ wurde 
das Trickfilmprojekt „Über den frischen Wind“ initiiert, bei dem sich unterschiedliche 
Nachbar:innen in regelmäßigen Treffen und Gesprächen langsam einem Austausch über 
das Ankommen und Leben in Hellersdorf sowie ihre Biografien annähern. Ziel war es, der 
oft pauschalisierenden Außenwahrnehmung der Zugewanderten etwas entgegenzuset-
zen und langsam so etwas wie Gemeinschaft zu entwickeln (vgl. Beitrag von Möller Bhe-
ring/Weißenfels/Hartig in diesem Band). 

Neben dem Zuhören geht es auch darum, die richtigen Zugänge in das Quartier und die 
Communities zu finden. Dialogbereitschaft der Verwaltung und auch Beteiligung 
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funktionieren in der Regel nicht über Gremien oder Institutionen, sondern benötigen we-
sentlich direktere und niedrigschwelligere Zugänge. Die meist eher „klassischen“ Beteili-
gungsformate der unterschiedlichen Verwaltungsabteilungen erreichen dabei viele Grup-
pen – unter ihnen auch migrantische Communities – gar nicht. Es gilt, neue Wege in den 
Quartieren zu finden, beispielsweise Gespräche auch an ungewöhnlichen Orten wie Barber-
shops oder religiösen Einrichtungen sowie – eher klassisch – in Nachbarschaftstreffs durch-
zuführen. So hat die Projektkommune Rostock konkrete Überlegungen dazu angestellt, Ge-
spräche und Beteiligungsformate der Stadtverwaltung eher kleinteilig in von Zugewander-
ten betriebenen Barbershops des Ankunftsquartiers – sozusagen auf Augenhöhe mit den 
Bewohner:innen – durchzuführen. Leider konnte dieses Vorhaben während der Laufzeit der 
Forschungsbegleitung noch nicht umgesetzt werden – die Erfahrungen und Ergebnisse 
sind aber sicher spannend. Auch die Projektkommune Offenbach/Main hat festgestellt, 
dass es vor Ort oftmals nicht an Angeboten an sich fehlt, sondern – neben Sichtbarkeit und 
Sprachbarrieren – vor allem an deren niedrigschwelliger Zugänglichkeit und an fehlendem 
Vertrauen. Offenbach versucht nun, mit mobilen Formaten im öffentlichen Raum neue 
Wege zu gehen (vgl. Beitrag von Burgold/Reimann/Teschke/Wahls in diesem Band). 

Echte Kommunikation kann am ehesten dort entstehen, wo Menschen sich „sicher“ und 
wohlfühlen. Solche dialogischen Prozesse und insbesondere eine aufsuchende Beteili-
gung brauchen aber Zeit, Ressourcen, Ideen, Prozessorientierung und Offenheit. 

Mehr integriertes Handeln wagen 

Die einleitend aufgeworfene Frage, ob ein integriertes Handeln der Kommunalverwaltung 
eine der Erfolgsvoraussetzungen für die Förderung von Integration und Teilhabe in An-
kunftsquartieren ist, kann – auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen in den Projekt-
kommunen – eindeutig mit Ja beantwortet werden. Zwar sind Ankunftsquartiere häufig 
von stark informellen Strukturen vor Ort geprägt und weisen oft auch eine hohe Dynamik 
der Fluktuation, Veränderungen der Zuwanderungsgruppen sowie die erschwerte Etab-
lierung von Kommunikationsstrukturen auf. Trotz vermeintlicher Unterschiede zu den 
Förderprogrammen einer integrierten Stadtentwicklung, auf die die Entwicklung des An-
satzes des integrierten Handelns ursprünglich zurückgeht, finden auch die Entwicklungen 
in Ankunftsquartieren immer noch in einem stadträumlich relativ definierten Umgriff – 
sprich dem jeweiligen Quartierszusammenhang – statt: ein Rahmen, der nach einem 
quartiersbezogenen Handeln der Kommune verlangt. Zum anderen adressiert der Ansatz 
des integrierten Handelns alle fachlich-thematischen Handlungsfelder, die ein Gemein-
wesen auf die eine oder andere Weise prägen. Und ohne Kommunikation zwischen den 
Ebenen Verwaltung und Quartier bzw. Quartier und Verwaltung geht es dabei nicht. 

Über die dreijährige Begleitung der Projektkommunen ließen sich eine deutliche Verän-
derung des lokalen Vorgehens und Lernprozesse bei allen Projektbeteiligten beobachten. 
Von außen entstand der Eindruck, dass die Teilnahme am Projekt „Teilhabe in neuen 
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Ankunftsquartieren stärken“ gewissermaßen eine Katalysatorfunktion hatte und beste-
hende – vielleicht nur „verschüttete“ – Erfahrungen integrierten Handelns wieder (erfolg-
reich) reaktiviert hat. 

Die Untersetzung mit den finanziellen Mitteln eines übergeordneten (Städtebau-)Förder-
programms hat sicherlich vielerorts dazu beigetragen, dass entsprechende Ansätze inte-
grierten Handelns „leichter“ in den Kommunalverwaltungen angekommen sind. Aller-
dings war und ist beispielsweise das Förderprogramm „Soziale Stadt“ rein investiv orien-
tiert – insbesondere alle sozialen Maßnahmen in den Zielquartieren mussten und müssen 
aus anderen Förderprogrammen oder dem kommunalen Haushalt finanziert werden. 

Mit Blick auf das Thema Ankunftsquartiere lassen sich oft ein eher geringes Interesse der 
Kommunalpolitik und eine geringe Wertschätzung der Herausforderungen vor Ort be-
obachten – vielleicht auch, weil mit dem Themenfeld stärker negativ konnotierte Narrative 
einhergehen als beispielsweise mit vielen Quartieren der Städtebauförderung. Die stärkste 
Rolle spielt aber sicherlich, dass bundesweit das Handeln sehr vieler Kommunen von der 
Situation klammer kommunaler Haushalte geprägt ist. Die Herausforderung Integration 
und der Umgang mit – sich gegebenenfalls rasch ändernden Kulissen von – Ankunftsquar-
tieren ist allerdings eine Daueraufgabe (vgl. Beitrag von Burgold/Reimann/Ramos Lobado 
in diesem Band). Unter der Maßgabe geringer Haushaltsmittel (über)fordert diese Aufgabe 
aber den Regelbetrieb der meisten Kommunen erheblich. Und die meisten in den Quartie-
ren anstehenden Aufgaben gehören (leider) nicht zum Kanon der Pflichtaufgaben einer 
Kommune, auch wenn sie eigentlich für ein funktionierendes Gemeinwesen zentral sind. Zu 
Recht fordert der „Zwischenruf“ (vgl. Burgold/Reimann/Ramos Lobato in diesem Band) da-
her auch ein Umdenken im Vorgehen und eine finanzielle Förderung für den Umgang mit 
Ankunftsquartieren. Unabhängig von diesen Forderungen bietet aber ein kommunales, in-
tegriertes Handeln mit Blick auf die Quartiere auch große Chancen für einen „besseren“ so-
wie zielgerichteteren Mitteleinsatz, der an anderer Stelle des Kommunalhaushalts Ausga-
ben nicht weiter ansteigen lässt oder sogar einsparen helfen kann.  

Insofern bedarf es einer Diskussion in den Kommunen (und hier insbesondere zwischen den 
Arbeits- und Führungsebenen), welche Funktionen Ankunftsquartiere für die ganze Stadt 
übernehmen – und dies gilt es, in die Stadtgesellschaft zu kommunizieren. Für die Bewoh-
ner:innen in den Quartieren geht es dabei vor allem um Transparenz und Verlässlichkeit des 
Handelns – was, warum und warum gegebenenfalls nicht. Zwischen der Verwaltung, der 
Zivilgesellschaft und den Menschen vor Ort im Quartier braucht es mehr Offenheit, gegen-
seitiges Vertrauen und den Mut, sich auch unbequemen Stimmen zu stellen.  

Die Stadtgesellschaft erwartet von der Kommune Verlässlichkeit und möglichst wenig po-
litische Volatilität im kommunalen Handeln – Verlässlichkeit auch im Bezug auf die Finan-
zierung von Maßnahmen. Bei der Quartiersarbeit geht es nicht um ein zeitlich befristetes 
Sonderthema, sondern um nicht weniger als die Etablierung und Stärkung eines funktio-
nierenden Gemeinwesens. 
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A7 

Heike Thöne 

Ankunftsquartiere in Berlin 

1. Einleitung 

Berlin ist eine von Migration geprägte Stadt. Bis 2015 suchten Neuzuwander:innen vor 
allem in Stadtteilen der Innenstadtbezirke sowie in einzelnen Großwohnsiedlungen an den 
Stadträndern Wohnraum. In den letzten Jahren ist aufgrund fehlender Flächen für den 
Bau von Unterkünften für Geflüchtete und freier Wohnungen weniger Zuwanderung in die 
traditionellen Wohnstandorte von Menschen mit Migrationsgeschichte im Innenstadtbe-
reich zu verzeichnen.  

Einige Außenbezirke Berlins zeigen hingegen eine hohe Dynamik und eine zunehmend 
heterogene Bevölkerungszusammensetzung. Dort befinden sich auch die meisten Unter-
künfte für Geflüchtete und neue Berliner Stadtquartiere1 mit einem hohen Anteil an öf-
fentlich gefördertem Wohnraum. 

 

1  Gemäß dem Stadtentwicklungsplan Wohnen 2040 sind 222.000 neue Wohnungen nötig. Hinzu 
kommt der Bedarf an einer Flächenvorsorge für weitere 50.000 Wohnungen. Um diesem Anspruch 
gerecht zu werden, sollen neben der Nachverdichtung und der Bebauung von Brachflächen auch 
mehr als 20 neue Stadtquartiere entwickelt werden. Siehe hierzu auch: Neue Stadtquartiere. (o. J.). 
Berlin.de. https://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/neue-stadtquartiere/ 
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Abb. 1: Prozentualer Anteil Ausländer:innen an Einwohner:innen in Berlin 2014 

 

Quelle: Amt für Statistik, Berlin-Brandenburg, © SenStadt 

Abb. 2: Prozentualer Anteil Ausländer:innen an Einwohner:innen in Berlin 2025 

 

Quelle: Amt für Statistik, Berlin-Brandenburg, © SenStadt 
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Mit Blick auf die seit 2015 schwerpunktmäßig durch Flucht bedingten Zuwanderungspro-
zesse unterscheiden sich die Ankunftsquartiere in Berlin hinsichtlich ihrer Erfahrungen 
mit Ankommensprozessen und Diversität sowie der Ausstattung mit Infrastruktur. Somit 
unterscheiden sie sich auch in ihren Möglichkeiten, individuelle Teilhabe zu unterstützen 
und sozialen Zusammenhalt zu stärken.  

Der Begriff „Ankunftsquartier” weist dabei auf eine bestehende oder gewünschte Unter-
stützung im Ankommensprozess hin.2 In traditionellen Ankunftsquartieren, die oft schon 
seit Jahrzehnten von Zuwanderung geprägt sind, sind die Rahmenbedingungen dafür in 
der Regel gegeben. In vielen neuen Ankunftsquartieren ist dies hingegen nicht oder nicht 
ausreichend der Fall. Die Qualität des Ankommens und der gesellschaftlichen Teilhabe 
hängt wesentlich von der Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von Ankunftsinfrastrukturen 
ab. Oft fehlen jedoch Beratungs-, Bildungs-, Begegnungs- und Gesundheitsangebote so-
wie unterstützende Vereine oder migrantische Selbstorganisationen.  

Bislang wurde in Berlin keine detaillierte, kleinräumige Beobachtung dieser „neuen Zu-
wanderungsprozesse“ durchgeführt. Gegenwärtig wird ein datenbasiertes Monitoring zu 
den Themen Zuwanderung und Flucht aufgebaut. Ziel ist die Erfassung von Quartieren, 
die eine überdurchschnittliche Zuwanderung und hohe Konzentration von (Flucht) Zu-
wanderung seit 2015 aufweisen, um zukünftig gezielt Strukturen und Infrastrukturen zu 
stärken.3 

Das Monitoring Zuwanderung und Flucht ist in das Gesamtkonzept „Integration und Par-
tizipation von Geflüchteten“ (kurz: Gesamtkonzept) 4 des Landes Berlins eingebettet. Das 
im Jahr 2018 erstellte Gesamtkonzept definiert flüchtlings- und integrationspolitische 
Schwerpunkte, die dem Berliner Senat5 und der Berliner Verwaltung als Orientierung die-
nen. Es ist in enger Zusammenarbeit zwischen den Senatsverwaltungen, den Bezirken 
und der Zivilgesellschaft entstanden. Die Umsetzung wird von der Abteilung Integration 
und Migration über ein Lenkungsgremium mit Vertreter:innen aus Senatsverwaltungen, 
Bezirken, dem Landesbeirat für Partizipation und der Beauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen koordiniert. Ein Fach- und Finanzmonitoring begleitet den Prozess 

 

2  Ankunftsquartiere werden im Rahmen der wissenschaftlichen Debatte definiert als Räume, die von 
aktueller internationaler Zuwanderung (mit und ohne Fluchthintergrund) und einer sich stark verän-
dernden Bevölkerungszusammensetzung geprägt sind. Siehe auch Definition Ankunftsquartiere 
https://www.ankunftsquartiere-staerken.de/glossar 

3  In das Monitoring Flucht und Zuwanderung fließen Daten ein zu Ausländer:innen, Drittstaatlern, den 
zehn Hauptgruppen der Fluchtzuwanderung sowie Geflüchteten in Unterkünften auf Grundlage der 
Daten des Amtes für Statistik (Einwohnerregister), des Ausländerzentralregisters (AZR) und des Lan-
desamtes für Flüchtlingsangelegenheiten und Unterbringung (LFU). 

4  Strategien und Gesamtkonzept zur Integration und Partizipation Geflüchteter. (o. J.). Berlin.de. 
https://www.berlin.de/lb/intmig/flucht-und-ankommen/strategien/ 

5  Der Berliner Senat ist die Landesregierung des Stadtstaates Berlin und besteht aus dem Regieren-
den Bürgermeister und den Senatoren, die die Exekutivgewalt ausüben. 
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fortlaufend. In diesem Rahmen ist der Bedarf für eine datenbasierte Grundlage deutlich 
geworden, die eine gezielte sozialräumliche Unterstützung von Geflüchteten ermöglicht.  

Im Folgenden werden der Aufbau des Monitorings und der Ansatz zur Identifizierung von 
Ankunftsquartieren sowie die Zusammenhänge zwischen der Zuwanderung der letzten 
Jahre und der gegenwärtigen und zukünftig zu erwartenden Bevölkerungsentwicklung in 
Berlin dargestellt. 

2. Bevölkerungsentwicklung in Berlin6  

Seit 2004 verzeichnet Berlin einen kontinuierlichen Anstieg der Bevölkerungszahl. In den 
letzten zehn Jahren war das Bevölkerungswachstum dabei auch durch Fluchtmigration 
geprägt. Seit 2014 sind etwas mehr als 400.000 Menschen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit nach Berlin gezogen, davon knapp die Hälfte in die östlichen gelegenen Au-
ßenbezirke. Im Jahr 2025 lebten in ganz Berlin Menschen mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit, in den meisten Planungsräumen7 auch Menschen aus den Hauptländern der 
Fluchtzuwanderung.  

Der Anteil von Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit hat sich seit 2014 von 
16,1 % auf 24,9 % erhöht, wesentlich geprägt durch die Zuwanderung von Drittstaatlern 
(2015: 9,5 %, 2025: 18 %).8 In den Jahren 2015/16 führte der deutliche Anstieg der 
Flüchtlingszahlen aus Syrien und Afghanistan und im Jahr 2022 durch den Krieg in der 
Ukraine zu einem weiteren Anstieg der Bevölkerungszahl.  

Berlin zeichnet auch weiterhin ein kontinuierliches, wenn auch mittlerweile niedrigeres 
Wachstum aus. Zum 31.12.2025 waren 3.913.644 Berliner:innen mit ihrem Hauptwohn-
sitz in Berlin gemeldet.9 Die Einwohnerzahl hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 16.500 
Personen erhöht, davon 4.500 aus dem Ausland. Der Ausländeranteil ist mit 24,9 % 
gleichgeblieben. Der Anstieg der Zahl der Einwohner:innen mit Migrationsgeschichte um 
rund 53.000 auf 42,3 % ist im Wesentlichen auf die hohe Zahl der Einbürgerungen 

 

6  Bevölkerungsprognose für Berlin 2024 bis 2040. (o. J.). Berlin.de. https://www.ber-
lin.de/sen/sbw/stadtdaten/stadtwissen/bevoelkerungsprognose-2024-2040/ 

7  Planungsräume: Die „Lebensweltlich orientierten Räume” (LOR) bilden seit 01.01.2007 die räumli-
che Grundlage für Planung, Prognose und Beobachtung demografischer und sozialer Entwicklun-
gen in Berlin. Die Systematik der LOR besteht aus Prognoseräumen (PGR) als obere Ebene, 58 
Räume, Bezirksregionen (BZR) als mittlere Ebene, 143 Räume, und Planungsräumen (PLR) als un-
terste Ebene, 542 Räume. Lebensweltlich orientierte Räume (LOR) in Berlin. (o. J.). Berlin.de. 
https://www.berlin.de/sen/sbw/stadtdaten/stadtwissen/sozialraumorientierte-planungsgrundla-
gen/lebensweltlich-orientierte-raeume/ 

8  Der Anteil der Ausländer:innen aus der EU ist dabei stabil geblieben und lag 2025 bei 6,98 %. 
9  Einwohnerzahl im Osten wächst – im Westen stagnierend. (o. J.).  

https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/presse/2026/16-einwohnerregisterstatistik 
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zurückzuführen.10 Die Einwohnerzahl wird bis zum Jahr 2040 voraussichtlich die Schwelle 
von 4 Mio. Einwohner:innen übersteigen, hauptsächlich resultierend durch Zuzüge aus 
dem Ausland.  

Regionale Besonderheiten, z.B. der Bau neuer Stadtquartiere oder großer Unterkünfte für 
Geflüchtete, beeinflussen die stadträumlichen Entwicklungen in besonderem Maße. In 
den kommenden Jahren werden viele der sich in den letzten Jahren durch Zuwande-
rungsprozesse stark gewandelten Stadtgebiete von einem weiteren Bevölkerungswachs-
tum geprägt sein. Die Prognosen für die Außenbezirke, in denen bisher die meiste Zuwan-
derung erfolgt, liegen dabei zwischen 6,1 % und 9,6 % Bevölkerungswachstum. 

2.1 Geflüchtete in Berlin 

Unter den rund 976.000 Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit befanden sich 
zum 31.12.2025 etwa 177.000 Geflüchtete11, die knapp 5 % aller Einwohner:innen Berlins 
ausmachten.  

Ende Dezember 2025 war rund ein Viertel (26 %) der Geflüchteten in den mehr als 100 
Unterkünften des Landesamts für Flüchtlingsangelegenheiten (LAF) untergebracht. Um 
zu erfassen, wo die nicht in Unterkünften untergebrachten Geflüchtete in Berlin leben, er-
folgt im Rahmen des Monitorings eine Annäherung über die Ermittlung der zehn Länder 
mit der höchsten Zuwanderung mit Fluchthintergrund (Top 10)12, da eine adressgenaue 
Auswertung bisher nicht möglich ist. Auf Grundlage der Informationen des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) aus dem Ausländerzentralregister (AZR) werden 
jährlich die Herkunftsländer identifiziert, aus denen im letzten Jahr die meisten Geflüch-
teten kamen.  

 

10  Ebenda. 
11  „Geflüchtete“ und „geflüchtete Menschen“ sind keine rechtlich begründeten Begriffe. Im Gesamt-

konzept Integration und Partizipation Geflüchteter umfasst die Definition alle Personen, die aus völ-
kerrechtlichen, humanitären oder persönlichen Gründen Schutz in Deutschland suchen (Gesamt-
konzept Integration und Partizipation Geflüchteter 2018, S. 5). https://www.berlin.de/lb/int-
mig/flucht-und-ankommen/strategien/  

12  Dargestellt werden die Daten der zehn Staatsangehörigkeiten (Drittstaaten) mit der größten Anzahl 
von Geflüchteten (Asylantragsteller:innen und Ukrainer:innen) aus dem Vorjahr.  
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Abb. 3: Anteil Geflüchtete an allen Staatsangehörigen der Herkunftsländer in Berlin (Top 10 2025) 

 

Quelle: Ausländerzentralregister (AZR), Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Stand: 31.12.2025 

Die drei größten Einzelgruppen unter den Geflüchteten in Berlin kamen aus der Ukraine, 
aus Syrien und aus Afghanistan. Sie machen zusammen 63 % aller Geflüchteten aus. Un-
ter allen Einwohner:innen Berlins mit ukrainischer, syrischer oder afghanischer Herkunft 
haben im Jahr 2025 rund 77 % einen Fluchthintergrund. Das bedeutet, dass drei von vier 
Personen mit einer ukrainischen, syrischen oder afghanischen Staatsangehörigkeit in 
Berlin geflüchtete Personen waren. Die stadträumliche Verteilung dieser Bevölkerungs-
gruppen liefert somit neben der Lage und Größe der Unterkünfte Erkenntnisse zu den An-
kommensprozessen Geflüchteter. Es zeigt sich deutlich, dass sich Menschen mit diesen 
drei Staatsangehörigkeiten auf die gesamte Stadt verteilen – auch in Stadtgebieten ohne 
Unterkünfte. Zwar bilden die Quartiere mit großen Unterkünften wie beispielsweise der 
ehemalige Flughafen Tempelhof Schwerpunkte, sichtbar sind aber auch die Zuzüge in 
einzelne Berliner Großsiedlungen und neue Wohngebiete. 
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Abb. 4: Prozentualer Anteil von Einwohner:innen aus Syrien, Afghanistan und der Ukraine an allen 
Einwohner:innen in Berlin (Top 3) 

 

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Stand: 31.12.2025, © SenStadt 

3. Berliner Ankunftsquartiere  

3.1 Push- und Pull-Faktoren13 

Pull-Faktoren üben auf Neuzuwander:innen eine anziehende Wirkung aus. So ziehen sie 
häufig in Gebiete, in denen bereits Menschen der gleichen Nationalität oder mit vergleich-
barem sprachlich-kulturellem Hintergrund leben. In der Regel sind an diesen Orten be-
reits ankunftsspezifische (Infra-)Strukturen und soziale Netzwerke vorhanden, von denen 
Neuzugewanderte profitieren können. Dennoch prägen heute in Berlin die Pull-Faktoren 
die Zusammensetzung der Ankunftsquartiere deutlich weniger als vor einigen Jahren. 

 

13  Siehe hierzu auch: Neßler, M. & Hans, N. (2025). Ankunftsquartiere und -infrastrukturen. In ILS – 
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH, ILS-WORKING PAPER [Report]. ILS 
– Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH. https://www.ils-forschung.de/fi-
les_publikationen/pdfs/ils-working-paper-16.pdf, S. 6 ff. 
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Dies ist insbesondere auf den angespannten Wohnungsmarkt und die Unterbringung in 
Unterkünften für Geflüchtete zurückzuführen.  

Bei der stadträumlichen Verteilung haben derzeit Faktoren wie die Unterbringung in Un-
terkünften oder die Verfügbarkeit von Wohnungen ein stärkeres Gewicht, sogenannte 
Push-Faktoren. Insbesondere die Zuweisung von Plätzen in Unterkünften für Geflüchtete 
hat zu einer verstärkten Konzentration in einigen Quartieren geführt. Hinzu kommen die 
meist geringen finanziellen Mittel vieler Zuwanderer:innen, die den Zugang zum Woh-
nungsmarkt in einigen Wohngegenden Berlins bei einem sehr angespannten Wohnungs-
markt zusätzlich erschweren. Quartiere mit erschwinglichem und zugänglichem Wohn-
raum sind daher attraktiv. In vielen Fällen befinden sie sich in den äußeren Bezirken, wo 
sich neue Stadtquartiere und Bestände der landeseigenen Wohnungsunternehmen 
(LWU) befinden. Die Bereitstellung eines „Wohnberechtigungsscheins mit besonderem 
Wohnungsbedarf“ an in Notunterkünften untergebrachte Menschen sowie das Verfahren 
eines diskriminierungsfreien Zugangs zu Wohnungen der LWU spielen in diesem Kontext 
sicherlich ebenfalls eine wichtige Rolle, ebenso wie die Bereitstellung von jährlich 275 
Wohnungen im Rahmen der Kooperationsvereinbarung „Wohnungen für Geflüchtete“.14 
Diese Effekte beeinflussen die Stadtentwicklung Berlins.  

3.2 Identifizierung von Ankunftsquartieren 

Um Ankunftsquartiere besser identifizieren zu können, wurden für das Monitoring neben 
den Faktoren „Über dem Berliner Durchschnitt liegende Anteile an Ausländer:innen/Dritt-
staatler:innen” und „Top 3-Herkunftsländer (Fluchthintergrund)” insbesondere die Dyna-
mik der Zuwanderung seit 2014 sowie das Vorhandensein von Unterkünften für Geflüch-
tete miteinbezogen. Damit wurden sowohl Gebiete betrachtet, in denen bereits 2014 eine 
überdurchschnittlich hohe Anzahl an Ausländer:innen lebte und die seither einer weiteren 
Zuwanderungsdynamik unterliegen (traditionelle Ankunftsquartiere), als auch Gebiete, in 
denen erst in den letzten Jahren eine erhöhte Zuwanderung zu verzeichnen ist (neue An-
kunftsquartiere). Gebiete, die zwar einen hohen Anteil von Menschen mit Migrationsge-
schichte aufweisen, in denen seit 2015 jedoch keine wesentlichen Zuwanderungspro-
zesse mehr zu verzeichnen sind, wurden in diesem Rahmen nicht betrachtet. 

Auf dieser Grundlage werden „Traditionelle Berliner Ankunftsquartiere“ mit Blick auf die 
Entwicklung seit 2015 nach folgenden Kriterien identifiziert: Sie sind durch eine langjäh-
rige, schon vor 2015 bestehende internationale Migration geprägt und zeigen seitdem 
eine weitere Dynamik der Zuwanderung auf. Die Bevölkerungszusammensetzung ist in 

 

14  Siehe hierzu auch: Die landeseigenen Wohnungsunternehmen – Kooperationspartner einer sozialen 
Mieten- und Wohnungspolitik – Berlin.de, https://www.berlin.de/sen/bauen/neubau/wohnungs-
baugesellschaften/, und das Programm Wohnungen für Flüchtlinge (WfF) in Berlin, 
https://www.berlin.de/lfu/wohnen/wohnungssuche/wohnungen-fuer-fluechtlinge/  
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der Regel sehr heterogen. Sie haben einen über dem Berliner Durchschnitt liegenden An-
teil ausländischer Bewohner:innen aus Drittstaaten und vielfach eine Zuwanderung aus 
den Top 3-Herkunftsländern. Diese Quartiere befinden sich in der Regel in den Innen-
stadtbezirken oder in Großsiedlungen in den Außenbezirken. Die Infrastruktur ist in der 
Regel gut ausgebaut, und es gibt ein breites Angebot an Beratungsleistungen sowie 
Selbstorganisationen von Migrant:innen (MO). 

Sehr deutlich sichtbar seit 2015 sind Zuwanderungsprozesse in Quartiere, die vorher eine 
wenig heterogene Bevölkerungszusammensetzung hatten. Diese „Neuen Ankunftsquar-
tiere“ in Berlin werden nach folgenden Merkmalen definiert: Die Bevölkerungszusammen-
setzung war bis vor einigen Jahren nicht durch einen hohen Ausländer:innenanteil ge-
prägt. In den letzten Jahren zeigt sich eine verstärkte Zuwanderung, deren Hauptgrund 
häufig in der Fluchtmigration lag. Die Lage ist vielfach in der äußeren Stadt zu finden. In 
den Gebieten gibt es bisher weniger Erfahrungen im Umgang mit Migration und Diversi-
tät, und die Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen, Beratungsangeboten und mig-
rantischen Selbstorganisationen ist oft unzureichend.  

2025 wurden 60 Planungsräume als „Neue Ankunftsquartiere“ identifiziert, 52 Planungs-
räume davon weisen einen überdurchschnittlichen hohen Anteil von Bewohner:innen aus 
Syrien, Afghanistan und der Ukraine auf. Nur in rund der Hälfte davon befindet sich eine 
Unterkunft des Landesamtes für Flüchtlingsangelegenheiten und Unterbringung (LFU). 
Geflüchtete kommen also zunehmend in den Quartieren an, die vor einigen Jahren noch 
wenig von Migration geprägt waren und die im Vergleich zu den klassischen Ankunfts-
quartieren vergleichsweise wenig Unterstützungsangebote im Ankommensprozess auf-
weisen (vgl. Abb. 5; blau markierte Gebiete in der Grafik).  
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Abb. 5: Berliner Ankunftsquartiere 2025 

 

Quelle: AfS Berlin-Brandenburg, Stand: 31.12.2025, © SenStadt 

4. Teilhabeprozesse stärken durch Infrastrukturanpassung 

In vielen Berliner Nachbarschaften tragen Einrichtungen, Vereine und zivilgesellschaftli-
ches Engagement zum sozialen Zusammenhalt bei und es entstehen neue Nachbarschaf-
ten. In den letzten Jahren sind zahlreiche Angebote und Unterstützungsstrukturen ent-
standen, die ein solidarisches Miteinander und die Teilhabe Geflüchteter unterstützen. 
Gleichzeitig nehmen in anderen Bereichen Spannungen und Ressourcenkonflikte zu, be-
sonders dort, wo Strukturen noch nicht mitgewachsen sind und sich auf die neuen Bedin-
gungen eingestellt haben. Dies unterstreicht die Relevanz einer langfristig mitwachsen-
den Infrastruktur sowie dezentraler Teilhabeangebote.  

Eine Voraussetzung für sozialräumlich gleichberechtigte Teilhabe und einen gestärkten 
sozialen Zusammenhalt in den Nachbarschaften ist, dass Strukturen wie Schulen, Kitas 
oder Begegnungsorte und Gesundheitsangebote mit dem Bevölkerungswachstum und 
der zunehmenden diversen Bevölkerung Schritt halten können. Gleichzeitig müssen An-
gebote für Bildung, Beratung und Begegnung gesamtstädtisch gezielt koordiniert werden 
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können. Der Fokus liegt dabei nicht nur auf dem Ausbau der sozialen Infrastruktur und der 
Bereitstellung von Räumlichkeiten, sondern auch auf der Einstellung von zusätzlichem 
(mehrsprachigem) Personal sowie der Stärkung von migrantischen Selbstorganisationen 
in bisher unterrepräsentierten Stadtgebieten.  

5. Fazit 

Die Ergebnisse des Monitorings zeigen eine insbesondere durch Fluchtmigration ge-
prägte Veränderung der Bevölkerungsentwicklung auf durch: 

 Räumliche Verlagerung der Migration: Das Vorhandensein von weit über hundert 
Unterkünften für Geflüchtete in Berlin sowie der angespannte Wohnungsmarkt verän-
dern die bisher eher in den Innenstadtbezirken verlaufenden stadträumlichen Migra-
tionsprozesse. Diese haben sich zunehmend in die Außenbezirke verlagert, und es ist 
zu erwarten, dass dieser Trend mit dem zu erwartenden weiteren Bevölkerungswachs-
tum anhält.  

 Eine hohe Dynamik im Ankommensprozess: Die Ankunftsprozesse von Neuzuwan-
der:innen weisen Unterschiede auf. Ankommensprozesse von Geflüchteten sind oft 
geprägt von anfänglichen Unterkunftswechseln bis hin zum Umzug in eine dauerhafte 
Wohnung und weisen damit eine hohe Dynamik auf. Trotz weiterer Fluktuation durch 
Schließung und Öffnung neuer Unterkünfte zeigen sich erste Tendenzen der Stabili-
sierung von Zuwanderungsprozessen Geflüchteter im Stadtgebiet durch Zuzug in 
Wohnungen.  

Daraus leiten sich für das Land Berlin folgende Schlussfolgerungen/Handlungserforder-
lichkeiten ab: 

 Weitere Untersuchungen sind notwendig: Die oben genannten Prozesse müssen 
weiter beobachtet und überprüft werden (z.B. sozialräumliche Verankerung, Zuzug in 
neue Stadt-quartiere).  

 Entwicklung einer Definition für Ankunftsinfrastrukturen: Um in Berlin gleichwer-
tige Bedingungen für alle zu schaffen, ist es unerlässlich, neben den Erkenntnissen 
über die Zuwanderungsprozesse auch den Bedarf an ankunftsunterstützender Infra-
struktur zu berücksichtigen. Dieser umfasst physische Orte oder Räume, Personal, 
Angebote sowie soziale Komponenten wie Kontakte und Netzwerke. Derzeit fehlen je-
doch noch entsprechende Definitionen und Richtwerte, um diese Bedarfe einfließen 
lassen zu können. 

Für den Prozess des Ankommens sowie für die Möglichkeiten zur Teilhabe und Partizipa-
tion ist eine dezentrale und ausreichende Bereitstellung zivilgesellschaftlicher und 
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stadträumlicher Infrastrukturen und Projekte von erheblicher Bedeutung. Investitionen in 
Ankunftsquartiere sind eine vorausschauende Anpassung an die weiterhin zu erwarten-
den Bevölkerungszuwächse. Letztendlich kommen ausreichende Infrastrukturen und An-
gebote allen Bewohner:innen der Ankunftsquartiere zugute und tragen zur Stärkung des 
sozialen Zusammenhalts bei.  

Mithilfe des Monitorings „Zuwanderung und Flucht” kann innerhalb der Verwaltung und 
der Stadtgesellschaft ein Verständnis für die veränderten Ankunftsprozesse und die 
neuen Ankunftsquartiere entwickelt werden. Die Daten könnten die Grundlage für einen 
gezielten Mitteleinsatz bilden und dafür sorgen, dass gleichberechtigte Teilhabe garan-
tiert und ein gutes Ankommen ermöglicht werden können. 
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A8 

Jan Glatter 

Kommunale Datenzugänge zu 
Ankunftsquartieren – das Beispiel Dresden  

1. Einleitung 

Eine der zentralen Herausforderungen der Stadtentwicklung stellt die internationale Zu-
wanderung dar. Insbesondere Großstädte sind von kontinuierlichen Wanderungsbewe-
gungen geprägt, die durch wechselnde Intensitäten gekennzeichnet sind. Diese Dynami-
ken werden maßgeblich durch Push-Faktoren in Herkunftsregionen – etwa Kriege, wirt-
schaftliche Krisen oder die Folgen des Klimawandels – sowie durch Pull-Faktoren in den 
Zielstädten beeinflusst, darunter die Globalisierung von Unternehmen, die Nachfrage 
nach Arbeitskräften und bestehende ethnische Netzwerke. Die Auswirkungen von Zuwan-
derung unterscheiden sich innerhalb der Stadt deutlich – eine wichtige Rolle spielen da-
bei die Ankunftsquartiere. 

Um Zuwanderungsprozesse und ihre räumlichen Ausprägungen besser zu verstehen so-
wie daraus resultierende Herausforderungen zu identifizieren, haben zahlreiche Stadtver-
waltungen begonnen, die räumlichen Strukturen internationaler Migration systematisch 
zu analysieren. Im Zuge der Digitalisierung werden dafür verstärkt datengestützte Verfah-
ren der städtischen Raumbeobachtung eingesetzt. Dies zeigt sich unter anderem in der 
wachsenden Nutzung von digitalen Karten, Indizes und Dashboards. Für eine Vielzahl ur-
baner Fragestellungen werden inzwischen kartographische Lösungen entwickelt, die der 
Erfassung, Visualisierung und Analyse komplexer räumlicher Prozesse dienen. 

Der vorliegende Beitrag verfolgt das Ziel, am Beispiel der Stadt Dresden Datengrundlagen 
und methodische Ansätze zur Analyse von Ankunftsquartieren vorzustellen. Die darge-
stellten Erkenntnisse basieren wesentlich auf Erfahrungen aus dem anwendungsorien-
tierten Forschungsprojekt „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren stärken“, das von der 
Mercator-Stiftung gefördert und vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu), der Techni-
schen Universität Berlin sowie dem Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 
(ILS) in Dortmund durchgeführt wird. 
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Es wird ein Zugang in zwei Stufen zum Thema der Ankunftsquartiere aufgezeigt: eine ge-
samtstädtische Analyse zur Identifikation und Typisierung von Ankunftsquartieren sowie 
eine vertiefende Quartiersanalyse zur detaillierten Untersuchung der lokalen Strukturen. 

2. Wo gibt es Ankunftsquartiere in der Stadt?  

2.1 Qualitative Zugänge mittels lokaler Expertise 

Für die Stadtverwaltung Dresden bestand ein erster Zugang darin, auf der Grundlage lo-
kaler Kenntnisse und Erfahrungen „Verdachtsgebiete“ für Ankunftsquartiere zu benen-
nen. Als Ankunftsquartiere gelten dabei insbesondere die Stadtteile, die einen hohen An-
teil an Menschen mit Migrationshintergrund aufweisen und in denen migrantisch ge-
prägte Angebote in Einzelhandel, Gastronomie und soziale Unterstützung entstanden 
sind. Der für Ankunftsquartiere charakteristische Aspekt der hohen migrantischen Fluk-
tuation konnte dabei nur bedingt erfasst werden, da hierzu deutlich weniger Erkenntnisse 
vorliegen.  

Grundlage für die „lokalen Kenntnisse und Erfahrungen“ sind zumeist langjährige Orts-
kenntnisse, die in vielen Bereichen der Stadtverwaltung entstehen, insbesondere in der 
Sozialarbeit sowie der Sozial- und Jugendhilfeplanung, der Stadterneuerung, der Woh-
nungsmarktbeobachtung und Kommunalstatistik. Zu den qualitativen Datenquellen zäh-
len aber auch persönliche Erfahrungen bei Stadterkundungen und im eigenen Wohnum-
feld sowie die Rezeption medialer Berichterstattung. Zusammenfassend ist damit das lo-
kale Expertenwissen gemeint, das sich in der Auseinandersetzung mit der Stadt bzw. dem 
Quartier und den Aufgaben der Stadtverwaltung über einen längeren Zeitraum aufbaut.  

Um die Identifikation der Verdachtsgebiete zu erläutern, sollten diese kurz charakterisiert 
werden (vgl. Tab. 1). 
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Tab. 1: Qualitative Benennung von Verdachtsgebieten für Ankunftsquartiere in der Stadt Dresden 

Stadtteil Merkmale 
Quartier am Ferdinandplatz  
(Innere Altstadt) 

hohe Verdichtung migrantischer Ökonomie, insbesondere aus 
dem arabischen Raum, Ausprägung seit etwa 2015  

Friedrichstadt hoher Anteil Migrant:innen, unmittelbare Nähe zu Erstaufnahme-
einrichtung, in Anteilen auch studentisch geprägt 

Äußere Neustadt sehr hoher Anteil migrantischer Ökonomien, gilt seit den 1990ern 
als „sehr buntes, multikulturelles, offenes“ Viertel, hoher Anteil 
Studierender 

Quartier Budapester Straße  
(Südvorstadt West) 

hoher Anteil Migrant:innen, insbesondere aus dem arabischen 
Raum, Programmgebiet Sozialer Zusammenhalt, Ausprägung seit 
etwa 2015 

Südvorstadt Ost hoher Anteil Studierender aus dem Ausland, unmittelbare Nähe 
zur TU Dresden, hohe Zahl an Wohnheimen 

Zschertnitz unmittelbare Nähe zur TU Dresden, hoher Anteil von sehr kleinen 
Wohnungen in Wohnhochhäusern 

Johannstadt Nord  hoher Anteil Migrant:innen, Angebote ethnischer Ökonomie und 
sozialer Hilfe, Migrationsgeschichte beginnt mit der räumlichen 
Konzentration von Aussiedler:innen in den 1990er-Jahren  

Quartier Harthaer Straße  
(Gorbitz Nord-West) 

hoher Anteil Migrant:innen insbesondere aus Südosteuropa, Plat-
tenbauten mit Substandard, Quartier mit Belegungsbindungen 
und Gewährleistungswohnungen der Stadt, langjähriges Pro-
grammgebiet Soziale Stadt und Sozialer Zusammenhalt, Ausprä-
gung seit etwas 2021 

Prohlis hoher Anteil von Migrant:innen, hoher Anteil an Belegungsbin-
dungen, langjähriges Programmgebiet Soziale Stadt und Sozialer 
Zusammenhalt, Migrationsgeschichte beginnt mit der räumlichen 
Konzentration von Aussiedler:innen in den 1990er-Jahren, stei-
gender Anteil Migrant:innen mit Zuwanderung Geflüchteter ab 
2015 

Reick/Am Koitschgraben  
(Strehlen) 

hoher Anteil von Migrant:innen, hoher Anteil an Belegungsbin-
dungen, langjähriges Programmgebiet Soziale Stadt und Sozialer 
Zusammenhalt, Migrationsgeschichte verstärkt sich mit Zuwan-
derung Geflüchteter ab 2015 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Bei der Zusammenstellung der Verdachtsgebiete wurden zwei Aspekte besonders deut-
lich: 

 Es sollte ein Grundlagenwissen über die historische Entwicklung der internationalen 
Zuwanderung in der Stadt sowie deren räumliche Ausprägung vorhanden sein und  

 es sollte berücksichtigt werden, dass es unterschiedliche Erscheinungsformen mig-
rantisch geprägter Quartiere gibt. 

Der qualitative Zugang bietet die Möglichkeit, relativ schnell einen Überblick über die Ver-
ortung von Ankunftsquartieren sowie eine erste Vorstellung ihrer Besonderheiten zu ge-
winnen. Die so gewonnene Expertise kann jedoch nur als Ausgangsthese verstanden und 
muss stets kritisch reflektiert werden. Denn diese Form lokaler Expertise ist nicht frei von 
Vorurteilen und subjektiver Wahrnehmung und weist eine gewisse Anfälligkeit für blinde 
Flecken auf. Aus diesem Grund sollte diesem Schritt eine quantitative Untersuchung fol-
gen. 

2.2 Quantitative Zugänge mittels lokaler Expertise 

Für gesamtstädtische Untersuchungen bilden statistische Daten eine zentrale Grundlage, 
da sie Vergleiche erlauben und empirische Evidenz liefern. Stadtverwaltungen können da-
bei auf Daten der amtlichen Statistik, der Fachämter sowie externer Quellen zurückgrei-
fen. 

Ausländer:innenanteile nach Stadtteilen  

Zu den Standardauswertungen zählen Statistiken zu Anteilen von Ausländer:innen und 
Einwohner:innen mit Migrationshintergrund, die in der amtlichen Statistik zumeist klein-
räumig verfügbar sind (vgl. Abb. 1). Für Gebiete mit hohen Ausländer:innenanteilen kön-
nen darüber hinaus auch Sonderauswertungen nach Nationalitäten vorgenommen wer-
den, sodass unterschiedliche ethnische Strukturen sichtbar gemacht werden können.  

Zu den demografischen Analysen zählen auch Sonderauswertungen zu innerstädtischen 
Wanderungen von Einwohner:innen mit Migrationshintergrund. In der Stadt Dresden 
wurden entsprechende Untersuchungen bislang nicht durchgeführt. Studien aus ande-
ren Städten zeigen jedoch, dass sich daraus wertvolle Erkenntnisse ableiten lassen (vgl. 
für Leipzig Dunkl et al., 2019). Mit dem Analyse- und Visualisierungstool „hin & weg“ las-
sen sich solche Untersuchungen kartographisch sehr gut aufbereiten (vgl. https://hin-
und-weg.online).  
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Abb. 1: Anteil der Einwohner:innen mit Migrationshintergrund in Dresden 2023 nach statistischen 
Bezirken 

 

Quelle: Landeshauptstadt Dresden 

Die Daten zu den Anteilen von Ausländerinnen und Ausländern sowie von Einwohnerinnen 
und Einwohnern mit Migrationshintergrund bilden auch die Grundlage für die Berech-
nung des Segregationsindex. Der Segregationsindex ist ein Maß zur Messung der sozial-
räumlichen Ungleichverteilung von Bevölkerungsgruppen (vgl. Häußermann & Siebel, 
2004). Mit diesem Index wird der Anteil von Teilgruppen (z.B. Ausländer:innen, Migrant:in-
nen) in einzelnen Stadtteilen mit ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung der Stadt vergli-
chen. Der Index nimmt Werte zwischen 0 und 100 an. Ein Wert von 0 bedeutet, dass die 
Bevölkerungsgruppen gleichmäßig über das Stadtgebiet verteilt sind, während ein Wert 
von 100 anzeigt, dass die Angehörigen einer Gruppe vollständig auf einen Stadtteil kon-
zentriert und damit maximal segregiert sind. Der Wert lässt sich als der Anteil der Bevöl-
kerung einer bestimmten Gruppe interpretieren, der umziehen müsste, um eine Gleich-
verteilung zu erreichen. Tab. 2 zeigt die Entwicklung des Segregationsindex für Auslän-
derinnen und Ausländer sowie für Einwohnerinnen und Einwohner mit Migrationshinter-
grund in Dresden auf der Ebene von 124 Sozialbezirken. 
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Tab. 2: Segregationsindex der Ausländer:innen und Einwohner:innen mit Migrationshintergrund in 
Dresden 2015 bis 2024 nach Sozialbezirken 

 Segregationsindex der  
Ausländer:innen 

Segregationsindex der  
Einwohner:innen mit Migrations- 

hintergrund 

2015 34,7 28,8 

2016 35,5 29,4 

2017 36,8 30,5 

2018 37,5 30,8 

2019 38,9 31,5 

2020 39,3 31,7 

2021 40,5 32,7 

2022 39,7 32,9 

2023 39,7 33,4 

2024 39,9 33,6 

Quelle: Kommunale Statistikstelle der Landeshauptstadt Dresden 

Ankunftsindex 

Für die statistische Erfassung von Ankunftsquartieren haben Heidbrink und Kurtenbach 
(2019) ein plausibles Modell für einen Ankunftsindex entwickelt. Der Index setzt sich aus 
drei Variablen zusammen, die zum Standard der amtlichen Statistik zählen und daher sehr 
gut auf andere Städte übertragbar sind. 

 Die „Sockelbevölkerung“ erfasst die bereits bestehende migrantische Prägung, die für 
Zuwanderungsprozesse in ethnische Gemeinschaften einen wichtigen Faktor bildet. 
Statistisch erhoben wird die Sockelbevölkerung über den Anteil von Personen mit 
Migrationshintergrund an allen Einwohner:innen des Stadtteils in Prozent. 

 Die „Brückenkopffunktion“ bildet die Attraktivität des Stadtteils für die internationale 
Zuwanderung ab. Gemessen wird das Merkmal über den prozentualen Anteil der Zu-
züge aus dem Ausland in den Stadtteil an allen Zuzügen aus dem Ausland in die Stadt. 

 Die „Mobilitätsprägung“ erfasst den für Ankunftsquartiere typischen Durchgangscha-
rakter des Stadtteils. Datengrundlage ist der Anteil aller Zu- und Fortzüge des Stadt-
teils an der Zahl der Einwohner:innen im Stadtteil (Mobilitätsrate). 
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Für die Indexbildung werden die Anteilswerte je Stadtteil mittels Z-Transformation stan-
dardisiert. Abschließend werden die drei Indexwerte addiert und aufgrund der drei einge-
henden Variablen durch drei geteilt.  

Quartiere mit einem Ankunftsindex von 0 entsprechen dem städtischen Mittelwert. Werte 
über 0,5 sind statistische Indizien für Ankunftsquartiere. Die höchsten Indexwerte liegen 
für die mit Daten von 2023 vorgenommene Berechnung bei Werten von 3,6 (Albertstadt), 
2,8 (Friedrichsstadt) und 1,5 (Südvorstadt Ost). Abb. 2 zeigt das Ergebnis der Indexbil-
dung für Dresden in einer Karte. 

Abb. 2: Ankunftsindex in Dresden 2023 nach statistischen Stadtteilen 

 

Quelle: Landeshauptstadt Dresden 

Die Anwendung des Ankunftsindex auf Dresden zeigt, dass das Modell sehr gut auf an-
dere Städte übertragbar ist. Die Ergebnisse erscheinen plausibel. Bisher wurde der Index 
jedoch nur auf der Ebene der 64 statistischen Stadtteile umgesetzt. Aussagekräftiger wä-
ren kleinräumigere Untersuchungen. Darüber hinaus beeinflussen Erstaufnahmeeinrich-
tungen den Index, was insbesondere die hohen Werte in der Albertstadt (im Norden) und 
der Friedrichstadt (westlich der Innenstadt) erklärt. Diese Stadtteile könnten aufgrund der 
Erstaufnahmeeinrichtungen auch als „institutionalisierte Ankunftsquartiere“ bezeichnet 
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werden. Diese Standort-Effekte sind bei der Interpretation zu berücksichtigen und sollten 
– sofern datentechnisch möglich – ausgeschlossen werden. 

Die Berechnung erfolgte bisher nur für einen Jahreswert. Möglich wäre auch eine Berech-
nung anhand der gemittelten Werte für mehrere Jahre. Damit könnte der Einfluss von 
„Ausreißerjahren“ ausgeglichen werden.  

Der Ankunftsindex stellt eine rein statische Statusbetrachtung dar. Mit denselben Variab-
len ließe sich prinzipiell auch ein Dynamikindex erstellen, der Veränderungen erfasst. Die-
ser könnte zeigen, in welchen Ankunftsquartieren sich die Zuwanderungsdynamiken ver-
stärken oder abschwächen. 

Für weitere Analysen sind zudem räumliche Vergleiche mit anderen Sozialdaten lohnens-
wert. Diese Daten können insbesondere dazu dienen, die spezifische Ausprägung der An-
kunftsquartiere genauer zu beschreiben (z.B. Armutszuwanderung, Fachkräftezuwande-
rung, Studentenviertel).  

3. Welche Strukturen weisen Ankunftsquartiere auf? 

Neben der gesamtstädtischen Identifikation von Ankunftsquartieren ermöglichen auch 
quartiersspezifische Analysen der lokalen Strukturen eine vertiefte Betrachtung. Dieser 
Zugang nutzt unterschiedliche Quellen und Methoden – darunter insbesondere (vgl. auch 
Alisch & May, 2017; Kogler & Hamedinger, 2024): 

 Ortsbegehungen und Beobachtungen vor Ort, 
 Kartierungen (u.a. zur ethnischen Ökonomie, zum Wohnumfeld, zu Infrastrukturange-

boten), 
 statistische Datenauswertungen (u.a. zur Einwohner:innen-, Wohnungs- und Eigen-

tumsstruktur), 
 Expert:innengespräche, 
 Fotodokumentationen, 
 Analysen der lokalen Medienberichterstattung.  

Am Beispiel des Dresdner Quartiers Ferdinandplatz wird nachfolgend exemplarisch die 
Vorgehensweise zur Erstellung einer Quartiersbeschreibung für Ankunftsquartiere vorge-
stellt. Dafür werden folgende Aspekte betrachtet:  

 die räumliche Lage des Quartiers,  
 der Gebietsstatus, 
 die baulichen Strukturen,  
 die Eigentumsstruktur und der Wohnstatus,  
 die Wohnungsstruktur,  
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 die Einwohner:innen- und Sozialstrukturen,  
 das Mietniveau,  
 die Nutzungsstrukturen und ethnische Ökonomie,  
 das Wohnumfeld,  
 die Darstellung in den Medien.  

3.1 Räumliche Lage des Quartiers 

Das Quartier am Ferdinandplatz liegt in der Dresdner Innenstadt zwischen der 
historischen Altstadt und der Fußgängerpassage Prager Straße. Im Süden 
grenzt das Quartier unmittelbar an das Großkino „Kristallpalast“ und das Rund-
kino. Westlich liegt ein Mischquartier in kompakter Bauweise mit Hotel, Kaufhäu-
sern und Wohnungen, nördlich eine große Parkplatzfläche und ein großes Büro-
gebäude der Stadtverwaltung und östlich die stark befahrene, vierspurige Sankt 
Petersburger Straße.  

3.2 Gebietsstatus  

Für die Betrachtung von Stadtgebieten sollte berücksichtigt werden, welchem rechtlichen 
oder förderpolitischen Status diese unterliegen. So bieten beispielsweise Gebiete mit so-
zialer Erhaltungssatzung, mit Vorkaufsrecht, aber auch Programmgebiete der Städte-
bauförderung besondere Interventionsmöglichkeiten.  

Das Quartier Ferdinandplatz war von 2022 bis 2025 Teil des Programmgebiets 
„Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren“, im Rahmen dessen eine Handlungs-
strategie zur Belebung der Innenstadt und ihrer krisenfesten Gestaltung entwi-
ckelt wurde. Es gehört aktuell zum Fördergebiet „Lebenswertes Stadtzentrum“ 
des Bund-Länder-Programms „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“. Die-
ses Programm läuft von 2024 bis 2039 und zielt auf die Aufwertung der Attrakti-
vität sowie der stadtklimatischen Wirkungen öffentlicher Räume ab. Das Gebiet 
liegt zudem seit 2015 in einem Kriminalitätsschwerpunkt, d.h. es wurde mit Be-
zug auf Beobachtungen der Polizei nach sächsischem Polizeigesetz als „Gefähr-
licher Ort“ ausgewiesen.  

3.3 Bauliche Strukturen  

Ankunftsquartiere können sich in sehr unterschiedlichen städtebaulichen Strukturen bil-
den, die aufgrund ihrer Beschaffenheit spezifische Rahmenbedingungen für die Quartie-
rentwicklung bieten. Die baulichen Strukturen haben zum Beispiel Einfluss auf Bewoh-
ner:innenzahlen und Einwohner:innendichten, fehlende oder vorhandene Freiräume 
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sowie auf stereotype Raumwahrnehmungen und Raumimages. Für einen inhaltlichen Zu-
gang zu den städtebaulichen Strukturen dienen insbesondere Fachliteratur zur Stadt- 
und Stadtteilentwicklung, das Wissen lokaler Stadtplaner und Stadtplanerinnen sowie 
Vor-Ort-Begehungen.  

Das Quartier am Ferdinandplatz besteht aus einem Baublock mit geschlossener 
Blockrandbebauung und einem westlich anschließenden Gebäuderiegel. Die 
neunstöckige Blockrandbebauung setzt sich aus einer U-förmigen Kette von 
DDR-Plattenbauten (Typ WBS 70/12) und einem Bürogebäude zusammen. Die 
Plattenbauten entstanden Ende der 1980er-Jahre und wurden in den 1990er-
Jahren durch den Bürobau ergänzt. Das Quartier zählt zu den innenstadtnahen 
Neubauprojekten der späten DDR-Zeit, als vor allem baulich und infrastrukturell 
integrierte Standorte entwickelt wurden. Im Vergleich zu Plattenbauten in Groß-
wohnsiedlungen sind die Gebäude aufwändiger gestaltet und verweisen auf his-
torische Bauformen – etwa durch einen betonten Sockel, ein farblich abgesetztes 
Obergeschoss, Erker, Loggien und französische Fenster. Der westliche Gebäu-
deriegel wurde 1996 errichtet und umfasst sechs Etagen mit Gewerbeflächen in 
den unteren Etagen sowie Wohnungen in den obersten zwei Geschossen. 

Abb. 3: Baustruktur der Gebäude im Quartier am Ferdinandplatz (Blick nach Süden) 

 

Quelle: Eigener Entwurf 
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3.4 Eigentumsstruktur und Wohnstatus  

Die Entwicklung von Wohnquartieren hängt sehr stark von der Eigentumsstruktur, dem 
Wohnstatus und den Strategien der Wohnungseigentümer:innen ab. Die Eigentümer:in-
nen bestimmen durch Vermietungspraktiken die Mieter:innenstruktur und das Mietni-
veau sowie durch Investitionen den baulichen Zustand. Die Informationen können aus 
dem Grundbuch, aus Wohnungsinseraten, aber auch aus Presseberichten und durch Ge-
spräche vor Ort recherchiert werden 

In der Gebäudekette des östlichen Baublocks befinden sich 333 Wohnungen, die 
ursprünglich der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft WOBA Dresden ge-
hörten. Drei Aufgänge auf der Südseite mit 45 Wohnungen wurden in den 
1990er-Jahren zu Eigentumswohnungen privatisiert. Die verbleibenden 288 
Mietwohnungen wurden 2006 mit dem Verkauf der WOBA Dresden an einen pri-
vaten Investor übertragen und 2022 von der Vonovia SE an eine private Objekt-
gesellschaft weiterverkauft. Die Vermietung übernimmt eine Hausverwaltung. 
Für diese 288 Wohnungen gelten vertraglich vereinbarte Belegungsbindungen, 
die im März 2026 letztmalig um zehn Jahre bis 2036 verlängert werden konnten. 
Sechs davon nutzt die Stadt als Gewährleistungswohnungen für die Unterbrin-
gung von Menschen im Kontext von Flucht und Asyl. Im westlichen Gebäuderie-
gel befinden sich in den oberen Etagen 29 Wohnungen, die von privaten Eigen-
tümer:innen vermietet werden. 

Die Eigentums- und Verpachtungssituation im Innenhof des Baublocks ist un-
übersichtlich. Aufgrund dieser unklaren Strukturen ist die Initiierung von Projek-
ten mit Städtebaufördermitteln erschwert.  

3.5 Wohnungsstruktur  

Wohnungs- und Nutzungsstrukturen prägen maßgeblich die sich ausbildenden Haus-
halts- und Sozialstrukturen eines Quartiers. Entscheidend sind Größe und Raumanzahl 
der Wohnungen, deren Ausstattung und Zustand sowie die räumliche Anordnung in den 
Gebäuden. Grundlegende Informationen liefern Kommunalstatistiken, Wohnungsanzei-
gen, Vor-Ort-Begehungen und Gespräche. Besonders wertvoll sind die Daten der Ge-
bäude- und Wohnungszählung 2022, die für die amtliche Statistik kleinräumig auf Bau-
blockebene verfügbar sind. Das Quartier am Ferdinandplatz umfasst zwei statistische 
Baublöcke, aus deren Daten die Wohnungsstrukturen ableitbar sind. 

In der Erdgeschosszone der zwei Gebäudeblöcke liegen Gewerberäume, die 
Wohnungen befinden sich in den Obergeschossen. In dem Quartier gibt es ins-
gesamt 362 Wohnungen mit einem breiten Mix von kleinen bis großen Einheiten 
(vgl. Tab. 3 und Tab. 4). Relevante Anteile machen kleine Wohnungen aus: 44 % 
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sind 1- bis 2-Raum-Wohnungen, 55 % haben eine Wohnfläche von unter 60 m². 
Größere Wohnungen für Mehrpersonenhaushalte gibt es ebenfalls: 25 % weisen 
4 oder mehr Räume auf, knapp 20 % sind mindestens 80 m² groß. 

Aufgrund der neungeschossigen Bebauung sind die Wohnungen per Fahrstuhl 
erreichbar; ein Teil ist barrierefrei ausgestattet. 

In dem Plattenbaugebäude wurde ein Großteil der Wohnungen seit der Fertig-
stellung 1989 nicht modernisiert und ist daher verschlissen. Ausnahme sind die 
45 Eigentumswohnungen aus den 1990er-Jahren, die saniert wurden und gut 
ausgestattet sind, sowie die 29 Mietwohnungen in dem westlichen Riegel. 

Von den 362 Wohnungen standen 2022 insgesamt 6,1 % leer, was ein leicht 
überdurchschnittlicher Wert ist. 2001 lag der Wohnungsleerstand in dem Quar-
tier bei 2,0 %.  

Tab. 3: Wohnungsstruktur im Quartier am Ferdinandplatz 2022 nach Raumanzahl 

Räume 1 Raum 2 Räume 3 Räume 4 Räume 5 Räume 6 Räume 

Zahl 37 123 112 61 22 7 

Anteil in % 10,2 34,0 30,9 16,9 6,1 1,9 

Dresden in % 7,1 17,8 32,4 26,7 10,5 5,6 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

Tab. 4: Wohnungsstruktur im Quartier am Ferdinandplatz 2022 nach Wohnungsgröße 

Fläche unter 40m² 40 - 59m² 60 - 79m² 80 - 99m² 100 - 119m² ab 120 m² 

Zahl 84 115 92 44 12 15 

Anteil in % 23,2 31,8 25,4 12,2 3,3 4,1 

Dresden in % 11,6 28,3 33,0 12,2 6,4 8,4 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

3.6 Einwohner:innen- und Sozialstrukturen  

Die Einwohner:innen- und Sozialstrukturen sind zentrale Indikatoren für die Beschreibung 
und Analyse von Ankunftsquartieren. Wichtig sind dabei nicht nur aktuelle Daten, sondern 
auch deren Entwicklung, denn nur so kann abgeleitet werden, seit wann das Quartier den 
Charakter eines Ankunftsquartiers hat und auf welchem Entwicklungspfad es sich 
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befindet. Die Daten können aus der amtlichen Statistik abgefragt werden. Dieser steht für 
sehr kleinräumige Betrachtungen auch die Möglichkeit für Sonderauswertungen des 
Melderegisters zur Verfügung. 

Im Quartier am Ferdinandplatz lebten Ende 2024 insgesamt 752 Einwohner – 
davon 54 % Männer bzw. 46 % Frauen.  

Der Anteil der Ausländer:innen im Quartier liegt bei 64 % , der Anteil der Einwoh-
ner:innen mit Migrationshintergrund bei 75 % . Im Quartier gibt es 39 Staatsan-
gehörigkeiten, davon entfallen die meisten auf deutsche Nationalität (29,8 %). 
Von den nicht-deutschen entfallen die größten Anteile auf Einwohner:innen aus 
Syrien (19,3 % ), Afghanistan (6,4 % ), Ukraine (5,7 % ), Russland (5,0 % ), Vietnam 
(4,8 % ) und den Irak (4,5 % ). Anhand der Nationalitäten wird deutlich, dass das 
Quartier vor allem von der migrantischen Zuwanderung der letzten fünf Jahre ge-
prägt ist.  

Rund ein Drittel der Einwohner:innen sind Kinder bis 18 Jahren, knapp 16 % sind 
60 Jahre und älter.  

Tab. 5: Alterststruktur der Einwohnerschaft im Quartier am Ferdinandplatz 2022 

Alter bis 5 6-18 19-24 25-39 40-59 60-66 67-74 75+ 
Zahl 73 166 74 171 149 51 38 30 

Anteil in 
% 

9,7 22,1 9,8 22,7 19,8 6,8 5,1 4,0 

Dresden 
in % 

2,9 12,3 7,4 22,1 24,9 7,5 7,7 12,4 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

Insgesamt gibt es 340 Haushalte im Quartier, von denen mit gut 70 % der weit-
aus größte Anteil Ein- und Zwei-Personen-Haushalte sind. Allerdings ist auch der 
Anteil der Haushalte mit fünf und mehr Personen mit fast 14 % sehr hoch. In 
knapp einem Drittel der Haushalte leben Kinder; 12 % aller Haushalte sind allein-
erziehend.  
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Tab. 6: Haushalte im Quartier am Ferdinandplatz 2022 nach Haushaltsgröße 

HH-Typ 1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen 6 und mehr  

Zahl 179 62 32 21 20 26 

Anteil in % 52,6 18,2 9,4 6,2 5,9 7,6 

Dresden in % 50,6 29,2 10,0 7,1 2,1 1,1 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

Tab. 7: Haushalte im Quartier Ferdinandplatz 2022 nach Haushaltstyp 

HH-Typ 1PHH Paare ohne 
Kind(er) 

Paare mit 
Kind(ern) 

Alleinerzie-
hend 

Mehrperso-
nen-Haushalte 

ohne  
Kernfamilie 

Zahl 178 41 66 41 14 

Anteil in % 52,4 12,1 19,4 12,1 4,1 

Dresden in % 50,6 23,0 15,9 7,4 3,1 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

Ein Fünftel der Einwohner ist erst in den letzten zwei Jahren zugezogen. Weitere 
30 % in den letzten drei bis fünf Jahren. Nur noch 23 Einwohner (3 %) stammen 
aus dem Erstbezug von Ende der 1980er-Jahre, weitere 13 % haben eine Wohn-
dauer von mindestens 15 Jahren. Jährlich wechselt in rund 7 % der Wohnungen 
der Miethaushalt – davon am meisten in den Ein-Raum-Wohnungen 

3.7 Mietniveau  

Ein wichtiges Strukturmerkmal von Ankunftsquartieren sind die Mieten. Quartiere mit ho-
hem Anteil an Armutszuwanderern weisen im städtischen Vergleich ein unterdurch-
schnittliches Mietniveau auf oder Wohnungsstrukturen, die eine Aufteilung und hohe Be-
legung ermöglichen. Datenquellen für Angebotsmieten sind Wohnungsinserate oder Da-
tenbanken (z.B. VALUE-Marktdatenbank). Die Gebäude- und Wohnungszählung liefert 
verlässliche Bestandsmietendaten – zumindest für das Jahr 2022.  

Im Ankunftsquartier am Ferdinandplatz lagen die Bestandsmieten 2022 laut 
Zensus im Mittel bei 6,28 Euro/m2. Das ist im Vergleich zu Dresden mit 
6,92 Euro/m2 ein unterdurchschnittlicher Wert. Etwas mehr als 50 % aller Woh-
nungen liegen bei einer Miete von höchstens 6,00 Euro/m2. Die Wohnungen sind 
damit sehr preiswert – was vor allem angesichts der sehr zentralen Lage in der 
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Innenstadt sehr attraktiv ist. Aufgrund der vielen sehr kleinen Wohnungen sind 
auch die Gesamtmieten gering.  

Tab. 8: Bestandsmiete im Quartier am Ferdinandplatz 2022 nach Mietkostenklassen 

Miete < 4 €/m² 4 – < 6 €/m² 6 – < 8 €/m² 8 - < 10 €/m² ab 10 €/m² 
Zahl 4 177 112 43 4 

Anteil in % 1,2 52,1 32,9 12,6 1,2 

Dresden in % 2,4 26,7 50,1 13,7 7,1 

Quelle: Gebäude- und Wohnungszählung 2022 

3.8 Nutzungsstrukturen und ethnische Ökonomie  

In Ankunftsquartieren bilden sich lokale Angebote für migrantische Zielgruppen heraus. 
Dazu zählen insbesondere Geschäfte, Gastronomiebetriebe und Dienstleistungen der 
ethnischen Ökonomie. Für deren Analyse empfiehlt sich eine Bestandsaufnahme der Nut-
zungsstrukturen, die mithilfe einer Vor-Ort-Kartierung erfolgen kann. Die Kategorisierung 
der Nutzungen richtet sich nach dem jeweiligen Untersuchungsziel. Abb. 4 zeigt beispiel-
haft für das Gebiet am Ferdinandplatz eine einfache Differenzierung nach ethnischer Prä-
gung und weiteren Nutzungsformen. 
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Abb. 4: Nutzungsstrukturen im Quartier Ferdinandplatz im Februar 2025 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Ankunftsquartier am Ferdinandplatz gibt es 31 Geschäftslokale. Davon haben 
16 Einrichtungen eine ethnische Prägung, die sich vier Branchengruppen zuordnen 
lassen: 

 7 Gastronomiebetriebe: Shisha-Bars, Cafés, Restaurants und Imbisse,  
 5 Geschäfte mit Ausrichtung auf „Körperästhetik“: Friseur, Kosmetik, Juwelier,  
 3 Lebensmittelgeschäfte und  
 1 Technik-Geschäft.  

Die ersten Geschäfte mit ethnischer Prägung zogen 2006 in das Quartier und lassen 
sich noch dem „kulinarischen Multikulturalismus“ zuordnen. Die heutige Verdichtung 
der ethnischen Ökonomie ist seit 2019 entstanden. Die drei sozialen Einrichtungen im 
Quartier sind zumindest teilweise auf eine migrantische Zielgruppe ausgerichtet: ein 
Familienzentrum, eine Schülerhilfe und ein Streetwork-Treffpunkt. Das ethnische Ge-
werbe und die Care-Angebote werden durch zwei Einrichtungen mit „Schmuddel-
Image“ ergänzt – ein Spielcasino und ein Erotikshop. 
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3.9 Wohnumfeld  

Die Beschreibung des Wohnumfeldes dient insbesondere der Erfassung von Freiraum-
strukturen. Berücksichtigt werden Größe, Lage und Raumqualitäten öffentlicher und 
halböffentlicher Räume, die beispielsweise als Grünflächen, Spielplätze oder Treffpunkte 
genutzt werden können. Die Vor-Ort-Erhebung mittels Kartierung kann durch Beobach-
tungen von sozialem Verhalten und Nutzungsformen ergänzt werden. 

Im Quartier Ferdinandplatz befindet sich im Blockinnenbereich ein Hof mit Grün-
fläche und Spielplatz, der von einer Erschließungsstraße umschlossen wird. Die 
Grünfläche weist deutliche Nutzungsspuren auf und ist in einem ungepflegten 
Zustand. Entlang der Erschließungsstraße sind Müllcontainer ohne Einhausung 
aufgestellt. Die Müllstandorte werden auch von den Gastronomiebetrieben ge-
nutzt und sind entsprechend stark beansprucht. An heißen Tagen kommt es zu 
Geruchsbelastungen. Aufgestellte Fallen deuten auf Maßnahmen zur Rattenbe-
kämpfung hin. Die Spielgeräte auf der Innenfläche sind gesperrt. Auf den Wegen 
und der Grünfläche spielen Kinder im Grundschulalter, während Mütter auf Park-
bänken sitzen und das Geschehen beobachten. Im Innenbereich findet kein 
Durchgangsverkehr von Passant:innen statt. 

Um den Baublock verlaufen Fußwege, die die Gewerbezonen erschließen. Ent-
lang der Westseite verläuft die Ferdinandstraße, die als Fußgängerpassage aus-
gebildet ist. Der bauliche Zustand ist insgesamt gut, wenn auch leicht in die Jahre 
gekommen. An einem Wochentag mit gutem Wetter herrscht zu Geschäftszeiten 
eine kontinuierliche Passant:innenfrequenz. Auffällig ist ein hoher Anteil von Per-
sonen mit Migrationshintergrund, insbesondere aus dem arabisch geprägten 
Raum. Sie nutzen die Geschäfte und Gastronomiebetriebe und halten sich im öf-
fentlichen Raum auf. Vor einigen Gastronomiebetrieben und der Spielothek ste-
hen Gruppen junger Männer und beobachten das Treiben. 

3.10 Darstellung in den Medien  

Die Wahrnehmung der Stadt wird nicht nur durch eigene visuelle Beobachtungen ge-
prägt, sondern in erheblichem Maße auch durch die Berichterstattung in lokalen Medien. 
Eine Analyse von Ankunftsquartieren sollte daher auch die Recherche und Auswertung 
von Medienberichten zum Untersuchungsquartier einbeziehen. Die Zeitungsberichte sind 
Beschreibungen und Deutungen städtischer Räume und Sozialwelten, die sich zumeist 
auf aktuelle Ereignisse beziehen. Die Berichte können als Hinweise auf die Wahrnehmung 
von Ankunftsquartieren dienen – insbesondere auf deren Images, Stigmatisierungen und 
Problematisierungen. 
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In der lokalen Presse wird das Quartier am Ferdinandplatz seit 2022 als „Arabi-
sches Viertel“ bezeichnet. Die Presseartikel lassen sich in zwei Kategorien ord-
nen: Geschichten über den „multikulturellen Mikrokosmos“ sowie Problemati-
sierungen als Kriminalitätsschwerpunkt mit baulichen Missständen. Die Be-
schreibungen des „multikulturellen Mikrokosmos“ zeigen das Quartier als räum-
liche Verdichtung von Angeboten für migrantische Gruppen. Sie beschreiben die 
Geschäfte, deren Inhaber:innen sowie deren persönliche Geschichten und Er-
fahrungen. Die Problematisierungen als Kriminalitätsschwerpunkt betonen ein 
ausgeprägtes Unsicherheitsgefühl und die Wahrnehmung als gefährlichen Ort. 
Es wird von Drogenhandel und -konsum im Innenblock sowie vom Arbeitsalltag 
und der Bewertung durch die Polizei berichtet.  

4. Erfahrungen und Schlussfolgerungen  

Die Zusammenstellung der Datenquellen und Zugänge zeigt, wie mit den „Bordmitteln“ 
der Stadtverwaltung ein erster Zugang zum Phänomen der Ankunftsquartiere gewonnen 
werden kann. Zu den Quellen zählen amtliche Statistiken, Daten und Erfahrungen der 
Fachämter, eigene Begehungen und Erhebungen im Quartier, Gespräche mit Akteur:in-
nen sowie eine Presserecherche. Weil es um einen ersten Zugang und die Erarbeitung 
einer Wissensbasis geht, sind nicht zwingend die höchsten wissenschaftlichen Standards 
an die Datengewinnung und Dokumentation erforderlich. Auch wissenschaftliche Pro-
jekte kennen diesen vorbereitenden Arbeitsschritt zur Erschließung eines Forschungsfel-
des (vgl. Girtler, 2001). Ist dieses Feld abgesteckt, können präzise geplante Datener-
schließungen mit wissenschaftlichem Methodendesign folgen.  
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A9  

Daniela Schneckenburger 

Zuwanderung aus Südosteuropa – bleibende 
Herausforderung für die kommunale 
Quartiersentwicklung 
Die Zuwanderung von Fachkräften aus Rumänien und Bulgarien (EU-2–Zuwanderung) 
nach Deutschland hat sich seit der vollständigen Arbeitnehmerfreizügigkeit für rumäni-
sche und bulgarische Staatsangehörige 2014 weitgehend unauffällig vollzogen. Anders 
verhält es sich mit der Zuwanderung von bereits in Rumänien und Bulgarien unter prekä-
ren Lebensverhältnissen lebenden Menschen; sie fordert Städte, die vermehrt Zielort die-
ser innereuropäischen Migration sind, bereits seit vielen Jahren heraus.  

Dabei spielt die quantitative Dimension der Zuwanderung, aber vor allem auch ihre räum-
liche Konzentration auf Zuzugsquartiere insbesondere in großstädtischen Lagen eine be-
deutsame Rolle. Sie löst häufig Überforderungsanzeigen der kommunalen Verwaltungen 
und der autochthonen Nachbarschaften aus. Vor diesem Hintergrund nahmen politische 
Debatten um Steuerung, Begrenzung und die Bekämpfung des „Sozialmissbrauches“ in 
der EU an Intensität während des vergangenen Jahres zu. Diese „überforderten Nachbar-
schaften“, ihre mediale und (kommunal)politische Verarbeitung haben die Debatte insbe-
sondere in der jüngeren Zeit von einem integrationspolitischen auf einen verstärkt ord-
nungspolitischen Fokus verschoben.  

Hintergrund für diese Entwicklung ist dabei auch die Befürchtung und häufig auch Erfah-
rung vieler Städte und der in den Zuzugsquartieren lebenden Menschen, von staatlicher 
Seite, also von Seiten der Länder und des Bundes, keine verstetigte und konzeptionell ab-
gestimmte Unterstützung auf Landes- und Bundesebene für das Management dieser 
herausfordernden Integrationsaufgabe zu finden.  

1.   Institutionelle Ausgrenzung in den Ländern Südosteuropas als 
Push-Faktor  

Die Migration von prekarisierten Familien aus Rumänien und Bulgarien hat ihren Hinter-
grund nicht ausschließlich in den Einkommensunterschieden und der unterschiedlichen 
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Leistungsfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme der EU-Länder. Ein zentraler Faktor 
ist auch die Erfahrung alltäglicher Diskriminierung in den Herkunftsländern aufgrund der 
ethnischen Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma.  

Sie zeigt sich in den Herkunftsländern in der räumlichen Segregation von Siedlungen, er-
schwertem Zugang von Roma-Kindern zum Bildungssystem wie auch in erschwertem Zu-
gang zum Arbeitsmarkt und einer fehlenden Integrationsstrategie für diese nationale Min-
derheit. Die Zuwanderung dieser Bevölkerungsgruppen nach Deutschland ist daher mit 
dem Begriff der „Armutsmigration“ zwar zutreffend, aber nicht hinreichend beschrieben. 
Migration ist hier auch eine Reaktion auf fehlende Teilhabechancen und eine jahrelange 
Diskriminierungserfahrung. 

Für die deutschen Städte ergibt sich daraus eine besondere Herausforderung: Kommu-
nen begegnen nicht nur Armutsmigration, sondern auch den Folgen langer Diskriminie-
rungserfahrung im Herkunftsland und den damit verbundenen begrenzten Ressourcen 
zur sozialen Integration. 

Die Migrationsbewegung konzentrierte sich dabei zunächst auf wenige, überwiegend alt-
industriell geprägte Großstädte im Ruhrgebiet, die aufgrund ihrer Wohnungsmarktlage 
den Zuzug erleichterten (Deutscher Städtetag [DST], 2016). In den folgenden Jahren ver-
stetigte sich diese Entwicklung, ohne dass die sozialstrukturellen Ursachen – ein nied-
rigschwelliger Zugang zur Arbeitnehmerfreizügigkeit bei gleichzeitigem Zugang zu Sozi-
alleistungen sowie ein stark divergierendes Sozialhilfeniveau innerhalb der Europäischen 
Union – bearbeitet wurden (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026).  

Der Vorstand des Städtetages Nordrhein-Westfalen forderte daher – nachdem das 
Thema bereits auf Ebene des Deutschen Städtetages Mitte 2016 aufgerufen worden war 
– 2021 wie auch in den folgenden Jahren die Landesregierung auf, eine gemeinsame 
Strategie zur Zuwanderung aus Südosteuropa unter Beteiligung der besonders betroffe-
nen Kommunen zu entwickeln bzw. bereits vorhandene Elemente fortzuführen (Städtetag 
Nordrhein-Westfalen, 2021b). Bereits zu diesem Zeitpunkt wurden zentrale Forderungen 
formuliert, die bis heute Bestand haben: die Schaffung von Zugängen in den Arbeits-
markt, ein verbesserter Zugang zur medizinischen Versorgung über das SGB V und in das 
Bildungssystem sowie die gemeinsame Bekämpfung von Ausbeutungsstrukturen (Städ-
tetag Nordrhein-Westfalen, 2021a). Zumindest der letzte Teil, die gemeinsame Bekämp-
fung von Lohndumping und ausbeuterischen Wohnverhältnissen, wird durch die Landes-
regierung unter Beteiligung betroffener Kommunen bearbeitet. Was jedoch weiter fehlt, 
ist ein Gesamtintegrationskonzept, das insbesondere den Bildungsbereich in den Fokus 
nimmt.  

Auch wenn sich in den vergangenen Jahren feststellen lässt, dass der Zuzug von Men-
schen in prekären Verhältnissen sich auch auf mittelgroße Städte ausweitete, sofern diese 
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– bspw. in der Fleischindustrie – Arbeitsplatzangebote ermöglichen, liegt der integrati-
onspolitische Fokus weiter auf den großstädtischen Regionen.  

Der aktuelle Befund aus dem Jahr 2026 zeigt diese Konzentration der zugewanderten 
Menschen aus Rumänien und Bulgarien in den Ankunftsquartieren der Großstädte mit 
einem besonderen Schwerpunkt im Ruhrgebiet: Allein in den Städten Duisburg, Gelsen-
kirchen, Hagen, Herne, Dortmund und Köln leben mittlerweile über 75.000 Unionsbürge-
rinnen und Unionsbürger aus der EU-2-Gruppe (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). 
Bemerkenswert ist zudem die zunehmende innerstädtische Ungleichverteilung: Der An-
teil an EU-2-Zugewanderten liegt in einzelnen Stadtteilen teilweise um das Neunfache hö-
her als im gesamtstädtischen Durchschnitt (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). Diese 
Entwicklung markiert ein strukturelles, quartiersbezogenes Problem, das eigenständige 
stadtentwicklungspolitische Antworten erfordert. 

Die sozioökonomischen Indikatoren verdeutlichen dabei eine Verfestigung prekärer Le-
benslagen: Bis zu 36 % der EU-2-Zugewanderten verfügen über keine abgeschlossene 
Berufsausbildung, in einzelnen Städten liegt der Anteil ohne Schulabschluss bei 18 % ge-
genüber einem NRW-Landesdurchschnitt von 6,5 %. Über 50 % der Zugewanderten sind 
nach dem SGB II leistungsberechtigt (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). In den in-
ternationalen Förderklassen beträgt der Anteil an Schülerinnen und Schülern aus den EU-
2-Staaten inzwischen bei teils knapp 40 %, in einzelnen Quartieren kann er deutlich dar-
über liegen (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). Damit hat sich die Zuwanderung aus 
Südosteuropa von einem primär arbeitsmarktbezogenen Phänomen zu einer komplexen 
Lage in den Zuzugsquartieren entwickelt, die – bei allen individuellen Integrationserfolgen 
– strukturell von Transferleistungsbezug, Prekarisierung und Bildungsbenachteiligung in 
hoher räumlicher Konzentration geprägt ist. 

2.  Problemlagen für die Quartiere 

Die räumliche Konzentration der Zuwanderung aus Südosteuropa auf bereits vorbelas-
tete, häufig altindustriell geprägte Quartiere ist der zentrale Befund der vergangenen zehn 
Jahre. Bereits 2016 wurde darauf verwiesen, dass zugewanderte Menschen aus Erfah-
rungsgründen bevorzugt dort Wohnraum suchen, wo sich bereits Communities aus den 
Herkunftsländern gebildet haben. Dazu gehört auch eine gezielte Lenkungsstrategie pro-
fessioneller Vermittlungen aus den Heimatländern in die Zielquartiere. Diese Strategie si-
chert die Bildung von Netzwerken und Willkommensstrukturen für die Wohnungs- und 
Arbeitssuche, führt andererseits jedoch auch zu einer Erschöpfung lokaler Ressourcen 
am Wohnungs- und Arbeitsmarkt (DST, 2016). Die Dynamik hat sich in den betroffenen 
Quartieren zu mehreren, sich gegenseitig verstärkenden Problemlagen verdichtet. 
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Wohnraum und Immobilienmarkt  

Baulich vernachlässigte Quartiere wirken als Anziehungspunkt für Armutszuwanderung; 
sie bilden die Grundlage für ein Geschäftsmodell, das auf die mangelnde Bewegungs-
möglichkeit der Zielgruppe am Wohnungsmarkt setzt und Desinvestition mit Mietmaxi-
mierung verbindet. Die hohe Nachfrage nach preisgünstigem, oft ungeeignetem Wohn-
raum leitet eine Desinvestitionsspirale ein, die zu einem weiteren baulichen Absinken der 
Quartiere führt (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). Die Nutzung desolater Immobi-
lien durch Vermietung an Armutszugewanderte erzeugt Trading-Down-Effekte im Woh-
numfeld und führt zu sozialen Spannungen in der Nachbarschaft (Städtetag Nordrhein-
Westfalen, 2026). Kriminelle Strukturen nutzen die Notlage der Zuwandernden dabei 
auch systematisch aus, etwa durch überteuerte Mieten, gefälschte Wohnungsgeberbe-
scheinigungen oder falsche Angaben zur Wohnungsgröße, um überhöhte Kosten der Un-
terkunft gegenüber den Sozialleistungsträgern geltend zu machen (Städtetag Nordrhein-
Westfalen, 2026). 

Infrastruktur und Ordnung  

Die soziale und ordnungsrechtliche Problemlast konzentriert sich räumlich und führt zu 
einer Überlastung der Quartiersinfrastruktur (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). 
Konflikte im direkten Umfeld von Problemimmobilien – etwa hinsichtlich der Nutzung des 
öffentlichen Raums oder der Lautstärke – sind dabei nicht immer ordnungsrechtlich rele-
vant, sondern werden von der Nachbarschaft subjektiv als Störung empfunden, sodass 
klassische ordnungsbehördliche Interventionen häufig keine nachhaltige Befriedung er-
zielen oder angesichts des Problemdrucks keine befriedigende Wirkung erzielen können. 

Bildung  

Ein Zugang zu frühkindlichen Bildungsmaßnahmen ist der zugewanderten Gruppe in der 
Regel in ihren Herkunftsländern nicht möglich gewesen, das System frühkindlicher Bil-
dung selbst sogar weitgehend unbekannt. Dies erschwert auch den Zugang zu Kinderta-
geseinrichtungen in den Städten – mit Folgen. Der mangelnde Sprach- und Entwick-
lungsstand zugewanderter Kinder beim Schuleintritt, verbunden mit Bildungsunterbre-
chungen und unregelmäßigem Schulbesuch, gefährdet so langfristige Bildungswege in 
besonderem Maße. Verschärfend wirkt, dass viele Erziehungsberechtigte selbst keine 
oder negative Erfahrungen mit formaler Bildung mitbringen und familiäre Unterstüt-
zungsressourcen daher häufig fehlen – oder dass Bildungsabschlüssen kein hoher Wert 
für die Absicherung des eigenen Lebens aufgrund von Exklusionserfahrungen beigemes-
sen wird (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). 
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Arbeitsmarkt und Ausbeutung  

Geringqualifizierte Zugewanderte finden nur schwer Zugang zu stabiler, sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung; multiple Vermittlungshemmnisse wie unzureichende 
Deutschkenntnisse, fehlende Qualifikationen oder familiäre Betreuungspflichten er-
schweren den Zugang zu den Regelinstrumenten der Bundesagentur für Arbeit (Städte-
tag Nordrhein-Westfalen, 2026). In der Folge nehmen Betroffene zum Teil illegale oder 
prekäre Beschäftigungen auf und geraten in eine Spirale aus Überschuldung, Abhängig-
keit und Ausbeutung, die organisierter Kriminalität Ansatzpunkte bietet (Städtetag Nord-
rhein-Westfalen, 2026). 

Gesundheitliche Versorgung  

Ein erheblicher Teil der Zugewanderten verfügt faktisch über keinen Krankenversiche-
rungsschutz, verbunden mit unzureichenden Kenntnissen über das deutsche Gesund-
heitssystem. Trotz einer bereits 2014 auf Bundesebene festgestellten grundsätzlichen 
Zuständigkeit der gesetzlichen Krankenversicherung für diese Personengruppe hat sich 
an der praktischen Aufgabenwahrnehmung wenig geändert, sodass gesundheitliche Ver-
schlechterungen, Beitragsschulden und ein erhöhtes Infektionsrisiko die Folge sind 
(Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). 

Diese Problemlagen sind nicht additiv, sondern kumulativ zu verstehen: Prekärer Wohn-
raum, unzureichende Bildungsteilhabe, Arbeitsmarktferne und fehlender Krankenversi-
cherungsschutz verstärken sich gegenseitig und tragen zur sozialen Entmischung der be-
troffenen Quartiere bei, in denen die Kommunen an der Grenze ihrer personellen, finanzi-
ellen und strukturellen Belastbarkeit die Hauptlast der resultierenden Aufwendungen tra-
gen – und zunehmend in die Notwendigkeit geraten, Nutzungskonflikte im öffentlichen 
Raum oder Nachbarschaftskonflikte zu moderieren (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 
2026). 

3.  Erfolgversprechende Lösungsansätze in den Quartieren 

Vor diesem Hintergrund eines anwachsenden Handlungsdruckes hat sich in den betroffe-
nen Städten während der vergangenen Jahre eine Reihe quartiersbezogener Ansätze zum 
Teil mit Unterstützung des Landes NRW für die betroffenen NRW-Städte entwickelt, die 
als Best Practice gelten können und die sich durch eine Kombination aus baulich-strate-
gischer, sozialer und arbeitsmarktbezogener Intervention auszeichnen. 
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Quartiersstabilisierung durch Wohnungsmarkteingriff 

Der gezielte Einsatz von Sanierungsgebieten in Kombination mit Stadterneuerungsgebie-
ten, von Vorkaufsrechtssatzungen sowie städtebaulichen Geboten ermöglicht es Kom-
munen, dem Trading-Down-Effekt zu begegnen und Problemimmobilien wieder einer ge-
ordneten Folgenutzung zuzuführen (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). Ergänzend 
hat sich der Ankauf strategisch relevanter Wohnhäuser durch die Stadt oder städtische 
Wohnungsgesellschaften mit anschließender Sanierung beziehungsweise – wo dies nicht 
sinnvoll ist – dem Abriss und einer bedarfsgerechten Folgenutzung bewährt (Städtetag 
Nordrhein-Westfalen, 2026). Bereits 2016 hatten die Städte Hamburg und Berlin mit den 
Konzepten „Perspektive Wohnen“ beziehungsweise „Pionierwohnungsbau“ gezeigt, wie 
sich durch planungsrechtliche Erleichterungen kurzfristig Unterbringungskapazitäten 
schaffen lassen, die sukzessive in dauerhaften, regulären Wohnraum überführt werden 
können (DST, 2016). 

Projekte wie der „Mietführerschein“ oder „Wohnen auf Probe“ zielen darauf, Armutszuge-
wanderten den Zugang zum regulären Wohnungsmarkt zu erleichtern, indem seriöse Ver-
mieterinnen und Vermieter gezielt akquiriert und Mietverhältnisse sozial begleitet werden. 
Dadurch wird der Fehlnutzung von Problemimmobilien entgegengewirkt (Städtetag 
Nordrhein-Westfalen, 2026). 

Konfliktmanagement und Mediation  

Da viele Nachbarschaftskonflikte im Umfeld von Problemimmobilien nicht ordnungs-
rechtlich, sondern sozial bedingt sind, hat sich professionelles Konfliktmanagement als 
entlastend für Ordnungsbehörden und befriedend für die Nachbarschaft erwiesen; solche 
Maßnahmen richten sich an die gesamte Wohnbevölkerung eines Quartiers (Städtetag 
Nordrhein-Westfalen, 2026). Auf gesamtstädtischer Ebene zeigt das Kölner Handlungs-
konzept „Starke Veedel – Starkes Köln“, wie bedarfsintensive Sozialräume durch koordi-
nierte Maßnahmenbündel gezielt unterstützt werden können (DST, 2016). 

Frühkindliche und schulische Bildung im Quartier  

Das Dortmunder Modell der „Kindertagesstuben“ sowie die mobile Kinderbetreuung 
„MoKi“ in Gelsenkirchen bringen niedrigschwellige, im Sozialraum verankerte Bildungs-
angebote unmittelbar in die Nachbarschaft und schaffen eine Brücke zur regulären Kin-
dertagesbetreuung (DST, 2016). Das Kölner Programm „Rucksack“ bildet Mütter mit 
Migrationshintergrund zu Elternbegleiterinnen aus, die Sprachentwicklung in Familien-
sprache und Deutsch parallel fördern und so zugleich die Bildungsorientierung der Eltern 
stärken (DST, 2016). Im schulischen Bereich hat Hagen mit einer trägergestützten Praxis-
klasse für schulabstinente Roma-Jugendliche, die Unterricht mit praxisorientierter Anlei-
tung verbindet, seit 2023 nachweisbare Erfolge bei Anwesenheit und ersten 
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Schulabschlüssen erzielt und das Modell auf weitere Schulen ausgeweitet (Städtetag 
Nordrhein-Westfalen, 2026). 

Arbeitsmarktpolitische Ansätze  

Ein bundesweites Modellvorhaben in Dortmund, Mannheim, Frankfurt am Main, Ham-
burg und München verbindet frühzeitige, mehrsprachige Beratung mit gezielter Nutzung 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente, um Erwerbspotenziale zu aktivieren und Transfer-
leistungsabhängigkeit zu vermeiden (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). Ergänzend 
haben sich „Integrationslotsen“ – selbst zugewanderte, sozialversicherungspflichtig be-
schäftigte Personen – als niedrigschwelliges Bindeglied zwischen Quartier und Regelsys-
tem etabliert (DST, 2016). 

Gesundheitliche Clearingstellen  

Die vom NRW-Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) in Dortmund, Du-
isburg, Gelsenkirchen, Köln und Münster geförderten „Clearingstellen Gesundheit“ ver-
besserten für nicht krankenversicherte Menschen den faktischen Zugang zur Gesund-
heitsversorgung, indem sie zwischen Gesundheitsdiensten, Sozialamt, Migrantenhilfe 
und Kliniken koordinieren; an allen Standorten wurden hohe Überleitungszahlen in einen 
regulären Krankenversicherungsschutz erreicht (Städtetag Nordrhein-Westfalen, 2026). 

Kommunales Integrationsmanagement  

Das seit 2017 bestehende „Förderprogramm Südosteuropa“ ermöglichte den NRW-
Kommunen einen flexiblen, bedarfsorientierten Mitteleinsatz; die diskutierte Überführung 
in das Kommunale Integrationsmanagement (KIM) zeigt zugleich die Grenzen befristeter 
Projektförderung auf, wenn keine strukturelle Verstetigung gelingt (Städtetag Nordrhein-
Westfalen, 2026). 

4.  Integrierte Handlungskonzepte sind notwendig 

Die Entwicklung der vergangenen zehn Jahre zeigt, dass sich die Zuwanderung aus Süd-
osteuropa von einem primär arbeitsmarktbezogenen Phänomen zu einer strukturell ver-
festigten, quartiersbezogenen Herausforderung entwickelt hat, die weit über die Kapazi-
täten und Zuständigkeiten einzelner Fachressorts hinausreicht. Die identifizierten Prob-
lemlagen – prekärer Wohnraum, Bildungsbenachteiligung, Arbeitsmarktferne und feh-
lender Krankenversicherungsschutz – verstärken sich in den betroffenen Quartieren ge-
genseitig und erforderten daher integrierte, ressortübergreifende Antworten. Die in der 
kommunalen Praxis entwickelten Ansätze – von der strategisch-baulichen Quartierssta-
bilisierung über aufsuchende Sprachförderung und arbeitsmarktnahe Vermittlung bis hin 
zu gesundheitlichen Clearingstellen – belegen, dass wirksame Integrationsarbeit auf 
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Quartiersebene möglich ist, wenn bauliche, soziale und arbeitsmarktpolitische Instru-
mente koordiniert eingesetzt werden.  

Zugleich bleibt die nachhaltige Finanzierung dieser Ansätze ungelöst: Befristete Modell- 
und Förderprojekte reichen nicht aus, um eine Entwicklung zu bearbeiten, die mit der eu-
ropäischen Integration nahezu zwangsläufig verbunden ist und sich insbesondere für die 
hier beschriebene Zielgruppe aufgrund mangelnder Kooperation der Herkunftsstaaten 
zumindest zum jetzigen Zeitpunkt auch nicht steuern lässt. Die kommunale Praxis der 
letzten zehn Jahre lieferte zwar eine belastbare Evidenz für wirksame Interventionen - aber 
auch einen klaren Hinweis darauf, dass deren Verstetigung eine verlässliche, ressortüber-
greifende Unterstützung durch Land und Bund voraussetzt. 

Wenn die Überführung von Integrationsprojekten in dauerhafte Regelstrukturen nicht ge-
lingt, bleibt die Überforderung der betroffenen Kommunen ohne die staatliche Antwort, 
die sie braucht – mit all den daraus ableitbaren Folgen. Diese Entwicklung ist umso prob-
lematischer, als in Zeiten knapp gewordener öffentlicher Mittel die Handlungsspielräume 
für alle geringer werden und die Stadtgesellschaften die Folgen einer erzwungenen Spar-
politik an öffentlichen Angeboten wie auch am Zustand der öffentlichen Infrastruktur ab-
lesen kann. Und nicht zuletzt ist diese Entwicklung problematisch in einer Zeit, in der 
Städte aufgrund wachsender Auseinandersetzungen in der Migrationspolitik unter Druck 
geraten und tragfähige Kompromisse über ein Zusammenleben in Vielfalt neu ausgehan-
delt werden müssen. 
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Julia Burgold, Nils Hans 

Sozialer Zusammenhalt unter Bedingungen 
von Diversität und Fluktuation  

Konzeptionen, Herausforderungen und kommunale Praxis in  
Ankunftsquartieren 

1. Einleitung 

Die gegenwärtigen öffentlichen Debatten über Migration in Deutschland sind von einer 
zunehmenden Polarisierung geprägt, in deren Zentrum Fragen von Zugehörigkeit, Iden-
tität und gesellschaftlichem Zusammenhalt neu verhandelt werden. Dabei lassen sich – 
zugespitzt formuliert – zwei unterschiedliche, jeweils normativ aufgeladene Verständnisse 
von Zusammenhalt beobachten, die auf unterschiedlichen Annahmen über gesellschaft-
liche Ordnung beruhen. Eine erste Perspektive verknüpft Zusammenhalt mit Vorstellun-
gen kultureller Homogenität und geteilter Werte. Zuwanderung und Differenz erscheinen 
hier folglich als Herausforderung für bestehende soziale Ordnungen, insofern sie ver-
meintlich etablierte Gemeinsamkeiten infrage stellen. Debatten etwa um eine „Leitkultur“ 
lassen sich in diesem Sinne als Versuche verstehen, Zusammenhalt über die Rekonstruk-
tion kultureller Gemeinsamkeiten zu stabilisieren. Demgegenüber steht eine zweite Per-
spektive, die gesellschaftlichen Zusammenhalt gerade unter Bedingungen von Diversität 
verortet. In dieser Lesart zeigt sich Zusammenhalt nicht trotz, sondern durch Vielfalt – 
etwa in der Fähigkeit, Differenzen im Alltag auszuhalten, Konflikte auszuhandeln und plu-
ralen Lebensweisen Raum zu geben. Beide Perspektiven sind insofern normativ, als sie 
unterschiedliche – und teilweise gegensätzliche – Vorstellungen davon formulieren, was 
gesellschaftlichen Zusammenhalt ausmacht und wodurch er gefährdet oder gestärkt 
wird. 

Besonders deutlich tritt diese Spannung in sogenannten Ankunftsquartieren hervor, die 
in spezifischer Weise durch eine hohe Diversität der Bewohnerschaft sowie durch ausge-
prägte Dynamiken von Zu- und Wegzug geprägt sind (Hanhörster & Hans, 2019). In öf-
fentlichen und politischen Debatten erscheinen sie nicht selten als Orte, an denen gesell-
schaftlicher Zusammenhalt als besonders fragil gilt und besonders „auf die Probe 
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gestellt“ wird. Diese Wahrnehmung knüpft an das zuvor skizzierte Verständnis von Zu-
sammenhalt an, das soziale Kohäsion eng mit kultureller Gemeinsamkeit, Vertrauen und 
stabilen sozialen Beziehungen verbindet. Diversität und Dynamik erscheinen aus dieser 
Perspektive potenziell problematisch, da sie etablierte Gemeinsamkeiten infrage stellen 
und die Ausbildung stabiler sozialer Bindungen erschweren könnten. Empirisch wird 
diese Annahme teilweise durch Studien gestützt, die insbesondere im US-amerikani-
schen Kontext einen Zusammenhang zwischen steigender ethnischer Diversität, sinken-
dem Vertrauen und schwächeren sozialen Beziehungen feststellen (Gijsberts et al., 2012; 
Putnam, 2007; van der Meer & Tolsma, 2014). Andere Arbeiten relativieren diese Befunde 
jedoch und weisen darauf hin, dass insbesondere soziale Ungleichheit und ökonomische 
Benachteiligung einen mindestens ebenso großen, häufig sogar stärkeren Einfluss auf lo-
kale Beziehungsgefüge ausüben (Dahlvik et al., 2017; Letki, 2008; Oosterlynck & Ver-
schraegen, 2019). Hinzu kommt, dass gerade in Ankunftsquartieren die hohe Fluktuation 
eine eigenständige Dynamik entfaltet, durch die soziale Netzwerke fortlaufend transfor-
miert und die Stabilisierung längerfristiger Beziehungen erschwert werden (Budnik et al., 
2018). 

Demgegenüber verweisen insbesondere qualitative Studien auf jene zweite Perspektive, 
die gesellschaftlichen Zusammenhalt gerade unter Bedingungen von Diversität verortet 
und Vielfalt nicht primär als Risiko, sondern als konstitutiven Bestandteil sozialen Zusam-
menlebens begreift. Aus dieser Perspektive zeigt sich Zusammenhalt weniger in homo-
genen Wertorientierungen oder engen sozialen Bindungen, sondern vielmehr darin, Un-
terschiede im Alltag konstruktiv auszuhandeln. Studien zeigen, dass das Zusammenleben 
in stark diversen Quartieren häufig durch einen pragmatischen und weitgehend unaufge-
regten Umgang mit Unterschiedlichkeit sowie durch ein routiniertes Nebeneinander ge-
prägt ist. Differenz erscheint dabei vielfach als alltägliche Normalität und stellt kein grund-
sätzliches Hindernis für soziale Kontakte dar (Noble, 2009; Wessendorf, 2014; Wise & Ve-
layutham, 2014). Studien zeigen, dass Beziehungen über Gruppengrenzen hinweg häufig 
in anlassbezogenen und situativen Interaktionen, etwa im Austausch über gemeinsame 
alltägliche Herausforderungen in einem Café, in Nachbarschaftstreffpunkten oder im 
Wohnumfeld, entstehen. Diese Formen der Interaktion sind in der Regel weniger als dau-
erhaft verdichtete soziale Netzwerke organisiert, sondern eher temporär und kontextge-
bunden (Hanhörster & Hans, 2019; Wessendorf, 2022). Auch Solidaritäten bilden sich un-
ter diesen Bedingungen häufig situativ und zeitlich begrenzt aus (Hans, 2023; Meeus et 
al., 2020; Oosterlynck et al., 2015). Darüber hinaus lassen sich vergleichsweise enge so-
ziale Bindungen innerhalb ethnisch-kultureller Gruppen beobachten (Budnik et al., 2018).  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie gesellschaftlicher Zusammenhalt unter 
Bedingungen von Diversität und Fluktuation überhaupt angemessen verstanden werden 
kann. Die skizzierten Befunde aus der Literatur deuten darauf hin, dass klassische, stark 
auf Vertrauen, Gemeinschaftlichkeit und stabile soziale Beziehungen ausgerichtete Vor-
stellungen von Zusammenhalt nur einen Teil der sozialen Realität in Ankunftsquartieren 
erfassen. Gleichzeitig zeigen sie, dass auch konfliktförmige, situative oder eher 
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distanzierte Formen des Zusammenlebens zur Stabilisierung des Alltags beitragen kön-
nen. Damit rückt die grundlegende Frage in den Vordergrund, welche Vorstellungen von 
Zusammenhalt den aktuellen Debatten und kommunalen Strategien zugrunde liegen, 
welche normativen Annahmen sie implizieren und inwiefern sie geeignet sind, die Dyna-
miken diverser und von Fluktuation geprägter Quartiere analytisch zu erfassen. Zugleich 
verweist dies darauf, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt möglicherweise nicht allein 
über die Qualität sozialer Beziehungen bestimmt werden kann, sondern auch von der 
Frage abhängt, inwiefern unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen noch auf gemein-
same oder zumindest wechselseitig anschlussfähige Vorstellungen von Zugehörigkeit, 
Ordnung und Gerechtigkeit Bezug nehmen können. 

Ausgehend von diesen Überlegungen verfolgt der Beitrag zwei miteinander verbundene 
Anliegen. Zum einen zielt er darauf ab, unterschiedliche Verständnisse gesellschaftlichen 
Zusammenhalts systematisch gegenüberzustellen und im Hinblick auf ihre normativen 
Annahmen sowie ihre analytische Reichweite zu diskutieren. Dabei wird Zusammenhalt 
nicht allein als Frage sozialer Beziehungen und alltäglicher Interaktionen betrachtet, son-
dern auch im Hinblick auf die gesellschaftlichen Deutungs- und Rechtfertigungsordnun-
gen analysiert, innerhalb derer Zugehörigkeit, Differenz und soziale Ordnung verhandelt 
werden. Zum anderen wird anhand empirischer Einblicke aus den begleiteten Fallstudien 
untersucht, mit welchen Herausforderungen Kommunen bei der Gestaltung von Zusam-
menhalt in diversitätsgeprägten Quartieren konfrontiert sind, welche Spannungen und 
Grenzen dabei sichtbar werden und welche Ansatzpunkte sich daraus für die kommunale 
Praxis ergeben. Hierzu werden zunächst unterschiedliche Konzeptionen gesellschaftli-
chen Zusammenhalts diskutiert und theoretisch eingeordnet (Kapitel 2). Anschließend 
werden zentrale Herausforderungen und Handlungsansätze kommunaler Praxis im Um-
gang mit Diversität und Fluktuation anhand ausgewählter Beispiele aus den Fallstudien 
analysiert (Kapitel 3). Das Fazit bündelt die Ergebnisse und diskutiert ihre Bedeutung für 
ein differenziertes Verständnis gesellschaftlichen Zusammenhalts in Ankunftsquartieren. 

2.  Sozialer Zusammenhalt – Konzept und Konzeptionen eines 
vielschichtigen Begriffs 

In aktuellen Debatten werden unter dem Begriff „sozialer Zusammenhalt“ sehr unter-
schiedliche, teilweise widersprüchliche Vorstellungen versammelt. In diesem Sinne lässt 
sich – mit Rainer Forst (2020, S. 41) gesprochen – davon ausgehen, dass es sich beim 
Begriff des sozialen Zusammenhalts weniger um einen eindeutig bestimmbaren Begriff 
als vielmehr um eine Art „Chamäleon“ handelt, das je nach Kontext unterschiedliche nor-
mative Erwartungen aufnimmt und widerspiegelt. Um sich dieser begrifflichen Unschärfe 
analytisch zu nähern, ist – im Anschluss an Rainer Forst und die Arbeiten des 
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Forschungsinstituts Gesellschaftlicher Zusammenhalt1 – die Unterscheidung zwischen 
einem allgemeinen Konzept und spezifischen Konzeptionen von Zusammenhalt hilfreich. 
Während Konzeptionen jeweils normativ aufgeladene Vorstellungen eines gelingenden 
Zusammenlebens formulieren, lässt sich ein begrifflich enthaltsames, normativ offenes 
Konzept von Zusammenhalt zunächst als Eigenschaft von Gesellschaften verstehen, in 
denen sich individuelle Einstellungen, soziale Praktiken, Beziehungsnetzwerke, institutio-
nelle Ordnungen sowie gesellschaftliche Diskurse in einer Weise verschränken, dass so-
ziale Kooperation und kollektives Handeln möglich bleiben (Forst, 2020, S. 43). Dieses 
Konzept wird erst durch konkrete Konzeptionen mit inhaltlichen Vorstellungen gefüllt, 
etwa durch gemeinsame Ideale und Werte oder – umgekehrt – durch die Anerkennung 
von Differenz und pluralen Lebensweisen (Forst, 2020, S. 44). 

Im Folgenden sollen – heuristisch zugespitzt – drei unterschiedliche Konzeptionen des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts unterschieden werden, die auch für die kommunale 
Praxis unterschiedliche Implikationen haben:  

1) Erstens ein normatives Verständnis, das Zusammenhalt eng an positive Eigenschaf-
ten wie Vertrauen, Zugehörigkeit und Gemeinwohlorientierung bindet und damit ei-
nen eher anspruchsvollen Maßstab an das soziale Miteinander anlegt.  

2) Zweitens ein alternatives normatives Verständnis im Anschluss an die Konvivialitäts-
debatte (von lateinisch convivere = zusammenleben), das Zusammenhalt gerade unter 
Bedingungen von Differenz, Konflikt und pluralen Lebensformen verortet und damit 
stärker die alltägliche Aushandlung von Vielfalt in den Blick nimmt.  

3) Drittens schließlich ein begrifflich zurückhaltender Zugang, der gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt nicht über bestimmte inhaltliche Merkmale definiert, sondern nach den 
Bedingungen fragt, unter denen unterschiedliche Vorstellungen von Zugehörigkeit, 
Gerechtigkeit und sozialer Ordnung so aufeinander bezogen bleiben, dass gesell-
schaftliche Kooperation und institutionelles Handeln möglich bleiben. 

Gemeinschaftsorientiertes Verständnis: Zusammenhalt als Ausdruck von Verbun-
denheit und Gemeinwohlorientierung 

Ein besonders einflussreicher Zugang zum gesellschaftlichen Zusammenhalt findet sich 
im sogenannten Kohäsionsradar sowie im Radar gesellschaftlicher Zusammenhalt (Ber-
telsmann Stiftung, 2015; Schiefer & van der Noll, 2017). Diese Studien haben den Begriff 
in den letzten Jahren maßgeblich geprägt, nicht zuletzt dadurch, dass sie den Anspruch 
formulieren, gesellschaftlichen Zusammenhalt empirisch messbar zu machen und 

 

1  Das Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt (FGZ) ist ein 2020 gegründeter, dezentra-
ler Forschungsverbund in Deutschland, der Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts unter-
sucht. Es wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert, umfasst elf 
Standorte und über 200 Wissenschaftler:innen aus verschiedenen Disziplinen (https://fgz-
risc.de/das-forschungsinstitut/ueber-das-forschungsinstitut-gesellschaftlicher-zusammenhalt/).  
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vergleichend darzustellen. Im Zentrum dieses Ansatzes steht eine Definition von gesell-
schaftlichem Zusammenhalt als beschreibbares und graduell ausgeprägtes Merkmal von 
Gesellschaften, das sich entlang dreier Dimensionen erfassen lässt: soziale Beziehungen, 
Verbundenheit und Gemeinwohlorientierung. Soziale Beziehungen umfassen dabei Netz-
werke, Vertrauen, Partizipation und die Akzeptanz von Diversität; Verbundenheit bezieht 
sich auf Zugehörigkeitsgefühle und Identifikation; Gemeinwohlorientierung schließlich 
umfasst Verantwortungsbewusstsein, Solidarität und die Anerkennung sozialer Ordnung. 
Auffällig ist dabei, dass bestimmte Aspekte – etwa Gleichheit oder geteilte Werte – explizit 
nicht als Bestandteile von Zusammenhalt definiert werden, sondern als Einflussfaktoren 
gelten, die dessen Ausprägung mittelbar beeinflussen. 

Kennzeichnend für dieses Begriffsverständnis ist, dass es nicht nur beschreibt, wie Men-
schen zusammenleben, sondern immer auch implizite Erwartungen daran formuliert, wie 
ein gutes oder gelingendes Zusammenleben aussehen soll. Zusammenhalt fungiert damit 
weniger als offene analytische Kategorie denn als Bewertungsmaßstab, an dem gesell-
schaftliche Kontexte – etwa Städte, Quartiere oder Nachbarschaften – gemessen werden. 
Für die kommunale Praxis ist dieses Verständnis hoch anschlussfähig, da es vergleichs-
weise klare und operationalisierbare Ansatzpunkte bietet. Entsprechend richten sich viele 
Strategien darauf, soziale Kontakte zu fördern, Vertrauen aufzubauen und Zugehörigkeit 
zu stärken. Typische Maßnahmen umfassen den Ausbau sozialräumlicher Infrastrukturen 
wie Nachbarschaftstreffs, Mehrgenerationenhäuser oder Quartierszentren, die Schaf-
fung und Gestaltung öffentlicher Räume als Orte der Begegnung, die Förderung von bür-
gerschaftlichem Engagement und Ehrenamt sowie die Unterstützung lokaler Netzwerke 
und Kooperationen zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft.  

Dabei bleiben die beschriebenen Handlungsansätze implizit an ein Verständnis von Zu-
sammenhalt gebunden, das vor allem auf die Intensivierung sozialer Beziehungen und die 
Herstellung von Verbundenheit abzielt. Weniger im Fokus stehen hingegen konflikthafte 
Aushandlungsprozesse, ambivalente Formen des Nebeneinanders oder strukturelle 
Macht- und Ungleichheitsverhältnisse, die das Zusammenleben – insbesondere in An-
kunftsquartieren – ebenso prägen. 

Konvivialitätsorientiertes Verständnis: Zusammenhalt unter Bedingungen von Viel-
falt und Konflikt 

Die Konvivialitätsdebatte folgt einem Verständnis von sozialem Zusammenhalt, das die-
sen explizit unter Berücksichtigung von gesellschaftlichen Spannungen, Konflikten, Hie-
rarchien, Diskriminierungen und sozialer Ungleichheit fasst (El-Kayed et al., 2021, S. 12). 
Ausgangspunkt ist die Annahme, dass moderne Gesellschaften strukturell durch Diversi-
tät, Migration und Ungleichheit geprägt sind, die nicht als Abweichung von einem ideal-
typischen Zustand erscheinen, sondern als konstitutive Bedingungen sozialen Zusam-
menlebens. Damit sind zwei zentrale Verschiebungen verbunden: Erstens zeigt sich Zu-
sammenhalt nicht primär im Grad enger Beziehungen oder emotionaler Verbundenheit, 
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sondern in der Fähigkeit, Differenz im Alltag auszuhalten und zu tolerieren (Gilroy, 2004). 
Zweitens wird auch die Bedeutung von Konflikten neu bewertet. Während diese in klassi-
schen Kohäsionsansätzen eher als Hinweis auf Defizite gelten, erscheinen Konflikte um 
Zugehörigkeit, Gleichheit und Teilhabe hier als Ausdruck gesellschaftlicher Aushand-
lungsprozesse in der postmigrantischen Gesellschaft (Foroutan, 2021). 

Für die kommunale Praxis verschiebt sich damit auch der Blick auf geeignete Handlungs-
ansätze, unter denen ein respektvolles Nebeneinander und die Bearbeitung von Differenz 
im Alltag möglich werden. Dazu zählen etwa die bewusste Schaffung „geteilter“ öffentli-
cher Räume, in denen unterschiedliche Gruppen sichtbar koexistieren können, ohne zur 
intensiven Interaktion verpflichtet zu sein, ebenso wie niedrigschwellige Formate der Be-
gegnung, die situative Kontakte ermöglichen. Zugleich gewinnen Ansätze der Konfliktbe-
arbeitung an Bedeutung, etwa durch Moderation, Mediation oder quartiersbezogene Di-
alogformate, die unterschiedliche Perspektiven sichtbar machen und Aushandlungspro-
zesse strukturieren. Auch Strategien der Antidiskriminierungsarbeit, die Stärkung margi-
nalisierter Gruppen sowie die Sensibilisierung kommunaler Institutionen für Machtasym-
metrien und Ausschlussmechanismen sind zentrale Elemente dieses Verständnisses. 
Schließlich rückt die Förderung alltagspraktischer Kompetenzen im Umgang mit Diversi-
tät – etwa durch Bildungs- und Empowerment-Angebote oder die Unterstützung zivilge-
sellschaftlicher Initiativen – stärker in den Fokus. Kommunales Handeln zielt damit weni-
ger auf die Herstellung eines konsensuellen „Miteinanders“ als auf die Sicherung eines 
belastbaren Rahmens, in dem Unterschiedlichkeit anerkannt, Konflikte bearbeitet und ein 
funktionierendes Zusammenleben unter Bedingungen von Diversität ermöglicht werden. 

Relationales Verständnis: Zusammenhalt als Frage geteilter Deutungs- und Recht-
fertigungsordnungen 

In der Gegenüberstellung wird deutlich, dass die bisher diskutierten Ansätze unterschied-
liche normative Antworten auf die Frage nach gesellschaftlichem Zusammenhalt formu-
lieren. Demgegenüber schlägt Rainer Forst (2020) vor, den Blick auf eine bislang weniger 
beachtete Dimension zu richten: die Ebene gesellschaftlicher Selbstdeutungen. Gesell-
schaftlicher Zusammenhalt wird hier nicht primär über beobachtbare soziale Beziehun-
gen und deren Ausgestaltung gefasst, sondern über die interpretativen Deutungsrahmen, 
innerhalb derer gesellschaftliche Ordnung, Zugehörigkeit und Gerechtigkeit verhandelt 
werden. Diese sind in Form von „Rechtfertigungsnarrativen“ organisiert, die darüber Aus-
kunft geben, wer als legitimer Teil der Gesellschaft gilt, welche Ansprüche als gerechtfer-
tigt erscheinen und wie soziale Ungleichheiten erklärt oder kritisiert werden (Forst, 2020, 
S. 50). 

Zusammenhalt hängt in dieser Perspektive entscheidend davon ab, in welchem Maße sol-
che Narrative zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen anschlussfähig 
bleiben. Problematisch wird er dort, wo sich diese Deutungsrahmen voneinander entkop-
peln und sich abgeschlossene Sinnhorizonte herausbilden, in denen jeweils eigene 
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Erfahrungen von Ungerechtigkeit, Ausschluss oder Bedrohung verabsolutiert werden. In 
solchen Konstellationen verlieren selbst Appelle an Solidarität oder Zusammenhalt ihre 
Wirksamkeit, weil sie nicht mehr auf geteilte Deutungsgrundlagen zurückgreifen können 
(Forst, 2020, S. 51). Zusammenhalt zeigt sich damit weder primär in Harmonie noch allein 
in der Fähigkeit zur Konfliktbearbeitung, sondern in der Stabilität eines gemeinsamen Re-
ferenzrahmens, der Differenzen integrierbar macht, ohne sie aufheben zu müssen. Zu-
sammenhalt setzt demnach voraus, dass gesellschaftliche Ordnungen und Entwicklun-
gen in einer Weise gerechtfertigt werden können, die für unterschiedliche Gruppen 
grundsätzlich nachvollziehbar bleibt. 

Für die kommunale Praxis eröffnet dieser Zugang eine ergänzende Perspektive. Kommu-
nen gestalten Zusammenhalt nicht nur über Infrastrukturen und Angebote, sondern auch 
– und oftmals implizit – über die Art und Weise, wie Zugehörigkeit, Differenz und Gerech-
tigkeit öffentlich thematisiert werden. Kommunales Handeln wirkt damit immer auch auf 
der Ebene von Deutungen und Narrativen: Wer wird als Teil des „Wir“ adressiert? Welche 
Formen von Unterschiedlichkeit gelten als legitim? Und wie werden soziale Ungleichhei-
ten erklärt oder bearbeitet? Vor diesem Hintergrund rückt die Fähigkeit in den Fokus, an-
schlussfähige und inklusive Deutungsangebote zu entwickeln, die unterschiedliche Per-
spektiven miteinander in Beziehung setzen, ohne sie zu vereinheitlichen. Zusammenhalt 
erscheint dann weniger als herzustellender Zustand, sondern als fortlaufende Aufgabe, 
die Legitimität sozialer Ordnungen unter Bedingungen von Differenz immer wieder neu 
zu sichern. 

3.  Zusammenhalt im Quartier gestalten: Ansatzpunkte 
kommunaler Praxis  

Die Gegenüberstellung unterschiedlicher Verständnisse von gesellschaftlichem Zusam-
menhalt macht deutlich, dass es keine einheitliche, allgemein gültige Definition gibt, an 
der sich kommunales Handeln unmittelbar ausrichten lässt. Vielmehr verweisen die dis-
kutierten Ansätze auf unterschiedliche, sich ergänzende Dimensionen des Zusammenle-
bens: auf soziale Beziehungen und Gemeinwohlorientierung, auf die alltägliche Aushand-
lung von Differenz und Konflikt sowie auf die Bedeutung gesellschaftlicher Deutungen 
und Zugehörigkeitsnarrative. Gerade in dieser Vielschichtigkeit liegt jedoch zugleich eine 
zentrale Herausforderung: Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht nicht abstrakt, son-
dern im Zusammenspiel verschiedener Ebenen – von individuellen Einstellungen über so-
ziale Interaktionen bis hin zu institutionellen Rahmenbedingungen und gesellschaftlichen 
Diskursen (Dirksmeier et al., 2022, S. 304). Während zentrale Einflussfaktoren auf der 
Makroebene – etwa Migration, soziale Ungleichheit oder gesamtgesellschaftliche Dis-
kurse – nur begrenzt steuerbar sind und auch individuelle Einstellungen auf der Mikro-
ebene lediglich indirekt beeinflusst werden können, liegt der zentrale Handlungsspiel-
raum für Kommunen auf der Mesoebene. Insbesondere Quartiere und Nachbarschaften 
stellen jene sozialen Räume dar, in denen sich die zuvor beschriebenen Dimensionen von 
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Zusammenhalt konkret überlagern: Hier treffen unterschiedliche Lebenslagen, Erfahrun-
gen und Erwartungen im Alltag aufeinander, hier entstehen Kontakte, Konflikte und For-
men der Koexistenz, und hier werden gesellschaftliche Deutungen praktisch wirksam.  

Für die kommunale Praxis bedeutet dies, dass diese unterschiedlichen Formen nicht nor-
mativ gegeneinander ausgespielt werden sollten. Auch ein distanziertes Nebeneinander 
kann stabilisierend wirken, während Konflikte Bestandteil legitimer Aushandlungspro-
zesse sein können. Ziel ist daher weniger die Herstellung eines idealisierten Zustands in-
tensiver Gemeinschaftlichkeit, sondern die Gestaltung von Rahmenbedingungen, unter 
denen unterschiedliche Formen des Zusammenlebens möglich bleiben und bearbeitet 
werden können. Daraus lassen sich drei zentrale Ansatzpunkte kommunalen Handelns 
ableiten: 

1) Erstens betrifft dies die Gestaltung sozialräumlicher Infrastrukturen, die Begegnung 
ermöglichen, ohne sie zu erzwingen. Stadtteilzentren, Nachbarschaftstreffs sowie Bil-
dungs- und Freizeitangebote schaffen Räume für Begegnung und Austausch, die für 
die Entstehung sowohl lockerer als auch engerer sozialer Beziehungen wichtig sind. 
Entscheidend sind dabei ihre niedrigschwellige Zugänglichkeit und die Ansprache un-
terschiedlicher Bevölkerungsgruppen. 

2) Zweitens kommt der institutionellen Rahmung von Aushandlungsprozessen eine zent-
rale Bedeutung zu. Gerade in heterogenen Quartieren entstehen Konflikte um Nut-
zung, Zugehörigkeit oder Normen des Zusammenlebens. Kommunale Praxis steht 
hier vor der Aufgabe, diese Konflikte nicht primär zu vermeiden, sondern einen Um-
gang mit ihnen zu finden – etwa durch Moderations- und Dialogformate, Beteiligungs-
prozesse oder durch intermediäre Akteure, die zwischen unterschiedlichen Gruppen 
vermitteln können. 

3) Drittens rückt die Gestaltung und Vermittlung von Zugehörigkeitsnarrativen in den 
Blick. Kommunen beeinflussen durch ihre Strategien, institutionellen Praktiken und 
kommunikatives Handeln maßgeblich, wie ein Quartier wahrgenommen wird und wer 
als Teil des Gemeinwesens adressiert wird. Narrative über das Quartier, über Vielfalt 
oder über „die Stadtgesellschaft“ können dabei sowohl inkludierend als auch exkludi-
erend wirken. Für die kommunale Praxis ergibt sich daraus die Aufgabe, Deutungsan-
gebote so zu gestalten, dass sie unterschiedliche Perspektiven einbeziehen und für 
verschiedene Gruppen anschlussfähig bleiben, ohne das Quartier einseitig über be-
stimmte Zuschreibungen zu definieren. 

Vor diesem Hintergrund richtet sich der folgende Teil auf die konkrete kommunale Praxis 
in diversitätsgeprägten Quartieren. Auf Grundlage der Fallstudien werden zentrale An-
satzpunkte zur Gestaltung von Zusammenhalt herausgearbeitet und im Hinblick auf ihre 
jeweiligen Rahmenbedingungen, Herausforderungen und Grenzen diskutiert. Im Fokus 
steht dabei die Frage, unter welchen Voraussetzungen kommunale Strategien Begeg-
nung, Aushandlung und Teilhabe im Quartier unterstützen können und wo ihre Gestal-
tungsmöglichkeiten zugleich begrenzt bleiben. Die Beispiele verdeutlichen, dass 



 

185 

kommunale Praxis gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht unmittelbar herstellen kann, 
wohl aber Bedingungen beeinflusst, unter denen unterschiedliche Formen des Zusam-
menlebens ermöglicht, moderiert und bearbeitet werden können. 

3.1 Gestaltung sozialräumlicher Infrastrukturen  

Im Anschluss an gemeinschaftsorientierte Verständnisse von gesellschaftlichem Zusam-
menhalt rückt insbesondere die Frage in den Vordergrund, wie soziale Beziehungen, Ver-
trauen und Formen alltäglicher Verbundenheit im Quartier unterstützt werden können. 
Bereits Hamm (2000) verwies darauf, dass Nachbarschaft zunächst räumliche und nicht 
notwendigerweise auch soziale Nähe bedeutet. Intensivere soziale Beziehungen und For-
men aktiven nachbarschaftlichen Miteinanders entstehen nur selten spontan, sondern 
entwickeln sich häufig erst im Kontext institutionell organisierter Begegnungsmöglichkei-
ten. Soziale Infrastrukturen wie Stadtteilzentren, Nachbarschaftshäuser, Familien- und 
Begegnungsstätten oder Quartierstreffs schaffen solche Gelegenheitsstrukturen, indem 
sie Räume bereitstellen, in denen Menschen unterschiedlicher sozialer und kultureller 
Hintergründe miteinander in Kontakt treten können. Ob und in welchem Umfang sich da-
raus weitergehende soziale Beziehungen und unterstützende Netzwerke entwickeln, 
hängt jedoch maßgeblich von den strukturellen Rahmenbedingungen der jeweiligen An-
gebote ab. 

Von zentraler Bedeutung sind dabei insbesondere Lage, Sichtbarkeit und Erreichbarkeit 
der Einrichtungen sowie ihre personelle und finanzielle Ausstattung. Zentral gelegene und 
gut zugängliche Orte können sich leichter als soziale Treffpunkte etablieren, während pe-
ripher gelegene Standorte zusätzliche Zugangsbarrieren schaffen – insbesondere für mo-
bilitätseingeschränkte oder einkommensschwächere Gruppen (Wessendorf & Gembus, 
2024). Ebenso entscheidend ist die personelle Kontinuität: Vertrauen und stabilere Bezie-
hungen entstehen in der Regel erst über wiederholte Kontakte und verlässliche Bezugs-
personen. Befristete Projekte, fragmentierte Finanzierungsstrukturen oder häufige Per-
sonalwechsel erschweren diese Prozesse und können bereits aufgebaute Kontakte und 
Netzwerke wieder destabilisieren (Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung 
[vhw], 2022, S. 53–59). Vor diesem Hintergrund kommt der kommunalen Verankerung 
von Begegnungsarbeit eine zentrale Bedeutung zu. Dauerhaft abgesicherte Strukturen 
schaffen verlässlichere Voraussetzungen für kontinuierliche Kontakt- und Beziehungsar-
beit im Quartier. Wie eine solche strukturelle Einbindung ausgestaltet werden kann und 
welche Potenziale, aber auch Grenzen damit verbunden sind, verdeutlicht das folgende 
Beispiel aus Rostock (vgl. Kasten 1). 
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Kasten 1 

Fallbeispiel Rostock – Kommunal verankerte Stadtteil- und Begegnungszentren als 
tragende Struktur der Gemeinwesenarbeit 
Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock verfügt über ein stadtweites Netz von Stadtteil- 
und Begegnungszentren (SBZ), die in neun Stadtteilen als zentrale Anlaufstellen für Be-
gegnung, Beratung und Gemeinwesenarbeit fungieren. Die Einrichtungen befinden sich 
unter anderem in Großwohnsiedlungen wie Lichtenhagen, Lütten Klein oder Groß Klein 
sowie in innenstadtnahen Quartieren und erreichen damit sehr unterschiedliche soziale 
Kontexte. Träger der Zentren sind überwiegend freie Wohlfahrtsverbände und gemein-
nützige Vereine, die im Auftrag und mit Förderung der Stadt die sozialräumliche Arbeit vor 
Ort umsetzen. 

Die SBZ stellen multifunktionale Orte dar, an denen vielfältige Angebote unterschiedlicher 
Träger gebündelt werden und die somit verlässliche Anlaufstellen für Austausch, Unter-
stützung und Teilhabe bieten. Dazu gehören offene Treffmöglichkeiten, Beratungs- und 
Unterstützungsangebote, Bildungs- und Freizeitaktivitäten sowie Projekte zur Förderung 
von Nachbarschaft, Integration und Teilhabe. Ziel ist es, niedrigschwellige Zugänge zu 
schaffen und Begegnung im Alltag zu ermöglichen – unabhängig von Alter, sozialem Sta-
tus oder Herkunft. Gleichzeitig übernehmen die Zentren eine wichtige Vermittlungsfunk-
tion, indem sie Bewohner:innen bei der Orientierung im Hilfesystem unterstützen, Kon-
takte zu anderen Einrichtungen herstellen und lokale Netzwerke stärken. 

Eine Besonderheit des Rostocker Ansatzes liegt in der konzeptionellen und strategischen 
Verankerung dieser Arbeit auf kommunaler Ebene. Mit einer stadtweiten Rahmenkonzep-
tion hat die Kommune verbindliche fachliche Leitlinien für die Arbeit der Stadtteil- und 
Begegnungszentren entwickelt und sie als festen Bestandteil der sozialen Infrastruktur 
anerkannt. Die Zentren sind eng in die kommunale Sozial- und Jugendhilfeplanung ein-
gebunden und arbeiten kontinuierlich mit Verwaltung, freien Trägern und weiteren loka-
len Akteuren zusammen. 

Mehr Informationen:  
https://familie-in-rostock.de/freizeit/stadtteil-und-begegnungszentren-in-rostock/  

Damit unterscheidet sich die Hanse- und Universitätsstadt Rostock von vielen anderen 
Kommunen, in denen Gemeinwesen- und Begegnungsarbeit häufig projektförmig orga-
nisiert und nur befristet finanziert wird. Zwar werden auch die Rostocker Zentren nur an-
teilig gefördert, dennoch bietet die kommunale Rahmenkonzeption eine vergleichsweise 
stabile Grundlage und langfristige Perspektive für die Arbeit. Nicht in allen Kommunen 
sind derart umfassende, regelgeförderte Strukturen realisierbar. Alternativ können Kom-
munen an bestehende Alltagsorte der Bewohner:innen anknüpfen und diese gezielt zu 
Orten der Begegnung und Unterstützung weiterentwickeln. Indem Kommunen vertraute 
Infrastrukturen – etwa Schulen oder andere Bildungseinrichtungen – durch zusätzliche 
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soziale und gemeinschaftsorientierte Angebote erweitern, schaffen sie niedrigschwellige 
Zugänge und integrieren neue Kontaktmöglichkeiten in bestehende Routinen. Die Fami-
liengrundschulzentren in Duisburg (vgl. Kasten 2) verdeutlichen diesen Ansatz exempla-
risch: Durch die enge Verzahnung mit dem Schulalltag entstehen Räume, die wiederkeh-
rende Kontakte, Austausch und alltagsbezogene Unterstützungsstrukturen im Quartier 
ermöglichen. 

Kasten 2 

Fallbeispiel Duisburg – Familiengrundschulzentren als niedrigschwellige Orte für 
Begegnung, Unterstützung und Teilhabe 
In Duisburg sowie in anderen Kommunen in Nordrhein-Westfalen wurden in den vergan-
genen Jahren an mehreren Standorten sogenannte Familiengrundschulzentren etabliert. 
Die Strukturen werden über Förderprogramme des Landes unterstützt, insbesondere 
über die Förderrichtlinie „Familiengrundschulzentren“ des Schulministeriums NRW. Ziel 
ist es, Schule über ihren Bildungsauftrag hinaus als sozialräumlich verankerten Ort für Fa-
milien zu öffnen und als niedrigschwellige Anlaufstelle im Quartier zu stärken. Damit rea-
gieren sie insbesondere auf die Herausforderungen sozial benachteiligter und vielfältig 
zusammengesetzter Stadtteile, in denen viele Familien von klassischen Unterstützungs-
angeboten nur schwer erreicht werden. Zudem fungieren sie als wichtige Schnittstellen 
im Quartier, indem sie unterschiedliche Akteure – etwa aus Bildung, Sozialarbeit und Ge-
sundheitswesen – vernetzen und deren Angebote an einem Ort bündeln.  

Das Grundprinzip besteht darin, die Schule als vertrauten und regelmäßig aufgesuchten 
Ort zu nutzen, um ergänzende Angebote für Eltern und Familien direkt vor Ort bereitzu-
stellen. Dazu zählen beispielsweise Beratungs- und Unterstützungsangebote, Sprach- 
und Bildungsformate, offene Austauschtreffen oder gemeinsame Aktivitäten. Die Ange-
bote sind alltagsnah gestaltet und eng an den Bedürfnissen der Familien ausgerichtet. 
Durch die räumliche Anbindung an die Schule und die enge Verzahnung mit dem Schul-
alltag entstehen niedrigschwellige Zugänge, die auch Begegnung und einen Austausch 
zwischen den Eltern ermöglichen und damit zu Formen des Miteinanders im Quartier bei-
tragen. 

Mehr Informationen:  
https://www.familiengrundschulzentren-nrw.de/portfolio-items/stadt-duisburg/  

Gleichzeitig zeigt sich, dass selbst gut ausgebaute Begegnungsangebote häufig selektiv 
genutzt werden und bestimmte Gruppen – trotz erheblicher Bemühungen – nur schwer 
erreicht werden. Insbesondere neu zugewanderte oder sozial isolierte Personen sehen 
sich häufig mit Hürden wie fehlende soziale Kontakte, Sprachbarrieren oder Unsicherhei-
ten im Umgang mit institutionellen Angeboten konfrontiert, so dass sie ohne aufsuchende 
Arbeit, persönliche Ansprache und vertrauensbildende Maßnahmen kaum erreicht wer-
den. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Zusammenarbeit mit Multiplikator:innen 
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zunehmend an Bedeutung. Migrantische Selbstorganisationen, religiöse Gemeinden, en-
gagierte Einzelpersonen sowie informelle Netzwerke können als Brücken in unterschied-
liche Communities hineinwirken, Vertrauen herstellen und zur Teilnahme an Angeboten 
motivieren. Sie tragen dazu bei, institutionelle Strukturen mit den sozialen Netzwerken vor 
Ort zu verbinden und deren Reichweite zu erhöhen (vgl. Kasten 3). 

Kasten 3 

Fallbeispiel Rostock – Stadtteilmütter als Brückenakteurinnen zwischen institutio-
nellen Angeboten und sozialen Netzwerken 
Im Rahmen des Forschungs-Praxis-Projekts „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren 
stärken“ entwickelt die Hanse- und Universitätsstadt Rostock seit 2024 ein Pilotprojekt 
„Stadtteilmütter“ in den Großwohnsiedlungen Schmarl und Groß Klein. Die beiden Quar-
tiere sind durch eine hohe soziale Belastung, zunehmende Diversität sowie eine Konzent-
ration von Gemeinschaftsunterkünften geprägt. Gleichzeitig bestehen – trotz vorhande-
ner sozialer Infrastruktur – weiterhin Zugangsbarrieren zu Unterstützungs- und Beteili-
gungsangeboten, insbesondere für neu zugewanderte und sozial isolierte Frauen. 

Vor diesem Hintergrund verfolgt das Projekt das Ziel, Frauen mit und ohne Migrationsge-
schichte zu sogenannten „Stadtteilmüttern“ zu qualifizieren, die als niedrigschwellige 
Multiplikatorinnen und Vertrauenspersonen im Quartier tätig werden. Durch Hausbesu-
che, persönliche Ansprache und die Vermittlung an bestehende Unterstützungsangebote 
sollen insbesondere isoliert lebende Frauen erreicht und zu stärkerer gesellschaftlicher 
Teilhabe ermutigt werden. Die Stadtteilmütter fungieren dabei nicht primär als professio-
nelle Sozialarbeiterinnen, sondern als sozialräumlich eingebettete Brückenakteurinnen, 
die institutionelle Angebote mit informellen Netzwerken und lebensweltlichen Kontexten 
verbinden. 

Die Qualifizierung umfasst unter anderem Themen wie Bildung, Gesundheit, soziale 
Rechte, interkulturelle Kommunikation sowie Kenntnisse lokaler Unterstützungsstruktu-
ren. Organisatorisch ist das Projekt eng in bestehende sozialräumliche Netzwerke einge-
bunden, insbesondere in Kooperation mit dem Kinder- und Familienzentrum (KiFaZ) der 
Volkssolidarität in Groß Klein, dem interkulturellen Frauencafé „Jasmin“ in Schmarl sowie 
weiteren Akteur:innen des kommunalen Netzwerks Integration. 

Mehr Informationen:  
https://integreat.app/rostock/de/hilfe-und-beratung/ehrenamtliche-
unterst%C3%BCtzung/stadtteilm%C3%BCtter  

Die drei Beispiele verdeutlichen zugleich die Grenzen eines stark auf Begegnung und Be-
ziehungsaufbau ausgerichteten Verständnisses von Zusammenhalt. Selbst dauerhaft 
etablierte Angebote erreichen nicht alle Gruppen gleichermaßen und führen nicht not-
wendigerweise zu bedeutungsvolleren sozialen Beziehungen oder intensiveren Formen 
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der Vergemeinschaftung. Damit rückt die Frage in den Vordergrund, welche Bedeutung 
auch situative und konflikthafte Formen des Zusammenlebens für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt haben und wie diese kommunal begleitet werden können. 

3.2 Institutionelle Rahmung von Aushandlungsprozessen 

Im Anschluss an das konvivialitätsorientierte Verständnis von sozialem Zusammenhalt 
rückt die Frage in den Vordergrund, unter welchen Bedingungen ein funktionierendes Ne-
beneinander in sozial vielfältigen Quartieren möglich wird und wie konflikthafte Aushand-
lungsprozesse institutionell begleitet werden können. Im Unterschied zu gemeinschafts-
orientierten Ansätzen steht dabei weniger der Aufbau intensiver sozialer Beziehungen im 
Mittelpunkt als vielmehr die Frage, wie Formen alltäglicher Koexistenz unter Bedingungen 
von Differenz stabilisiert werden können. Eine zentrale Rolle spielen dabei die räumlichen 
Strukturen des Wohnumfelds, da sie maßgeblich beeinflussen, ob und wie Bewohner:in-
nen einander im Alltag wahrnehmen und sich gegenseitig sichtbar werden (Blokland, 
2003; Dirksmeier & Göb, 2021). Insbesondere öffentliche Räume wie Straßen, Plätze, 
Spielplätze oder Grünanlagen ermöglichen beiläufige Begegnungen, ohne dass Men-
schen aktiv Kontakt aufnehmen müssen. Wer sich dort regelmäßig begegnet, erkennt ei-
nander mit der Zeit wieder. So entsteht eine sogenannte öffentliche Vertrautheit (Blokland 
& Nast, 2014). Diese Form der Vertrautheit bleibt häufig unverbindlich, kann jedoch ein 
grundlegendes Gefühl von Orientierung und Verlässlichkeit im Alltag fördern. Das fol-
gende Zitat einer lokalen Akteurin aus Rostock verdeutlicht, wie solche Prozesse entste-
hen können: 

„Das ist eine ganz zarte Geschichte. Die Menschen kommen dorthin, bringen ihren 
Bollerwagen mit Grillgut und Picknickdecke mit. Weil es nur wenige Feuerstellen gibt, 

müssen sie miteinander kommunizieren, um diese nutzen zu können. Dadurch entsteht 
ein Wiedererkennen – man weiß dann, die waren letzte Woche schon einmal da. Das 

entwickelt sich ganz vorsichtig und beiläufig.“  

Aus konvivialitätstheoretischer Perspektive zeigt sich gesellschaftlicher Zusammenhalt in 
solchen Situationen bereits in der Fähigkeit, Differenz im Alltag auszuhalten. Öffentliche 
Räume übernehmen hierbei eine zentrale Funktion als Orte sozialer Ko-Präsenz, in denen 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen denselben Raum nutzen, sich gegenseitig wahr-
nehmen und ein Mindestmaß an wechselseitiger Anerkennung entwickeln. Für die kom-
munale Praxis bedeutet dies, solche Formen des Nebeneinanders als eigenständige und 
stabilisierende Form des Zusammenlebens anzuerkennen und gezielt zu unterstützen. 

Ein wichtiger Ansatzpunkt ist die Gestaltung und Aufwertung öffentlicher Räume. Bereits 
kleinere bauliche Maßnahmen – etwa Sitzgelegenheiten, Spielangebote oder temporäre 
Installationen – können öffentliche Räume attraktiver machen und ihre Nutzung erleich-
tern. Dadurch entstehen mehr Möglichkeiten für Sichtbarkeit, beiläufige Begegnungen 
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und informelle Aneignung. Solche Maßnahmen lassen sich oft mit vergleichsweise gerin-
gem Aufwand umsetzen, können den Alltag im Quartier jedoch deutlich prägen. 

Abb. 1: Parklet in der Ludwigstraße in Offenbach am Main 

 

Foto: Julia Burgold 

Öffentliche Räume sind allerdings nicht nur Orte der Begegnung, sondern auch Orte so-
zialer Aushandlungen. Unterschiedliche Gruppen nutzen dieselben Orte häufig auf unter-
schiedliche Weise und verbinden mit ihnen teils widersprüchliche Erwartungen. Konflikte 
entstehen dabei nicht selten dort, wo öffentliche Räume vernachlässigt werden oder be-
stimmte Nutzungen als störend wahrgenommen werden. Ein Beispiel dafür ist ein ehe-
maliger Containerstandort in der Ludwigstraße in Offenbach am Main, der lange Zeit ver-
müllt war und bei vielen Anwohner:innen für Ärger sorgte. Gemeinsam mit Bewohner:in-
nen entschied sich das Quartiersmanagement daher, den Ort umzugestalten und neu an-
zueignen. Entstanden ist ein sogenanntes Parklet mit Sitzgelegenheiten und Hochbeeten, 
das heute sichtbar als Aufenthaltsort im Quartier genutzt wird (vgl. Abb. 1). 

Aufwertungsmaßnahmen öffentlicher Räume – etwa im Rahmen der Städtebauförderung 
– bieten Kommunen häufig die Möglichkeit, Freiflächen im Quartier gezielt aufzuwerten, 
ihre Aufenthaltsqualität zu verbessern und sie als gemeinschaftlich nutzbare Orte zu öff-
nen. Durch bauliche Gestaltung und Beteiligungsprozesse können so Räume entstehen, 
die unterschiedliche Nutzungsformen im Alltag grundsätzlich ermöglichen. Zugleich zeigt 
sich jedoch, dass die Nutzung solcher Räume mit unterschiedlichen Erwartungen und 
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Praktiken verbunden sein kann, die nicht immer miteinander vereinbar sind und mitunter 
zu Reibungen, Nutzungskonflikten oder Verdrängungstendenzen führen. Wie sich diese 
Ambivalenzen in der Praxis darstellen, zeigt das folgende Beispiel aus Bremerhaven (vgl. 
Kasten 4): 

Kasten 4 

Fallbeispiel Bremerhaven-Goethequartier – Der „Leher Pausenhof“ als gestalteter 
Freiraum mit Aushandlungsbedarf 
Im Bremerhavener Goethequartier im Stadtteil Lehe wurde der „Leher Pausenhof“ im 
Jahr 2006 mit Mitteln der Städtebauförderung zu einem öffentlich zugänglichen Quar-
tiersplatz umgestaltet. Ziel war es, auf der Fläche einer ehemaligen Schule einen genera-
tionenübergreifend nutzbaren Aufenthalts- und Begegnungsort für das dicht bebaute 
Quartier zu schaffen und neue Möglichkeiten für Begegnung und Freizeitnutzung zu er-
öffnen.  

In den vergangenen Jahren wurde er durch unterschiedliche, teils punktuelle Aktivitäten 
belebt – etwa durch das Nachbarschaftscafé „Bunte Bude“, Spiel- und Bewegungsange-
bote, kleinere Begrünungsprojekte oder Kultur- und Sportformate. Die Quartiersmeisterei 
übernimmt seit 2020 eine koordinierende Rolle und unterstützt die Umsetzung von Ideen 
auf und für den Platz.  

Der Platz wird heute vielfältig genutzt und bietet grundsätzlich gute Voraussetzungen für 
alltägliche Begegnungen, bei denen sich Menschen im Alltag wiederholt sehen, Kinder 
gemeinsam spielen und Vorbehalte auch ohne direkte Interaktion abgebaut werden kön-
nen. Gleichzeitig ist die gemeinsame Inanspruchnahme des Raums mit unterschiedlichen 
Erwartungen und Praktiken verbunden, und es kommt teilweise zu Nutzungsspannungen 
und Verdrängungstendenzen zwischen verschiedenen Gruppen. Diese Dynamiken ver-
deutlichen, dass die Nutzung eines solchen Ortes nicht immer reibungslos im Sinne eines 
friedlichen Nebeneinanders verläuft, sondern kontinuierliche Aushandlungsprozesse er-
fordert. Dazu braucht es langfristig strukturell abgesicherte Begleitstrukturen – etwa in 
Form einer dauerhaft verankerten „Kümmerer-Funktion“, die Instandhaltung, soziale Be-
gleitung und die Moderation von Konflikten übernimmt. Eine solche kontinuierliche An-
sprechperson kann Aktivitäten koordinieren, Nutzungsinteressen vermitteln und bei 
Spannungen moderierend eingreifen. 

Mehr Informationen:  
https://www.quartiersmeisterei-lehe.de/leher-pausenhof/  

Die Erfahrungen verdeutlichen, dass die bauliche Gestaltung und Öffnung von Freiflä-
chen allein in der Regel nicht ausreichen, um eine für unterschiedliche Gruppen akzep-
table Nutzung dauerhaft zu gewährleisten. Wo verschiedene Erwartungen, Ansprüche 
und Alltagspraktiken im öffentlichen Raum aufeinandertreffen, entstehen 
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Aushandlungsbedarfe und Konflikte. Diese sind jedoch nicht primär als Ausdruck eines 
Scheiterns von Zusammenhalt zu verstehen, sondern als Bestandteil vielfältig werdender 
Gesellschaften. Für die kommunale Praxis ergibt sich daraus die Aufgabe, öffentliche 
Räume nicht nur bereitzustellen und baulich zu gestalten, sondern ihre Nutzung kontinu-
ierlich zu begleiten und auf veränderte Anforderungen zu reagieren. Dazu gehört es, Aus-
handlungsprozesse institutionell zu rahmen und bei Bedarf moderierend einzugreifen. 
Eine kontinuierliche Präsenz sozialer Akteur:innen im Quartier – etwa durch Quartiersma-
nagement, Gemeinwesenarbeit oder lokale Initiativen – kann dazu beitragen, Konflikte 
frühzeitig aufzugreifen und zwischen unterschiedlichen Interessen zu vermitteln. Ziel ist 
dabei nicht zwingend die Herstellung von Konsens, sondern die Sicherung eines respekt-
vollen und für unterschiedliche Gruppen akzeptablen Nebeneinanders. Wie eine solche 
begleitete Rahmung öffentlicher Räume konkret aussehen kann, zeigt das folgende Bei-
spiel aus Offenbach (vgl. Kasten 5). 

Kasten 5 

Fallbeispiel Offenbach Nordend – Öffentliche Räume als Orte eines toleranten Ne-
beneinanders 
Im Offenbacher Quartier Nordend zeigt sich exemplarisch, wie Kommunen öffentliche 
Räume gezielt als Orte eines inklusiven Nebeneinanders entwickeln können. Eine zentrale 
Rolle spielt dabei der wöchentlich stattfindende Erzeugermarkt auf dem Goetheplatz, der 
sich seit seiner Einführung im Jahr 2015 zu einem festen Bestandteil des Quartierslebens 
entwickelt hat. Der Markt zieht unterschiedliche Bevölkerungsgruppen an und schafft ei-
nen gemeinsam genutzten sozialen Raum im Quartier. 

Nach anfänglichen Spannungen zwischen unterschiedlichen Nutzer:innengruppen – 
etwa zwischen einkommensstärkeren Besucher:innen des Biomarktes und anderen 
Platznutzer:innen – gelang es durch gezielte Moderation und kontinuierliche Präsenz des 
Quartiersmanagements, den Platz als gemeinsamen Aufenthaltsort zu etablieren: „Unser 
Ziel ist genau das: dass sich der Westend’ler und der rumänische Wanderarbeiter am sel-
ben Ort aufhalten. Die kommen nicht unbedingt ins Gespräch, aber sie sind einfach da 
und sie akzeptieren sich. (…) Das baut Vorurteile ab und kann zu einem guten Nebenei-
nander führen.“ 

Der Platz wird heute von verschiedenen Gruppen parallel genutzt – etwa von Marktbesu-
cher:innen, die Wein trinken, und anderen Bewohner:innen, die sich weiterhin am Kiosk 
versorgen und den Platz als Treffpunkt nutzen. 

Mehr Informationen:  
https://www.offenbach.de/buerger_innen/stadtteile-
quartiersmanagement/nordend/maerktchen-auf-dem-goetheplatz-
Uebersichtsseite.php 
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Weitergehende Ansätze aus den Fallstudien zielen darüber hinaus nicht nur darauf ab, 
öffentliche Räume als Orte eines Nebeneinanders zu qualifizieren, sondern diese aktiv so 
zu bespielen, dass ein Miteinander unterschiedlicher Nutzer:innengruppen gefördert 
wird. Im Mittelpunkt stehen dabei Formate, die an alltägliche und übergreifende Interes-
sen anknüpfen und wiederkehrende Anlässe für gemeinsame Aktivitäten schaffen – etwa 
gemeinsames Kochen, kreative Projekte oder nachbarschaftliche Aktionen. So können 
Kommunen Kontakt und Begegnung nicht nur ermöglichen oder begleiten, sondern ge-
zielt initiieren. Solche Aktivitäten sind häufig niedrigschwellig und alltagsnah und nicht 
zwingend auf intensive Interaktion ausgerichtet, ermöglichen aber wiederholte Kontakte 
und die schrittweise Entwicklung von Vertrauen. Im Anschluss an Ash Amin (2002) lassen 
sich solche Formate als „micro-publics“ beschreiben – als soziale Settings, in denen Men-
schen über gemeinsames Tun miteinander in Kontakt kommen und Unterschiede im All-
tag situativ an Bedeutung verlieren. 

Insgesamt verdeutlichen die Beispiele, dass die institutionelle Rahmung öffentlicher 
Räume unterschiedliche Ausprägungen annehmen kann: von der baulichen Gestaltung 
und Aktivierung über die moderierende Begleitung der Nutzung bis hin zur aktiven Be-
spielung durch Angebote, die Ko-Präsenz und alltägliche Sichtbarkeit ermöglichen. Zu-
gleich zeigen die Fallstudien die Grenzen kommunaler Gestaltungsmöglichkeiten: Öffent-
liche Räume bleiben von konkurrierenden Nutzungsansprüchen, sozialen Ungleichheiten 
und fortlaufenden Aushandlungsprozessen geprägt. Welche Gruppen dabei als legitime 
Nutzer:innen öffentlicher Räume gelten und welche Formen des Nebeneinanders gesell-
schaftlich anerkannt werden, ist jedoch nicht allein eine Frage räumlicher Gestaltung oder 
institutioneller Moderation, sondern auch gesellschaftlicher Deutungen und Narrative 
über Zugehörigkeit, Vielfalt und städtisches Zusammenleben. 

3.3 Gestaltung und Vermittlung von Zugehörigkeitsnarrativen  

Neben baulich-räumlichen und institutionellen Rahmenbedingungen prägen auch die 
Geschichte, die symbolische Bedeutung und die damit verbundenen Narrative eines 
Quartiers maßgeblich den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Lokale Narrative – verstan-
den als kollektiv geteilte Vorstellungen darüber, was ein Ort ist, wofür er steht und wer zu 
ihm gehört – strukturieren Wahrnehmungen von Zugehörigkeit und Differenz und beein-
flussen damit, wie Bewohner:innen ihr Wohnumfeld erleben und wie unterschiedliche 
Gruppen einander wahrnehmen (Blokland, 2017; Valentine & Sadgrove, 2012). Sie wirken 
nicht nur auf kognitiver, sondern auch auf affektiver Ebene: Positive und anerkennende 
Narrative können Identifikation fördern und Zugehörigkeit stärken, während defizitorien-
tierte Zuschreibungen Gefühle von Ausgrenzung verstärken und soziale Abgrenzungs-
prozesse begünstigen. Narrative sind dabei jedoch keine neutralen Beschreibungen sozi-
aler Realität, sondern Ausdruck gesellschaftlicher Deutungskämpfe darüber, welche 
Gruppen als legitimer Teil eines Quartiers oder einer Stadt gelten und öffentlich Anerken-
nung finden.  
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Dabei stellt sich mit Blick auf die in Kapitel 2 diskutierte relationale Perspektive von Forst 
(2020) für die kommunale Praxis die Aufgabe, Deutungsangebote zu schaffen, innerhalb 
derer unterschiedliche Perspektiven, Erfahrungen und Konfliktlagen öffentlich artikulier-
bar und grundsätzlich legitimierbar bleiben. Dies ist jedoch aus mehreren Gründen vo-
raussetzungsvoll. Erstens lassen sich Narrative nur begrenzt politisch steuern: Sie werden 
von unterschiedlichen Akteur:innen unterschiedlich angeeignet, weiterentwickelt oder 
zurückgewiesen und stehen häufig in Konkurrenz zu medialen Problemdeutungen, stig-
matisierenden Fremdzuschreibungen oder konflikthaften Alltagserfahrungen. Zweitens 
ist jede Form von Zugehörigkeitsnarrativ mit Grenzziehungen verbunden. Dies gilt auch 
für Narrative, die auf Offenheit und Vielfalt zielen, wie Erfahrungen aus der Arrival City Of-
fenbach zeigen (vgl. Kasten 6). 

Kasten 6 

Fallbeispiel Offenbach am Main – Vom „Problemfall“ zur Arrival City 
Offenbach am Main ist seit Jahrzehnten stark durch Migration geprägt und weist einen 
der höchsten Anteile von Einwohner:innen mit Migrationsgeschichte in deutschen Groß-
städten auf. Diese demografische Struktur bildete lange Zeit die Grundlage für eine über-
wiegend defizitorientierte Wahrnehmung der Stadt im öffentlichen Diskurs. 

Ein entscheidender Impuls zur Umdeutung dieses Bildes ging von der internationalen 
Ausstellung La Biennale di Venezia 2016 aus. Im deutschen Pavillon präsentierte das 
Deutsches Architekturmuseum die Ausstellung „Making Heimat. Germany, Arrival 
Country“, die auf dem Konzept der „Arrival City“ des Journalisten Doug Saunders (2010) 
basiert. Dieses versteht Ankunftsquartiere als zentrale Räume gesellschaftlicher Integra-
tion und sozialer Aufstiegsprozesse. 

Offenbach wurde in diesem Kontext als konkretes Fallbeispiel ausgewählt und unter dem 
Titel „Offenbach is almost all right“ präsentiert. In Zusammenarbeit mit lokalen Akteur:in-
nen wurde dabei ein Perspektivwechsel vollzogen: Eigenschaften wie hohe Diversität, 
funktionale Mischnutzung oder einfache Wohnbestände, die zuvor häufig problematisiert 
worden waren, wurden als zentrale Qualitäten einer funktionierenden Ankunftsstadt inter-
pretiert. 

Die internationale Rahmung wirkte auf die lokale Ebene zurück. In Stadtpolitik, Verwaltung 
und öffentlicher Kommunikation wurde das Narrativ der „Arrival City“ aufgegriffen und 
gezielt weiterentwickelt. Migration wurde nun nicht mehr primär als Problem, sondern als 
prägender Bestandteil der Stadtgeschichte und als Ressource für zukünftige Entwicklung 
adressiert. Auf diese Weise etablierte sich schrittweise ein neues Selbstverständnis Of-
fenbachs als vielfältige und offene Stadt.  

Solche Narrative können dazu beitragen, defizitorientierte Außenwahrnehmungen zu kor-
rigieren und insbesondere migrationsgeprägten Quartieren oder Städten eine positiv 
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besetzte Identität zu verleihen. Zugleich machen die Fallstudien jedoch deutlich, dass 
auch progressive Narrative neue Grenzziehungen und Ausschlüsse hervorbringen kön-
nen. Denn auch wenn Narrative wie „Arrival City“ Vielfalt sichtbar machen und Migration 
positiv rahmen, reduzieren sie Quartiere und ihre Bewohner:innen weiterhin primär auf 
das Merkmal des Ankommens beziehungsweise der Migration (Hartig, 2025, S. 217). Da-
mit entsteht zwar ein inklusiveres, aber nicht notwendigerweise ein hinreichend an-
schlussfähiges Zugehörigkeitsnarrativ. Insbesondere für Bewohner:innen, die sich selbst 
nicht oder nicht mehr über Migration definieren, bleiben solche Narrative häufig nur be-
grenzt identifikationsfähig. Zugleich besteht die Gefahr, dass soziale Ungleichheiten, Nut-
zungskonflikte oder andere lokale Problemlagen hinter einer positiv aufgeladenen Diver-
sitätserzählung in den Hintergrund treten. Die Fallbeispiele verdeutlichen damit eine 
grundlegende Herausforderung kommunaler Narrativpolitik: Jede Erzählung darüber, 
„wer wir sind“, schließt potenziell auch bestimmte Perspektiven, Erfahrungen und Grup-
pen aus. 

Kommunale Strategien stoßen deshalb insbesondere dort an Grenzen, wo unterschiedli-
che Gruppen grundlegende Vorstellungen von Zugehörigkeit, Anerkennung oder Ge-
rechtigkeit nicht mehr teilen oder sich durch dominante Narrative symbolisch ausge-
schlossen fühlen. Kommunales Handeln kann solche Konflikte nicht auflösen, wohl aber 
Räume schaffen, in denen unterschiedliche Perspektiven sichtbar, artikulierbar und 
grundsätzlich legitimierbar bleiben. Zusammenhalt zeigt sich aus dieser Perspektive da-
her weniger in einem konsensualen Selbstverständnis des Quartiers oder der Stadt als 
vielmehr darin, dass unterschiedliche Erfahrungen, Interessen und Konfliktlagen auf ge-
meinsame gesellschaftliche Bezugspunkte bezogen und öffentlich verhandelbar bleiben. 
Ein möglicher Ansatzpunkt liegt dabei in Formaten, die unterschiedliche Perspektiven 
und Erinnerungen sichtbar machen und in Beziehung setzen, ohne sie zu vereinheitlichen 
– etwa durch dialogische Beteiligungsprozesse, lokale Erinnerungsarbeit, kulturelle Pro-
jekte oder Formen öffentlicher Kommunikation, in denen unterschiedliche Stimmen und 
Konfliktlagen im Quartier präsent werden. Entscheidend ist dabei weniger die Herstellung 
eines gemeinsamen Narrativs als vielmehr die Offenhaltung von Deutungsräumen, inner-
halb derer unterschiedliche Gruppen ihre Sichtweisen auf das Quartier und das Zusam-
menleben als grundsätzlich legitim artikulieren können. 

4.  Fazit: Zusammenhalt in Ankunftsquartieren als 
Zusammenspiel räumlicher, institutioneller und symbolischer 
Dimensionen 

Der Beitrag plädiert für einen realistischen und weniger voraussetzungsvollen Blick auf 
gesellschaftlichen Zusammenhalt in von Diversität und Fluktuation geprägten Quartieren. 
Die Gegenüberstellung unterschiedlicher Verständnisse von Zusammenhalt hat gezeigt, 
dass sich dieser weder auf enge soziale Beziehungen, ein hohes Maß an Vertrauen oder 
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weitgehende gesellschaftliche Übereinstimmung reduzieren lässt, noch allein über Viel-
falt, Differenz und die Aushandlung von Konflikten bestimmen lässt. Vielmehr verweist der 
Begriff auf unterschiedliche – teils konkurrierende – Vorstellungen darüber, was gesell-
schaftliches Zusammenleben trägt und wodurch es gefährdet wird. Die empirischen Ein-
blicke aus den Fallstudien verdeutlichen dabei, dass sich in Ankunftsquartieren unter-
schiedliche Formen des Zusammenlebens überlagern: von situativen Formen der Koope-
ration über routinierte Formen des Nebeneinanders bis hin zu konflikthaften Aushand-
lungsprozessen. 

Für die kommunale Praxis folgt daraus, dass die Förderung von Zusammenhalt eine 
mehrdimensionale und zugleich herausfordernde Aufgabe ist. Ansatzpunkte liegen im 
Aufbau und der Gestaltung sozialräumlicher Infrastrukturen, in der institutionellen Rah-
mung von Aushandlungsprozessen sowie in der Entwicklung anschlussfähiger Deu-
tungsangebote über das Quartier und das lokale Zusammenleben. Während sozialräum-
liche Infrastrukturen Sichtbarkeit und situative Formen des Austauschs ermöglichen kön-
nen, tragen moderierende und intermediäre Strukturen dazu bei, Konflikte im Alltag be-
arbeitbar zu halten. Narrative und symbolische Deutungen beeinflussen wiederum, wer 
als legitimer Teil des Gemeinwesens adressiert wird und welche Vorstellungen von Zuge-
hörigkeit öffentlich Anerkennung finden. Zugleich machen die Fallstudien deutlich, dass 
die Wirkungen kommunaler Gestaltungsmöglichkeiten begrenzt bleiben. Begegnungs-
angebote erreichen nicht alle Gruppen gleichermaßen, öffentliche Räume bleiben von 
konkurrierenden Nutzungsansprüchen geprägt, und Narrative können neue Ausschlüsse 
ebenso hervorbringen wie bestehende Grenzziehungen infrage stellen. Kommunale Pra-
xis kann gesellschaftlichen Zusammenhalt daher nicht unmittelbar herstellen. Sie kann 
jedoch Rahmenbedingungen beeinflussen, unter denen unterschiedliche Formen des Zu-
sammenlebens sichtbar, bearbeitbar und öffentlich verhandelbar bleiben. Die zentrale 
Herausforderung besteht dabei weniger in der Herstellung eines harmonischen Gemein-
wesens als vielmehr darin, mit den Ambivalenzen, Konflikten und Widersprüchen pluraler 
Stadtgesellschaften dauerhaft umgehen zu können. 
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Bettina Reimann, Franciska Frölich von Bodelschwingh  

Ankunftsquartiere in deutschen Kommunen. 
Ergebnisse einer bundesweiten 
Kommunalumfrage 

1. Kommunalumfrage: Ziele und Teilnahme  

In wie vielen und welchen Kommunen gibt es Ankunftsquartiere, das heißt Orte und Quar-
tiere, die im innerstädtischen Vergleich besonders stark von internationaler Zuwanderung 
und einer hohen Bevölkerungsfluktuation geprägt sind? Eine Antwort auf diese Frage lie-
fern die Ergebnisse einer bundesweiten Kommunalbefragung zur Bedeutung und Situa-
tion von Ankunftsquartieren in deutschen Kommunen, die im letzten Quartal des Jahres 
2023 durchgeführt wurde (Difu 2023).  

Die Umfrage umfasste Fragen zur Zuwanderung, zu den Verwaltungsstrukturen und In-
strumenten, zur räumlichen (Wohn-)Situation von Zugewanderten und zum Wohnungs-
markt, zur gesamtstätischen und quartiersbezogenen Akteurs- und Angebotsebene so-
wie zur Bewertung und Einordnung der Thematik. Um auch kleinere Städte für das Thema 
zu sensibilisieren und für die Mitwirkung zu gewinnen, wurden auch Orte des Ankommens 
einbezogen, die nicht die Größe oder statistische Relevanz eines Quartiers oder Stadtteils 
haben, sondern beispielsweise Wohnblocks oder Straßen umfassen. Um Wahrnehmun-
gen des Themas von Akteuren und Städten zu erheben, die das Thema (noch) nicht bear-
beiten, waren zudem auch solche Städte und Gemeinden zur Teilnahme an der Umfrage 
aufgefordert, in denen das Thema Ankunftsquartiere nicht geläufig oder (noch) nicht auf-
fällig ist. 

Per Online-Befragung wurden alle Kommunen ab 50.000 Einwohner:innen (EW) – dies 
sind insgesamt knapp 200 Groß- und Mittelstädte – sowie eine 50 %-Stichprobe der 
Kommunen mit 20.000 bis 50.000 EW adressiert; insgesamt umfasste dies 470 Kommu-
nen. Knapp ein Fünftel der Kommunen hat an der Befragung mitgewirkt, die Teilnehmen-
den sind repräsentativ für das Bundesgebiet: Die Städte und Gemeinden verteilen sich 
über das gesamte Bundesgebiet und bilden unterschiedliche räumliche Lagen ab – von 
den Kernstädten der Agglomerationsräume bis hin zu ländlichen Räumen außerhalb von 
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Großstadtregionen. Vertreten sind auch unterschiedliche Größenklassen: Etwa 60 % der 
teilnehmenden Kommunen haben mehr als 50.000 EW und 40 % 20.000 bis 50.000 EW. 
Rund drei Viertel der Teilnehmenden sind Kommunen in den westdeutschen und gut ein 
Viertel Kommunen in den ostdeutschen Ländern. Die nach west- und ostdeutschen Bun-
desländern differenzierte Größenverteilung zeigt, dass die mitwirkenden Kommunen aus 
den ostdeutschen Bundesländern 81 % größere Städte und 19 % Kommunen zwischen 
20.000 und 50.000 EW sind. Aus den westdeutschen Bundesländern sind unter den Teil-
nehmenden 53 % größere Städte und 47 % Kommunen zwischen 20.000 und 50.000 EW. 

Da davon ausgegangen wurde, dass das Thema Ankunftsquartiere und die Gestaltung 
dieser Orte an der Schnittstelle verschiedener kommunaler Zuständigkeiten liegen, wur-
den Verwaltungsakteure der Bereiche Stadtentwicklung/Stadtplanung und Soziales/In-
tegration angesprochen. Über die mit der Umfrage verbundene breite Sensibilisierung 
kommunaler Akteure unterschiedlicher Fachbereiche sollte nicht zuletzt darauf hinge-
wirkt werden, die Wahrnehmung von Ankunftsquartieren und ihre stadtentwicklungs- und 
integrationspolitische Relevanz im kommunalen Kontext zu erhöhen. Dass dies erforder-
lich ist, wird durch die Umfrage bestätigt: Die Themen „Zuwanderung“ und „Integration“ 
sind im Arbeitsalltag der Ämter und Fachbereiche Stadtentwicklung und Stadtplanung 
sowie Soziales unterschiedlich stark präsent. Während die Themen im Fachbereich Sozi-
ales/Integration in nahezu allen teilnehmenden Kommunen auf der Agenda stehen, sind 
sie in den Fachbereichen Stadtentwicklung und Stadtplanung vielerorts nicht präsent 
(vgl. Abb. 1). 

Abb. 1: Präsenz der Themen „Zuwanderung“ und „Integration“ im Arbeitsalltag der Ämter 

 
 

Quelle: Difu 2023 
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2. Ankunftsquartiere verstehen – Ergebnisse der Umfrage 

2.1  Umfang, soziale Dynamik und städtebauliche Merkmale von 
Ankunftsquartieren 

Ankunftsquartiere gibt es in vielen deutschen Kommunen: Die Mehrheit der Befragten 
(68 %) gibt an, dass ihre Kommune ein oder mehrere Ankunftsquartiere hat (vgl. Abb. 2). 
Dabei wurde in der Befragung die inhaltliche Beschreibung eines Ankunftsquartieres be-
wusst breit gefasst, es konnte auch einzelne Straßenzüge umfassen. 

Abb. 2: Vorhandensein von Ankunftsquartieren in den Kommunen 

 
 

Quelle: Difu 2023 

Differenziert wurde in der Erhebung zwischen traditionellen und neuen Ankunftsquartie-
ren, da der Schwerpunkt des Projekts auf Quartieren oder Orten lag, in denen die Zuwan-
derung eine vergleichsweise junge Entwicklung darstellt (vgl. Editorial und Beitrag von 
Hannah Brill und Lara Hartig). Mehr als die Hälfte der Befragten (57 %) gibt an, dass ihre 
Stadt über traditionelle Ankunftsquartiere verfügt, 43 % der Befragten nennen neue An-
kunftsquartiere. Dabei haben Befragte aus den westdeutschen Bundesländern überwie-
gend traditionelle Ankunftsquartiere, Befragte aus den ostdeutschen Bundesländern 
überwiegend neue Ankunftsquartiere benannt.  

Entwicklungsdynamiken in Ankunftsquartiere sind hoch; prekäre Lebenslagen nehmen 
zu: Ankunftsquartiere haben eine hohe Dynamik der Bevölkerungsentwicklung (vgl. Edi-
torial und Beitrag von Hannah Brill und Lara Hartig), und auch die Umfrageergebnisse 
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bestätigen dies. Die Teilnehmenden geben für alle Ankunftsquartiere eine Erhöhung von 
Zu- und Abwanderung an, dies trifft nicht nur auf städtische, sondern auch auf ländliche 
Gebiete zu. Dabei handelt es sich ganz überwiegend um Fluchtzuwanderung, d.h. vor al-
lem um die Zuwanderung von Menschen in prekären Lebenslagen. 

Abb. 3: Entwicklungsdynamiken in den Quartieren 

 
 

Quelle: Difu 2023 

Nicht überraschend wird von zwei Dritteln der teilnehmenden Kommunen eingeschätzt, 
dass Armut und prekäre Lebenslagen im Ankunftsquartier in den letzten fünf bis zehn Jah-
ren zugenommen haben, wobei jedoch häufig angemerkt wird, dass verlässliche Daten-
grundlagen fehlen (vgl. Beiträge von Jan Glatter und Heike Thöne). Keine eindeutige Ein-
schätzung gibt es dazu, ob die Veränderungen im Quartier den Wegzug Alteingesessener 
befördern. Auffällig ist, dass der Wegzug von Alteingesessenen eher in Ankunftsquartie-
ren größerer Städte mit über 50.000 EW angenommen wird als in kleineren Städten. 

Ankunftsquartiere liegen überwiegend außerhalb des Stadtzentrums: 90 % der Kommu-
nen geben an, dass es Ankunftsquartiere im Innenstadtrandbereich gibt, und 50 % der 
Befragten nennen Ankunftsquartiere, die in der städtischen Peripherie liegen. Beides trifft 
in stärkerem Maße auf neue Ankunftsquartiere und auf Ankunftsquartiere in größeren 
Städten zu, wobei ostdeutsche Ankunftsquartiere besonders häufig Großwohnsiedlun-
gen sind.  
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Abb. 4: Räumliche, stadtstrukturelle/städtebauliche und soziale Merkmale der Quartiere 

  
 

Quelle: Difu 2023 

2.2  Wohnungsmarkt- und integrationspolitische Rahmenbedingungen  

Angespannter Wohnungsmarkt und schwierige Zugänge zu Wohnraum befördern die Bil-
dung von Ankunftsquartieren: Die Bildung von Ankunftsquartieren wird in engem Zusam-
menhang mit dem Wohnungsmarkt diskutiert (vgl. Beiträge Pätzold und Gebler). Nach 
den Umfrageergebnissen geben insgesamt drei Viertel der Teilnehmenden an, dass ihre 
Kommune einen angespannten Wohnungsmarkt hat. Dabei gibt es keinen signifikanten 
Unterschied zwischen Städten mit oder ohne Ankunftsquartieren. Relevant für die Bildung 
von Ankunftsquartieren ist zudem die Frage nach dem Zugang zu Wohnraum, denn Zu-
gewanderte sind hierbei besonders benachteiligt (vgl. Beiträge Pätzold und Gebler). In der 
Befragung wurden daher Herausforderungen für Zugewanderte im Zusammenhang mit 
dem Thema Wohnen erhoben. Am häufigsten werden das Fehlen geeigneter großer Woh-
nungen, die Konkurrenz beim Zugang zu geförderten Wohnungen und Schwierigkeiten 
beim Übergang von der kommunalen Unterbringung – d.h. der staatlich organisierten 
Wohnraumverteilung für Geflüchtete durch Städte und Gemeinden – in den freien Woh-
nungsmarkt genannt. Weil es insbesondere in Ballungsräumen und Kommunen mit an-
gespanntem Wohnungsmarkt nicht genügend verfügbare und zugängliche Wohnungen 
gibt, bleiben Neuzugewanderte/Geflüchtete deutlich länger als vorgesehen in Unterbrin-
gungseinrichtungen. Schwierigkeiten beim Übergang von der Unterbringung in den 
freien Wohnungsmarkt spiegeln sich auch in den nachfolgenden Punkten wider, die in der 
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Umfrage hohe Zustimmungswerte erhalten haben: hohes Preisniveau, Diskriminierung 
auf dem Wohnungsmarkt und die Konzentration bezahlbarer Wohnungen auf wenige 
Wohnquartiere. Ein differenzierter Blick auf die Diskriminierungsthematik zeigt, dass bei 
der Antwortmöglichkeit „trifft zu“ weder erhebliche Unterschiede zwischen größeren und 
kleineren Städten noch zwischen Städten mit Ankunftsquartieren und der Gesamtzahl al-
ler Städte vorhanden sind. Lediglich die Antwort „trifft eher zu“ haben die größeren Städte 
häufiger als die kleineren gewählt (40,4 % zu 28,1%). 

Darüber hinaus sind das Ausnutzen der Notlage am Wohnungsmarkt durch Vermietende 
und mangelnde Transparenz des Wohnungsmarktes weitere Aspekte, die mehrheitlich 
genannt werden. Aspekte der Informalität, wie informelles, nicht vertraglich abgesichertes 
Wohnen und hohe Zahlungen für eine informelle Wohnungsvermittlung, sind Herausfor-
derungen, die sehr viele teilnehmende Kommunen nicht einschätzen können, da ihnen 
hierzu keine Informationen vorliegen (vgl. Abb. 5).  

Abb. 5: Herausforderungen für Zugewanderte beim Wohnen 

 
 

Quelle: Difu 2023 

Städte mit Ankunftsquartieren sind strategisch besser aufgestellt und verfügen häufiger 
über statistische Erhebungen: Integrationskonzepte tragen dazu bei, dass Integration im 
kommunalen Kontext mit einer klaren Zielrichtung sowie Handlungs- und Maßnahmen-
feldern untersetzt ist. Dabei kann auch der Umgang mit Quartieren, die erhöhte Zuwan-
derungsdynamiken verzeichnen, eine Rolle spielen. Die Umfrage gibt Hinweise darauf, 
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dass Kommunen mit Ankunftsquartieren konzeptionell etwas besser aufgestellt sind als 
Kommunen ohne Ankunftsquartiere. Nur 5 % der Befragten, die Ankunftsquartiere in ihrer 
Stadt beschreiben, geben an, dass es keine konzeptionelle Auseinandersetzung mit den 
Themen Integration und Zuwanderung gibt. Mehr als drei Viertel der Städte mit Ankunfts-
quartieren haben ein Integrationskonzept; dies trifft in Städten ohne Ankunftsquartiere 
demgegenüber nur auf 65 % zu.  

Ein kontinuierliches Monitoring und andere statistische Analysen sind für Kommunen 
eine zentrale Grundlage, Bevölkerungsentwicklungen und -dynamiken im gesamtstädti-
schen und quartiersbezogenen Kontext nachvollziehen zu können. Sie schaffen auch eine 
Grundlage dafür, Ankunftsquartiere überhaupt erkennen zu können. Die Umfrage bestä-
tigt diese Annahme, denn Städte mit Ankunftsquartieren verfügen häufiger über ein klein-
räumiges Sozialmonitoring, als dies bei Städten der Fall ist, die keine Ankunftsquartiere 
haben (68 % gegenüber rund 56 %). 

2.3 Infrastrukturausstattung und Angebote  

Städtebauförderung spielt für traditionelle Ankunftsquartiere eine größere Rolle als für 
neue: Die Städtebauförderung ist ein wichtiges Instrument der Stadtentwicklungspolitik 
in Deutschland. Über Programme der Städtebauförderung erhalten viele deutsche Kom-
munen Unterstützung von Bund und Ländern, um sich sozial, wirtschaftlich und baulich 
positiv zu entwickeln. Dies kann beispielsweise den Auf- und Ausbau (sozialer) Infrastruk-
turen, die Stärkung von Vernetzung und Beteiligung sowie die Beseitigung städtebauli-
cher Missstände umfassen. Den Umfrageergebnissen zufolge sind in traditionellen An-
kunftsquartieren häufiger Programme der Städtebauförderung zum Einsatz gekommen 
als in neuen Ankunftsquartieren. Knapp die Hälfte der teilnehmenden Kommunen gibt an, 
dass ihre Ankunftsquartiere in den letzten 20 Jahren Förderkulisse der Städtebauförde-
rung des Bundes und der Länder waren; dies gilt noch in sehr viel stärkerem Maße für 
traditionelle Ankunftsquartiere als bislang für neue Ankunftsquartiere. Vor allem die Städ-
tebauförderungsprogramme „Soziale Stadt“ (seit 2020 „Sozialer Zusammenhalt – Zu-
sammenleben im Quartier gestalten“) und „Stadtumbau Ost“ oder „Stadtumbau West“ 
kommen zum Einsatz.  

Infrastrukturausstattung ist in traditionellen Ankunftsquartieren besser als in neuen: Eine 
gute Infrastrukturausstattung in Kommunen bildet die Grundlage für Lebensqualität, wirt-
schaftliche Entwicklung und soziale Teilhabe. Insgesamt bewerten die Teilnehmenden die 
Ankunftsquartiere infrastrukturell weitgehend positiv, allerdings trifft dies deutlicher auf 
traditionelle denn auf neue Ankunftsquartiere zu. Auch wenn die Infrastrukturausstattung 
weit mehr umfasst als nur Straßen und Gebäude wird die Anbindung durch den öffentli-
chen Nahverkehr besonders positiv bewertet. Als Problem werden hingegen vor allem die 
nicht ausreichend vorhandenen Kitaplätze hervorgehoben.  
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Bezogen auf soziale Angebote geben fast 90 % der Befragten an, dass soziale Angebote 
und Unterstützungsleistungen ausgebaut wurden. In besonders starkem Maße trifft dies 
auf traditionelle Ankunftsquartiere zu und auf Ankunftsquartiere, die in westdeutschen 
Städten liegen. Das Spektrum an Angeboten ist breit und umfasst u.a. das Quartiersma-
nagement oder andere Formen der Gemeinwesenarbeit, Beratungsangebote von Trä-
gern der freien Wohlfahrtspflege, aber auch der Stadt sowie städtische Begegnungsein-
richtungen. Über ein Quartiersmanagement verfügen allerdings in weit höherem Maße 
größere Städte über 50.000 EW sowie traditionelle Ankunftsquartiere. Während das An-
gebot privat organisierter Bildungsorte, Kultureinrichtungen und religiöser Einrichtungen 
den Befragungsergebnissen zufolge in westdeutschen Ankunftsquartieren stärker ausge-
prägt ist, werden für neue Ankunftsquartiere – insbesondere in den ostdeutschen Bun-
desländern – häufiger ehrenamtliche Initiativen genannt.  

2.4 Akteure und Vernetzung 

Ehrenamt und Zivilgesellschaft sind in den ostdeutschen Bundesländern und in neuen 
Ankunftsquartieren besonders aktiv: Eine gute Zuwanderungs- und Integrationsarbeit ist 
das Ergebnis der Arbeit eines breiten Spektrums von Akteuren sowie einer Zusammenar-
beit verschiedener Akteursgruppen und der Verwaltung. Mit Blick auf das Akteursspekt-
rum und die Relevanz einzelner Gruppen heben die Befragten städtische Akteure und Ver-
waltung als besonders wichtig hervor – allerdings könnte dadurch, dass diese Gruppe den 
Fragebogen selbst ausgefüllt hat, eine Verzerrung entstanden sein. Auffällig ist, dass zwar 
auch zivilgesellschaftlichen Organisationen und dem Ehrenamt eine wichtige Rolle zuge-
schrieben wird. Jedoch geben ein Fünftel der Befragten mit Blick auf das Ehrenamt und 
über ein Viertel der Befragten mit Blick auf zivilgesellschaftliche Organisationen an, dass 
diese eine eher unwichtige oder gar keine Rolle spielen.  
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Abb. 6: In den Quartieren engagierte Akteure 

 
 

Quelle: Difu 2023 

Dabei gibt es im Vergleich zwischen Ost und West allerdings einen signifikanten Unter-
schied: Für Ankunftsquartiere in den ostdeutschen Bundesländern sagen nahezu drei 
Viertel der Befragten, dass zivilgesellschaftliche Organisationen eine wichtige oder eher 
wichtige Rolle spielen. Dies trifft hingegen nur auf die Hälfte der Ankunftsquartiere in den 
westdeutschen Bundesländern zu. Für größere Städte über 50.000 EW gehen nahezu alle 
Befragten davon aus, dass Träger der freien Wohlfahrtspflege eine wichtige oder eher 
wichtige Rolle spielen. 

Auch die Differenzierung nach Kommunen mit und ohne Ankunftsquartiere(n) zeigt signi-
fikant unterschiedliche Ergebnisse: In Städten mit Ankunftsquartieren werden Vereine 
und Einrichtungen der migrantischen Selbstorganisation sowie zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen und Initiativen als engagierte Akteure häufiger genannt als in Städten ohne 
Ankunftsquartiere. Mit diesen Akteursgruppen arbeitet die Verwaltung in Städten mit An-
kunftsquartieren auch häufiger zusammen als in Städten ohne Ankunftsquartiere.  

Vernetzung hat besonders hohen Stellenwert in Kommunen mit Ankunftsquartieren – in 
neuen Ankunftsquartieren und in Ankunftsquartieren in den neuen Bundesländern gibt es 
Nachholbedarf: Eine quartiersbezogene Vernetzung von Akteuren und Angeboten kann 
Teilhabe stärken, indem Hilfs- und Unterstützungsangebote nicht zufällig, sondern koor-
diniert, zugänglich und wirksam bei denjenigen Menschen ankommen, die sie brauchen. 
Die Vernetzung verwaltungsinterner und -externer Akteure sowie insbesondere der 
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sozialen Infrastrukturen samt ihrer Angebote in den Quartieren mobilisiert Ressourcen 
und erleichtert Zugänge. Entsprechend räumen die Teilnehmenden der Umfrage der Ver-
netzung den höchsten Stellenwert für die Ausgestaltung von Angeboten vor Ort ein. Dies 
umfasst sowohl die Vernetzung von Akteuren und Trägern unterschiedlicher Angebote als 
auch die Vernetzung von formellen und informellen Angeboten. Dies gilt in noch stärke-
rem Maße für Städte mit Ankunftsquartieren. Ergänzend wird in der Umfrage angemerkt, 
dass sich Netzwerke durch die gezielte Förderung von Quartiersstrukturen etablieren 
konnten. Wenngleich die Teilnehmenden die Vernetzung der Angebote in ihren Ankunfts-
quartieren überwiegend als gut oder eher gut bewerten, trifft dies im Vergleich stärker auf 
alte als auf neue Ankunftsquartiere zu. Für Ankunftsquartiere, die in den ostdeutschen 
Bundesländern liegen, wird häufiger eine eher schlechte Vernetzung festgestellt. 

2.5 Wahrnehmung und Bewertung von Ankunftsquartieren  

Die Bewertungs- und Einschätzungsfragen sollten einen Eindruck verschaffen, wie An-
kunftsquartiere in der Stadtgesellschaft wahrgenommen und diskutiert und wie sie 
grundsätzlich bewertet werden. Am deutlichsten stimmen die Teilnehmenden der Aus-
sage zu, dass die Quartiere von der Mehrheit der Stadtbevölkerung als problematisch 
wahrgenommen werden. Demgegenüber bieten Ankunftsquartiere in der Wahrnehmung 
der Befragten, also der Verwaltung, den Zugewanderten gute Bedingungen für ein erstes 
Ankommen und können als gesellschaftliches Eingangstor fungieren. Mehrheitlich wer-
den Ankunftsquartiere nicht als Ausdruck der Verfestigung von Parallelgesellschaften 
oder des Scheiterns der Strategie der sozialen Durchmischung wahrgenommen. Positive 
Entwicklungen und Wirkungen sind jedoch kein Selbstläufer. Einig sind sich die Befragten 
darin, dass Ankunftsquartiere der kontinuierlichen Begleitung bedürfen (vgl.Abb. 7). 
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Abb. 7: Ankunftsquartiere… 

 
 

Quelle: Difu 2023   

Als Hemmnisse für kommunale Ansätze zur Stärkung von Ankunftsquartieren werden ins-
besondere die finanziellen Rahmenbedingungen genannt. 78 % der Befragten messen 
diesem Aspekt eine hohe Bedeutung bei. 

3. Fazit und Ausblick  

Viele Grundannahmen unseres Projekts (vgl. Editorial) hat die Kommunalumfrage bestä-
tigt: 

 Ankunftsquartiere sind ein bundesweites Thema und finden sich in größeren und klei-
neren, in westdeutschen und ostdeutschen Städten. Das Entstehen neuer Ankunfts-
quartiere lässt sich in besonderer Weise an der Peripherie großer Städte und in Ost-
deutschland beobachten. 

 Die Bildung von Ankunftsquartieren ist in erster Linie nicht das Ergebnis freier Wohn-
standortentscheidungen, sondern steht im engen Zusammenhang mit der Verfügbar-
keit und Zugänglichkeit von Wohnraum.  

 Die Entwicklungsdynamiken, vor allem Zu- und Abwanderungen, sind in Ankunfts-
quartieren hoch, gleichwohl verfestigen sich dort prekäre Lebenslagen und Armut, das 
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heißt, die Problemlagen respektive der Handlungsbedarf bleiben trotz Bevölkerungs-
dynamik bestehen.  

 Vor allem traditionelle Ankunftsquartiere haben von den Programmen der Städte-
bauförderung profitiert und haben entsprechend eine bessere Infrastrukturausstat-
tung, Akteurs- und Angebotspalette als neue Ankunftsquartiere. Neue Ankunftsquar-
tiere haben zur Stärkung von Teilhabe diesbezüglich Nachholbedarf. 

 Vor allem traditionelle Ankunftsquartiere haben von den Programmen der Städte-
bauförderung profitiert und haben entsprechend eine bessere Infrastrukturausstat-
tung, Akteurs- und Angebotspalette als neue Ankunftsquartiere. Neue Ankunftsquar-
tiere haben zur Stärkung von Teilhabe diesbezüglich Nachholbedarf. 

Die Umfrageergebnisse liefern ergänzend zu mindestens drei weiteren Punkten Erkennt-
nisse: 

 Zwar erweist sich die zu geringe Anzahl an für größere Familien geeigneten sowie an 
bezahlbaren und geförderten Wohnungen als Nadelöhr, aber auch Diskriminierung 
stellt eine relevante Herausforderung beim Wohnen von Zugewanderten dar. 

 Die Stärkung der Teilhabe in neuen Ankunftsquartieren fußt in hohem Maße auf dem 
Fundament zivilgesellschaftlichen und ehrenamtlichen Engagements. Eine Heraus-
forderung für Kommunalverwaltungen liegt perspektivisch darin, Brücken zu diesen 
Akteursgruppen zu bauen und Formen der Zusammenarbeit auf- oder auszubauen. 

 Ankunftsquartiere werden nicht per se als Problem bewertet. Ein solches entsteht vor 
allem dann, wenn sie nicht die erforderliche Ressourcenausstattung und Unterstüt-
zung erhalten. 

Mit der Kommunalumfrage wurde die Perspektive der Kommunalverwaltung erhoben. 
Die Rücklaufquote von 20 % weist darauf hin, dass das Thema – wie auch die Befragung 
– komplex sind und dass es nicht selbstverständlich ist, dass sich die Fachbereiche Stadt-
entwicklung/Stadtplanung und Soziales/Integration gemeinsam mit einem zum Teil nicht 
geläufigen Thema befassen und – in gewisser Weise – zum Verständnis jeweils in den 
Schuhen der anderen gehen müssen. Weitere Hintergrundgespräche mit kommunalen 
Akteuren, auch solchen, die das Thema Ankunftsquartiere nicht explizit annehmen und 
auf die Agenda setzen wollten, lassen vermuten, dass aus kommunaler Sicht und ange-
sichts von (Rechts-)Populismus und einer (Bundes-)Politik, die Zuwanderung und Zuge-
wanderte vor allem als (Sicherheit-)Problem definiert, Mut und Selbstbewusstsein erfor-
derlich sind, sich zu (Neu-)Zuwanderung in der eigenen Stadt zu bekennen. Denn dieses 
Bekenntnis würde mit Blick auf die Stärkung von Ankunftsquartieren erfordern zu sagen: 
Wir haben Zuwanderung, wir gehen davon aus, dass wir weiterhin (Flucht-)Zuwanderung 
haben werden. Wir können die Rahmenbedingungen (Netzwerke, Infrastrukturen, 
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Projekte, Strukturen, Strategien) in Quartieren so gestalten, dass Ankommen erleichtert 
und Teilhabe befördert werden. Wir akzeptieren, dass unsere Einflussmöglichkeiten der 
räumlichen Verteilung Grenzen unterliegen, so dass es in besonderer Weise darauf an-
kommt, jenen Orten und Quartieren, die besondere Integrationsleistungen zu erbringen 
haben, unsere Unterstützung und Anerkennung zuteil werden zu lassen.  

Es zeigt sich: Für das Verständnis und die Stärkung von Ankunftsquartieren ist die Kom-
munikation des Themas von hoher Relevanz. Perspektivisch ergibt sich daraus ein neues 
Feld für die Forschung, mit dem Ziel, Ankunftsquartiere aus ihrer Randständigkeit heraus-
zulösen und zu einem Thema und Anliegen von gesamtstädtischer und gesamtgesell-
schaftlicher Bedeutung zu entwickeln. 
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Die Projektkommunen 

Berlin Marzahn-Hellersdorf 

Die Großwohnsiedlung Marzahn-Hellersdorf gehört mit rund 210.000 Einwohner:innen 
zu den größten Wohnsiedlungen Europas. Nach einer längeren Phase des Rückgangs 
wächst die Bevölkerung seit 2010 – und besonders seit 2015 – wieder deutlich, vor allem 
durch internationale Zuwanderung. Die Größe und Vielfalt des Bezirks spiegeln sich in 
sehr unterschiedlichen Lebens- und Ankommensgeschichten seiner Bewohner:innen wi-
der. Im Projekt stand genau diese Vielfalt im Mittelpunkt. Ziel war es, Gemeinschaftsge-
fühl und Identifikation mit dem Bezirk zu stärken und sichtbar zu machen, dass Menschen 
auf ganz unterschiedlichen Wegen in den noch jungen Bezirk gekommen sind. Ausge-
hend von diesen geteilten Erfahrungen entstand ein Trickfilmprojekt, in dem persönliche 
Geschichten als kurze Animationsfilme umgesetzt wurden. Die entstandenen Filme wer-
den im Sommer 2026 in einem offenen Balkonkino-Format gezeigt. 

Bremerhaven 

Das Goethequartier ist der zentrale Ankunftsort in Bremerhaven. Seit den 1960er-Jahren 
prägt Arbeitsmigration das Quartier, seit den 2010er-Jahren verstärkt auch Flucht- und 
EU-Zuwanderung. Die Bewohner:innen treffen hier auf strukturelle Problemlagen, etwa 
prekäre Wohnverhältnisse und eine unübersichtliche Angebotslandschaft. Gleichzeitig 
zeichnet sich das Quartier durch ein hohes Maß an Engagement aus, getragen von viel-
fältigen sozialen Akteur:innen und der Bewohner:innenschaft selbst. Hier setzte das Pro-
jekt an. Ziel war es, die Erfahrungen und Perspektiven der Bewohner*innen in den Mittel-
punkt zu stellen, ihre Kompetenzen sichtbar zu machen und konkrete Impulse zur Verbes-
serung der Ankommensbedingungen im Stadtteil zu entwickeln. Umgesetzt wurde dies 
über mehrere Mikroprojekte, darunter ein Kunst- und Fotoprojekt zu den vielfältigen Le-
bens- und Ankommensgeschichten im Quartier sowie ein Workshop für Fachkräfte zu in-
tersektionalitätsbewusstem und diskriminierungssensiblem Arbeiten. 
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Dresden 

Die Landeshauptstadt Dresden ist zunehmend von einer räumlichen Konzentration zuge-
wanderter Menschen aus Krisengebieten geprägt. Ein Beispiel ist der Stadtteil Gorbitz, 
eine Großwohnsiedlung aus der letzten Dekade der DDR. Nach 1989 verlor das Quartier 
viele Bewohner:innen, zugleich stiegen Arbeitslosigkeit und Armutsrisiken. Typisch für 
Großwohnsiedlungen in Ostdeutschland ist zudem die Konzentration großer Wohnungs-
bestände auf wenige große Eigentümer. Am äußeren Rand des Stadtteils wurden ab 2015 
viele Geflüchtete in belegrechtsgebundenen Beständen der Vonovia untergebracht.  

Vor dem Hintergrund knapper Haushalts- und auslaufender Fördermittel setzte das Pro-
jekt auf eine bessere Vernetzung der Ressourcen und Wissensbestände verschiedener 
Ressorts sowie zivilgesellschaftlicher und soziokultureller Akteur:innen, um in benachtei-
ligten Quartieren handlungsfähig zu bleiben. Ausgangspunkt war ein zunächst wenig at-
traktiver Bolzplatz: Die vom Kollektiv FOR:UM (Konglomerat e.V.) hier organisierten 
„Zwingerfestspiele“ wurden 2025 zu einem Sommer der Aktivitäten erweitert. Der Platz 
wurde zum Treffpunkt für Bewohner:innen, Verwaltung und Initiativen und eröffnete neue 
Perspektiven auf Zusammenarbeit und Quartiersentwicklung. 

Duisburg 

Der Stadtteil Duisburg-Marxloh ist als ehemaliger Arbeiter:innenstadtteil im Ruhrgebiet 
seit Jahrzehnten von Zuwanderung geprägt. Seit der EU-Osterweiterung ist der Anteil der 
Bewohner:innen aus Rumänien und Bulgarien auf ein Drittel gestiegen – und mit ihnen 
die öffentliche Aufmerksamkeit, oft in Form stigmatisierender Berichterstattung. Um den 
Jugendlichen im jüngsten Stadtteil Duisburgs eine Stimme zu geben, lag der Fokus des 
Projekts auf jungen Menschen und der Stärkung ihrer Selbstwirksamkeit. Umgesetzt wur-
den vielfältige Maßnahmen: Angebote zur Verbesserung des Sicherheitsempfindens, 
Formate zum Kennenlernen über religiöse und kulturelle Grenzen hinweg sowie Beteili-
gungsprojekte zur Mitgestaltung neuer Orte für Jugendliche – etwa eines offen zugängli-
chen Gemeinschaftsgartens. Ziel war es, Räume zu schaffen, in denen Jugendliche sicht-
bar werden, Verantwortung übernehmen und ihr Quartier aktiv mitgestalten können. 

Gevelsberg 

Das innerstädtisch gelegene Quartier Nirgena-Haufe in der nordrhein-westfälischen Mit-
telstadt Gevelsberg ist bereits seit den 1980er-Jahren ein wichtiger Ankunftsort für zuge-
wanderte Menschen. Infolge der Zuwanderung der vergangenen Jahre hat sich die Be-
völkerungsstruktur weiter stark diversifiziert. In dem dicht bebauten und bewohnten 
Stadtgebiet leben langjährige Bewohner:innen und Neuzugezogene Tür an Tür, was das 
Zusammenleben herausfordert. Hier setzte das Projekt mit dem Ziel an, den sozialen 
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Zusammenhalt im Quartier zu stärken. Ein von engagierten Bewohner:innen initiierter 
Nachbarschaftstreff wurde weiterentwickelt und professionalisiert. Ergänzend wurden 
Qualifizierungsangebote für Frauen mit Migrationsgeschichte umgesetzt, die als Stadt-
teilakteurinnen Familien niedrigschwellig begleiten und unterstützen. 

Kaiserslautern 

Der Stadtteil Kaiserslautern West, auch „Slevfisch“ genannt, ist ein heterogen gewachse-
nes Wohngebiet am Rand der Innenstadt. Er weist einen überdurchschnittlich hohen An-
teil an Kindern und Jugendlichen sowie an Menschen mit Migrationsgeschichte auf. Ge-
prägt von älterer Bausubstanz, wenigen Begegnungsorten und begrenzter Infrastruktur 
blieb das Quartier lange außerhalb des politischen Fokus, obwohl soziale Unterstützungs-
bedarfe seit Jahren bekannt sind. Erst mit der Aufnahme in das Städtebauförderpro-
gramm „Sozialer Zusammenhalt“ und der Einrichtung eines Quartiersmanagements 
rückte der Stadtteil stärker in das öffentliche und politische Blickfeld. Das Projekt „Mitei-
nander im Quartier“ knüpfte daran an und setzte gezielt auf die Stärkung von Teilhabe und 
nachbarschaftlichen Beziehungen. Mit niedrigschwelligen Angeboten im öffentlichen 
Raum, gemeinschaftlichen Aktionen sowie Bewegungs- und Begegnungsformaten wur-
den Austausch, lokale Identifikation und die Vernetzung von Bewohner:innen, Ehrenamt-
lichen und lokalen Organisationen gefördert. 

Offenbach 

Die Stadt Offenbach am Main in der Metropolregion Rhein-Main wächst seit Jahren stark 
und ist bereits seit den 1950er-Jahren durch Zuwanderung geprägt. Heute leben hier 
Menschen aus 159 Nationen. Offenbach verfügt damit über umfangreiche Erfahrungen 
im Umgang mit Ankommensprozessen und in der strategisch-konzeptionellen Integrati-
onsarbeit. Letztere wurde im Zuge des Projekts auf neue Füße gestellt: Die Stadt entwi-
ckelte ihr Integrationskonzept gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Akteur:innen sowie 
Bewohner:innen verschiedener Generationen zu einem Konzept für Vielfalt und Teilhabe 
weiter. Ergänzend traten die innerstädtischen Quartiersmanagements mit der mobilen 
Veranstaltungsreihe „Nimm Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn“ direkt mit den 
Quartiersbewohner:innen in den Austausch, informierten über Angebote und diskutierten 
Bedarfe. Das neue mobile Format ermöglichte zudem den Austausch mit geflüchteten 
Menschen. 

Potsdam 

Der eher ländlich geprägte Ortsteil Potsdam-Golm hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten zu einem internationalen Wissenschaftsstandort entwickelt. Mit dieser 
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Entwicklung ist die Bevölkerung stark gewachsen und zugleich vielfältiger geworden. 
Gleichzeitig ist Golm räumlich und sozial fragmentiert: Wohnen, Studieren und Forschen 
sind kaum miteinander verbunden, Orte der Begegnung und soziale Infrastrukturen feh-
len weitgehend. Im Projekt stand daher im Mittelpunkt, Austausch und Begegnung zwi-
schen alteingesessenen und neu zugezogenen Bewohner:innen zu stärken. Gemeinsam 
mit lokalen Akteur:innen wurden Maßnahmen zur Stärkung der lokalen Identifikation um-
gesetzt, etwa die Aufnahme Golms in die History App der Landeshauptstadt Potsdam so-
wie öffentliche Führungen. Ergänzend entstanden im neu eröffneten Begegnungshaus 
der Golmer Kirche Formate zu Migration und Ankommen. Die Angebote richten sich an 
internationale Studierende, Gastwissenschaftler:innen und langjährige Bewohnerschaft 
und sollen soziale Teilhabe sowie nachbarschaftliche Strukturen im Internationalquartier 
Golm stärken. 

Rostock 

Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock wächst seit mehreren Jahren kontinuierlich – 
durch Studierende, Fachkräfte und Zuwanderung aus Krisenregionen. Heute leben Men-
schen aus über 137 Staaten in Rostock. Zuwanderung konzentriert sich dabei sozialräum-
lich stark, insbesondere in den Großwohnsiedlungen Schmarl und Groß Klein im Nord-
westen der Stadt. Hier ist der Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte hoch, zu-
gleich sind die Quartiere von sozialen Problemlagen, anonymen Wohnstrukturen und ei-
ner räumlichen Abkopplung wichtiger Infrastrukturen geprägt. Im Projekt lag der Fokus 
daher auf der Stärkung sozialräumlicher Ankommensprozesse und der Förderung von 
Begegnung. Umgesetzt wurden unter anderem Qualifizierungen von Frauen mit und ohne 
Migrationsgeschichte zu sogenannten Stadtteilmüttern, die Familien niedrigschwellig 
ansprechen und unterstützen. Ergänzend wurden dialogische Beteiligungsformate wie 
„Alle an einem Tisch“ erprobt, um migrantische Perspektiven sichtbar zu machen und zu 
stärken.  

Saalfeld 

Die Stadt Saalfeld im Süden Thüringens hat in den vergangenen Jahren viele Geflüchtete 
aufgenommen. Der Landkreis betreibt hier eine Gemeinschaftsunterkunft und hat zusätz-
lich Wohnungen für Geflüchtete angemietet. Räumlich konzentriert sich das Ankommen 
vor allem auf die Quartiere Beulwitz/Alte Kaserne und die Großwohnsiedlung Gorndorf. 
Zugleich ist Saalfeld von hoher Bevölkerungsfluktuation geprägt, da viele Menschen die 
Stadt nach einiger Zeit wieder verlassen. Im Projekt ging es darum, Teilhabe unter diesen 
bewegten Bedingungen zu ermöglichen und bestehende Infrastrukturen durchlässiger zu 
gestalten. Zum einen wurden direkt im Quartier alltagsnahe Initiativen umgesetzt, etwa 
zur Gestaltung des Wohnumfeldes sowie Angebote wie Sprachcafés oder 
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Willkommenstouren. Zum anderen entwickelte die Stadt gemeinsam mit dem Landkreis 
und benachbarten Kommunen Strategien für bessere Übergänge und Zugänge zu Wohn-
raum. 

Salzgitter  

Durch verstärkte Zuwanderung in den letzten Jahren liegt die Einwohner:innenzahl der 
ehemals schrumpfenden Stadt Salzgitter wieder bei über 100.000. Begünstigt wurde der 
Zuzug durch hohen Wohnungsleerstand und einen vergleichsweise guten Zugang zu be-
zahlbarem Wohnraum. Viele Neuzugewanderte zieht es vor allem in die urbaneren Ort-
steile der stark zersiedelten Stadt, etwa nach Salzgitter-Lebenstedt. Im Projekt lag der Fo-
kus darauf, die Mobilität und soziale Teilhabe von Frauen mit Flucht- und Migrationsge-
schichte zu stärken. Dafür wurden Fahrradkurse angeboten. Regelmäßige Kurseinheiten, 
angeleitete Übungen und begleitende Vernetzungsangebote halfen den Teilnehmerin-
nen, sich sicherer im Alltag zu bewegen, Wege selbständig zurückzulegen und zum Teil 
neue Kontakte im Stadtteil zu knüpfen. Die Fahrräder können auch nach Kursende für ge-
meinsame Ausflüge ausgeliehen werden. 
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Ankunftsquartiere gestalten 
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C1 

Bettina Reimann, Isabel Ramos Lobato, Heike Hanhörster 

Kommunen gestalten Ankunftsquartiere – 
Projektfonds als Initial 
So vielfältig die Projektkommunen in ihren Ausgangslagen, Verwaltungsstrukturen und 
Quartierskontexten sind (vgl. Abschnitt „Die Projektkommunen“), so verbindet sie doch 
ein gemeinsames Anliegen: Impulse zu setzen, um ihre Ankunftsquartiere zu stärken und 
lokale Handlungsansätze zur Förderung von Teilhabe weiterzuentwickeln. Ein zentrales 
Instrument hierfür war der von der Stiftung Mercator geförderte Projektfonds. Den Pro-
jektkommunen standen jeweils rund 22.000 Euro für die Umsetzung von Ideen und klei-
neren Maßnahmen im Quartier zur Verfügung. Die Förderung war bewusst niedrigschwel-
lig angelegt: Grundlage war ein einfach gehaltener Antrag, der durch das For-
schungsteam geprüft und abgewickelt wurde. Möglich war dabei auch die Förderung 
mehrerer Maßnahmen je Kommune, sofern diese inhaltlich miteinander verbunden und 
in die jeweiligen lokalen Handlungsansätze eingebettet waren. Die Abstimmung über 
Themen und Maßnahmen erfolgte gemeinsam mit der jeweiligen Forschungsbegleitung. 

Dieser vom Haushalt der jeweiligen Kommune unabhängige Fördertopf war ein großer 
Erfolg: Er fungierte als Impulsgeber und eröffnete Spielräume in den Städten zum Aufbau 
von Kooperationen zwischen Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Akteuren, für die ko-
operative und partizipative Entwicklung von Ideen und Aktivitäten und nicht zuletzt für die 
Umsetzung von Maßnahmen. In einigen Kommunen entstanden mit Unterstützung des 
Fonds neue Maßnahmen. Andernorts wurden Maßnahmen und Projekte umgesetzt, für 
die bislang keine Fördermittel zur Verfügung standen, die aber bereits in der Schublade 
schlummerten. Auch die Fortführung oder Weiterentwicklung bestehender Projekte 
wurde durch den Fonds ermöglicht. 

Die Beiträge aus Berlin-Hellersdorf, Dresden, Kaiserslautern, Rostock und Saalfeld zeigen 
beispielhaft, wie unterschiedlich die Kommunen diese Spielräume genutzt haben. Ein 
Schwerpunkt lag auf Aktivitäten, die Austausch und Begegnung im Quartier fördern und 
sich an die gesamte Quartiersbevölkerung richten. Deutlich wird: Begegnung braucht 
nicht (allein) große Projekte und komplexe Formate. Sie entsteht beiläufig, spontan, an 
Orten, die ohnehin im Alltag genutzt werden. Der öffentliche Raum bot wiederholt die 
Bühne, um über das Ankommen ins Gespräch zu kommen, die Bedeutung der Nachbar-
schaft als Plattform für Kontakte stärker ins Bewusstsein der Bevölkerung zu rücken und 
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Beteiligung zu initiieren. So setzten viele niedrigschwellige Maßnahmen auf Empower-
ment, Aktivierung und Beteiligung von Bewohner:innen, Ehrenamtlichen und lokalen Ak-
teur:innen. Dazu gehörten Workshops, Nachbarschaftsprojekte und Angebote für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen wie Kinder und Jugendliche. Häufig wurden mit den För-
dermitteln mehrere kleinere Projekte parallel umgesetzt, z.B. kulturelle Formate und Bil-
dungsangebote.  

Lokale Kooperationen und Vernetzungen waren der Schlüssel, damit die Projektkommu-
nen erfolgreich aktiv werden konnten. Die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, der Zi-
vilgesellschaft und lokalen Initiativen bildete vielerorts die Grundlage dafür, dass Ideen 
entwickelt und umgesetzt werden konnten. Dabei spielte auch die fachbereichsübergrei-
fende Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung eine wichtige Rolle. Der Projektfonds 
trug dazu bei, bestehendes Engagement einzelner Personen und Gruppen sichtbarer zu 
machen sowie Ressourcen und bestehende Angebote und Aktivitäten zu bündeln und zu 
stärken. Besonders erfreulich ist, dass viele der durch den Fonds initiierten Maßnahmen 
mit Unterstützung des Quartiermanagements, von freien Trägern oder von Wohlfahrts-
verbänden fortgesetzt werden können oder dass die Projektkommunen zumindest die Fi-
nanzierungsmöglichkeiten dafür ausloten. Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen, dass auch 
temporäre Maßnahmen und Aktivitäten einen eigenen Wert haben können und in den 
Projektkommunen teilweise bewusst gewählt wurden. Denn auch sie schaffen Anlässe für 
Begegnung und können kurzfristig Aufmerksamkeit für Bedarfe und Potenziale im Quar-
tier erzeugen. 

Alle Projektkommunen bewerten den Projektfonds positiv – als sinnvolle Unterstützung 
mit klarem Mehrwert. Geschätzt werden vor allem die unkomplizierte Förderung, die als 
Türöffner bei der Suche nach Kooperationspartner:innen für die Projektumsetzung und 
den weiterführenden Austausch und Dialog wirkte. Auch aus Sicht des Forschungsteams 
hat der Projektfonds dazu beigetragen, neue Projektideen zu entwickeln, den Austausch 
zwischen den Projektkommunen zu fördern und die Zusammenarbeit innerhalb der Ver-
waltungen sowie mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und Bewohner:innen aufzubauen 
bzw. zu stärken. Denn nicht zuletzt boten die finanziellen Mittel Anreize für im Quartier 
aktive Akteur:innen, Vereine und Institutionen, mit der Kommunalverwaltung gemeinsam 
eine Idee zu entwickeln und umzusetzen. Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen auch Gren-
zen auf. Für eine längerfristige Umsetzung der ergriffenen Maßnahmen fehlen vielerorts 
die personellen Kapazitäten oder gesicherte Strukturen bei Trägern und lokalen Ak-
teur:innen. Damit wird einmal mehr deutlich: Projekte können wichtige Impulse setzen, 
ersetzen aber keine stabilen, dauerhaft tragfähigen Strukturen im Quartier. Der beson-
dere Mehrwert des Projektfonds liegt daher nicht allein in den umgesetzten Einzelmaß-
nahmen. Er liegt auch in der Anerkennung der besonderen Bedarfslagen in Ankunftsquar-
tieren und in der Möglichkeit, trotz begrenzter Ressourcen handlungsfähig zu werden. Der 
Fonds eröffnete Kommunen und Quartieren mit überdurchschnittlich hohem Handlungs-
druck und schwieriger Haushaltslage einen unkomplizierten Zugang zu finanziellen Mit-
teln, so dass Kommunalverwaltung gemeinsam mit lokalen Akteuren Ideen entwickeln 
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und umsetzen konnte, die andernfalls in der Schublade ruhen würden. Dass dies mit Hilfe 
des Fonds unter gleichsam schwierigen Voraussetzungen gelingt, ist ein Gewinn. Viele 
Aktivitäten tragen im Ergebnis dazu bei, das Quartier mit seinen Stärken und Herausfor-
derungen, seinen Leistungen und den dort lebenden Menschen Aufmerksamkeit zu ver-
schaffen und in den Fokus der Öffentlichkeit zu rücken.  
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C2  Fünf Beispiele aus den 
Projektmaßnahmen 

 





 

229 

Friederike Möller Bhering, André Weißenfels, Lara Hartig 

Gemeinschaft stärken im Quartier – 
Erfahrungen aus Berlin Marzahn-Hellersdorf  
Viele Großwohnsiedlungen sind seit Jahrzehnten durch Wegzug und Ankommen ge-
prägt. Dabei wird Nachbarschaft zu einem zentralen Aushandlungsraum gesellschaftli-
cher Fragen: Wer gehört dazu? Wer entscheidet mit? Wie wollen wir zusammenleben? 
Hellersdorf steht exemplarisch für diese Dynamiken. Als vergleichsweise junger Stadtteil 
ist er selbst ein Produkt des fortwährenden Ankommens. Dabei treffen unterschiedliche 
Biografien, Erwartungen und Zukunftsvorstellungen aufeinander – manchmal im solida-
rischen Miteinander, manchmal in Konkurrenz oder Konflikt. Gerade unter Bedingungen 
beschleunigten Wandels stellt sich die Frage, wie Zugehörigkeit entsteht und wie Ge-
meinschaft gedacht und gestaltet werden kann. Begegnung und Dialog können neue For-
men von nachbarschaftlicher Solidarität ermöglichen.  

Vor diesem Hintergrund ist das Berliner Landesprogramm BENN – Berlin Entwickelt Neue 
Nachbarschaften (siehe Kasten) – von besonderer Relevanz. Am Beispiel des Bezirks Mar-
zahn-Hellersdorf und des Standorts Louis-Lewin-Straße wird gezeigt, wie Ankommen 
und Gemeinschaft als sozialräumlicher Prozess konkret gestaltet werden können. Zu-
nächst werden die Bezirksregion Hellersdorf und der Sozialraum Louis-Lewin-Straße als 
dynamische Ankunftsräume vorgestellt. Anschließend rückt die praktische Arbeit des 
BENN-Programms in den Fokus: Anhand des Umsonstladens „UnbezahlBar“ und des 
Trickfilmprojektes „Über den frischen Wind“ wird gezeigt, wie materielle Infrastruktur und 
symbolische Verortung Gemeinschaft stärken. Abschließend werden die Erkenntnisse zu 
einer demokratiepolitischen Perspektive verdichtet, die Ankommen als kollektiven Aus-
handlungsprozess begreift. 

Der Beitrag entstand in gemeinsamer Autor:innenschaft der Praxispartner:innen Frie-
derike Möller Bhering (Stadtentwicklungsamt Marzahn-Hellersdorf, Abteilung Städte-
bauförderung) und André Weißenfels (Teamleitung BENN Louis-Lewin-Straße) sowie 
Lara Hartig (TU Berlin) aus dem Forschungsteam. 

1.  Die Bezirksregion Hellersdorf und das Quartier um die Louis-
Lewin-Straße 

Hellersdorf ist eine Großwohnsiedlung am Ostberliner Stadtrand im Bezirk Marzahn-Hel-
lersdorf. Die Geschichte von Hellersdorf ist im Kern eine Geschichte des Ankommens. Mit 
dem Bau von Hellersdorf als Großwohnsiedlung wurde 1979 begonnen. In den darauffol-
genden Jahren wurden sukzessive Wohnblöcke fertiggestellt und Straßen, Kindergärten, 
Grünanlagen und Kaufhallen gebaut. Hellersdorf in seiner heutigen Form ist also ein 
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Bezirk, der in der DDR auf dem Reißbrett entstanden ist und erst seit 40 Jahren existiert. 
Nach der Wende zogen viele Menschen aus dem Bezirk weg, was zu einer Veränderung 
in der Sozialstruktur führte. Erst ab 2010 gewann der Bezirk wieder an Attraktivität. Seit-
dem ist ein starkes Bevölkerungswachstum zu verzeichnen, das auch durch Zuwande-
rung geprägt ist (Aehnelt et al., 2021, S. 90). Gleichzeitig stehen viele Bewohner:innen 
Veränderungen skeptisch gegenüber und haben wenig Toleranz gegenüber Menschen 
anderer Nationalität und Kultur. Dies drückt sich auch im Wahlverhalten aus. Bei der letz-
ten Bundestagswahl hat die AfD mit 31,2 % die meisten Zweitstimmen erhalten (Die Bun-
deswahlleiterin, 2025) und neonazistische Gruppierungen wie der „Dritte Weg“ sind im 
Alltag durch Plakate, Demonstrationen und Rekrutierung an Jugendeinrichtungen prä-
sent. Ausländerfeindlichkeit ist hierbei kein neues Phänomen: Bereits in den 1990er-Jah-
ren kam es in Marzahn-Hellersdorf zu rassistischen Übergriffen und Morden an Mig-
rant:innen (Marburg, 2016, S. 130).  

In dieser vom Ankommen, von der Unterschiedlichkeit und teilweise auch von Konflikten 
geprägten Umgebung Hellersdorfs nimmt ein BENN-Team in der Louis-Lewin-Straße 
(LLS) seine Arbeit mit dem Ziel auf, die Nachbarschaft zusammenzubringen, Ankerpunkte 
des Zusammenlebens zu fördern und Menschen zu helfen, sich in ihrer Umgebung zu-
rechtzufinden. Seit Mai 2023 arbeitet das Team im Umfeld der Gemeinschaftsunterkunft 
Albert-Kuntz-Straße, gelegen in einem ruhigen Wohngebiet mit kaum öffentlichen Orten 
und keinem identifizierbaren Zentrum. Trotz der peripheren Lage ist das Gebiet durch die 
U-Bahn-Linie 5, Tram- und Buslinien gut an die umliegenden Bezirke und das Stadtzent-
rum angeschlossen. Im Sozialraum Louis-Lewin-Straße wohnen rund 18.000 Einwoh-
ner:innen. Vor allem zwischen 2017 und 2023 ist die Einwohner:innenzahl erheblich ge-
stiegen (Stephanus Stiftung, 2024, S. 3). Bedingt wurde diese starke Zuwanderung u.a. 
durch Nachverdichtung der Wohnungsbauten. Der Anteil von Menschen mit Migrations-
hintergrund lag im Jahr 2018 bei 19,7 %, im Jahr 2024 bereits bei 36,2 % (Berlin-Bran-
denburg, Amt für Statistik, 2025). Die Bevölkerungszusammensetzung hat sich also im-
mer wieder und insbesondere in den letzten Jahren dynamisch verändert. 

BENN – Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften 

BENN (Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften) ist ein Landesprogramm der Berliner Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, das 2017 gestartet wurde. Es 
richtet sich an Quartiere, in denen die Aufnahme geflüchteter Menschen und anderer Zu-
wanderungsgruppen das nachbarschaftliche Zusammenleben in kurzer Zeit deutlich verän-
dert. In diesen (neuen) Ankunftsquartieren müssen Fragen von sozialer Teilhabe, Zugehö-
rigkeit und der Organisation des Alltags vor Ort neu ausgehandelt werden. BENN versteht 
Integration als sozialräumlichen Prozess der Teilhabe, der in den Nachbarschaften gemein-
sam mit langjährigen und neu hinzugezogenen Bewohner:innen gestaltet werden muss. 
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Das Programm konzentriert sich auf vier zentrale Handlungsfelder: 
 Begegnung und aktives Miteinander 
 Empowerment und Beteiligung 
 Kommunikation und Dialog 
 Netzwerkarbeit und Quartiersentwicklung 

 
Das Programm wird gezielt im Umfeld großer Gemeinschaftsunterkünfte für Geflüchtete 
durchgeführt, also dort, wo Ankommen, Unsicherheit, Ressourcenknappheit und vielfältige 
Nachbarschaftserwartungen aufeinandertreffen. Aktuell wird BENN berlinweit an 23 Stand-
orten umgesetzt, davon fünf im Bezirk Marzahn-Hellersdorf. In den jeweiligen BENN-Gebie-
ten gibt es Vor-Ort-Teams und BENN-Büros als sichtbare Anlaufstellen und Kommunikati-
onsorte. Aufbauend auf Netzwerkanalyse und einer aktivierenden Befragung in der Nach-
barschaft, erarbeiten die Vor-Ort-Teams im Rhythmus von zwei Jahren ein Handlungskon-
zept mit Maßnahmen, die mit einem jährlichen Budget von insgesamt 20.000 bis 30.000 
Euro gefördert werden. Die Beteiligung von Bewohnerschaft, lokalen Akteuren und bezirkli-
chen Fachämtern an der Konzepterstellung und Maßnahmenentwicklung und -umsetzung 
ist ein wichtiges Instrument, um Perspektivenvielfalt aufzunehmen und lokale Wissensbe-
stände sichtbar zu machen. Das Programm ist vorerst bis Ende 2028 gesichert, was eine 
mittel- bis langfristige Perspektive für den Aufbau stabiler Strukturen bietet. 
Die Zusammenarbeit zwischen Senat und Bezirken ist in einer Kooperationsvereinbarung 
geregelt. Dadurch sind die Themen Integration, Nachbarschaft und sozialräumliche Ent-
wicklung nicht nur in Projekten, sondern in der regulären Verwaltungs- und Bezirkspraxis 
verankert. Die Arbeit der bezirklichen BENN-Koordination besteht darin, das Vor-Ort-Team 
zu unterstützen, Maßnahmen fachämterübergreifend abzustimmen und langfristig zu ver-
stetigen. Die starke Verzahnung zwischen Vor-Ort-Team und Bezirksamt macht deutlich, 
dass BENN an der Schnittstelle zwischen Projektarbeit, Verwaltungshandeln und zivilgesell-
schaftlichem Engagement operiert. Damit bietet das Programm ein konkretes Beispiel da-
für, wie kommunale Integrationsgovernance in Ankunftsquartieren ausgestaltet werden 
kann. 

2. Der Weg zur Umsetzung 

In unserem Arbeitsalltag bei BENN in der Louis-Lewin-Straße haben wir zwei Dinge 
schnell gelernt: Ankommen betrifft alle und Ankommen hört nie auf. Unsere Arbeit be-
schränkt sich also nicht nur auf Menschen, die vor Kurzem zugezogen sind, oder auf Men-
schen, die aus anderen Ländern zugezogen sind. Ankommen ist zudem nicht nur ein An-
spruch, sondern auch ein Aushandlungsprozess und damit eine Verantwortung für alle. 
Es bedarf der Offenheit aller Nachbar:innen, sich zu begegnen und immer wieder heraus-
zufinden, nach welcher Façon man selbst und andere leben und zusammenleben wollen. 
Unsere Arbeit zeigt deutlich, dass ein solcher Aushandlungsprozess für viele Leute nicht 
wirklich stattfindet. Wie also können solche schwierigen gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozesse vereinfacht und möglich gemacht werden? Was bedeutet es, 
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„Ankommen“ als politisches Ziel zu postulieren? In unserer Arbeit gehen wir davon aus, 
dass es zwei Hauptaspekte beim Ankommen gibt.  

Erstens müssen genug zugängliche materielle, soziale und gesundheitliche Infrastruktu-
ren existieren, sodass möglichst wenige Ressourcenkonflikte entstehen. Zweitens müs-
sen Menschen sich sinnhaft in ihrer Umgebung verorten können und wohlfühlen. Neben 
der materiellen Gestaltung der Nachbarschaft ist also die symbolische Gestaltung beson-
ders wichtig. Menschen können nur dann Zugänge (zu ökonomischen und sozialen Res-
sourcen) in ihrer Umgebung nutzen, wenn sie verstehen, welche Rolle sie in dieser Umge-
bung spielen, was ihre Existenz an diesem Ort bedeutet und wo es von hier aus hingehen 
kann und soll. Denn um eine Vision für das eigene Leben zu entwickeln, müssen Men-
schen den Ort, an dem sie sind, verstehen.  

Die beiden folgenden Projekte stehen beispielhaft für diese beiden Ziele: Der Umsonstla-
den „UnbezahlBar“ in Marzahn-Süd ist eine innovative Infrastruktur und ergänzt das ma-
terielle Angebot; das Trickfilmprojekt steht für eine symbolische Verortung in der Nach-
barschaft Louis-Lewin-Straße durch das gemeinsame Erarbeiten einer lokalen Erzählung.  

2.1 Der Umsonstladen „UnbezahlBar“ 

Ein Beispiel für eine Maßnahme, die zeigt wie BENN Teilhabe in Ankunftsquartieren prak-
tisch organisiert, Konfliktpotenziale bearbeitet und neue Formen des Miteinanders etab-
liert, ist der Umsonstladen „UnbezahlBar“ in Marzahn. Dieser wurde von den BENN-
Teams Marzahn-Süd und Blumberger Damm (pad gGmbH) in Kooperation mit dem DRK-
Kreisverband Berlin-Nordost e.V. und der Volkssolidarität Berlin auf der Marzahner Pro-
menade entwickelt (siehe: https://marzahn-sued.de/unbezahlbar/). Das Besondere: Die 
UnbezahlBar bietet nicht nur gebrauchte Kleidung, Alltagsgegenstände, Bücher und ei-
nen Kiezkühlschrank mit geretteten Lebensmitteln an, sondern kostenlose professionelle 
Sozialberatung vor Ort, die hauptsächlich durch das DRK angeboten und vereinzelt durch 
andere Beratungsangebot ergänzt wird. Knapp 20 Ehrenamtliche sind in der UnbezahlBar 
aktiv. Der Laden ist an vier Tagen in der Woche geöffnet und wird von bis zu 300 Personen 
pro Tag besucht. Ein großer Teil der Ehrenamtlichen hat eigene Fluchterfahrungen und 
lebt unter anderem in umliegenden Gemeinschaftsunterkünften. Dadurch wird Diversität 
im Stadtteil sichtbar, und Menschen mit Fluchtgeschichte werden nicht als hilfsbedürftig, 
sondern als handelnd und fester Bestandteil der Nachbarschaft wahrgenommen. Nied-
rigschwellige Hilfeleistungen und Sozialberatung sowie Anlässe für Begegnung und 
(Aus-)Tausch prägen das Konzept des Ladens.  
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Abb. 1: Die UnbezahlBar 

 

Foto: DRK-Kreisverband Berlin-Nordost e.V. 

2.2  Das Trickfilmprojekt „Über den frischen Wind. Ankünfte, Arbeit, 
Liebe und Leben in Hellersdorf seit 1985” 

Das Trickfilmprojekt „Über den frischen Wind“ entstand im Rahmen des Projektfonds des 
Praxis-Forschungsprojektes „Teilhabe in (neuen) Ankunftsquartieren stärken“ und in Ko-
operation mit Trickmisch e.V. und dem Künstlerduo Eva Hertzsch und Adam Page. Das 
Projekt bildet den Rahmen für ein regelmäßiges Zusammentreffen unterschiedlicher 
Nachbar:innen und bietet ihnen einen Raum, um über ihre Biografien und ihr Leben in 
Hellersdorf zu erzählen. Auf dieser Grundlage erarbeiten die Nachbar:innen zusammen 
mit Künstler:innen einen Trickfilm, der das Ankommen und Leben in Hellersdorf darstellt. 
Wichtig an dem Prozess ist, dass Nachbar:innen sich gegenseitig zuhören und die Viel-
schichtigkeit von verschiedenen Biografien kennenlernen. Damit setzt das Projekt auf 
konkrete individuelle Lebensgeschichten, die nachempfindbar und komplex sind. Es bil-
det einen Gegenpol zu medial aufgeladenen abstrakten Narrativen über „Gruppen“, die 
vereinfachend sind, Differenz stigmatisieren und so Empathie und Solidarität verunmög-
lichen. Dabei wollen wir niemanden von bestimmten Inhalten überzeugen. Ziel ist eine un-
geschönte Bestandsaufnahme: Wie ist es für verschiedene Menschen, in Hellersdorf an-
zukommen und zu leben? Auf dieser Grundlage sollen die Teilnehmenden dann offen dar-
über reden, was individuelle und kollektive Antworten sind auf die Fragen: Was ist dieser 
Ort? Welche Rolle spiele ich hier? Welche Rolle spielt der Ort in meiner Geschichte? Was 
bietet er mir? Was biete ich dem Ort? 
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Abb. 2: Erstellung von gezeichneten Szenen des Trickfilms 

 

Foto: Eva Hertzsch und Adam Page 2026 

Obwohl das Projekt noch nicht abgeschlossen ist, können wir schon jetzt erkennen, dass 
die Teilnehmenden sich bewusster werden über ihre Umgebung und die Menschen, die 
in ihr leben. Es entstehen auch schon kleine gemeinsame Narrative: Viele Teilnehmende 
können sich identifizieren mit schlechten Erfahrungen mit sozialstaatlichen Behörden und 
bürokratischen Prozessen (Jobcenter, Krankenkassen etc.). Viele Teilnehmende sehen 
rassistische Diskriminierung in ihrem Umfeld und wünschen sich eine größere Offenheit 
gegenüber Andersartigkeit. Allen Teilnehmenden gefällt es, dass Hellersdorf eine grüne 
und ruhige Umgebung bietet. Sie sind sich darüber einig, dass bei allen Problemen Hel-
lersdorf einen zu schlechten Ruf genießt, und sie würden sich wünschen, dass sich das 
ändert. Es scheint sich also die Prämisse des Projekts zu bewahrheiten: Ein gemeinsames 
Gestalten und Etablieren von Narrativen unterstützt den Ankommensprozess für alle Be-
teiligten und macht Hellersdorf als Ankunftsquartier für die Menschen, die hier leben, 
greifbar. 

3. Schlussfolgerung 

Die Fallstudie Hellersdorf – insbesondere am Beispiel BENN Louis-Lewin-Straße – zeigt, 
wie Gemeinsamkeiten von Bewohner:innen über soziale, biografische und kulturelle 
Grenzen hinweg gestärkt werden können. In einem Stadtteil, der selbst durch kontinuier-
liches Ankommen geprägt ist, wird deutlich: Ankommen ist ein dauerhafter 
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sozialräumlicher Aushandlungsprozess, der alle betrifft. Damit wird die Arbeit in Ankunfts-
quartieren zugleich zu einer demokratiepolitischen Aufgabe. Es geht um die konkrete 
Ausgestaltung von Teilhabe, Zugehörigkeit und Mitverantwortung im lokalen Kontext. Im 
Trickfilmprojekt „Über den frischen Wind“ werden unterschiedliche Perspektiven bewusst 
sichtbar gemacht und produktiv genutzt. Durch das gemeinsame Erzählen, Zuhören und 
Gestalten entsteht ein Raum, in dem biografische Vielfalt nicht als Trennlinie, sondern als 
Ressource erfahrbar wird. Die Erkenntnis, dass trotz unterschiedlicher Lebenswege viele 
Alltagserfahrungen – etwa im Umgang mit Behörden, in Fragen von Diskriminierung oder 
im Wunsch nach Anerkennung und Sicherheit – ähnlich sind, schafft geteilte Bezugs-
punkte und fördert lokale Vertrautheit. 

Die Erfahrungen aus der BENN-Arbeit verdeutlichen, dass es sich lohnt, den Blick be-
wusst auf das Verbindende zu richten, ohne Unterschiede zu negieren. Gemeinschaft ent-
steht dort, wo an gemeinsamen Alltagserfahrungen angesetzt wird und wo Räume ge-
schaffen werden, die Begegnung, gegenseitiges Verständnis und kollektive Selbstveror-
tung ermöglichen. Solche Räume sind keine Selbstverständlichkeit, sondern müssen ak-
tiv organisiert, moderiert und institutionell abgesichert werden – genau hier liegt die 
Stärke des BENN-Programms als kommunale Infrastruktur.  
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Hannah Brill 

Kaiserslautern West: Ankunftsraum zwischen 
Engagement und Unsichtbarkeit 

1. Einleitung 

Kaiserslautern ist eine durch internationale Zuwanderung geprägte und in den letzten 
Jahren wieder wachsende Stadt mit rund 100.000 Einwohner:innen. Als Hochschul- und 
Industriestandort sowie durch die Präsenz des US-Militärs ist Migration seit Langem Teil 
der städtischen Entwicklung. Gleichzeitig liegt die Stadt in einer strukturschwächeren Re-
gion mit vergleichsweise hoher Arbeitslosigkeit. Ein kommunales Integrationskonzept 
existiert erst seit 2013 – ein Hinweis darauf, dass die institutionelle Auseinandersetzung 
mit Migration vergleichsweise jung ist. 

Vor diesem Hintergrund richtet sich der Blick auf den Stadtteil Kaiserslautern West im 
Nordwesten der Innenstadt. Das Quartier war Untersuchungsraum im Projekt „Teilhabe 
in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren“, das der Frage nachgeht, wie Teilhabeprozesse in migrati-
onsgeprägten und sozial benachteiligten Stadtteilen konkret gestaltet werden – und wel-
che Rolle lokale Akteur:innen, bestehende Strukturen und alltägliche Praktiken dabei 
spielen. 

Grundlage der folgenden Darstellung sind qualitative Interviews mit Akteur:innen aus 
Wohlfahrt, Bildung und Zivilgesellschaft sowie mit Bewohner:innen, ergänzt durch Be-
obachtungen vor Ort und Einblicke in kommunale Planungsprozesse. Kaiserslautern 
West wurde dabei gezielt als exemplarischer Fall ausgewählt, da sich hier zentrale Dyna-
miken von Ankunftsquartieren in verdichteter Form zeigen. 

Im Rahmen des Projektfonds wurde darüber hinaus das Vorhaben „Miteinander im Quar-
tier“ initiiert, das gezielt an bestehenden Strukturen und Bedarfen vor Ort ansetzt. Ziel ist 
es, vorhandenes Engagement sichtbarer zu machen, Akteur:innen stärker zu vernetzen 
und niedrigschwellige Formen der Begegnung im öffentlichen Raum zu fördern. Die im 
Projekt entwickelten Maßnahmen – insbesondere temporäre, alltagsnahe Formate im Be-
reich Ernährung und Bewegung – dienen dabei als experimentelle Zugänge, um Teilhabe 
im Quartier praktisch erfahrbar zu machen. 

2. Der Stadtteil Kaiserslautern West 

Kaiserslautern West ist ein gewachsenes Wohngebiet mit ausgeprägter sozialräumlicher 
Differenzierung: Hochhäuser im oberen Bereich, Einfamilienhäuser in mittleren Lagen 
und kommunaler Wohnungsbau im südlichen Teil. Seit Jahren fungiert das Quartier als 
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zentraler Ankunftsort für unterschiedliche Zuwanderungsgruppen – nicht zuletzt auf-
grund vergleichsweise günstiger Mieten. 

Abb. 1:  Kaiserslautern West – ein Quartier am Rand der Stadt und doch mitten in ihren Dynamiken 

   

Fotos: Hannah Brill 

Wer sich dem Quartier von der Innenstadt aus nähert, erlebt jedoch nicht nur eine bauli-
che, sondern auch eine atmosphärische Verschiebung. Große Verkehrsachsen markieren 
den Übergang, Wege werden steiler, Zwischenräume größer, Aufenthaltsorte seltener. 
Mit der Topografie wächst das Gefühl, sich an den Rand der Stadt zu bewegen. Eine In-
terviewpartnerin beschreibt diese Wahrnehmung so: „Also natürlich haben wir das Prob-
lem, dass man halt doch ein bisschen ab vom Schuss ist. Also hier ist nicht viel“ (Mitarbei-
ter:in Wohlfahrtsverband). Dabei ist das Quartier geographisch keineswegs isoliert. Infra-
struktur und Innenstadt sind erreichbar – und doch entsteht Distanz. Nicht nur räumlich, 
sondern auch politisch: ein Stadtteil, der in der Wahrnehmung lange ein blinder Fleck war. 

Die bauliche Struktur ist heterogen: Einfamilienhäuser aus den 1930er- und 1950er-Jah-
ren, späterer Geschosswohnungsbau und die markanten Hochhäuser, die umgangs-
sprachlich als die „drei Riesen“ bezeichnet werden. Dazwischen liegen Freiflächen mit Po-
tenzial, jedoch ohne klare Funktion. Eine identitätsstiftende Mitte fehlt. 
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Abb. 2: Das Quartier „hinter den sieben Bergen“ 

 

Quelle: Thies Schwarz 

Die eigentliche Randlage ist dabei weniger topografisch als diskursiv produziert. Über 
Jahre hinweg stand das Quartier politisch kaum im Fokus. Rückblickend formuliert es ein 
Interviewpartner so: „Ich würde sagen, das Wohngebiet ist politisch lange nicht in den 
Blick genommen worden – bestimmt über zwei Jahrzehnte. Inzwischen steht es stärker 
im Fokus, was ein wichtiger Schritt ist. Es könnte aber noch mehr passieren“ (Mitarbei-
ter:in Bildungseinrichtung). 

Diese diskursiv produzierte Randlage bleibt nicht folgenlos. Sie spiegelt sich auch in poli-
tischen Wahrnehmungen wider: Insbesondere in sozial benachteiligten Quartieren – wie 
auch in Kaiserslautern West – artikuliert sich das Gefühl, von der Politik nicht gesehen zu 
werden. Das vielfach formulierte Narrativ „denen da oben sind wir egal“ verweist auf eine 
Erfahrung mangelnder Responsivität, die eng mit den sozialräumlichen Bedingungen vor 
Ort verknüpft ist. 

3. Ankunft als Dauerzustand 

Gleichzeitig ist Kaiserslautern West seit Jahrzehnten ein Ankunftsquartier. Migration ge-
hört zur Geschichte des Ortes. Neu ist weniger die Diversität als die Verdichtung sozialer 
Herausforderungen. Der steigende Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte – etwa 
aus Syrien, Bulgarien oder der Ukraine – trifft auf bereits bestehende soziale 
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Benachteiligungen. Eine Interviewstimme beschreibt diese Dynamik: „Die prekären Ver-
hältnisse im Wohngebiet verändern sich eigentlich kaum. Was sich verändert, sind die 
Menschen, die hier ankommen und weiterziehen – viele schaffen das auch. […] Die zent-
rale Frage bleibt jedoch dieselbe: Wie gelingt eine gute Integration?“ (Mitarbeiter:in Bil-
dungseinrichtung). 

Ankunft ist hier kein einmaliges Ereignis, sondern wiederkehrende Struktur. Das Quartier 
fungiert als erste Anlaufstation für viele Neuzugewanderte – und aufgrund des ange-
spannten Wohnungsmarktes zunehmend auch als Ort, aus dem ein Wegziehen kaum 
möglich ist. Viele Wohnungen befinden sich in schlechtem baulichem Zustand, soziale 
Problemlagen verfestigen sich. Die räumliche Konzentration benachteiligter Haushalte 
verstärkt dabei das öffentliche Bild des Quartiers: Armut und ethnische Zuschreibungen 
verschränken sich, das Quartier wird von außen – in medialen, politischen und alltags-
praktischen Diskursen – stigmatisiert. Gleichzeitig zeigt sich in den Interviews, dass diese 
Zuschreibungen nicht durchgehend mit den Wahrnehmungen derjenigen Bewohner:in-
nen übereinstimmen, die im Rahmen der Untersuchung befragt wurden – insbesondere 
neu Zugewanderte beschreiben das Quartier differenzierter und weniger defizitorientiert. 

4. Was hier passiert – Engagement im Kleinen 

Was das Quartier im Alltag trägt, sind weniger ausgebaute Strukturen als die kontinuier-
liche Präsenz von Menschen und Institutionen, die seit Jahren vor Ort arbeiten: Bera-
tungsstellen, soziale Träger, Schule, Kita und Vereine. Sie fungieren als Ansprechstellen, 
Vermittler:innen und Vertrauenspersonen. Für viele Bewohner:innen sind sie die ersten – 
und oft einzigen – niedrigschwelligen Zugänge zu Unterstützung, Orientierung und Ge-
meinschaft. 

Begegnung entsteht dabei selten in großen, organisierten Formaten, sondern im Alltag: 
auf dem Schulhof, im Beratungsraum, bei spontanen Aktionen oder in informellen Ge-
sprächen. Das Engagement der vor Ort tätigen Akteure zeigt sich pragmatisch und nah 
an den Lebensrealitäten der Bewohner:innen. Gerade diese Alltagsnähe ist eine zentrale 
Stärke dieses Engagements. 
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Abb. 3: Begegnung entsteht im Quartier oft im Kleinen – hier etwas größer beim Stadtteilfest  

   

Fotos: Hannah Brill 

Gleichzeitig sind die bestehenden Unterstützungs- und Angebotsstrukturen im Quartier 
fragil. Es handelt sich weniger um ein dauerhaft abgesichertes Netzwerk als um einzelne 
Angebote und Initiativen, die stark vom Engagement bestimmter Personen abhängen. 
Viele dieser Angebote entstehen, weil Einzelne sie initiieren, organisieren und langfristig 
tragen. Die verfügbaren personellen und finanziellen Ressourcen sind begrenzt, Zustän-
digkeiten institutionell klar abgegrenzt und zusätzliche Spielräume oft gering. Fällt eine 
dieser engagierten Personen weg, können Angebote oft nicht aufrechterhalten werden – 
es entstehen schnell Versorgungslücken. 

Hinzu kommt, dass jenseits der Regelstrukturen – Schule, Kita und Unterkunft – nur we-
nige kontinuierliche Begegnungs- und Freizeitangebote existieren. Von den vor Ort Täti-
gen werden deutliche Bedarfe benannt: fehlende Jugendtreffs, begrenzte kulturelle An-
gebote und eine schwache Nahversorgung. Viele zentrale Infrastrukturen liegen außer-
halb des Quartiers. Für Menschen, die mobil, sprachlich sicher und finanziell abgesichert 
sind, sind sie erreichbar – für andere bleiben sie faktisch schwer zugänglich. 

Es gibt durchaus positive Entwicklungen. Mit der Schiller-Grundschule ist eine zentrale 
Bildungseinrichtung nach mehreren Jahren in einer ausgelagerten Interimslösung wieder 
ins Quartier zurückgekehrt und steht nun erneut als wichtiger Anlaufpunkt für Kinder und 
Familien vor Ort zur Verfügung. Durch ihre Beteiligung an Förderformaten wie dem Fami-
liengrundschulzentrum erweitert sie ihr Angebot über den Unterricht hinaus und schafft 
zusätzliche Zugänge zu Beratung, Unterstützung und Begegnung im Stadtteil. Auch die 
städtische Spiel- und Lernstube „Rappelkiste“, eine langjährig im Quartier verankerte Ein-
richtung der kommunalen Kinder- und Jugendhilfe, konnte einen kleinen Bolzplatz reali-
sieren. Mit dem Quartiersmanagement ist zudem eine sichtbare Anlaufstelle entstanden, 
die Beratung, Koordination und punktuelle Angebote bündelt. 
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Diese Entwicklungen zeigen, dass eine Weiterentwicklung und Aufwertung des Quartiers 
möglich sind. Gleichzeitig verbessern sie die Situation im Alltag, verändern die strukturel-
len Rahmenbedingungen bislang jedoch nur begrenzt. Das Engagement stabilisiert – 
aber es transformiert den öffentlichen Raum kaum. Es wirkt vor allem im Alltag einzelner 
Familien, weniger als sichtbares Zeichen gesamtquartierlicher Entwicklung. Seine Be-
deutung ist hoch, seine Wahrnehmbarkeit gering. 

Gerade darin liegt eine zentrale Spannung des Quartiers: Nicht das Fehlen von Engage-
ment ist das Problem, sondern seine begrenzte strukturelle Reichweite und geringe öf-
fentliche Sichtbarkeit. 

5. Zwischen Planung und Wirklichkeit 

Mit der Aufnahme des Stadtteils in das Städtebauförderprogramm „Soziale Stadt“ (heute 
„Sozialer Zusammenhalt“) im Jahr 2021 und der Erarbeitung eines integrierten Hand-
lungskonzepts, das im selben Jahr vom Stadtrat beschlossen wurde, wurden vielfältige 
Maßnahmen zur Aufwertung und Stabilisierung des Quartiers entwickelt. Dazu zählen un-
ter anderem die Aufwertung von Spiel- und Freiflächen, die Verbesserung von Wegebe-
ziehungen, die Schaffung von Begegnungsorten sowie Maßnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung und zur Gestaltung des Schulumfelds. 

Die Maßnahmen basieren auf einem integrierten Ansatz der Quartiersentwicklung, in des-
sen Rahmen Beteiligungsprozesse durchgeführt, Bedarfe erhoben und Prioritäten ge-
meinsam mit lokalen Akteur:innen und Bewohner:innen definiert wurden. 

Abb. 4: Viele Orte tragen Potenzial – und warten zugleich auf Umsetzung 

    

Fotos: Hannah Brill 

Es zeigt sich bislang allerdings: Wenngleich sich das Quartiersmanagement als sichtbare 
Struktur etabliert hat, lassen viele baulich-räumliche Maßnahmen, die im integrierten 
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Handlungskonzept vorgesehen sind, weiterhin auf sich warten. Anstelle von belebten Or-
ten, gestalteten Plätzen und gut nutzbaren Wegen prägen vielerorts weiterhin wenig at-
traktive, funktional unbestimmte Räume das Bild des Quartiers. 

Diese Diskrepanz zwischen formulierten Zielen und erlebter Realität erzeugt Ambivalenz: 
Einerseits gibt es Anerkennung dafür, dass das Quartier politisch stärker in den Blick ge-
rückt ist. Andererseits entsteht das Gefühl, dass angekündigte Veränderungen nur lang-
sam sichtbar werden. 

6.  Das Projekt „Miteinander im Quartier“: wahrnehmen, bündeln, 
sichtbar machen 

Das Projekt „Miteinander im Quartier“ setzt an einer zentralen Beobachtung im Quartier 
an: Engagement ist vorhanden, bleibt jedoch häufig unsichtbar, strukturell wenig abgesi-
chert und erhält nur begrenzte öffentliche Aufmerksamkeit. Vor diesem Hintergrund 
wurde das Projekt im Rahmen des Projektfonds initiiert und von der kommunalen Verwal-
tung (Integrationsbeauftragter) sowie einer Quartiersmanagerin (Wohlfahrtsverband) 
umgesetzt. Es richtet sich an Bewohner:innen und insbesondere an Kinder und Jugend-
liche und zielt darauf ab, bestehende Akteur:innen zu vernetzen, niedrigschwellige Begeg-
nungen zu fördern und das vorhandene Engagement im Quartier sichtbarer zu machen. 

Das Projekt versteht sich dabei nicht als Ersatz kommunaler Verantwortung, sondern als 
unterstützende Plattform – für das Quartiersmanagement, für bestehende Träger und Ini-
tiativen sowie für punktuelle Kooperationen. Alle Aktivitäten werden gemeinsam mit loka-
len Akteur:innen und Ehrenamtlichen entwickelt und umgesetzt. Ziel ist es, vorhandene 
Ressourcen zu bündeln, neue Zugänge zu schaffen und das Quartier als sozialen Raum 
erfahrbar zu machen. 

Der thematische Fokus auf Ernährung und Bewegung ist bewusst gewählt: Beide Themen 
sind alltagsnah, kulturübergreifend anschlussfähig und ermöglichen niedrigschwellige 
Formen der Beteiligung. 

Herzstück des Projekts ist der Bau einer mobilen Küche, die gemeinsames Kochen im öf-
fentlichen Raum ermöglicht. Plätze, die bislang vor allem funktional genutzt werden, wer-
den so temporär zu sozialen Räumen. Sichtbarkeit entsteht dabei nicht durch bauliche 
Großmaßnahmen, sondern durch gemeinsames Tun. Essen fungiert als verbindendes 
Element, das keine gemeinsame Sprache voraussetzt und institutionelle Schwellen redu-
ziert. 
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Abb. 5: Gemeinschaftliches Kochen als Initiator für Begegnung 

   

Foto links: Thomas Brenner, Foto rechts: Hannah Brill 

Konkrete Aktionen – wie gemeinsames Kochen und Pizzabacken auf dem zentralen Platz 
im Rahmen der „Kehrwoche“ – bringen unterschiedliche Akteur:innen zusammen: 
Schule, Kita, Unterkunft und Quartiersmanagement. Damit werden Institutionen sichtbar, 
die zwar im Quartier präsent sind, bislang jedoch selten gemeinsam im öffentlichen Raum 
auftreten. 

Abb. 6: Ideensammlung für das Quartier 

 

Foto: Hannah Brill 
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Auch schulische Formate tragen dazu bei, institutionelle Räume für das Quartier zu öff-
nen. Ein Aktionstag zu gesunder Ernährung und Bewegung schafft Anlässe für Begeg-
nung: Lokale Vereine stellen sich vor, Krankenkassen informieren spielerisch, Bewe-
gungsangebote laden zum Mitmachen ein. Die Schule wird dabei nicht nur zum Lernort, 
sondern zum Begegnungsort für das gesamte Quartier. 

Die Maßnahmen sind bewusst temporär angelegt. Gerade dadurch entstehen Situatio-
nen, in denen sichtbar wird, was sonst im Hintergrund bleibt: Kooperation, Engagement 
und gelebte Nachbarschaft. Das Projekt reagiert damit auf eine zentrale Leerstelle im 
Quartier – nicht auf ein Fehlen von Engagement, sondern auf dessen begrenzte struktu-
relle Reichweite und geringe öffentliche Präsenz. Indem es vorhandene Kräfte bündelt 
und öffentlich erfahrbar macht, trägt es dazu bei, das Quartier aus seiner Unsichtbarkeit 
herauszulösen. 

7. Schluss: Ein offenes Ende – und ein Appell 

Kaiserslautern West zeigt exemplarisch, dass Ankunftsquartiere weniger durch ein Defizit 
an Engagement geprägt sind als durch dessen geringe strukturelle Absicherung und 
Sichtbarkeit. Trotz vielfältiger Initiativen, engagierter Akteur:innen und alltagsnaher Un-
terstützungsangebote bleibt das Quartier in seiner öffentlichen Wahrnehmung und städ-
tebaulichen Entwicklung oft randständig. Ankunft ist hier kein Übergang, sondern ein 
dauerhafter Zustand, der sich mit bestehenden sozialen Herausforderungen überlagert. 

Die Diskrepanz zwischen planerischen Zielen und erlebter Realität verdeutlicht, dass 
strukturelle Veränderungen Zeit benötigen – und bislang nur begrenzt im Alltag der Be-
wohner:innen ankommen. Gleichzeitig wird deutlich, dass gerade niedrigschwellige, tem-
poräre Formate wichtige Impulse setzen können: Sie machen vorhandenes Engagement 
sichtbar, stärken Netzwerke und eröffnen neue Räume für Begegnung. 

Damit liegt eine zentrale Erkenntnis darin, dass nachhaltige Quartiersentwicklung sowohl 
langfristige strukturelle Investitionen als auch flexible, alltagsnahe Ansätze braucht. Erst 
im Zusammenspiel von beidem kann es gelingen, Teilhabe nicht nur zu organisieren, son-
dern im Quartier auch spürbar und sichtbar werden zu lassen. 
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Julia Burgold, Bettina Reimann, Jessica Teschke, Julia Wahl 

„Nimm Platz und komm an! – Triff deine 
Nachbarn“ – ein Projekt zur Erprobung 
mobiler Begegnungsformate in Offenbach 
Mit dem – durch den Projektfonds der Stiftung Mercator geförderten – Projekt „Nimm 
Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn“ erprobten die Offenbacher Quartiermanage-
ments im Senefelder Quartier, Mathildenviertel, Nordend und Lauterborn ein aufsuchen-
des Begegnungsformat, um neu zugewanderte Menschen und weitere Zielgruppen bes-
ser an bestehende Beratungs-, Unterstützungs- und Teilhabeangebote heranzuführen. 
Ausgangspunkt war die Beobachtung, dass in Offenbach zwar zahlreiche Angebote vor-
handen sind, diese jedoch viele Menschen nur eingeschränkt erreichen. Durch mobile Be-
gegnungsräume im öffentlichen Raum wurden Information, Beratung und Begegnung 
miteinander verbunden und Menschen dort angesprochen, wo sie ihren Alltag verbrin-
gen. Die Erfahrungen zeigen, dass die zentrale Herausforderung häufig nicht das Fehlen 
von Angeboten ist, sondern deren Zugänglichkeit betrifft. Mobile und aufsuchende For-
mate können hier eine wichtige Brückenfunktion übernehmen, indem sie die Sichtbarkeit 
bestehender Unterstützungsstrukturen steigern, neue Zugänge schaffen, Bedarfe er-
kennbar werden lassen und Vertrauen aufbauen.  

In diesem Beitrag ordnen die Autorinnen die Projekterfahrungen in aktuelle Debatten zu 
Ankunftsinfrastrukturen ein, stellen den Projektansatz sowie die Erfahrungen aus zwei be-
teiligten Quartieren vor und leiten Empfehlungen für die Weiterentwicklung und Versteti-
gung aufsuchender Teilhabe- und Begegnungsformate ab. 

1. Bedeutung und Charakter von Ankunftsinfrastrukturen 

Offenbach gehört zu den vielfältigsten Städten Deutschlands. Ein großer Teil der Bevöl-
kerung hat eine Einwanderungsgeschichte, insbesondere unter Kindern, Jugendlichen 
und Familien prägen Migration und Diversität den städtischen Alltag. So hatten im Jahr 
2025 68,1 % der Einwohner:innen einen Migrationshintergrund, bei den unter 18-Jähri-
gen waren es sogar über 80 %. Entsprechend verfügt die Stadt über eine breite Land-
schaft an Beratungs-, Bildungs-, Gesundheits- und Unterstützungsangeboten sowie über 
zahlreiche zivilgesellschaftliche Initiativen, Vereine und Projekte, die Teilhabe und Integra-
tion fördern. 

Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen aus der Quartiers-, Integrations- und Sozialarbeit, 
dass vorhandene Angebote nicht alle Menschen gleichermaßen erreichen. Insbesondere 
neu zugewanderte Menschen, Familien in prekären Lebenslagen oder Personen mit ge-
ringen Deutschkenntnissen finden oftmals nur schwer Zugang zu bestehenden 
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Unterstützungsstrukturen. Die Herausforderung liegt dabei häufig nicht im Fehlen von 
Angeboten, sondern darin, wie Menschen von ihnen erfahren, wie sie Vertrauen zu ihnen 
aufbauen und ob sie die bestehenden Strukturen tatsächlich nutzen können. 

Die Forschung zu Ankunftsquartieren (vgl. die Beiträge von Brill/Hartig sowie von El-
Kayed/Meyer in diesem Band) beschreibt diese Zugänge als Teil sogenannter An-
kunftsinfrastrukturen. Gemeint sind Orte, Organisationen, Netzwerke und Alltagsprakti-
ken, über die Menschen Informationen, Orientierung, Unterstützung und Zugänge zu ge-
sellschaftlichen Ressourcen erhalten. Ankunftsinfrastrukturen schaffen damit Brücken 
zwischen neu ankommenden Menschen und den Regelstrukturen der Stadtgesellschaft. 

Ankunftsinfrastrukturen umfassen weit mehr als klassische Beratungsstellen. Dazu gehö-
ren kommunale Einrichtungen, Schulen, Kitas, Gesundheits- und Bildungsangebote so-
wie Stadtteilbüros und Quartiermanagements. Ebenso wichtig sind jedoch Vereine, Reli-
gionsgemeinschaften, migrantische Selbstorganisationen, Nachbarschaftsnetzwerke, 
Geschäfte, Cafés oder öffentliche Räume. Viele Informationen über Wohnen, Arbeit, Bil-
dung, Gesundheit oder soziale Rechte werden nicht direkt über staatliche Stellen, son-
dern über soziale Netzwerke, alltägliche Begegnungen oder vertrauenswürdige Personen 
im unmittelbaren Lebensumfeld vermittelt. 

Diese informellen Wege können wichtige Orientierung bieten, bergen jedoch auch Risi-
ken. Informationen können unvollständig oder fehlerhaft sein, Unterstützungsangebote 
unbekannt bleiben oder Menschen in Abhängigkeitsverhältnisse geraten. Umso wichtiger 
sind verlässliche und niedrigschwellige Anlaufstellen, die Orientierung bieten und Men-
schen bei Bedarf an geeignete Angebote weitervermitteln können. 

Genau hier kommt Stadtteilbüros und Quartiermanagements eine besondere Rolle zu. 
Sie fungieren als intermediäre Akteure zwischen Bewohner:innen, Verwaltung, sozialen 
Einrichtungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Sie verfügen über Kenntnisse 
der lokalen Lebenslagen, sind im Quartier präsent und können Menschen bei Bedarf an 
passende Unterstützungsangebote vermitteln. Stadtteilbüros stellen damit bereits heute 
wichtige Bausteine lokaler Ankunftsinfrastrukturen dar. 

Die Erfahrungen aus Offenbach (vgl. u.a. die Ergebnisse eines Fachtags, der im Rahmen 
des Projektes „Ankunftsquartiere stärken“ durchgeführt wurde: https://www.offen-
bach.de/buerger_innen/familie_soziales/integration_und_zusammenleben/erfolgrei-
cher-fachtag-wir-mischen-quartiere-auf-in-offenbach.php.media/212689/Dokumenta-
tion-zum-Fachtag-13-5-25_Gesamt_klein.pdf) zeigen jedoch, dass selbst solche nied-
rigschwelligen Anlaufstellen bestimmte Zielgruppen nicht immer erreichen. Vor diesem 
Hintergrund entstand die Idee, die bestehenden Unterstützungsstrukturen stärker in den 
öffentlichen Raum zu tragen und Menschen dort anzusprechen, wo sie ihren Alltag ver-
bringen. Das Projekt „Nimm Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn“ knüpft genau an 
dieser Überlegung an. Die mobilen Begegnungsformate wurden als temporäre und 
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aufsuchende Ankunftsinfrastrukturen verstanden, die bestehende Angebote deutlich 
sichtbar machen, neue Zugänge schaffen und Brücken zwischen Bewohner:innen und 
den Unterstützungsstrukturen der Stadt schlagen sollen. 

2.  Projektansatz und Umsetzung: Mobile 
Ankunftsinfrastrukturen im öffentlichen Raum 

Ausgangspunkt des Projekts „Nimm Platz und komm an! – Triff deine Nachbarn“ war die 
Beobachtung, dass in Offenbach bereits eine vielfältige Landschaft an Beratungs-, Unter-
stützungs- und Teilhabeangeboten besteht. Neben kommunalen Angeboten existieren 
zahlreiche Strukturen aus freien Trägern, Wohlfahrtsverbänden, Vereinen und zivilgesell-
schaftlichen Organisationen. Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen aus der Integrations-, 
Sozial- und Quartiersarbeit, dass diese Angebote bestimmte Zielgruppen nur einge-
schränkt erreichen. Dies betrifft insbesondere neu zugewanderte Menschen sowie Fami-
lien in prekären Lebenslagen.  

Vor diesem Hintergrund verfolgte das Projekt einen Perspektivwechsel: Nicht die Men-
schen sollten die Angebote finden müssen, sondern die Angebote sollten zu den Men-
schen kommen. Die Sichtbarkeit bestehender Unterstützungsstrukturen sollte erhöht, 
neue Zugänge sollten geschaffen und Menschen sollten dort angesprochen werden, wo 
sie ihren Alltag verbringen.  

2.1 Umsetzung in vier Quartieren 

Das Projekt wurde gemeinsam von mehreren Offenbacher Quartiermanagements und 
Stadtteilbüros entwickelt und umgesetzt. Ziel war es, das Format in unterschiedlichen 
Quartierstypen zu erproben und Erfahrungen mit verschiedenen sozialräumlichen Kon-
texten zu sammeln. 

Den Auftakt bildete ein Beteiligungsworkshop im Ringcenter Offenbach im November 
2025 (Abb. 1). Bereits dieser Schritt folgte der Grundidee des Projekts: Die Entwicklung 
des Formats sollte nicht ausschließlich innerhalb von Verwaltung und Fachpraxis erfol-
gen, sondern unter Einbeziehung von Menschen vor Ort. Gemeinsam wurde ein Logo für 
die Veranstaltungsreihe entwickelt, aus dem anschließend ein quartiersübergreifendes 
Corporate Design sowie Materialien für die Öffentlichkeitsarbeit entstanden. Das Ergeb-
nis: Das Projekt bekam eine Identität und es wurde eine hohe Wiedererkennbarkeit über 
die einzelnen Quartiere hinweg geschaffen. 
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Abb. 1: Beteiligungsworkshop im Ringcenter Offenbach  

 

Foto: Quartiersmanagement Offenbach 

Im Anschluss wurden vier Aktionstage in unterschiedlichen Offenbacher Quartieren ge-
plant (Abb. 2): 

 Mathildenviertel 
 Senefelderquartier 
 Lauterborn 
 Nordend (in Vorbereitung) 

Die Auswahl der Standorte erfolgte nicht zufällig, sondern auf Grundlage sozialräumlicher 
Kenntnisse der Quartiermanagements und der Stadtteilbüros. Dabei sollten unterschied-
liche Orte des Ankommens, verschiedene Quartierstypen und unterschiedliche Heraus-
forderungen berücksichtigt werden. 
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Abb. 2: Ankündigung der Aktionstage in Offenbacher Quartieren 

 

Quelle: Quartiersmanagement Offenbach 

2.2 Methodische Bausteine 

Die Veranstaltungen folgten einem gemeinsamen methodischen Grundprinzip. Im Zent-
rum stand die Schaffung temporärer Begegnungsräume im öffentlichen Raum. Dazu wur-
den Sitzgelegenheiten, Spielangebote, Essen und Getränke sowie weitere niedrigschwel-
lige Elemente eingesetzt, die zum Verweilen einladen sollten. 

Gleichzeitig waren unterschiedliche Beratungs- und Unterstützungsakteure vor Ort prä-
sent. Dazu gehörten unter anderem das DRK-Projekt „Ankommen Offenbach“, Integrati-
onslots:innen des Freiwilligenzentrums sowie weitere lokale Einrichtungen. Die Veranstal-
tungen ermöglichten damit sowohl spontane Gespräche als auch konkrete Vermittlungen 
in bestehende Angebote. 

Die Kombination aus Begegnung, Information und Beratung erwies sich als zentraler Be-
standteil des Ansatzes. Viele Gespräche entstanden zunächst über Spielangebote für Kin-
der, gemeinsame Aktivitäten oder informelle Begegnungen und entwickelten sich erst 
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anschließend zu Gesprächen über Wohnen, Bildung, Gesundheit, Ausbildung oder Un-
terstützungsleistungen. 

2.3 Erprobung, Lernen und Weiterentwicklung 

Von Beginn an war das Projekt nicht nur als Veranstaltungsreihe, sondern auch als Lern-
prozess angelegt. Die Aktionstage sollten erproben, welche Orte, Formate und Koopera-
tionsformen geeignet sind, um neue Zielgruppen zu erreichen und bestehende An-
kunftsinfrastrukturen zu stärken. Dabei verfolgte das Projekt mehrere Ziele gleichzeitig: 

 Sichtbarmachung bestehender Angebote, 
 Verbesserung der Zugänglichkeit von Unterstützungsstrukturen, 
 Aufbau neuer Kontakte zu bislang schwer erreichbaren Zielgruppen, 
 Förderung von Begegnung und Teilhabe im Quartier, 
 Gewinnung von Erkenntnissen über Bedarfe und Herausforderungen vor Ort, 
 Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Quartiersarbeit, Integration, Sozialplanung 

und zivilgesellschaftlichen Akteuren. 

Die Aktionstage wurden damit nicht nur zu Orten der Information und Beratung, sondern 
zugleich zu Instrumenten sozialräumlicher Bedarfserkundung und gemeinsamer Lern-
prozesse. Die Erfahrungen aus den verschiedenen Quartieren bilden die Grundlage für 
die Weiterentwicklung des Ansatzes und für Überlegungen zu einer langfristigen Verste-
tigung mobiler Ankunftsinfrastrukturen in Offenbach. 

3. Erfahrungen aus den Quartieren  

3.1 Aktionstag im Mathildenviertel  

Im Mathildenviertel wurde bewusst ein Standort gewählt, der sich in unmittelbarer Nähe 
eines Straßenzuges befindet, in dem nach Kenntnis der Stadt zahlreiche Menschen unter 
beengten und teilweise überbelegten Wohnverhältnissen leben. Die Standortwahl orien-
tierte sich damit gezielt an Orten, an denen neu zugewanderte Familien und andere vul-
nerable Gruppen im Alltag erreicht werden können. 

An dem Aktionstag beteiligten sich unter anderem das DRK mit dem Projekt „Ankommen 
Offenbach“, das sich gezielt an neu zugewanderte Familien aus Südosteuropa richtet, In-
tegrationslotsinnen und Integrationslotsen des Freiwilligenzentrums sowie weitere lokale 
Akteure. Die Kombination aus Spielangeboten für Kinder, Sitzgelegenheiten, Essen und 
Getränken sowie Beratungsangeboten schuf einen niedrigschwelligen Rahmen für Ge-
spräche und Begegnungen (Abb. 3). 
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Abb. 3: Aktionstag im Mathildenviertel 

 

Foto: Quartiersmanagement Offenbach/Juliane Kutter 

Die Erfahrungen zeigen, dass der Aktionstag insbesondere Familien erreichte, die bislang 
nur eingeschränkt Kontakt zu bestehenden Unterstützungsangeboten hatten. Gespräche 
drehten sich vor allem um Fragen des Wohnens, um Unterstützungsleistungen, Hilfe beim 
Ausfüllen von Formularen sowie allgemeine Orientierungsfragen zum Leben in Offen-
bach. Mehrere Familien konnten direkt an bestehende Unterstützungsangebote vermit-
telt werden. Besonders aufschlussreich war dabei die Erfahrung, dass das Angebot „An-
kommen Offenbach“ bereits vor dem Aktionstag über regelmäßige Sprechstunden im 
Stadtteilbüro präsent war, bislang jedoch nur begrenzt genutzt wurde. Der Aktionstag er-
möglichte es dagegen, direkt mit Familien ins Gespräch zu kommen und neue Teilneh-
mende für das bestehende Angebot zu gewinnen.  

Neben Familien aus den umliegenden Wohnhäusern nahmen auch Personen teil, die erst 
seit kurzem in Offenbach leben und keine besonderen Problemlagen aufweisen. Die Er-
fahrungen legen damit nahe, dass mobile Ankunftsinfrastrukturen nicht nur für besonders 
vulnerable Gruppen relevant sind, sondern allgemein Orientierung und Zugänge für neu 
Zugezogene schaffen können. 

Darüber hinaus fungierte der Aktionstag als Instrument sozialräumlicher Bedarfserhe-
bung. Im Rahmen der Gespräche und Beobachtungen wurden Hinweise auf gesundheit-
liche Belastungen von Kindern sichtbar, etwa in Form von Hunger oder Problemen bei der 
Zahngesundheit. 
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Bemerkenswert ist dabei, dass entsprechende Gesundheits- und Präventionsangebote 
bereits im Stadtteilbüro vorhanden waren, bislang jedoch nur geringe Resonanz erfahren 
hatten. Die Erfahrungen führten deshalb zu Überlegungen, zukünftige Veranstaltungen 
gemeinsam mit dem Gesundheitsamt, Krankenkassen oder weiteren Gesundheitsakteu-
ren durchzuführen und gesundheitsbezogene Angebote stärker aufsuchend auszurich-
ten. 

Das Beispiel Mathildenviertel verdeutlicht damit vor allem eine Funktion mobiler An-
kunftsinfrastrukturen: Sie schaffen Zugänge zu bestehenden Angeboten, erreichen un-
terschiedliche Gruppen von Neuankommenden und machen zugleich Bedarfe sichtbar, 
die in institutionellen Settings oftmals verborgen bleiben. 

3.2 Senefelderquartier: Öffentliche Räume neu aktivieren 

Im Senefelderquartier stand ein anderer Aspekt im Vordergrund. Der gewählte Standort 
liegt in einer stark frequentierten innerstädtischen Fußgängerzone und wird in der lokalen 
Öffentlichkeit seit Jahren als Problemort diskutiert. Die Debatten beziehen sich insbeson-
dere auf den Aufenthalt von Menschen aus Südosteuropa, Alkoholkonsum im öffentlichen 
Raum sowie damit verbundene Nutzungskonflikte. In der öffentlichen Wahrnehmung 
überlagern sich an diesem Ort Fragen von Armut, Arbeitsmigration, Zuwanderung, öffent-
licher Ordnung und sozialer Teilhabe. Zugleich befindet sich der Platz in unmittelbarer 
Nähe von Wohnstandorten der Zielgruppen und wurde deshalb bewusst als Veranstal-
tungsort ausgewählt. Ziel war es, sowohl Familien aus der Umgebung als auch weitere 
Nutzerinnen und Nutzer des öffentlichen Raums anzusprechen. 

Vor diesem Hintergrund bestanden im Vorfeld Bedenken, ob die Veranstaltung dort kon-
fliktfrei durchgeführt werden kann. Diese Befürchtungen bestätigten sich jedoch nicht. 
Stattdessen entwickelte sich der Platz für einige Stunden zu einem offenen Begegnungs-
raum, in dem Familien, Passantinnen und Passanten, Beratungsakteure und weitere Be-
suchergruppen gleichzeitig anwesend waren und miteinander ins Gespräch kamen. 

Die Veranstaltung verfolgte dabei bewusst einen anderen Ansatz als frühere ordnungspo-
litische Maßnahmen. Während in der Vergangenheit versucht wurde, bestimmte Nutzun-
gen des Platzes durch die Entfernung von Sitzgelegenheiten oder andere Eingriffe zu be-
grenzen, setzte das Projekt auf eine aktive soziale Nutzung des Ortes. Ziel war es, Aufent-
haltsqualität herzustellen oder zu steigern und zugleich eine alternative Erzählung über 
den Platz zu schaffen. Mit Lampions, Sitzgelegenheiten, Spielangeboten, Getränken und 
weiteren niedrigschwelligen Elementen entstand eine Atmosphäre, die Begegnung und 
Austausch ermöglichte. Gleichzeitig zeigte sich jedoch auch eine Herausforderung des 
gewählten Standorts. Die Lage in der Fußgängerzone sorgte zwar für eine hohe Sichtbar-
keit und zahlreiche Erstkontakte, erschwerte jedoch vertiefte Gespräche. Für zukünftige 
Veranstaltungen wurde deshalb diskutiert, stärker nach Orten zu suchen, die neben einer 
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hohen Frequenz auch Rückzugsmöglichkeiten und eine gewisse Aufenthaltsqualität für 
längere Gespräche bieten (Abb. 4)..

Hinzu kam, dass die Veranstaltung am 
Tag des Opferfestes stattfand. Viele Fa-
milien waren zwar im öffentlichen Raum 
unterwegs und nahmen die Veranstal-
tung wahr, hatten jedoch aufgrund von 
Familienbesuchen nur wenig Zeit für 
längere Gespräche. Die Gespräche 
drehten sich unter anderem um Sport-
vereine, Kita-Plätze, Ganztagsbetreu-
ung, Ausbildungsmöglichkeiten, For-
mularhilfen und weitere Unterstüt-
zungsangebote in Offenbach. Auch hier 
konnten bislang nicht involvierte Fami-
lien für bestehende Unterstützungsan-
gebote gewonnen werden. Besonders 
hilfreich erwies sich die Beteiligung ei-
ner rumänischsprachigen Mitarbeiterin 
des DRK, die Kontakte zu südosteuro-
päischen Familien herstellen und erste 
Gesprächsanlässe mit Gruppen schaf-
fen konnte, die bislang nur schwer durch 
bestehende Angebote erreicht wurden. 

Abb. 4: Aktionstag im Senefelderquartier  

Foto: Quartiersmanagement Offenbach /  
Juliane Kutter 

Die Erfahrungen aus dem Senefelderquartier zeigen, dass mobile Ankunftsinfrastrukturen 
mehrere Funktionen gleichzeitig erfüllen können. Sie schaffen Zugänge zu Unterstüt-
zungsangeboten, aktivieren öffentliche Räume als Orte der Begegnung und erreichen zu-
gleich Menschen weit über die unmittelbare Zielgruppe hinaus. Für einige Stunden wurde 
der Platz zu einem Ort des Austauschs, der Beratung und des Miteinanders. Die Erfahrun-
gen legen nahe, dass öffentliche Räume nicht nur über ordnungspolitische Maßnahmen 
bearbeitet werden können, sondern auch über soziale Aktivierung und positive Aneig-
nung. Zugleich verdeutlichen sie, dass die Wahl geeigneter Standorte eine sorgfältige Ba-
lance zwischen Sichtbarkeit, Erreichbarkeit und Aufenthaltsqualität erfordert. 

4.  Lessons Learned und Empfehlungen für die 
Weiterentwicklung lokaler Ankunftsinfrastrukturen 

Die Erfahrungen aus dem Projekt zeigen, dass die Verbesserung von Teilhabechancen 
nicht zwangsläufig neue Angebote erfordert. Häufig besteht die zentrale Herausforderung 
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darin, bestehende Angebote für unterschiedliche Zielgruppen zugänglich zu machen. Die 
Aktionstage haben verdeutlicht, dass mobile und aufsuchende Formate hierbei eine wich-
tige Brückenfunktion übernehmen können. Aus den Erfahrungen lassen sich mehrere 
übertragbare Erkenntnisse ableiten. 

4.1 Zugänglichkeit sollte stärker in den Mittelpunkt rücken 

Viele Kommunen verfügen bereits über eine vielfältige Landschaft an Beratungs-, Bil-
dungs-, Gesundheits- und Unterstützungsangeboten. Gleichzeitig zeigen die Erfahrun-
gen aus Offenbach, dass bestimmte Zielgruppen diese Angebote nur eingeschränkt nut-
zen. Die Gründe liegen häufig nicht im Fehlen von Angeboten, sondern in fehlender 
Kenntnis, mangelnder Sichtbarkeit, Sprachbarrieren, fehlendem Vertrauen oder hohen 
Zugangsschwellen. 

Die Erfahrungen legen daher nahe, Teilhabepolitik nicht ausschließlich als Ausbau von 
Angeboten zu verstehen. Ebenso wichtig ist die Frage, wie bestehende Angebote für un-
terschiedliche Zielgruppen sichtbar, verständlich und erreichbar gemacht werden kön-
nen. Daran schließt sich die Empfehlung an, dass Kommunen und Träger stärker in Stra-
tegien investieren sollten, die Zugänge zu bestehenden Angeboten schaffen und Über-
gänge zwischen unterschiedlichen Unterstützungsstrukturen erleichtern. 

4.2 Begegnung ist mehr als ein ergänzendes Freizeitangebot 

Die Aktionstage zeigen, dass viele Gespräche nicht unmittelbar über Beratungsanliegen 
entstanden. Häufig waren Spielangebote für Kinder, gemeinsames Essen oder informelle 
Begegnungen der Ausgangspunkt für weiterführende Gespräche über Wohnen, Gesund-
heit, Bildung oder Unterstützungsleistungen. Die Erfahrungen verdeutlichen damit, dass 
Begegnung nicht nur ein Begleitprodukt von Teilhabe ist, sondern häufig eine Vorausset-
zung dafür. Vertrauen, persönliche Kontakte und soziale Beziehungen schaffen wichtige 
Grundlagen für die spätere Nutzung von Unterstützungsangeboten. Daraus leiten die Au-
torinnen die Empfehlung ab, dass Begegnungsformate als eigenständiger Bestandteil lo-
kaler Teilhabe- und Integrationsstrategien verstanden und nicht ausschließlich unter so-
zialen oder kulturellen Gesichtspunkten betrachtet werden sollten. 

4.3  Öffentliche Räume als Orte des Ankommens qualifizieren/zu Orten 
des Ankommens entwickeln 

Die Erfahrungen aus den verschiedenen Quartieren zeigen, dass öffentliche Räume wich-
tige Orte des Ankommens sind bzw. sein können. Sie bieten die Möglichkeit, Menschen 
dort anzusprechen, wo sie ihren Alltag verbringen, und ermöglichen niedrigschwellige 
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Kontakte zu Unterstützungsangeboten. Zugleich verdeutlichen die Beispiele, dass unter-
schiedliche Orte unterschiedliche Funktionen erfüllen können. Während zentrale Plätze 
eine hohe Reichweite erzeugen, ermöglichen kleinere und stärker quartiersbezogene Orte 
häufig intensivere Gespräche und nachhaltigere Kontakte. Auf dieser Grundlage geben 
die Autorinnen des Beitrags die Empfehlung, dass Quartiermanagements und Kommu-
nen öffentliche Räume stärker als Teil lokaler Ankunftsinfrastrukturen verstehen und ge-
zielt für Begegnungs-, Informations- und Unterstützungsangebote nutzen sollten. 

4.4 Aufsuchende Formate schaffen Wissen über Bedarfe 

Die Veranstaltungen dienten nicht nur der Vermittlung bestehender Angebote. Sie er-
möglichten zugleich Einblicke in Lebenslagen und Bedarfe, die in institutionellen Kontex-
ten häufig unsichtbar bleiben. 

Die Beobachtungen zu Gesundheitsfragen, Wohnsituationen oder Unterstützungsbedar-
fen zeigen, dass aufsuchende Formate auch wichtige Informationen für die Weiterent-
wicklung kommunaler Angebote liefern können. Sie schaffen einen direkten Zugang zu 
Perspektiven und Erfahrungen von Menschen, die ansonsten nur schwer erreicht werden. 
Dies begründet die Empfehlung, dass Erkenntnisse aus aufsuchenden Formaten syste-
matisch dokumentiert und stärker mit kommunalen Planungs- und Steuerungsprozessen 
verknüpft werden sollten. 

4.5 Kooperationen erhöhen Reichweite und Wirkung 

Ein wichtiger Erfolgsfaktor des Projekts war die Zusammenarbeit unterschiedlicher Ak-
teure. Quartiermanagements, Stadtteilbüros, Wohlfahrtsverbände, Integrationsakteure 
und ehrenamtliche Initiativen brachten unterschiedliche Zugänge, Kompetenzen und 
Netzwerke ein. Als besonders wertvoll erwiesen sich dabei mehrsprachige Angebote und 
die Beteiligung von Personen, die über eigene Zugänge zu den jeweiligen Communities 
verfügen. Vor diesem Hintergrund empfehlen die Autorinnen, dass aufsuchende Formate 
möglichst als gemeinsame Aufgabe verschiedener lokaler Akteure verstanden und um-
gesetzt werden sollten. Dadurch können Reichweite, Vertrauensaufbau und Anschlussfä-
higkeit deutlich verbessert werden. 

4.6  Verstetigung braucht Ressourcen und institutionelle Unterstützung 

Die Erfahrungen machen zugleich deutlich, dass aufsuchende Arbeit zeit- und ressour-
cenintensiv ist. Planung, Organisation, Durchführung und Nachbereitung erfordern per-
sonelle Ressourcen, die im regulären Arbeitsalltag von Quartiermanagements häufig nur 
begrenzt verfügbar sind. Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen, dass Vertrauen und 
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Beziehungen nicht durch einzelne Veranstaltungen entstehen. Viele Wirkungen entfalten 
sich erst über wiederholte Begegnungen und kontinuierliche Präsenz im Quartier. Die Au-
torinnen empfehlen deshalb, dass Kommunen und Fördermittelgeber aufsuchende For-
mate nicht ausschließlich als zeitlich begrenzte Projekte betrachten sollten. Vielmehr soll-
ten Möglichkeiten geschaffen werden, erfolgreiche Ansätze langfristig zu verankern und 
kontinuierlich weiterzuentwickeln. Auch das sich in Vorbereitung befindliche Vielfaltskon-
zept der Stadt Offenbach bietet hierfür einen geeigneten Rahmen (weitere Informationen 
zum Vielfaltskonzept und dem Prozess zur Erstellung liefern die Ergebnisse eines Fach-
tags, der im Rahmen des Projekts „Ankunftsquartiere stärken“ durchgeführt wurde: 
https://www.offenbach.de/medien/bindata/of/integration-und-zuwanderung/Doku-
mentation-zur-Auftaktveranstaltung-Vielfalt-und-Teilhabe.pdf). 

5. Fazit 

Die Erfahrungen aus Offenbach legen nahe, mobile Begegnungsformate als Bestandteil 
lokaler Ankunftsinfrastrukturen zu verstehen und zu nutzen. Ihr Mehrwert liegt darin, be-
stehende Angebote zugänglicher zu machen, neue Zielgruppen zu erreichen, Bedarfe 
sichtbar zu machen und Brücken zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern, Unterstüt-
zungsstrukturen und kommunalen Einrichtungen zu schaffen. Gerade in vielfältigen 
Stadtgesellschaften können solche Formate dazu beitragen, Teilhabechancen zu verbes-
sern und die Verbindung zwischen bestehenden Unterstützungsangeboten und den Le-
benswelten der Menschen zu stärken. 
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Julia Burgold, Stephanie Nelles, Christin Voss  

Kritik, Vertrauen und Perspektivwechsel –  
Ein Gespräch über Koproduktion in 
Ankunftsquartieren in Rostock 
Die Gestaltung von Ankommen und Teilhabe erfolgt selten allein durch staatliches Han-
deln. Vielmehr entsteht sie im Zusammenspiel unterschiedlicher Akteure: Kommunalver-
waltung, Wohlfahrtsverbände, Quartiersmanagements, migrantische Selbstorganisatio-
nen, Religionsgemeinschaften, Vereine, ehrenamtliche Initiativen und nicht zuletzt die Be-
wohnerinnen und Bewohner selbst tragen dazu bei, Zugänge zu Informationen, Unterstüt-
zung und gesellschaftlicher Teilhabe zu schaffen. Vor diesem Hintergrund wird in For-
schung und Praxis zunehmend von Koproduktion gesprochen (Abt et al., 2022; Pilz et al., 
2024). Der Begriff verweist darauf, dass Teilhabe und Zugänge zu gesellschaftlichen Res-
sourcen nicht einfach bereitgestellt werden, sondern im Zusammenwirken unterschiedli-
cher Akteure gemeinsam hervorgebracht werden. 

Insbesondere im Zuge der Fluchtzuwanderung 2015/2016 spielten lokale Initiativen 
vielerorts eine zentrale Rolle bei der Unterstützung von Geflüchteten. In zahlreichen Kom-
munen entstanden neue Formen zivilgesellschaftlichen Engagements, die Aufgaben 
übernahmen, für die zunächst keine ausreichenden staatlichen Strukturen vorhanden wa-
ren. So auch in der Hanse- und Universitätsstadt Rostock, wo die Initiative „Rostock hilft“ 
Sachspenden organisierte, Menschen bei Behördengängen begleitete, Wohnraum ver-
mittelte, Begegnungsmöglichkeiten schuf und auf Unterstützungsbedarfe aufmerksam 
machte. Gleichzeitig verstehen sich solche Initiativen nicht nur als Unterstützungsstruk-
turen, sondern häufig auch als kritische Beobachter und politische Akteure. Sie themati-
sieren Missstände, kritisieren Unterbringungsbedingungen, setzen sich für bessere Teil-
habemöglichkeiten ein und fordern Veränderungen kommunaler Praxis ein. Dies zeigte 
sich auch in Rostock, wo ein Großteil der ankommenden Geflüchteten zunächst in Turn-
hallen, Hotels und Unterkünften in Gewerbegebieten untergebracht werden musste. 



 

260 

Abb. 1: Rostock Hilft e.V. 

 

Foto: Christin Voss 

Gerade darin liegt eine zentrale Besonderheit koproduktiver Zusammenarbeit: Zivilgesell-
schaftliche Akteure sind nicht nur Partner bei der Umsetzung kommunaler Ziele, sondern 
bringen eigene Perspektiven, Erfahrungen und politische Anliegen ein. Kooperation und 
Kritik stehen dabei nicht im Widerspruch, sondern sind häufig zwei Seiten derselben Be-
ziehung. Besonders aufschlussreich sind deshalb die Erfahrungen von Personen, die 
beide Seiten kennen. Das folgende Gespräch bringt die Perspektive einer langjährig en-
gagierten zivilgesellschaftlichen Initiative mit jener einer kommunalen Verwaltung zusam-
men, die für die Gestaltung lokaler Integrations- und Teilhabestrukturen verantwortlich 
ist. 

Eine Besonderheit besteht darin, dass eine der Gesprächspartnerinnen beide Rollen aus 
eigener Erfahrung kennt. Nach langjährigem Engagement bei der Initiative „Rostock hilft“ 
wechselte Christin Voss im Jahr 2025 in die Stadtverwaltung und arbeitet seither im In-
tegrationsbüro der Hanse- und Universitätsstadt Rostock. Gemeinsam mit der Integrati-
onsbeauftragten Stephanie Nelles spricht sie über Erfahrungen der Zusammenarbeit, 
über Konflikte, Lernprozesse und die Frage, wie Vertrauen zwischen Verwaltung und Zi-
vilgesellschaft entstehen kann. 

Das Interview zeigt, wie sich die Grenzen zwischen beiden Bereichen verschieben und 
produktiv ergänzen können. Die Erfahrungen aus Rostock machen deutlich, dass erfolg-
reiche Koproduktion weder konfliktfrei noch selbstverständlich ist. Sie entsteht dort, wo 
unterschiedliche Akteure bereit sind, ihre Perspektiven einzubringen, Verantwortung zu 
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teilen und gemeinsam an Lösungen für die Herausforderungen einer vielfältigen Stadtge-
sellschaft zu arbeiten. 

Vom Gegenüber zum Miteinander 

Julia Burgold: Frau Nelles, als Integrationsbeauftragte arbeiten Sie arbeiten seit nun-
mehr 15 Jahren im Integrationsbüro der Hanse- und Universitätsstadt Rostock. Wie ha-
ben Sie die Zusammenarbeit zwischen „Rostock hilft“ und der Verwaltung erlebt? 

Stephanie Nelles: Im Zuge der Fluchtzuwanderung 2015 hat es hier eine unglaublich en-
gagierte Zivilgesellschaft gegeben, die sich sehr schnell formiert hat. Die Stadt Rostock 
lag mit ihrem Fährhafen auf der Fluchtroute für alle, die weiter nach Skandinavien wollten. 
Teilweise kamen mehrere hundert Menschen am Tag am Bahnhof in Rostock an. Von dort 
ging es für viele weiter mit dem Bus zum Hafen und auf die Fähre. Am Ende waren es mehr 
als 30.000 Menschen, die hier erst einmal versorgt und begleitet wurden. Dahinter steckte 
eine unglaubliche Logistik, die zum größten Teil von der Initiative „Rostock hilft“ aufge-
baut und koordiniert wurde. Ich hatte damals das Gefühl, „ganz Rostock ist ‚Rostock hilft‘“. 
Wir als Verwaltung waren in dieser Anfangsphase schlicht überfordert, und wir konnten 
froh sein, so eine aktive zivilgesellschaftliche Initiative in der Stadt zu haben. Das änderte 
sich leider mit der Zeit. In den Krisenstäben kam relativ häufig das Thema auf: „Da hat 
‚Rostock hilft‘ wieder eine Forderung gestellt.“ Oder: „Jetzt wollen sie wieder in eine Ge-
meinschaftsunterkunft hinein.“ Oder sogar: „Die wollen am besten noch eine Unterkunft 
übernehmen.“ Die Kommunikation über „Rostock hilft“ war innerhalb der Verwaltung 
häufig eher negativ geprägt. Da kamen Leute, die etwas von uns wollten, die Dinge hinter-
fragt haben und die vielleicht auch kontrollieren wollten, indem sie sich die Unterkünfte 
anschauen. Es gab auf einmal einen großen Vorbehalt. Man hat gemerkt, dass die Ver-
waltung eher überlegt hat: Wie schirmen wir uns ab? Nach außen haben wir zwar kommu-
niziert, wie dankbar wir für die Unterstützung durch das Ehrenamt sind. Intern gab es aber 
oft eine gewisse Abwehrhaltung. Und mit dieser Haltung sind wir, glaube ich, ziemlich 
lange gefahren. 

Julia Burgold: Frau Voss, wie haben Sie diese Zeit aus Sicht von „Rostock hilft“ erlebt? 

Christin Voss: Die Zusammenarbeit zwischen „Rostock hilft“ und der Verwaltung war ir-
gendwann eigentlich komplett zum Erliegen gekommen. Die Fronten waren so verhärtet, 
dass Gespräche kaum noch möglich waren – obwohl beide Seiten immer betont haben, 
gesprächsbereit zu sein. Im Verein haben wir dann diskutiert, was notwendig ist, wenn 
man tatsächlich etwas gestalten möchte. Meine Position war immer: Man muss miteinan-
der reden. Aktivismus kann viele Gesichter haben. Und eines davon ist auch, dass man 
sich mit Akteuren an einen Tisch setzt, bei denen man die Tür eigentlich schon längst zu-
gemacht hat. Nachdem wir im Verein beschlossen hatten, wieder das Gespräch mit der 
Verwaltung zu suchen, ging es dann relativ schnell. Es gab Einladungen zu Sitzungen des 
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Sprecher:innenrats, zu Integrationskonferenzen. Dadurch wurde Netzwerkarbeit über-
haupt erst wieder möglich. Und damit begann auch ein neuer Vertrauensaufbau. Man 
musste erst wieder lernen, miteinander ins Gespräch zu kommen, um gemeinsam etwas 
gestalten zu können. 

Stephanie Nelles: Ich würde noch ergänzen, dass für Verwaltung feste Ansprechpart-
ner:innen sehr wichtig sind. Was wir häufig schwierig fanden, waren personelle Wechsel 
in Initiativen. Verwaltung arbeitet stark über Zuständigkeiten und Verbindlichkeit. Ein 
wichtiger Schritt war deshalb, dass es bei „Rostock hilft“ irgendwann mit Christin Voss 
eine feste Ansprechpartnerin gab. Dadurch entstanden über die Zeit persönliche Bezie-
hungen und Vertrauen. Man wusste, mit wem man spricht, wie die andere Seite arbeitet 
und worüber man auch kontrovers diskutieren kann. Ich glaube, ab diesem Punkt wurde 
Zusammenarbeit deutlich einfacher und wir sind in vielen Punkten auch konkret vorange-
kommen. 

Wenn zivilgesellschaftliche Erfahrungen in die Verwaltung kommen 

Julia Burgold: Frau Voss, Sie waren viele Jahre bei „Rostock hilft“ aktiv und sind später 
in die Stadtverwaltung gewechselt. Wie kam es dazu? 

Christin Voss: Nachdem die Gespräche zwischen „Rostock hilft“ und der Verwaltung 
wieder aufgenommen wurden, habe ich gemerkt, dass man im Gespräch bleiben muss, 
wenn man etwas gestalten will. Gleichzeitig bin ich mit meiner Arbeit bei „Rostock hilft“ 
immer wieder an Grenzen gestoßen. Wenn wir Projekte mit Schulen oder anderen Akteu-
ren umsetzen wollten, haben viele auf E-Mails aus der Verwaltung sehr schnell reagiert, 
aber oft nicht auf meine E-Mails als Vertreterin eines Vereins. Mir wurde dadurch deutlich, 
dass man aus der Verwaltung heraus andere Möglichkeiten hat, Dinge voranzubringen 
und Kooperationen aufzubauen. Der Wunsch, weiter gestalten zu können, war deshalb 
eine wichtige Motivation für den Wechsel 

Julia Burgold: Wie wurde Ihr Wechsel in der Verwaltung aufgenommen? 

Stephanie Nelles: Der Wechsel von Christin in die Stadtverwaltung hat auf alle Fälle erst 
einmal für Verwunderung gesorgt, sowohl innerhalb wie aus außerhalb der Verwaltung. 
Wobei die meisten erst bei der Erwähnung von „Rostock hilft“ hellhörig wurden. Man 
merkte, dass das für einige erst einmal gewöhnungsbedürftig ist. Es gab aber auch Kolle-
ginnen und Kollegen die gesagt haben: „Wie, jetzt stellst du Christin Voss ein und dann 
stirbt ‚Rostock hilft‘“? So ein bisschen vorwurfsvoll. 

Christin Voss: Auf Seiten der Zivilgesellschaft war das anders. Ich habe viele Akteure vor-
her informiert, dass ich diesen Schritt gehe. Dabei ging es mir nicht darum, mir Zustim-
mung einzuholen, sondern transparent zu sein. Mich hat überrascht, dass die Reaktionen 
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überwiegend positiv waren. Gerade aus demokratiestärkenden Initiativen kamen oft 
Rückmeldungen wie: „Endlich geht mal jemand von uns in die Verwaltung.“ Viele haben 
das als Chance verstanden. 

Was sich verändert, wenn Verwaltung sich öffnet 

Julia Burgold: Frau Voss, hat sich Ihr Blick auf Verwaltung durch den Wechsel verändert? 

Christin Voss: Natürlich war das eine enorme Perspektiverweiterung. Von außen sieht 
man oft nur das Ergebnis und fragt sich, warum bestimmte Dinge nicht schneller gehen. 
In der Verwaltung habe ich erlebt, wie viele Regeln, Zuständigkeiten und Kommunikati-
onswege dahinterstehen. Wenn beispielsweise in einer Unterkunft die Heizung ausfällt 
und es sehr lange dauert, bis diese repariert oder ersetzt wird, dann liegt das nicht an den 
Mitarbeitenden in der Verwaltung. Viele Mitarbeitende würden Probleme gerne sofort lö-
sen, müssen sich aber an bestimmte Abläufe halten. Das besser zu verstehen, hat meinen 
Blick verändert. Gleichzeitig haben sich manche Vorurteile aber auch bestätigt. Bürokra-
tie, Antragswesen und bestimmte Verwaltungsabläufe können tatsächlich sehr schwer-
fällig sein. Aber ich habe auch erlebt, wie viele engagierte Menschen in der Verwaltung 
arbeiten und wie viel sie oft im Hintergrund leisten, ohne dass das sichtbar wird. 

Julia Burgold: Frau Nelles, haben Sie den Eindruck, dass sich durch den Wechsel von 
Frau Voss in der Verwaltung etwas verändert hat? 

Stephanie Nelles: Ja, ganz eindeutig. Es hat sich unglaublich viel verändert. Wie ich be-
reits geschildert habe, gab es am Anfang einige Vorbehalte, aber das hat sich erstaunlich 
schnell eingespielt. Viele Kolleginnen und Kollegen haben gemerkt: Sie bringt ein Wissen 
und eine zivilgesellschaftliche Perspektive mit, die uns vorher häufig gefehlt hat. Heute ist 
Christine für viele Ansprechpartnerin bei Themen, die vorher gar nicht an unser Büro her-
angetragen wurden. Das zeigt sich auch ganz konkret in der Zusammenarbeit innerhalb 
der Verwaltung. Ein Beispiel ist die Partnerschaft für Demokratie. Da habe ich lange dafür 
gekämpft, dass wir als Integrationsbereich stärker eingebunden werden. Mit Christine 
gab es plötzlich überhaupt keine Diskussion mehr darüber. Heute sitzt sie dort als Vertre-
terin unseres Büros mit am Tisch. Das zeigt auch, dass Themen wie Integration, Teilhabe 
und Demokratieförderung heute stärker zusammengedacht werden 

Julia Burgold: Frau Voss, welche Themen oder Perspektiven möchten Sie stärker in die 
Integrations- und Teilhabearbeit einbringen? 

Christin Voss: Ich glaube, das Netzwerk zu den hauptamtlichen Akteuren der Integrati-
onsarbeit ist in Rostock schon ziemlich gut. Was mir stärker auffällt, ist die Perspektive auf 
Ehrenamt und Zivilgesellschaft. Da reden wir oft von Zusammenarbeit auf Augenhöhe, 
wissen aber gar nicht genau, was das bedeutet. Vertrauen, Anerkennung und Beteiligung 
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entstehen nicht von allein. Sie müssen aktiv aufgebaut und gepflegt werden. Erst wenn 
dieses Vertrauen da ist, kann man anfangen, gemeinsam Projekte zu entwickeln und Ko-
operationen einzugehen.  

Julia Burgold: Wie kann man dieses Vertrauen aufbauen?  

Christin Voss: Für mich bedeutet das vor allem: weg von der „Komm-her-Mentalität“ hin 
zur „Geh-hin-Mentalität“. Viele Menschen wurden lange Zeit nicht eingeladen oder hatten 
das Gefühl, nicht gemeint zu sein. Deshalb ist es wichtig, aktiv auf Menschen zuzugehen 
und deutlich zu machen, dass ihre Perspektiven gewünscht sind. Ein Beispiel sind die In-
ternationalen Wochen gegen Rassismus. Zur Flaggenhissung vor dem Rathaus haben wir 
bewusst zahlreiche Initiativen eingeladen. Manche waren regelrecht überrascht und ha-
ben gefragt, warum sie plötzlich von der Verwaltung eingeladen werden. Daran sieht man, 
wie wichtig Sichtbarkeit und persönliche Ansprache sind. Es geht darum, Menschen zu 
vermitteln: Das Rathaus ist auch euer Rathaus.  

Abb. 2: Flaggenhissung Internationale Wochen gegen Rassismus 

 

Foto: Hanse- und Universitätsstadt Rostock  

Julia Burgold: Gilt das auch für die Zusammenarbeit mit migrantischen Organisationen? 

Stephanie Nelles: Ja, auf jeden Fall. Wir erleben immer wieder, dass unsere üblichen Be-
teiligungsformen nicht unbedingt funktionieren. Wir verschicken eine Einladung und ge-
hen davon aus, dass damit alles erledigt ist. Viele migrantische Vereine wünschen sich 
aber eine direktere Ansprache. Im Nachhinein höre ich dann oft: „Ja, aber wir wussten 
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nicht, dass wir wirklich gemeint sind.“ Das hat mich lange beschäftigt. Es geht also nicht 
nur darum einzuladen, sondern auch darum, Menschen das Gefühl zu geben, dass ihre 
Beteiligung tatsächlich gewünscht ist.  

Christin Voss: Dazu kommt, dass wir häufig gar nicht merken, wie viele Hürden wir selbst 
aufbauen. Bei Konferenzen oder Fachtagen nehmen wir uns oft vor, langsam zu sprechen 
und einfache Sprache zu verwenden. Nach fünf Minuten reden wir wieder so wie immer. 
Dann wundern wir uns, warum Menschen sich nicht beteiligen. Dabei sind es manchmal 
ganz einfache Dinge wie Sprache, Tempo oder Verständlichkeit, die darüber entscheiden, 
ob Menschen mitmachen können oder nicht.  

Stephanie Nelles: Und ich glaube, wir haben gelernt, Beteiligung stärker in den Quartie-
ren zu denken. Viele Menschen wollen sich dort engagieren, wo sie leben. Das sehen wir 
beispielsweise bei den Stadtteilmüttern oder bei Sprachcafés in den Quartieren. Wenn 
Menschen merken, dass sie vor Ort Räume nutzen können und ihre Ideen wertgeschätzt 
werden, dann bringen sie sich ein und entwickeln eigene Projekte.  

Christin Voss: Wichtig ist auch, Projekte und Veranstaltungen neu zu denken. Wenn man 
viele Jahre in einer NGO gearbeitet hat, lernt man, ständig neue Projekte zu entwickeln, 
Fördermittel einzuwerben und Menschen mitzunehmen. Stillstand bringt einen Verein ir-
gendwann um. Diese Perspektive bringe ich mit. Deshalb schaue ich auf manche Veran-
staltungen oder Projekte und denke: Das könnte man doch auch ganz anders machen. 
Ein Beispiel sind die Interkulturellen Wochen. Sie fanden lange Zeit vor allem an wenigen 
Orten statt. Jetzt versuchen wir, deutlich mehr Stadtteile einzubeziehen, neue Kooperati-
onen aufzubauen und migrantische Künstlerinnen und Künstler sichtbarer zu machen. Es 
geht darum, Dinge neu zu denken und neue Räume für Teilhabe zu schaffen.  

Stephanie Nelles: Die Perspektiven, die Christine einbringt, helfen nicht nur bei der prak-
tischen Arbeit. Sie verändern auch das Bild von Verwaltung nach innen und nach außen. 
Wir werden dadurch glaubwürdiger. Das klingt vielleicht etwas funktional, aber es macht 
einen Unterschied, wenn Menschen in der Verwaltung arbeiten, die bestimmte Erfahrun-
gen selbst gemacht haben und Vertrauen in unterschiedliche Netzwerke mitbringen. Ich 
erinnere mich zum Beispiel an die Diskussion um den Umzug der Geschäftsstelle des 
Migrantenrats ins Rathaus. Ich war überzeugt, dass wir dafür viel Kritik bekommen wür-
den. Dann hat Christine zu mir gesagt: „Ganz im Gegenteil. Da draußen sind ganz viele 
Leute, die genau auf dieses Zeichen warten.“ Dadurch konnte ich ganz anders agieren. Ich 
wusste, dass ich die Zivilgesellschaft an meiner Seite habe. Das hat mir eine enorme Si-
cherheit gegeben. 
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Vertrauen, Beziehungen und unterschiedliche Logiken 

Julia Burgold: Was braucht es aus Ihrer Sicht, damit Verwaltung und Zivilgesellschaft gut 
zusammenarbeiten können? 

Christin Voss: Vertrauen. Das klingt erst einmal banal, aber ohne Vertrauen funktioniert 
gar nichts. Und Vertrauen entsteht nicht dadurch, dass man einmal im Jahr zu einer Ver-
anstaltung einlädt. Es entsteht durch kontinuierliche Gespräche und dadurch, dass Men-
schen merken, dass sie ernst genommen werden. Gerade das Vertrauen demokratiestär-
kender Zivilgesellschaft ist unheimlich fragil. Es muss permanent gepflegt werden. Wenn 
man Kooperationen entwickeln oder Projekte gemeinsam gestalten möchte, muss man 
vorher Beziehungen aufbauen. 

Julia Burgold: Wo unterscheiden sich die Erwartungen von Verwaltung und Zivilgesell-
schaft? 

Christin Voss: Verwaltung sagt oft, man wolle auf Augenhöhe zusammenarbeiten. Aber 
ich glaube, wir wissen häufig gar nicht, was das konkret bedeutet. Ein gutes Beispiel ist 
der Satz: „Wir sind da dran.“ Für Verwaltungsmitarbeitende mag das eine völlig normale 
Antwort sein. Für Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, kann das unglaublich 
frustrierend sein. Da werden lange E-Mails geschrieben, Probleme geschildert und dann 
kommt als Antwort: „Wir sind da dran.“ Das fühlt sich nicht nach Kommunikation auf Au-
genhöhe an. 

Stephanie Nelles: Gleichzeitig muss man sehen, dass Verwaltung und Ehrenamt unter 
sehr unterschiedlichen Bedingungen arbeiten. Verwaltung denkt häufig in Zuständigkei-
ten, Verfahren und langfristigen Prozessen. Ehrenamtliche Initiativen wollen oft schnell 
reagieren und pragmatische Lösungen finden. Diese Unterschiede verschwinden nicht. 
Man muss lernen, damit umzugehen. 

Mut, neue Wege zu gehen  

Julia Burgold: Was würdet ihr anderen Kommunen mit auf den Weg geben, die die Zu-
sammenarbeit mit Zivilgesellschaft stärken möchten? 

Stephanie Nelles: Mutig sein. Das klingt immer etwas nach Floskel, aber letztlich ist es 
genau das. Natürlich spielt die Chemie zwischen Menschen eine Rolle. Und natürlich fragt 
man sich manchmal: Kann das gut gehen? Wie werden die anderen reagieren? Aber ir-
gendwann muss man sagen: Wir probieren es aus. 

Christin Voss: Ja, traut euch, seid mutig. Ehrenamtlichen und zivilgesellschaftlichen Akt-
euren wird ja auch oft sehr viel auferlegt. Sie sollen Menschen erreichen, übersetzen, 
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vermitteln, Beteiligung organisieren und möglichst alle mitnehmen. Gleichzeitig bedeutet 
das oft einen enormen Aufwand. Deshalb würde ich sagen: Auch Verwaltungen kann man 
etwas abverlangen. Sie müssen bereit sein, unbequeme Situationen auszuhalten. Sie 
müssen sich auf Perspektiven einlassen, die vielleicht irritieren oder Kritik üben. Das ge-
hört dazu. Manchmal braucht es den Mut, einen Schritt zu gehen, der nicht völlig abgesi-
chert ist. Und ich glaube tatsächlich: Engagierte Menschen mit solchen Erfahrungen gibt 
es in jeder Stadt. Man muss sie nur finden und Lust haben, sie zu suchen.  

Abb. 3:  Christin Voss und Stephanie Nelles (v.l.n.r.) 

 

Foto: Hanse- und Universitätsstadt Rostock  

Fazit: Koproduktion als gemeinsamer Lernprozess 

Das Gespräch mit Christin Voss und Stephanie Nelles verdeutlicht, dass Koproduktion 
weit über klassische Formen der Zusammenarbeit oder Beteiligung hinausgeht. Mit dem 
Wechsel von Christin Voss in das Integrationsbüro der Hanse- und Universitätsstadt 
wurde nicht nur eine neue Person Teil der Verwaltung. Vielmehr gelangten Erfahrungen, 
Netzwerke und Sichtweisen aus der Zivilgesellschaft in kommunale Entscheidungs- und 
Arbeitsprozesse. Dadurch wurden neue Themen sichtbar, bestehende Routinen hinter-
fragt und Kooperationen neugestaltet. Das Interview zeigt damit exemplarisch, welches 
Potenzial in der Öffnung kommunaler Verwaltungen für zivilgesellschaftliche Perspekti-
ven liegt. 

Gleichzeitig macht das Gespräch deutlich, dass Koproduktion kein konfliktfreier Prozess 
ist. Unterschiedliche Rollen, Erwartungen und institutionelle Logiken bleiben bestehen. 
Verwaltung und Zivilgesellschaft verfolgen nicht immer dieselben Ziele, arbeiten mit un-
terschiedlichen Zeithorizonten und verfügen über unterschiedliche Ressourcen. 
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Erfolgreiche Koproduktion setzt daher nicht voraus, dass diese Unterschiede verschwin-
den. Entscheidend ist vielmehr die Bereitschaft, sie auszuhalten und produktiv zu bear-
beiten. 

Die Erfahrungen aus Rostock legen nahe, dass hierfür vor allem drei Voraussetzungen 
wichtig sind: Vertrauen, persönliche Beziehungen und institutionelle Offenheit. Vertrauen 
entsteht nicht durch einzelne Beteiligungsformate, sondern durch langfristige Zusam-
menarbeit. Persönliche Beziehungen schaffen Verbindlichkeit und erleichtern die Ver-
ständigung zwischen unterschiedlichen Akteursgruppen. Und institutionelle Offenheit 
bedeutet, Kritik nicht als Störung, sondern als Ressource für Lern- und Veränderungspro-
zesse zu begreifen. 

Koproduktion erscheint damit weniger als ein Instrument kommunaler Steuerung, son-
dern als eine Haltung. Sie setzt die Bereitschaft voraus, Wissen und Problemlösungskom-
petenz nicht ausschließlich innerhalb der Verwaltung zu verorten, sondern auch in der 
Stadtgesellschaft anzuerkennen. Oder, wie es im Interview mehrfach anklingt: Es braucht 
den Mut, neue Wege auszuprobieren, andere Perspektiven ernst zu nehmen und sich auf 
Prozesse einzulassen, deren Ausgang nicht vollständig planbar ist. 
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Hanka Giller, Christian Uthe, Lara Hartig 

Wohnen und Teilhabe kooperativ und 
integriert angehen: Quartiersarbeit und 
kommunale Strategien in Saalfeld-Beulwitz 
Der Stadtteil Alte Kaserne/Beulwitz in Saalfeld bietet für eine integrierte Quartiersent-
wicklung ein anschauliches Beispiel. Hier werden auf Quartiersebene konkrete, alltags-
nahe Initiativen mit strategischer Zusammenarbeit verbunden, um die Wohn- und Le-
bensbedingungen der Bewohner:innen langfristig zu verbessern. Während sozialräum-
liche Projekte, Beteiligungsformate und gemeinschaftliche Aktivitäten direkt im Quar-
tier ansetzen, zielt die parallellaufende strategische Zusammenarbeit im Landkreis da-
rauf ab, strukturelle Rahmenbedingungen für Wohnen, Unterstützung und soziale Teil-
habe zu verbessern. Gemeinsam bilden diese Ebenen einen integrierten Ansatz, der so-
wohl individuelle Lebenslagen berücksichtigt als auch strukturelle Veränderungen an-
strebt. Dieser doppelte Ansatz – lokales Handeln im Quartier und übergeordneter Ab-
stimmungsprozess im Landkreis – ermöglicht es, sowohl individuelle Lebenslagen zu 
stärken als auch strukturelle Veränderungen anzustoßen. 

Der vorliegende Beitrag zeigt, wie diese beiden Ebenen ineinandergreifen und welche 
Synergien sie erzeugen. Dazu werden zunächst die sozialraumorientierten Ansätze und 
konkreten Projekte im Quartier Beulwitz/Alte Kaserne vorgestellt. Anschließend wird 
die strategische Zusammenarbeit im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt geschildert, die auf 
eine Verbesserung der Wohnraumversorgung abzielt. Die Schlussfolgerung fasst zu-
sammen, wie das Zusammenspiel von Quartiersarbeit und landkreisweiter Kooperation 
nachhaltige Verbesserungen der Wohn- und Lebensbedingungen ermöglicht. 

Der Beitrag entstand in gemeinsamer Autor:innenschaft der Praxispartner:innen Hanka 
Giller (Amt für Jugendarbeit, Sport und Soziales) und Christian Uthe (Mobile Jugendar-
beit, Bildungszentrum Saalfeld) sowie Lara Hartig (TU Berlin) aus dem For-
schungsteam. 

1.  Beulwitz gemeinsam gestalten: sozialraumorientierte 
Quartiersarbeit 

Saalfeld liegt im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt im Süden Thüringens und zählt rund 
29.000 Einwohner:innen. Kleinräumig konzentriert sich das Ankommen besonders im 
Quartier Beulwitz/Alte Kaserne, das am westlichen Stadtrand liegt. Von den dort leben-
den etwa 1.200 Einwohner:innen haben rund 80 % eine Migrationsgeschichte. Der 
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Landkreis betreibt in einem ehemaligen Kasernengebäude eine Gemeinschaftsunter-
kunft und hat zusätzlich beleggebundene Wohnungen für Geflüchtete angemietet. 

Die sozialraumorientierte Quartiersarbeit im Stadtteil Alte Kaserne/Beulwitz fußt auf ei-
ner besonderen Akteur:innenstruktur. Das interdisziplinäre Kernteam besteht aus Ver-
treter:innen der Stadtverwaltung, dem Quartiersmanagement (Stadtplanung), der Mo-
bilen Jugendarbeit (Sozialarbeit) sowie dem Werkhausmanagement (Bau und Hand-
werk). Ihre enge Zusammenarbeit ermöglicht die Verzahnung sozialarbeiterischer, pla-
nerischer und handwerklicher Perspektiven und wird strukturell durch Kooperations-
partner:innen und Ehrenamtliche ergänzt. Diese Struktur ist das Fundament einer ko-
operativen Stadtteilentwicklung. Sie zielt auf integrierte Lösungsansätze, die sowohl auf 
individueller als auch auf struktureller Ebene zur nachhaltigen Verbesserung der Wohn- 
und Lebensbedingungen im Quartier beitragen. Wohnqualität wird in diesem Zusam-
menhang als Ergebnis eines ganzheitlichen Zusammenspiels von Wohnen, Arbeiten, 
Freizeit, sozialer Sicherheit und familiären Lebenslagen verstanden. Daran wird deut-
lich: Wohnen umfasst mehr als die bauliche Bereitstellung von Wohnraum. 

Abb. 1: Quartier Saalfeld-Beulwitz 

 

Foto: Hanka Giller 

Für die sozialraumorientierte Quartiersarbeit übernimmt das Quartiersmanagement 
eine zentrale Vermittlungsfunktion zwischen Bewohner:innen, Verwaltung, Wohnungs-
unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteur:innen. Es aktiviert die Nachbarschaft, 
bündelt Interessen und schlägt kommunikative Brücken zwischen formellen Entschei-
dungsstrukturen und informellen Alltagspraktiken. Ergänzend verfolgt die Mobile Ju-
gendarbeit einen aufsuchenden Ansatz, der auf Beziehungsgestaltung, Partizipation 
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und Empowerment von Kindern und Jugendlichen ausgerichtet ist. Sozialarbeiter:in-
nen vor Ort, insbesondere im Rahmen der Mobilen Jugendarbeit, von ThINKA – Thürin-
ger Initiative für Integration, Nachhaltigkeit, Kooperation und Aktivierung – sowie der 
Migrationsberatung, stehen den Anwohner:innen mit niedrigschwelligen Beratungsan-
geboten für individuelle Unterstützungsbedarfe zur Verfügung. Innerhalb der Schwer-
punkte Einzelfallhilfe, Gruppenarbeit und Gemeinwesenarbeit werden Aneignungspro-
zesse moderiert und begleitet, ehrenamtsgetragene Freizeitangebote aufgebaut und 
Beteiligungsformate umgesetzt. Über die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen entste-
hen zugleich Zugänge zu Eltern und weiteren Bewohner:innengruppen, wodurch quar-
tiersweite Beteiligungsdynamiken angestoßen werden. Dadurch tragen das Quartiers-
management und die mobile Sozialarbeit maßgeblich zur Verbesserung der Lebensbe-
dingungen im Sozialraum sowie zur Stärkung der Unterstützungsstrukturen bei. 

Ein wesentlicher Ansatzpunkt zur Verbesserung der Wohn- und Lebensbedingungen 
ist die aktive Gestaltung des Wohnumfeldes durch niedrigschwellige, alltagsnahe und 
partizipativ angelegte Angebote. Mit dem Werkhaus, gelegen an der Beulwitzer Straße 
in der Mitte des Quartiers, wurde ein neues, gemeinsam mit Bewohner:innen errichte-
tes Quartierszentrum geschaffen, das als multifunktionaler sozialräumlicher Knoten-
punkt fungiert. Es vereint Räume für Begegnung, Beteiligung, Kompetenzentwicklung 
und Selbstorganisation und ermöglicht damit vielfältige Aneignungsprozesse. 

Abb. 2: Werkhaus 

 

Foto: Jens Schlüter, www.jens-schlueter.com 

Die im Werkhaus angesiedelten Angebote richten sich an die Bewohner:innen in Beul-
witz/Alte Kaserne. Das Spektrum der Angebote umfasst Workshops, 
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Sommerwerkstätten in den Ferien, Repaircafés, Werkzeugausleihe, Kochaktionen und 
Kochbuchprojekte, Beratungsangebote sowie nutzerspezifische Formate wie Frauen-
sportgruppen, Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche oder das interkulturelle 
Modedesignprojekt „Beulwitz designt“. Die Angebote zielen übergreifend darauf ab, in-
dividuelle Fähigkeiten sichtbar zu machen, neue Kompetenzen zu erwerben, soziale 
Netzwerke zu stärken und das Freizeitangebot zu erweitern. Unterschiedliche Raum-
qualitäten (Atelier, Küche, großer Mehrzweckraum, Außengelände) ermöglichen flexible 
Nutzungen und tragen zur Offenheit des Ortes für heterogene Zielgruppen bei. Durch 
die Zusammenarbeit mit Ehrenamtlichen und Kooperationspartner:innen werden vor-
handene Kompetenzen, Erfahrungen und Engagement im Quartier eingebunden. Die 
Angebote fördern Selbstwirksamkeitserfahrungen, stärken Handlungskompetenzen 
und eröffnen neue Zugänge zu Bildung, Arbeit und gesellschaftlicher Teilhabe. Ergänzt 
wird dieser Ansatz durch die Einrichtung der Stelle eines Werkhausmanagers, die durch 
das Programm der Städtebauförderung „Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im 
Quartier gemeinsam gestalten“ finanziert wird. Der Werkhausmanager fungiert als 
Schnittstelle zwischen Bewohner:innen, handwerklich-baulichen Prozessen und insti-
tutionellen Akteur:innen. Diese besondere Funktion als Erweiterung des Quartiersma-
nagements entstand in Thüringen und steht unter dem Leitmotiv „Miteinander Bauen 
im Quartier“. Partizipative (Selbst-)Bauprojekte – etwa der Bau von Lastenfahrrädern, 
Müllbehältnissen, Sitzgelegenheiten oder Möbeln – ermöglichen nicht nur die konkrete 
Verbesserung des Wohnumfeldes, sondern unterstützen auch arbeitsmarktbezogene 
Kompetenzerweiterung und berufliche Orientierung. 

Konkrete Formate der Beteiligung und Begegnung sind beispielsweise Willkommens-
touren durch den Stadtteil, die dem gegenseitigen Kennenlernen, der Vorstellung von 
Quartiersakteur:innen und Angeboten sowie der ersten Erfassung von Bedürfnissen 
und Fragestellungen neuzugezogener Bewohner:innen dienen. Die Touren werden von 
der Mobilen Jugendarbeit und Bewohner:innen durchgeführt. In den kommenden Jah-
ren werden die Willkommenstouren thematisch ausgebaut und um den Zugang zu Be-
hörden, kulturellen Einrichtungen sowie Sportstätten ergänzt. Sie erleichtern den Ein-
stieg in Beteiligungsprozesse und reduzieren Zugangsbarrieren zu Unterstützungs- 
und Beteiligungsstrukturen. Zusätzlich fördern Sprachcafés als offene, informelle Be-
gegnungsformate den sprachlichen Austausch und das Erlernen der deutschen Spra-
che. Die Sprachcafés sind Orte, an denen Bedarfe erhoben, über Probleme gesprochen 
sowie gemeinsam Lösungen entwickelt werden können. Beispielsweise dient das 
Sprachcafé als Plattform, um Ideen zur Gestaltung und Nutzung der Freiflächen in Beul-
witz zu besprechen. Zusätzlich erfassen das Quartiersmanagement und die Mobile Ju-
gendarbeit die Fähigkeiten und Interessen der Teilnehmenden und können diese in die 
Angebote des Werkhauses einbinden – etwa im Nähcafé oder beim Bautag. Damit ver-
bindet es individuelle Förderung mit gemeinwesenorientierten Zielsetzungen. Weitere 
Beteiligungs- und Selbstbauprojekte mit den Bewohner:innen, wie die Planungsgruppe 
zur Freiflächengestaltung, der Selbstbau von Fußballplätzen oder die Herstellung eines 
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Cricketplatzes, verbinden planerische, soziale und kulturelle Dimensionen von Quartier-
sentwicklung. Sie ermöglichen konkrete Mitgestaltung, fördern Verantwortungsüber-
nahme und stärken kollektive Identifikation mit dem Wohnumfeld.  

Abb. 3: Sprachcafé im Werkhaus 

 

Foto: Miriam Neßler 

2.  Über das Quartier hinaus: Zur Bedeutung strategischer 
Zusammenarbeit im Landkreis 

Die beschriebenen sozialräumlichen Ansätze und Beteiligungsformate im Quartier tra-
gen wesentlich dazu bei, individuelle Lebenslagen sichtbar zu machen und konkrete 
Verbesserungen im unmittelbaren Wohnumfeld anzustoßen. Gleichzeitig zeigen die Er-
fahrungen aus der täglichen Arbeit vor Ort, dass viele Herausforderungen im Bereich 
Wohnen nicht allein auf Quartiersebene gelöst werden können, sondern eng mit struk-
turellen, rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen verbunden sind. Vor die-
sem Hintergrund hat das Amt für Jugendarbeit, Sport und Soziales neben den sozial-
räumlichen Aktivitäten eine strategische Zusammenarbeit im Landkreis Saalfeld-Ru-
dolstadt initiiert. Ziel ist es, die strukturellen Voraussetzungen für Wohnen und gesell-
schaftliche Teilhabe nachhaltig zu verbessern. 

Anhaltende Hinweise von wohnungssuchenden Menschen und Mitarbeitenden sozialer 
Einrichtungen verdeutlichen die Problematik: In Saalfeld ist es trotz vorhandenen Leer-
stands schwierig, Wohnraum zu finden. Die Auswirkungen zeigen sich in den steigen-
den Fallzahlen von Menschen, die von (verdeckter) Wohnungslosigkeit betroffen oder 
bedroht sind. Gleichzeitig verliert der Landkreis durch Abwanderung potenzielle Fach- 
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und Arbeitskräfte. Dies gilt insbesondere für viele junge Menschen, die von dem Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum, fehlenden Perspektiven auf dem Arbeits- und Ausbil-
dungsmarkt sowie individuellen Erfahrungen von Ausschluss betroffen sind. Durch ge-
sicherten Wohnraum sollen Bleibe- und gleichzeitig Teilhabeperspektiven eröffnet wer-
den. Allerdings erwiesen sich die bestehenden Unterstützungssysteme als unzu-
reichend und das Schnittstellenmanagement als verbesserungsfähig in der Zusam-
menarbeit mit den Landratsämtern, die für die Prävention von Wohnungslosigkeit zu-
ständig wären. Erschwert wird die Situation zusätzlich durch angespannte Haushalts- 
und Personalsituation sowie teilweise unerfüllte (rechtliche) Zuständigkeiten. Hinzu 
kommt, dass in Thüringen bislang kein strategisches Konzept zur Prävention von Woh-
nungslosigkeit vorliegt. Ein entsprechender Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit be-
findet sich derzeit in der Entwicklung. 

Über einen Zeitraum von fast zwei Jahren wurde im Landkreis ein Prozess der Bedarfs-
ermittlung, des fachlichen Austauschs und der gemeinsamen Strategieentwicklung 
durchgeführt. Koordiniert wurde dieser komplexe Prozess durch die Stadtverwaltung 
Saalfeld, federführend durch das Amt für Jugendarbeit, Sport und Soziales. Beteiligt 
waren die kommunalen Wohnungsunternehmen, der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt, 
das Jobcenter sowie freie Träger aus dem Bereich der Sozialarbeit. Fachlich unterstützt 
und finanziell ermöglicht wurde der Prozess durch die Universität Bielefeld und das Pra-
xis-Forschungsprojekt „Teilhabe in (neuen) Ankunftsquartieren stärken“.  

Die strategische Zusammenarbeit im Landkreis verfolgt mehrere Ziele: die Verbesse-
rung der Wohnraumzu- und -übergänge, die Sensibilisierung für Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt, die Vernetzung der verschiedenen Akteur:innen im Landkries, 
die Optimierung des Schnittstellenmanagements sowie die Entwicklung und Bereit-
stellung bedarfsgerechter Unterstützungsmaßnahmen für Menschen in prekären Le-
benssituationen. Für die Bedarfserhebung wurden soziale Träger, Betreuer:innen, 
Wohnungsunternehmen und betroffene Personen befragt. Aus den Befragungen geht 
hervor, dass besonders Menschen mit psychischen Erkrankungen, kognitiven Ein-
schränkungen, Suchterkrankungen, Haftentlassene, verschuldete Personen sowie 
Menschen nichtdeutscher Herkunft beim Zugang zu Wohnraum benachteiligt sind. 
Wohnungsunternehmen betonen, dass sie Menschen mit erhöhtem Unterstützungsbe-
darf nur dann versorgen können, wenn passende Hilfsangebote verfügbar sind. Die Er-
gebnisse der Befragung wurden im Januar 2025 am Runden Tisch Wohnen – mit Ak-
teur:innen aus der Stadt- und Landkreisverwaltung, kommunalen Wohnungsunterneh-
men sowie sozialen Trägern – vorgestellt und markierten den Start eines gemeinsamen 
Prozesses zur Lösung der identifizierten Problemlagen. Der regelmäßige fachliche Aus-
tausch zwischen Akteur:innen im Landkreis ermöglicht es, bestehende Hürden zu iden-
tifizieren und gemeinsam Strategien zur Verbesserung der Wohnzugänge zu entwi-
ckeln. Ein zentraler Fortschritt ist die Einigung der Bürgermeister der Städte Saalfeld, 
Rudolstadt und Bad Blankenburg auf einen gemeinsamen Prozess zur 
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Zusammenarbeit bei der Unterbringung wohnungsloser Menschen. Bislang hatte jede 
kreisangehörige Stadt für sich mit dem Landkreis kommuniziert und verhandelt. Aktuell 
werden eine Kooperationsvereinbarung ausgearbeitet sowie die Zuständigkeiten für die 
Unterstützung von Menschen in prekären Lebenssituationen im Landkreis Saalfeld-Ru-
dolstadt rechtlich geprüft. Die jeweiligen Verwaltungsspitzen erwarten, dass die laufen-
den rechtlichen Klärungen dazu beitragen, bestehende Schnittstellenprobleme zu re-
duzieren und notwendige Unterstützungsmaßnahmen zu beschleunigen. Zudem wer-
den die Wohnungslosenunterkunft in Saalfeld saniert und eine zusätzliche Notschlaf-
stelle eingerichtet.  

Das Einstehen für die Rechte von Menschen in besonders schwierigen Lebenssituatio-
nen bleibt eine dauerhafte Aufgabe. Kommunal- und Kreistagpolitik, Verwaltung, sozi-
ale Träger und Wohnungsunternehmen tragen hierbei gemeinsam Verantwortung da-
für, eine nachhaltige Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe und des demokratischen 
Miteinanders zu erzielen. 

3. Schlussfolgerung 

Die Entwicklungen im Stadtteil Alte Kaserne/Beulwitz zeigen, dass die Verbesserung 
von Wohn- und Lebensbedingungen nur durch ein Zusammenspiel lokaler Initiativen, 
sozialräumlicher Arbeit und strategischer kommunaler bzw. landkreisübergreifender 
Kooperation gelingen kann. Niedrigschwellige Angebote, Beteiligungsformate und ge-
meinschaftliche Bau- und Gestaltungsprozesse im Quartier stärken soziale Netzwerke, 
fördern Selbstwirksamkeit und ermöglichen die Beteiligung an der Gestaltung des 
Wohnumfeldes. Sie tragen dazu bei, Problemlagen frühzeitig sichtbar zu machen und 
gemeinsam Lösungsansätze zu entwickeln. Gleichzeitig verdeutlicht der Abstim-
mungsprozess in Saalfeld und im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt zwischen Verwaltun-
gen, Wohnungsunternehmen und sozialen Trägern, dass vielen Herausforderungen im 
Bereich Wohnen nur durch institutionelle Kooperation, klare Zuständigkeiten und funk-
tionierende Unterstützungsstrukturen für die Versorgung von Menschen in prekären 
Lebenssituationen auf struktureller Ebene begegnet werden kann. Auch wenn weiterhin 
Herausforderungen bestehen, hat der gemeinsame Prozess wichtige Impulse für Zu-
sammenarbeit, Problembewusstsein und konkrete Maßnahmen gesetzt. 

Die Aktivitäten in und für Beulwitz zeigen: Sichere Wohn- und Lebensbedingungen 
müssen sowohl auf der Ebene des alltäglichen Zusammenlebens als auch auf der 
Ebene kommunalpolitischer Rahmenbedingungen gestaltet werden. Erst durch die 
Verbindung dieser Ebenen können nachhaltige Strukturen entstehen, die soziale Teil-
habe und eingebettetes Wohnen ermöglichen.  
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C3 

Julia Burgold, Bettina Reimann, Isabel Ramos Lobato 

Zwischenruf 

Starke Quartiere sichern Ankommen und Zusammenleben – ein 
Denk- und Handlungsauftrag für Bund, Länder und Kommunen  

Auf einen Blick: Der Zwischenruf basiert auf drei Jahren interkommunalen Austauschs 
und transdisziplinärer Forschung zur Förderung von Teilhabe und sozialem Zusammen-
halt in Stadträumen und Quartieren, die in besonderem Maße von (Neu-)Zuwanderung 
geprägt sind. In zwölf Kommunen mit unterschiedlichen Ausgangslagen zur Migration, 
Integration und Teilhabe haben wir Quartiere mit einer hohen Zuwanderungsdynamik un-
tersucht, verglichen und gemeinsam mit lokalen Akteuren weiterentwickelt. Aus diesen 
Erfahrungen leiten sich zentrale Erkenntnisse ab, die wir im vorliegenden Zwischenruf mit 
Bund, Ländern und anderen Kommunen teilen und mit dem Appell verbinden, kommu-
nale Realitäten und Bedarfe stärker in den politischen Fokus zu nehmen. Kommunale Er-
fahrungen zeigen, dass Ankunftsquartiere eine besondere Integrationsleistung für die ge-
samte Stadtgesellschaft erbringen und dass ihre Gestaltung zwar anspruchsvoll, unter 
verlässlichen Rahmenbedingungen und mit institutioneller Unterstützung jedoch nach-
haltig wirksam ist. Vor diesem Hintergrund formuliert der Zwischenruf drei Kernbotschaf-
ten: 

1. Integration muss als dauerhafte, handlungsfeldübergreifende Aufgabe auf allen föde-
ralen Ebenen gesichert werden.  

2. Förderprogramme sollten langfristig, flexibel und quartiersbezogen weiterentwickelt 
werden. 

3. Für die Stärkung der sozialräumlichen Integration sollten Ankunftsquartiere als 
Schlüsselräume für Teilhabe und Zusammenhalt qualifiziert werden. 

Öffentliche und politische Debatten sind derzeit stark durch das Thema Migration ge-
prägt: Kaum ein Thema beherrscht öffentliche Debatten derzeit so stark wie Migration. 
Migration „triggert“ die Gesellschaft (vgl. Mau et al., 2023) und gibt Anlass für Proteste, 
die vor allem von populistischen und rechtsextremen Kräften geschürt werden. In diesem 
Kontext werden zuwanderungsbezogene Ängste im öffentlichen Diskurs nicht nur sicht-
bar, sondern häufig durch die Art der politischen und medialen Auseinander-setzung wei-
ter befeuert. Die Zuversicht in gelingende Integration nimmt ab (vgl. Sachverständigenrat 
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für Integration und Migration [SVR], 2025, S. 4), und eine wachsende Zahl von Menschen 
verliert das Vertrauen in die Problemlösungskompetenz der Politik. Differenzen zwischen 
Menschen, Gruppen und Räumen rücken in den Vordergrund, während das Gefühl ge-
sellschaftlicher Zusammengehörigkeit schwindet. Dies erschwert die Integrationsarbeit 
vor Ort und die Platzierung sozialer Themen und Projekte.  

Integrationsaufgaben der Kommunen weiten sich räumlich und inhaltlich aus: Die Integ-
rationsaufgaben der Kommunen haben sich in den vergangenen Jahren sowohl räumlich 
als auch inhaltlich deutlich ausgeweitet. Die anhaltend hohe, zugleich schwankende Dy-
namik der Zuwanderung bildet sich räumlich in zweifacher Weise ab. Zum einen erreichen 
Zuwanderungsbewegungen heute zunehmend auch Regionen, die bislang in geringerem 
Umfang internationale Migration erfahren haben – darunter viele ländliche Kommunen 
sowie Städte in Ostdeutschland. Zum anderen entstehen in einigen Gemeinden und 
Städten Orte und Quartiere, die im innerstädtischen Vergleich in besonderer Weise durch 
(temporäre) internationale Migrationsbewegungen, einen hohen Anteil ausländischer 
bzw. migrantischer Bevölkerung sowie überdurchschnittliche Fluktuation gekennzeich-
net sind – sogenannte Ankunftsquartiere (vgl. Hanhörster et al., 2020). Ihre Ausprägung 
hängt eng mit staatlicher Verteilungssteuerung und kommunalen Unterbringungsstrate-
gien zusammen, aber – insbesondere in Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt – 
auch mit der Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von bezahlbarem Wohnraum und sozialen 
Netzwerken der Neuzugewanderten – und ist damit insgesamt nur bedingt staatlich steu-
erbar.  

Parallel dazu haben sich die inhaltlichen Anforderungen an die Integrationsarbeit erheb-
lich erweitert. Die Gruppe der Zugewanderten ist heterogen und unterscheidet sich stark 
hinsichtlich Aufenthaltsstatus, Bildungsvoraussetzungen, beruflicher Qualifikation, 
Sprachkenntnissen, sozialer Ressourcen und spezifischer Unterstützungsbedarfe. Zu-
gleich verändert sich die Zusammensetzung der Bevölkerung nicht nur mit Blick auf die 
Herkunft, sondern auch hinsichtlich ihrer Alters- und Sozialstruktur. Das Nebeneinander 
sehr unterschiedlicher Lebenslagen erzeugt vielfältige und parallel verlaufende Bedarfe, 
die vielfach auf lokale Strukturen treffen, die bereits stark belastet sind oder – insbeson-
dere in neu entstehenden Ankunftsquartieren – noch nicht ausreichend entwickelt wur-
den. Für kleinere, kreisangehörige Städte und Gemeinden kommt verstärkend hinzu, dass 
sie sich in Unterbringungs- und Integrationsbelangen mit dem Landkreis abstimmen 
müssen. Dies kann die Lösungsfindung erschweren oder verzögern.  

Kommunale Integrationsarbeit stößt an strukturelle Grenzen: Große und kleine Städte 
leisten unter den gegebenen Bedingungen eine verlässliche und bedarfsorientierte Integ-
rationsarbeit. Sie bildet das Fundament für die Gestaltung von Prozessen des Ankom-
mens und Zusammenlebens vor Ort. Kommunen stehen jedoch vor der Herausforderung, 
mit den dynamisch wachsenden und sich wandelnden Bedarfen Schritt halten zu müssen. 
Dabei geraten zentrale Regelsysteme – etwa Schulen, Kitas, Jugendhilfe, Nachbarschaft-
szentren oder Gesundheitsdienste – angesichts neuer und unterschiedlicher Bedarfe 
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zunehmend unter Druck und an ihre Grenzen. Viele dieser Systeme sind historisch nicht 
auf die gegenwärtige Heterogenität und Dynamik der lokalen Bevölkerungsentwicklung 
ausgerichtet und können strukturell nicht in dem Tempo nachjustieren, das erforderlich 
wäre. Gleichzeitig erschweren die angespannte Haushaltslage bis hin zu Haushaltssper-
ren und das Auslaufen von bundesseitigen und/oder landesseitigen Förderprogrammen 
in vielen Kommunen die Aufrechterhaltung notwendiger ergänzender Strukturen, wie 
Quartiermanagement, Gemeinwesenarbeit oder niedrigschwellige Beratungsangebote. 
Die Konkurrenz um die verbleibenden Fördermittel nimmt zu, während insbesondere fi-
nanzschwächere und ländliche Kommunen durch hohe Eigenanteile und komplexe För-
derlogiken an die Grenzen ihrer Kofinanzierungsfähigkeit geraten.  

Der Einsatz und das Engagement zivilgesellschaftlicher Partner waren und sind vor die-
sem Hintergrund unerlässlich. Finanziell und politisch geraten jedoch auch sie immer 
mehr unter Druck. Gleichzeitig dünnen ehrenamtliche Strukturen vielerorts aus. Damit 
schwinden wichtige Ressourcen für niedrigschwellige Zugänge, Vertrauensarbeit und so-
ziale Stabilisierung.  

Auf der Strecke bleiben nicht nur die Kraft und die Zuversicht kommunaler Akteure, son-
dern auch die Möglichkeit, soziale Themen und Projekte zu setzen und zu fördern. Damit 
bleiben die Chancen und Potenziale, über die Ankunftsquartiere als Schlüsselräume für 
die Stärkung von Teilhabe und Zusammenhalt verfügen, ungenutzt. Darüber hinaus sind 
die Errungenschaften der sozialräumlichen Integration – über Jahre aufgebaute Infra-
strukturen, Netzwerkstrukturen und z.B. Nachbarschaftszentren – gefährdet, weil sie 
nicht dauerhaft gehalten und nachhaltig angepasst werden können. Das Auf und Ab der 
politischen Aufmerksamkeit und der Ressourcenausstattung sowie die in Teilen einseitig 
problematisierende Kommunikation von Migrationsthemen – auch auf Bundes- und Lan-
desebene – beeinträchtigen die Handlungsmöglichkeiten und Entscheidungen vor Ort er-
heblich.  

Der Zwischenruf – ein Denk- und Handlungsauftrag für Bund, 
Länder und Kommunen 

Der Zwischenruf will vor allem Bund und Länder für kommunale Anforderungen und Be-
darfe sensibilisieren, verbunden mit dem dringlichen Appell, die kommunalen Realitäten 
ernsthaft in den Blick zu nehmen. Dies ebnet den Weg für die im Koalitionsvertrag postu-
lierte bessere Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen bei der Integration 
und für ein entschlossenes und – mit Blick auf das föderale System – geschlossenes Han-
deln. Die im Koalitionsvertrag verankerte finanzielle Unterstützung der Länder und Kom-
munen bei der Unterbringung von Asylsuchenden ist unerlässlich, greift jedoch zu kurz, 
da die kommunalen Integrationsaufgaben weit über die Unterbringung hinaus reichen 
und sich zunehmend auch aus anderen Migrationsformen – insbesondere der EU-Bin-
nenmigration aus Südosteuropa – speisen. Durch eine intensive und partnerschaftliche 
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Kooperation im föderalen System können kommunale Bedarfe besser berücksichtigt, 
zentrale Infrastrukturen verlässlich finanziert und Handlungsmöglichkeiten vor Ort erwei-
tert werden (Gesemann, 2025, S. 71–72). 

Die im Folgenden skizzierten Bedarfe und Unterstützungsnotwendigkeiten sind nicht 
grundsätzlich neu. Sie sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings notwendiger denn je, 
da sich qualitativ neue und quantitativ mehr Aufgaben und Herausforderungen stellen. 
Der in drei Kernbotschaften zusammengefasste „Denk- und Handlungsauftrag“ an Bund, 
Länder und Kommunen ist Ausdruck des Bestrebens, Städte und Gemeinden – unabhän-
gig von der Zahl der Einwohner:innen und der kommunalpolitischen Führung – in ihrem 
Einsatz gegen sozialräumliche Spaltungstendenzen und für den sozialen Zusammenhalt 
zu stärken.  

Der vorliegende Zwischenruf versteht sich vor dem Hintergrund veränderter Zuwande-
rungsdynamiken als Initial für eine Auseinandersetzung mit den gewachsenen und etab-
lierten Strukturen. Die folgenden Eckpfeiler sind rahmensetzend: 

 Das Plädoyer für eine Stärkung von Ankunftsquartieren hebt hervor, welche (Integra-
tions-)Leistung diese Quartiere für die gesamte Stadt erbringen – ein Aspekt, der in 
der gegenwärtigen Migrationsdebatte zu wenig Beachtung findet. Gerade weil An-
kunftsquartiere einen überproportionalen Beitrag zur Bewältigung von Zuwanderung 
leisten, können ihre Belastungsgrenzen jedoch nicht dauerhaft ignoriert werden. Wo 
diese erreicht oder überschritten werden, sind andere Teile der Stadt stärker in die 
Verantwortung einzubeziehen. Hier ist die Stadtpolitik gefordert: Eine ausgewogene 
Verteilung von Zuwanderung, Infrastruktur und kommunalen Belastungen innerhalb 
der Gesamtstadt ist (auch) das Ergebnis einer wohnungs-, sozial- und stadtentwick-
lungspolitischen Steuerung. 

 Der Zwischenruf konzentriert sich auf die sozialräumliche Integration und stellt explizit 
die Integrationsleistung der Ebene des Quartiers heraus. Integration verstehen wir als 
die Teilhabe aller Personen, ob mit oder ohne Einwanderungsgeschichte, an den ge-
sellschaftlichen Ressourcen. Das Quartier bildet dafür einen übergreifenden Bezugs-
rahmen, in dem Einzelthemen mit Integrationsrelevanz, wie Bildung, Arbeit, Wohnen, 
Gesundheit, Jugend, Soziales und Begegnung, eingebettet sind. Damit werden das 
Quartier und die dortige Bewohnerschaft und nicht eine bestimmte Zielgruppe zum 
Gegenstand und Ziel strategischen, konzeptionellen und instrumentellen Handelns. 
Integration für alle zu leisten und zielgruppenspezifische Angebote für Gruppen mit 
Unterstützungsbedarf zu unterbreiten, sind kein Widerspruch.  

 Der Zwischenruf erhebt seine Stimme in einer Zeit, in der Integration ganz überwie-
gend eine freiwillige kommunale Leistung ist. In diesem Zwischenruf soll nicht die Dis-
kussion um die Vor- und Nachteile der Pflichtaufgabe Integration (vgl. Kühn et al., 
2024) geführt werden. Die angestellten Überlegungen zur Stärkung von 
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Ankunftsquartieren nehmen auf Kommunen Bezug, die ihren Integrationsauftrag als 
freiwillige und damit bis zu einem gewissen Grad inhaltlich und räumlich selbst auszu-
gestaltende Aufgabe erfüllen. 

 Die Stärkung von Ankunftsquartieren als Schlüsselräume für Teilhabe und Zusam-
menhalt ist eine Gemeinschafts- und Kooperationsaufgabe. Für die Aufnahme von 
Schutzsuchenden und die Gestaltung von Integrationsprozessen benötigen Kommu-
nen verlässliche Partnerschaften mit Zivilgesellschaft und Wohnungswirtschaft.  

Drei Kernbotschaften 

Integration als dauerhafte, handlungsfeldübergreifende Aufgabe auf 
allen föderalen Ebenen sichern 

Integration findet vor Ort in den Städten und Gemeinden statt. Obwohl sie – mit Aus-
nahme der Unterbringung von Schutzsuchenden – als freiwillige kommunale Aufgabe 
ausgestaltet ist, handelt es sich – unabhängig von wechselnden Dynamiken der (Flucht-
)Zuwanderung – um eine dauerhafte Aufgabe. Damit Kommunen diese Aufgabe verläss-
lich erfüllen können, braucht es eine kontinuierliche Unterstützung und abgestimmtes 
Handeln aller föderalen Ebenen. 

Integrationsaufgaben verlässlich finanzieren: Zuwanderungsprozesse verlaufen in Zyklen; 
politische und finanzielle Reaktionen folgen häufig demselben Muster. In Hochphasen 
werden Ressourcen kurzfristig ausgebaut, in ruhigeren Zeiten jedoch wieder reduziert – 
mit der Folge, dass mühsam aufgebaute Strukturen wegbrechen. Integration benötigt je-
doch eine kontinuierliche, verlässliche und krisenfeste Finanzierung. Bund, Länder und 
Kommunen sollten tragfähige Modelle entwickeln, die den dauerhaften Erhalt und die 
Weiterentwicklung sozialräumlicher Integrationsstrukturen – insbesondere in Ankunfts-
quartieren – sichern und die in der Lage sind, agil auf dynamische Entwicklungen reagie-
ren zu können. 

Querschnittsthema Integration verbindlich verankern: Gelungene Integration erfordert 
eine auf unterschiedliche Bedarfe und verschiedene Bewohnendengruppen abgestimmte 
Stadt- und Quartiersentwicklung sowie eine auf Zugänglichkeit und Bezahlbarkeit ausge-
richtete Wohnungspolitik. Während Soziales und Integration kommunal oft gut koordi-
niert sind, nicht zuletzt weil vielerorts Integration ein Teilbereich des Fachbereiches Sozi-
ales ist, besteht in vielen Kommunen noch Potenzial für eine stärkere Verzahnung mit den 
Handlungsfeldern Wohnen und Stadtentwicklung. Gleichzeitig kommt der Schnittstelle 
zwischen Integrationsarbeit und Unterbringungs- bzw. Wohnungsnotfallhilfe eine wach-
sende Bedeutung zu: Viele Geflüchtete leben auch nach Anerkennung ihres Schutzstatus 
über lange Zeiträume in öffentlicher Unterbringung und verbleiben damit faktisch in ei-
nem Sondersegment des Wohnungsmarktes. Die Qualität dieser Unterbringung, ihre 
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sozialräumliche Einbindung sowie der Zugang zu Beratung, Bildungs- und Teilhabeange-
boten sind daher zentrale Voraussetzungen für gelingende Integration. Dies stellt insbe-
sondere in ländlichen und kreisangehörigen Kommunen eine besondere Herausforde-
rung dar, da die polizei- und ordnungsrechtliche Unterbringung in der Regel kommunal 
organisiert wird, während zentrale soziale Leistungen häufig auf Ebene der Landkreise 
verantwortet werden. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Integration, Wohnen und Stadt-
entwicklung“ könnte mit dem Auftrag versehen werden, Integrationsherausforderungen 
aus dem sozialen Abstellgleis herauszufahren und die Relevanz der Wohnungsversor-
gung sowie der Stadt- und Quartiersentwicklung für sozialen Zusammenhalt stärker her-
auszustellen und mit integrierten Maßnahmen und Programmen zu untersetzen. Bei-
spielsweise könnten kommunale Entwicklungsinstrumente (z.B. ISEKs/INSEKs, Regio-
nale Entwicklungskonzepte) verpflichtend Integrationsdimensionen enthalten, um eine 
abgestimmte, räumlich differenzierte und nachhaltige Integrationspolitik auf kommunaler 
Ebene zu fördern. 

Migrationsdiskurse versachlichen: Die Art und Weise, wie über Migration gesprochen 
wird, hat unmittelbare Auswirkungen auf die Handlungsspielräume der Kommunen. Po-
larisierende Zuspitzungen oder einseitig problemorientierte Kommunikationsmuster ver-
stärken gesellschaftliche Verunsicherungen, reproduzieren stereotype Zuschreibungen 
und erschweren differenzierte Lösungen vor Ort. Sie beeinträchtigen zudem das Ver-
trauen in staatliches Handeln und schwächen die Bereitschaft lokaler Akteure, Integrati-
onsprozesse konstruktiv zu gestalten. Eine koordinierte, nicht-spaltende Kommunikation 
aller föderalen Ebenen ist daher ein wesentlicher Bestandteil einer vorausschauenden In-
tegrationspolitik: Herausforderungen müssen klar benannt werden, ohne sie zu dramati-
sieren oder rassistische Vereinfachungen zu bedienen. Zugleich sollten die Chancen und 
Potenziale von Zuwanderung regelmäßig und transparent dargestellt werden. Damit wird 
ein Beitrag geleistet, öffentliche Debatten zu versachlichen und ein klares, sachorientier-
tes Bild zu vermitteln. 

Förderprogramme langfristig, flexibel und quartiersbezogen 
weiterentwickeln 

Die Herausforderung Integration ist eine Daueraufgabe. Insbesondere in Zeiten klammer 
Haushalte (über)fordert diese Aufgabe aber den Regelbetrieb der meisten Kommunen er-
heblich. Insofern kommt Förderprogrammen eine wichtige Bedeutung zu. Die etablierte 
Förderung von (Einzel-)Projekten und Maßnahmen ist unerlässlich; diese geben Anstöße 
und eröffnen wichtige Handlungsspielräume, bedürfen jedoch der Überarbeitung.  

Längere Laufzeiten und mehr Flexibilität: Die derzeitigen Förderlogiken sind durch kurze 
Laufzeiten und hohe bürokratische Anforderungen geprägt. Zudem führen fragmentierte 
Förderarchitekturen zu konkurrierenden Strukturen, fehlenden Übergängen in An-
schlussfinanzierungen und einem hohen Maß an Unsicherheit für Träger, Fachkräfte und 
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Bewohner:innen. Auf diese Weise erschweren sie es, vor Ort nachhaltig wirksame Struk-
turen aufzubauen und zu sichern. Gerade in Ankunftsquartieren, die durch hohe Dynamik, 
wachsende Diversität und komplexe Herausforderungen gekennzeichnet sind, braucht es 
jedoch Stabilität, Kontinuität und eine langfristige Perspektive. Förderprogramme sollten 
daher eine Mindestlaufzeit von fünf, möglichst jedoch bis zehn Jahren aufweisen und ver-
lässliche Anschlussoptionen enthalten, um Strukturabbrüche zu vermeiden. Finanz-
schwache Kommunen müssen durch reduzierte oder flexible Eigenanteile entlastet wer-
den, um den Zugang zu Förderprogrammen sicherzustellen. 

Quartiersorientierung stärken: Viele integrationspolitische Förderprogramme weisen ei-
nen starken – teils sehr engen – Zielgruppenbezug auf. Dieser ist für eine direkte und zeit-
nahe Unterstützung der Zugewanderten zwar wichtig. Eine Betrachtung und Einbezie-
hung der Ebene des Quartiers, das sich vielerorts als Integrationsmotor erwiesen hat (vgl. 
Hanhörster et al., 2022), bleibt hier jedoch außen vor. Ein herausragendes Beispiel für den 
Quartiersbezug und die integrierte Stadt(teil)entwicklung ist die Städtebauförderung mit 
dem seit 1999 in vielen Städten und Gemeinden umgesetzten Bund-Länder-Programm 
„Soziale Stadt“ (heute: Programmschiene „Sozialer Zusammenhalt“). Programme der 
Städtebauförderung mit Quartiersbezug müssen beibehalten werden und beispielge-
bend für die Konstruktion neuer Programme sein. Möglichkeiten der stärkeren Ausrich-
tung bestehender wie neuer Programme auf Ankunftsquartiere gilt es zu prüfen und Wege 
für eine Förderung von Orten auch außerhalb von Programmgebietsabgrenzungen zu er-
schließen (vgl. Franke & Schnur, 2022). 

Nicht-investive Maßnahmen fördern: Für die Stärkung von Ankunftsquartieren geht es 
nicht nur um die Ertüchtigung der baulichen Hülle, sondern ebenso um personelle und 
soziale Maßnahmen, die dazu beitragen, die geschaffenen Infrastrukturen und Angebote 
angemessen zu nutzen und weiterzuentwickeln. Eine zentrale Rolle kommt hierbei den 
Förder- und Finanzierungsanteilen der Länder zu, da sie größere Gestaltungsspielräume 
besitzen und nicht an die investiven Beschränkungen der Bundesprogramme oder Bun-
desfinanzierungsanteile gebunden sind. Im Rahmen der Städtebauförderung können die 
Länder zudem eigene Gebietsfestlegungen treffen und Maßnahmen auch außerhalb der 
Bundesprogrammkulisse unterstützen. Weiterhin können sie bei kommunalen Haus-
haltsnotlagen den kommunalen Eigenmittelanteil reduzieren, wie beispielsweise das Lan-
desprogramm der Städtebauförderung in Bayern (Bayerisches Staatsministerium des In-
nern, Oberste Baubehörde, 2013). Hessen, Niedersachsen und Baden-Württemberg ha-
ben darüber hinaus Landesprogramme etabliert, die explizit die Gemeinwesenarbeit för-
dern (vgl. Richtlinie zur Förderung von Gemeinwesenarbeit in Stadtteilen/Quartieren mit 
besonderen sozialen und integrationspolitischen Herausforderungen, 2019). Auch För-
derprogramme, mit denen die Länder die Kommunen beim Aufbau von Integrationsstruk-
turen unterstützen, sind wichtig. Nordrhein-Westfalen ist hier am weitesten fortgeschrit-
ten, z.B. mit der Förderung der Kommunalen Integrationszentren und dem kommunalen 
Integrationsmanagement (SVR, 2025, S. 19).  
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Sozialräumliche Integration stärken: Ankunftsquartiere als Schlüsselräume 
für Teilhabe und Zusammenhalt qualifizieren 

Angesichts zunehmender sozialer Polarisierung und sozialräumlicher Fragmentierung ist 
es unerlässlich, Maßnahmen zu fördern, die Zusammenleben, gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, Nachbarschaft und soziale Netzwerke in Städten und Quartieren stärken. Dies 
gilt besonders für Ankunftsquartiere mit einer hochdynamischen, vielfältigen Bewohner-
schaft, in denen neue Anforderungen an das Zusammenleben entstehen – sowohl zwi-
schen alteingesessenen und neu zugezogenen Bewohner:innen als auch innerhalb der 
heterogenen Gruppe der Neuzugewanderten. Physische Orte der Begegnung, Gemein-
wesenarbeit und eine gute Beteiligungspraxis, die lokale Aushandlungsprozesse gestal-
tet, sind hierfür zentrale Bausteine.  

Orte für Begegnung, Dialog und Gemeinschaft fördern: Begegnungsräume sind zentral 
für den sozialen Zusammenhalt, da sie alltägliche Kontakte zwischen unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen ermöglichen und gerade in Quartieren mit hoher Fluktuation Brü-
cken zwischen alteingesessenen und zugewanderten Bewohner:innen schlagen. Zu den 
wichtigsten Orten zählen Stadtteilzentren und Nachbarschaftshäuser, die einladend, 
niedrigschwellig und mit einer aktiven Willkommenskultur gestaltet sein müssen. Ihr Be-
trieb sollte über langfristige Förderungen von Bund und Ländern gesichert und einer 
„Patchwork-Finanzierung“ aus unterschiedlichen Fördermitteln, Eigenbeiträgen und Eh-
renamt entgegengewirkt werden (Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung 
[vhw], 2022, S. 54). Auch Bildungseinrichtungen wie Kitas, Schulen oder Bibliotheken 
sind bereits jetzt zentrale Ankerpunkte für Teilhabe und Zusammenhalt und müssen in 
ihrer Sozialraumorientierung weiter gestärkt werden. Schulen, die ihre Räume für Vereine, 
Kultur- oder Familienarbeit öffnen, erweitern ihre Reichweite; beispielhaft hierfür steht 
das NRW-Landesprogramm Familiengrundschulzentren (https://www.wuebben-stif-
tung-bildung.org/familiengrundschulzentren/) oder auch das Modellvorhaben der „Zu-
kunftskieze“ in Berlin (https://www.berlin.de/sen/bildung/unterstuetzung/zukunfts-
kieze/). Daneben können auch alltägliche Orte wie Cafés, Straßenbänke und Grünflächen, 
in denen Menschen zufällig aufeinandertreffen oder auch nachbarschaftlich zusammen-
kommen, informellen Austausch befördern (vgl. Franke & Strauss, 2019). Für die Entwick-
lung und Qualifizierung dieser Räume tragen insbesondere Stadtplanung und Stadtent-
wicklung Verantwortung. Bund und Länder können hier durch eine entsprechende För-
derausrichtung – innerhalb wie außerhalb der Städtebauförderung – zusätzliche Impulse 
setzen. 

Gemeinwesenarbeit und Quartiermanagement verstetigen: Soziale Infrastrukturen ent-
falten ihre Wirkung nur, wenn sie durch passende Prozesse begleitet und genutzt werden. 
Zwei Strukturen sind für die sozialräumliche Integration besonders zentral: Gemeinwe-
senarbeit (GWA) und Quartiermanagement (QM). Sie sorgen dafür, dass Bedarfe identifi-
ziert, Angebote koordiniert und Kooperationen im Quartier gepflegt werden. Sie sind zu-
gleich wichtige Brückenbauer und ermöglichen die Einbindung von Neuzugewanderten 
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auch als Multiplikator:innen. Beispielgebend hierfür ist das Programm „BENN – Berlin 
entwickelt Neue Nachbarschaften“ (https://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/quar-
tiersentwicklung/programme/berlin-entwickelt-neue-nachbarschaften-benn/), das in 
der Nähe von Gemeinschaftsunterkünften das Zusammenleben der Bewohner:innen 
durch Begegnung und Beteiligung stärkt. Trotz ihrer Bedeutung sind beide Strukturen in 
den meisten Kommunen jedoch nicht dauerhaft institutionell verankert. Die GWA liegt 
häufig quer zu bestehenden Finanzierungslogiken und kann auch kaum auf Förderpro-
gramme von Bund und Ländern zurückgreifen. Das QM im Programm „Sozialer Zusam-
menhalt“ wird zeitlich befristet gefördert und lässt sich nicht in allen Kommunen versteti-
gen. Für eine wirksame und nachhaltige Integrationspolitik sollten GWA und QM daher 
als eigenständige, langfristige Bausteine der kommunalen Integrationsarbeit etabliert 
und abgesichert werden – unabhängig von Fördergebieten und befristeten Programm-
laufzeiten. 

Beteiligungspraxis weiterentwickeln: In Ankunftsquartieren bündeln sich gesellschaftli-
che Konfliktlinien in besonderer Weise. Zugleich ist die politische Repräsentanz dieser 
Quartiere häufig eingeschränkt – nicht zuletzt aufgrund vergleichsweise geringer Anteile 
Wahlberechtigter und niedriger Wahlbeteiligung. Viele Bewohner:innen verfügen zudem 
u.a. aufgrund sprachlicher Barrieren und geringer Beteiligungserfahrungen nur einge-
schränkt über Zugang zu Beteiligungsverfahren (vgl. Bock & Reimann, 2024). Eine quali-
fizierte, niedrigschwellige und dialogorientierte Beteiligungspraxis ist deshalb zentral für 
sozialen Zusammenhalt, lokale Demokratie und das Vertrauen in staatliches Handeln. Sie 
sollte durch gezielte politische Bildungsangebote, quartiersbezogene Dialogformate und 
partizipative Verfahren ergänzt werden, die demokratische Kompetenzen stärken und die 
aktive Mitgestaltung fördern. Dabei gilt es, sowohl schwer erreichbare Gruppen einzube-
ziehen als auch Räume zu schaffen, in denen kontroverse Stimmen konstruktiv eingebun-
den werden können. Ohne eine Weiterentwicklung der Beteiligungspraxis verlieren Kom-
munen an Steuerungs- und Gestaltungskraft – dies gilt besonders für Ankunftsquartiere, 
in denen Aushandlungsprozesse über Zusammenleben, öffentliche Räume oder soziale 
Infrastruktur notwendig sind. Förderprogramme und strukturelle Rahmenbedingungen 
(QM, GWA) bilden den erforderlichen Rahmen.  

Fazit 

Die kommunale Integrationsarbeit steht vor komplexen und sich dynamisch verändern-
den Anforderungen, die sie unter den derzeitigen Bedingungen nicht allein bewältigen 
kann. Gleichzeitig wirken strukturelle Engpässe, befristete Förderlogiken sowie ein zu-
nehmend spaltendes, emotionalisiertes Sprechen über Migration den Erfordernissen ei-
ner dauerhaft angelegten Integrationsförderung entgegen. Damit Integration im Einwan-
derungsland Deutschland gelingen kann, braucht es ein gemeinsames Verständnis aller 
föderalen Ebenen, dass Integration eine dauerhafte staatliche Aufgabe ist. Dazu gehören 
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stabile und ressortübergreifend abgestimmte Strukturen, langfristig gesicherte und flexi-
bel gestaltete Förderinstrumente sowie starke sozialräumliche Ansätze. 

Weitere Informationen zum Projekt:  
https://www.ankunftsquartiere-staerken.de 
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Susanne Wessendorf, Tamlyn Monson  

Newham: Superdiversity, Social Integration, 
and Inclusive Infrastructures for New Arrivals 
Abstract 
 
Newham gilt als Paradebeispiel für einen langjährig „superdiversen” Londoner Bezirk, in 
dem mehr als die Hälfte der Bevölkerung im Ausland geboren ist und sehr unterschiedli-
che Migrationsgeschichten, Status der Aufenthaltsrechte sowie soziale Lagen aufeinan-
dertreffen. Trotz der räumlichen Nähe zu globalen Finanzzentren ist Newham stark von 
Armut, gesundheitlicher Ungleichheit und knappen kommunalen Ressourcen geprägt, 
was den gleichberechtigten Zugang zu Dienstleistungen – insbesondere für Neuankom-
mende – zu einer zentralen integrationspolitischen Herausforderung macht. Der Bezirk 
verfolgt eine „demigrantisierte“ Integrationsstrategie, die Integration als gesamtgesell-
schaftlichen Prozess von Gleichheit, Teilhabe und Beziehungsaufbau versteht und Neu-
ankommende nicht als Problemgruppe markiert, zugleich aber strukturelle Ungleichhei-
ten aktiv adressiert. Im Fokus stehen der Ausbau inklusiver sozialer Infrastrukturen – etwa 
Bibliotheken als „Social Front Doors“, Outreach-Arbeit, One-Stop-Shops und mehrspra-
chige Unterstützungsangebote – sowie enge Partnerschaften mit Schulen, Glaubensge-
meinschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen, die durch „Handholding” und 
freiwilliges Engagement Zugangsbarrieren abbauen. Newhams Erfahrungen zeigen, wie 
superdiverse Städte durch kooperative Governance, Anerkennung lokaler Stärken und 
Beteiligung von Migrantinnen und Migranten als aktive Gestaltende soziale Integration 
auch unter Sparzwang nachhaltig fördern können. 

The London Borough of Newham in East London is the most ethnically diverse local au-
thority in England and Wales (Office for National Statistics [ONS], 2021a). With a long his-
tory of receiving immigrant residents, during which it has seen a variety of demographic, 
political and policy changes, Newham can provide some important insights for municipal-
ities who are newer to migrant arrival. 

Home to 349,900 people in 2021 (ONS, 2021c), Newham’s long history of immigration 
was shaped by its proximity to London’s former port and the Stratford Works locomotive 
factory, which drew foreign labour for two centuries. Since the late 1940s, postcolonial 
migrants from the Caribbean, South Asia, and Africa have settled in the area, followed by 
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continuing waves of global migration, especially since the 1980s. Today, over half of resi-
dents (54.5%) were born abroad (ONS, 2021b), reflecting wide diversity in origin, class, 
education, religion, and legal status. Eastern Europeans have grown to about 15% of the 
population since EU accession in 2004, alongside rising numbers from Latin America and 
Southern Europe (many with earlier migration histories from Latin America, Africa, or 
Bangladesh) (Gembus et al., 2024, S. 7–8). Newham also hosts over 1,200 asylum seekers 
(Sturge, 2024) and has one of the highest population turnover rates in London (Gembus 
et al.ibid.). 

Despite its proximity to London’s main financial district (Canary Wharf), Newham is one of 
the most deprived areas in the UK, with an employment rate of only 71.1% (ONS, 2024) 
and the highest child poverty rate in London (52%) (Trust for London, 2023). Residents 
with limited English skills are particularly affected by poverty, and families of ethnic mi-
nority backgrounds live in households with lower net income than those of white back-
grounds (London Borough of Newham, 2021). Covid-19 had further negative effects on 
the economic situation in the borough and exposed previously invisible health and eco-
nomic inequalities, particularly affecting black and ethnic minority residents (Newham 
London, 2020).  

Integration Policy in Newham 

Narratives on integration and cohesion in the Newham context are embedded within how 
these and related concepts have been understood in the wider UK context. Overall, within 
the UK, these concepts have shifted from being defined in terms of passive tolerance or 
mediation between separate groups, towards proactively fostering cross-group interac-
tion, mutual trust and a common democratic identity.  

In the early 2000s, a wider European backlash against multiculturalism also took root in 
the UK, shaped most directly by riots in 2001between residents of south Asian and white 
British origins in northern English towns, and the London bombings of July 2005 (Grillo, 
2010, 2010; Vertovec & Wessendorf, 2010) . The government’s official response to the 
riots, led by Ted Cantle, argued that communities were living “parallel lives” with minimal 
social contact or shared experiences, and it stressed the urgency of building cohesion in 
an increasingly diverse society (Cantle, 2008). Multiculturalism policies were criticized for 
entrenching separateness rather than encouraging interaction, and public debates 
around cohesion began to focus heavily on the need for greater contact between minority 
and majority groups. These critiques were grounded in particular local contexts, where 
large South Asian and white British populations resided in different areas against a back-
drop of sharp economic decline and inequality, and had little overlap in social, cultural and 
work experiences. The critiques did not take into account urban areas like Newham that 
lacked clear majority–minority dynamics, but were instead marked by forms of “super-
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diversity” shaped not only by multiple ethnicities but also by migration histories, legal sta-
tuses, educational backgrounds, and social class (Vertovec, 2007).  

In response, policy shifted towards ‘community cohesion’, emphasising dialogue, shared 
values, and citizenship that valued cultural diversity (Home Office, 2001). This led to more 
emphasis on encouraging meaningful interaction between groups and encouraging the 
development of communities and emergence of shared values in diversity. The UK gov-
ernment’s 2018 Integrated Communities strategy captures this, emphasising shared val-
ues that support positive coexistence of difference: tolerance, freedom and equality of op-
portunity. It defines “true integration” as “communities where people, whatever their 
background, live, work, learn and socialise together, based on shared rights, responsibili-
ties and opportunities” (HM Government, 2018, S. 10). In the Greater London Authority’s 
“All of Us” strategy, “Social integration”’ is defined as the extent of positive interactions 
across differences, determined by equality, the quality of relationships and the degree of 
civic participation, and requiring everyone to actively build trust and belonging (Greater 
London Authority [GLA], 2018). This is reinforced by national legislation that gives munic-
ipalities a duty under the Equality Act 2010 to eliminate discrimination, advance equality 
of opportunity, and foster good relations between people with and without protected char-
acteristics (including age, disability, gender reassignment, marriage and civil partnership, 
pregnancy and maternity, race, religion or belief, sex, and sexual orientation). 

In line with this, Newham has developed a progressive, ‘demigrantized’ integration strat-
egy which focuses on ensuring social inclusion and integration of all residents and does 
not single out migrants. While diversity is celebrated and includes different categories of 
difference such as ethnicity, religion, age and sexual orientation, Newham also empha-
sises that social cohesion and integration are about everyone who lives in the borough, no 
matter whether they are long-established British residents or newcomers: 

“Social integration is not a programme that seeks to target particular groups and encourage 
them to “integrate” or change. The onus is on everyone to get involved, to make connections, 
build trust and create a sense of belonging. Social Integration takes account of the nature and 
quality of those contacts, it considers existing inequalities and the importance of collective 
participation in public life.” (Newham London, 2020, S. 7) 

This is approach has strategic advantages; it avoids singling out specific groups as prob-
lematic, and circumvents resentments that might arise from a targeted policy that might 
appear to give special consideration or advantages to newcomers. The borough thus pro-
motes a public discourse of social integration for all.  

At the same time, however, the borough has established an independent commission to 
ensure that attention to racial and ethnic inequalities is sustained across governance do-
mains. The Covid19 pandemic highlighted the reality of significant health inequalities in 
the borough between ethnicities, which contributed to an evolution in approach. 
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Newham’s earlier Equality and Cohesion Plan (2011) had promoted fairness through ac-
cess to work, training, and transparent allocation of services. The subsequent Social Inte-
gration Strategy (Newham London, 2020) added targeted responses to entrenched 
health, economic, and digital inequalities, partnerships with voluntary and faith organisa-
tions for greater reach across the community, and advanced community wealth-building 
as a model of inclusive growth in order to actively address socio-economic inequalities in 
a participatory way. The interrelationship between equality, participation and relationships 
which underpins this understanding of social integration is represented in Figure 1. 

Figure 1 Model of Social Integration 

 

Quelle: Newham London, 2020, S. 7 

More recently, to show its commitment to the inclusion of newcomers, the local authority 
applied to become a Borough of Sanctuary, a status awarded to local authorities that 
demonstrate a strong, ongoing commitment to welcoming and supporting people seek-
ing refuge or asylum, fostering inclusion, safety, and community belonging for all resi-
dents. It was awarded this status in 2024. 

Supporting Social Ties  

Newham’s social integration strategy places particular emphasis on the role of social ties 
in shaping community life. Rather than reducing integration to questions of ethnicity and 
migration, it frames it as the building of relationships and interactions across differences 
of age, class, religion, gender, sexuality, disability and more. At its core, the strategy de-
fines integration as the creation and nurturing of the networks of public and private rela-
tionships that transform a collection of individuals into a functioning community. These 
ties are not only about coexistence but about cultivating trust, reciprocity and solidarity—
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qualities that generate a shared sense of belonging and connected lives (Newham Lon-
don, 2020, S. 7). 

Some of the ways in which Newham supports these relationships and interactions are 
highlighted below. 

BOX 1: Cultural festivals 
 

Newham supports and promotes free cultural activities around culturally significant peri-
ods, such as Interfaith Week, Newham Heritage Month (https://www.newhamherit-
agemonth.org/), Black History Month, LGBT History Month, Windrush Day, The Word 
Festival (https://www.newham.gov.uk/news/article/1067/newham-word-festival-2023) 
and South Asian Heritage Month. For instance, Interfaith Week celebrates Newham's di-
verse faiths and cultures through open houses at places of worship, discussions among 
faith leaders, interfaith suppers (https://volunteers.newham.gov.uk/volunteers/oppor-
tunity/10193043) with table discussions, and exhibitions like the 2024 "Faith Buildings & 
Stories" at Green Street Library. 

 

BOX 2: Interfaith Initiatives 
 

A local Commissioner for Interfaith and Interreligious Dialogue, currently Canon Council-
lor Ann Easter, leads initiatives fostering unity 
(https://www.newham.gov.uk/news/article/1170/heartfelt-moment-of-reflection-at-
newham-interfaith-vigil-calling-for-unity-and-hope) and understanding among different 
faith communities. Initiatives include joint interfaith visits by different faith leaders to social 
action projects that address shared community challenges, a ‘Visit a Place of Workship’ 
week in local schools and events during the UK’s Islamophobia Awareness Week. 
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BOX 3: Creating Opportunities for Connections to be Built 
 

Newham also supports initiatives that welcome residents of all walks of life and bring peo-
ple together around common concerns and experiences. For example, the Culture Within 
Newham (https://www.culturewithin.org.uk/our-story) event series aims to “shape, to-
gether with everyone, a culture in Newham that represents all of the diverse creative talent 
that sits within each and every one of us.” Newham’s Togetherness Café, spearheaded by 
a resident, offers drop-in welfare advice and health sessions, discussion, support and ac-
tivity groups, such as a bereavement group, parent-child activity sessions, health aware-
ness workshops and IT training sessions that are open to all.  

 

BOX 4: Participatory Budgeting 
 

A participatory budgeting programme across Newham’s neighbourhoods, called ‘People 
Powered Places’, aims to foster a stronger and more cohesive community through com-
munity involvement in local decision-making. Thoughtful outreach strategies are needed 
to ensure that participation is representative of all residents and not only those with inter-
net access, for example. 

Promoting Service Access for New Arrivals: Key Challenges and 
Tools  

Although Newham’s social integration strategy is designed for the whole population ra-
ther than for specific ethnic or migrant groups, it nonetheless recognises the importance 
of evidencing and addressing persistent disparities. Monitoring under the Equalities Act 
2011, insights gathered during the Covid-19 crisis, and the work of community-led initia-
tives such as the Newham Race Equality Alliance and the Commission on Multi-ethnic 
and Inclusive Newham all highlight that inequalities continue to shape residents’ everyday 
experiences. For new arrivals, these inequalities are often most acute when it comes to 
navigating and accessing services—a challenge that directly affects their ability to partic-
ipate in community life and benefit from the borough’s resources.  

The context of Newham is distinctive in comparison to many European cities. While some 
of the borough’s largest ethnic minority groups are more concentrated in some of New-
ham’s neighbourhoods, the kinds of segregation and ghettoisation often debated in coun-
tries such as Germany are not a prominent concern here. This difference reflects New-
ham’s longstanding “superdiversity”: ethnic and linguistic differences are widespread and 
normalised, such that they are less likely to be treated as problematic by residents or pol-
icymakers. Many local services and political institutions are led and staffed by people with 
minority or migrant backgrounds, and systems have gradually adapted to the demands of 
a diverse population. Yet this very normalisation can obscure the vulnerabilities of new 
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arrivals, who still face unfamiliar bureaucracies, language barriers, and difficulties in ac-
cessing entitlements (Monson & Wessendorf, 2025). 

Schools in Newham illustrate both the potential and the challenges of service access in 
this context. Kensington Primary, for example, has developed a curriculum and teaching 
approach that treats multilingualism as an asset and actively supports both children and 
their parents. Migrant children make rapid educational progress through targeted teach-
ing. An independent national government evaluation noted that  

“Pupils who speak English as an additional language make outstanding progress. The school 
receives a high proportion of new pupils right through the year, many of whom speak little or no 
English. However, these pupils make extremely rapid progress to become fluent readers, writers 
and speakers. This is the result of highly targeted support and leaders’ determination to provide 
the highest quality of education and care for all.” (OFSTED, 2016, S. 3)  

The school not only supports the educational achievements of the children but also sup-
ports parents in accessing services such as English language classes or welfare support. 
The school’s success demonstrates how inclusive, well-adapted services can harness the 
strengths of a diverse population. Yet without such targeted efforts, some newly arrived 
families might be left behind. This chapter therefore examines some key barriers that can 
exist, and some of the ways in which Newham has tackled these. 

1. Awareness and visibility of services 

A central challenge for newcomers in Newham is not simply the existence of services, but 
their visibility and accessibility. Translation and interpretation services, provided through 
a council-co-owned organisation called The Language Shop, assist with this. However, a 
decision to reduce translation funding in 2013 is thought to have impacted visibility of 
services for residents with limited English proficiency, with particular concerns for the so-
cially isolated (Sarwar, 2014). Social networks are often the most decisive factor in spread-
ing information: as one Lithuanian resident explained, “I found everything through friends, 
everything!” Yet reliance on personal contacts raises concerns about those without social 
ties, who may be at greatest risk of exclusion.  

Some newcomers have digital and language barriers that limit their ability to benefit from 
online signposting of resources and services. A number of residents remained unaware 
about certain services and welfare support available to them until they happened to meet 
with volunteers or outreach workers who shared this information (Gembus et al., 2024, 
S. 13–14). Others highlighted that they had to find language classes and other services by 
walking around and looking for them. 
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This highlights the importance of services being visible and welcoming from the street—
what the Greater London Authority (GLA) has described as a “social front door” (GLA, 
2021; Wessendorf & Gembus, 2024). One resident immediately recognised the library as 
such a space: even without knowing what was on offer inside, she felt able to enter, stay 
for a while, and eventually make contact with the librarian as well as others in and around 
the library. 

BOX 5: Green Street Library: ‘The library is like a mother’ 
 

Green Street Library in Newham represents a place that attracts a particularly large range 
of individuals from many backgrounds. It is located at a busy high street, and its set-up, 
with its large shop window, posters about community events, and a continuously busy at-
mosphere, signal that it is accessible to people of all backgrounds. It thus represents a 
good example of a successful social front door. The library also hosts English classes, and 
many of the students find the class just by walking in and asking about information. One 
of the librarians emphasized that people come in with all kinds of questions. She said that 
the library is there for everybody and for all kinds of enquiries, emphasising that ‘the library 
is like a mother’ (Wessendorf, 2022).  

But for newcomers unfamiliar with the area, or where provision is fragmented, the land-
scape can quickly become confusing. Coordination therefore plays a critical role. One so-
lution developed by a civil society organisation in Newham was to create a coordinating 
function for referring newcomers to English classes. Learners would have one central as-
sessment and then be referred to the most appropriate available class for them by an or-
ganisation called COMPOST. In another example, places of worship and community or-
ganisations have collaborated to stagger the provision of food via food banks across the 
week. Municipal support for such initiatives can reduce duplication and improve access, 
illustrating the value of Newham’s commitment to partnerships with civil society. 

Collaboration with civil society has further strengthened visibility. The borough’s partner-
ship agenda reflects recognition of the power of cooperation between the council and vol-
untary, community, and faith groups. These actors often reach smaller or more niche 
groups overlooked by municipal systems—for instance, through the Anti-Poverty Alli-
ance’s connections to local employment opportunities. They also create bridges into 
harder-to-reach communities: a mosque, for example, partnered with a municipal college 
to host English classes within its community centre. Platforms such as the Newham ESOL 
Exchange (established 2007) and the Social Welfare Alliance, which brings together front-
line workers across the Council, NHS, voluntary organisations, and community and faith 
groups, provides spaces for exchange, learning, and collective problem-solving, ensuring 
that awareness-building efforts are coordinated and sustained. 
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2. Lack of Confidence 

Even where services exist and are visible, newcomers may lack the confidence to access 
them. This hesitation can stem from multiple factors: limited English language skills, lack of 
digital literacy, unfamiliarity with UK administrative systems, and—crucially—previous neg-
ative experiences of discrimination or dismissal from service providers. These barriers can 
make even a straightforward referral daunting. School staff, for example, observed that 
when they referred parents to external English classes, many did not attend as they did not 
have the confidence to go to an English class and register by themselves. In response, the 
school began offering classes on site, where parents already felt welcome and comfortable 
or, alternatively, staff accompanied them to register for external English classes. 

Building confidence therefore requires more than the availability of provision; it depends on 
creating environments where residents feel welcome and will be treated with patience and 
respect. Beyond the physical design and layout of support spaces that help to create a “so-
cial front door” as discussed above, accessibility is also shaped by people’s perceptions of 
who a place is “for.” Cues such as language use in signage about available services, and the 
diversity—or lack thereof—among those already using the space, can strongly signal 
whether it is intended as a resource for many different groups and will be accommodating 
regardless of linguistic skills, socio-economic status or other differences. 

Services that are visibly diverse and multilingual, that allow time for complex issues to be 
worked through despite imperfect language, and that approach residents with compas-
sion can make participation far less intimidating. This kind of environment is evident at 
Newham’s One Stop Shop – a weekly drop-in service, run by the council in partnership 
with the voluntary and community sector, that supports newly arrived residents and asy-
lum seekers in accessing essential services and opportunities to help them settle in the 
borough. It is set up in an open and accessible way in a library every Thursday, with tables 
where attendees can approach an advisor directly and informally. Volunteer interpreters 
with skills in languages such as Pashto, Farsi, Arabic, Somali, and Bengali help in enabling 
residents to express their needs in their own words. 

Providing meaningful assistance to newcomers who, due to limited experience and lan-
guage skills, lack confidence, often extends beyond merely ‘signposting’ (that is, simply 
directing individuals to services verbally or in writing). We found that it often involves ac-
companying them to appointments, assisting with online forms, speaking with frontline 
staff such as receptionists, or making phone calls on their behalf. These acts of hands-on 
support are sometimes known as “handholding”—a term used to capture the ways in 
which individuals physically and practically guide others through bureaucratic and insti-
tutional processes.  

Similarly, voluntary and faith-based services have supported residents by literally accom-
panying them to register with doctors or join libraries, ensuring the navigation of complex 
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systems does not have to be faced alone. These ‘arrival brokers act’ in both professional 
and informal capacities, often taking on these roles outside their official job descriptions 
and bridging the gap between migrants and essential services by providing direct inter-
vention rather than relying on signposting (Hanhörster & Wessendorf, 2020).  

For many newcomers, accessing a doctor was particularly challenging. Even when aware 
of free healthcare services, many participants lacked the knowledge or confidence to reg-
ister with a doctor and were unaware of the availability of free interpreter services. These 
challenges often led to a reliance on informal intermediaries—individuals who acted as 
facilitators by accompanying newcomers to appointments or advocating on their behalf. 
Faith leaders sometimes provide this kind of support. Sayyid who, at the time of the re-
search, played a leading role in a mosque in Newham, described how he and his col-
leagues actively responded to the difficulties faced by new arrivals in navigating the 
healthcare system: 

“What we started doing is first of all looking at people who were not registered with a doctor. 
And we took people, literally by hand, to get them registered with a doctor. Then we would 
support them with any other issues. My colleague, she would run English classes for two hours, 
and then the next two hours she would write letters for people to give to their doctor, stating: ‘I 
am entitled to healthcare, and you need to afford me that right’.” 

The research has also shown the importance of publicly funded outreach workers. Exam-
ples of these are the Welcome Newham “Family Navigators” who run advice sessions in 
public libraries and asylum accommodations, as well as the council’s “Community Neigh-
bourhood Link Workers” that are attached to the borough’s public libraries, but also reach 
out to people on the high street or in other community spaces. These roles were created 
to widen the reach of specific services to all groups and individuals boroughwide and help 
to overcome the barriers newcomers face, particularly regarding challenges of visibility, 
navigability and digital exclusion.  

BOX 6: Outreach Roles 
 

Family Navigators provide advice about housing, legal advice, welfare benefits, NASS 
support, English Classes, School enrolment, and health. Family Navigators (https://fami-
lies.newham.gov.uk/kb5/newham/directory/familyhub.page?familyhubchannel=6-4) are 
detached workers who are present in spaces like libraries, community centres, schools 
and asylum accommodation, facilitating access by bringing services to the people that 
need them. They were created to help tackle the barriers newcomers face, particularly re-
garding challenges of visibility, navigability and digital exclusion. An independent evalua-
tion report has shown that the combination of One-Stop-Shop and Family Navigators has 
helped people to feel more supported by the council (Jenson, 2023, unpublished). 
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Community Neighbourhood Link Workers exist to support residents who are lonely or 
isolated (https://www.newham.gov.uk/health-adult-social-care). They support residents 
for up to six weeks on a one-to-one basis to help build confidence in seeking out and/or 
rediscovering hobbies and interests. Working together with the resident, they agree on an 
action plan that supports the resident to keep active, connected and healthy. 

An asylum hotel outreach team visits each of Newham’s four asylum hotels once a week 
to provide immediate support where needed. This includes helping asylum seeker to ob-
tain clothes and shoes, a card that enables them to shop, a travelcard, health support if 
they are pregnant, a local doctor, and a school for their children if applicable.  

3. Resource Constraints 

Like all municipalities in the UK, Newham is operating under conditions of shrinking budg-
ets: years of local government funding cuts and dwindling resources for civil society mean 
that the support newcomers require often exceeds what overstretched services can easily 
provide (Gembus et al., 2024, S. 23–25). Integration work is particularly resource-inten-
sive. Experiences from the One Stop Shop illustrate that seemingly straightforward trans-
actions—such as registering for a GP or applying for benefits—can require sustained, 
hands-on assistance, often involving multiple family members, interpreters, and staff 
working together to complete a single form. There is thus a potential contrast between the 
real demands of integration support and the streamlined service models public bodies 
may prefer. 

Newham’s integration strategy responds to these pressures by emphasising integration 
as a shared responsibility, requiring the active participation of all residents (Newham Lon-
don, 2020, S. 7). One practical expression of this is participatory budgeting, which allo-
cates funding to projects identified as priorities by communities themselves. Another is 
the Social Integration Strategy’s emphasis on a partnership approach, working “Together 
for Newham” (Newham London, 2020, S. 31) with the voluntary, community and faith sec-
tor. One way the council has done this is by supporting capacity building for the social 
sector through funding to COMPOST. COMPOST also provides a “bridging” function that 
helps the council connect people in need with services offered to meet that need. As one 
participant shared, “the council often only knows the big players at the table and they 
aren't always the best starting point, or might not have capacity, or might not deliver the 
kind of niche thing that's needed.” Our research has also found that people access ser-
vices through different pathways – for instance, women with children are often introduced 
to services through libraries, while men were more likely to report that they got support 
through mosques (Gembus et al., 2024, S. 34). Working with a range of organisations, in-
cluding faith-based organisations, is therefore likely to extend the municipality’s reach 
and ability to connect with residents.  
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The ambition of improving the interface between local government and the social sector 
is a work in progress, threatened by proposed cuts to the funding of social infrastructure 
as the council attempts to address a vast budget gap (Newham London, 2024b). However, 
a shift to recognising the strengths of the voluntary sector can make a positive difference, 
as an interviewee from COMPOST told us: 

“COVID was kind of the catalyst […] when [the municipality] realised actually the voluntary 
sector is much more nimble, it's much more connected to local residents than we can possibly 
be. And therefore, there were bits of the council that definitely started working really positively 
and really practically with the voluntary sector at that point.”  

Civil society and schools also help mitigate resource pressures by adopting a strengths-
based approach that views migrants not only as service users but also as contributors. 
Volunteering is central to this. We have seen that volunteers with language skills enable 
communication at the municipality’s One Stop Shop; there is also a volunteer brokerage 
service that connects local organisations with volunteers for roles in befriending, events, 
and community support. Similarly, organisations like the Renewal Programme and Bonny 
Downs Community Association provide volunteering roles in food banks, gardening, dig-
ital inclusion, and immigration casework. Kensington Primary School involves migrant 
parents in classroom and extracurricular support, while also recognising and valuing res-
ident languages as an asset in children’s learning (Gembus et al., 2024, S. 19;22). There 
is an open-minded approach that does not limit individuals’ potential to contribute ac-
cording to their proficiency in the majority language: as a staff member told us, it “doesn’t 
matter if they don’t speak English, they can still help”. These practices both extend the 
capacity of limited services and provide newcomers with opportunities for social connec-
tion, skills development, and wellbeing at times when legal or practical barriers may pre-
vent them from working. A volunteer coordinator observed that being in a position of help-
ing others, rather than always being the one who needs help, provides a sense of pride 
which can be difficult to obtain for individuals with certain migration statuses, especially if 
they are not permitted to take formal employment.  

Finally, coordination mechanisms help to ensure that scarce resources are used effec-
tively. The Newham ESOL Exchange, for example, helps to minimise duplication and close 
gaps in English language provision by strengthening relationships between different pro-
viders of English classes, providing training for English tutors and volunteers, and by 
maintaining and online directory of ESOL classes.  

By sharing responsibility across municipal and civil society actors, Newham works to 
make limited resources stretch further while embedding an inclusive, participatory vision 
of integration (Newham London, 2020, S. 9). This can, of course, be problematic as civil 
society takes on increasing labour as government retreats under fiscal pressure. Cultural 
programming and libraries are among the services where efficiencies have been investi-
gated to deliver savings of £20m per year (Newham London, 2024b), and this is likely to 
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impact the capacity of voluntary and faith sector organisations to support Newham’s in-
clusion agenda. 

Conclusion 

Newham’s experience demonstrates how a context of long-standing superdiversity re-
frames familiar integration debates. Unlike municipalities where residential segregation 
dominates the policy agenda, Newham’s pressing challenges lie more in ensuring equita-
ble service access, building confidence to navigate complex bureaucracies, and stretch-
ing limited resources during austerity. From this experience, four lessons stand out that 
may resonate with municipalities in Germany and beyond. 

Lesson 1: Avoid problematising newcomers – focus on access and 
equality. 

Newham’s “demigrantised” integration strategy frames integration around participation, 
equality, and relationship-building. This avoids labelling newcomers as a “problem 
group,” while still recognising the entrenched inequalities that shape their experiences. 
For municipalities newer to migrant arrival, early investment in equitable access may help 
prevent the widening of inequalities across resident groups. 

Lesson 2: Use cultural events and everyday activities to build 
bridges. 

The borough cultivates a local culture that reflects and values multiple heritages and iden-
tities, for example through festivals such as Interfaith Week, Newham Heritage Month, 
Black History Month, and LGBT History Month. These provide safe spaces for residents 
to encounter and appreciate one another’s traditions. At the same time, everyday initia-
tives—such as the Togetherness Café, bereavement support groups, and parent-child 
sessions—foster connections around shared life experiences. Together, these ap-
proaches help residents see diversity as both a fact and a shared asset. While Newham’s 
demographic profile has shaped this bridge-building, its approach is not dependent on a 
majority migrant population: any municipality can make differences visible and celebrated 
while supporting connections across differences. 
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Lesson 3: Partner with civil society to expand reach and resources. 

By working with schools, faith organisations, and grassroots groups, Newham extends its 
reach to communities that might otherwise be overlooked. These partnerships strengthen 
the borough’s ability to respond in resource-constrained times and highlight the value of 
collaboration as a way to mobilise existing local strengths rather than imposing everything 
from above. We have shown how a range of organisations support newcomers through 
“handholding” or practical assistance and accompaniment to access services – some-
thing of particular value for newcomers who lack confidence, experience and language 
skills, and might otherwise struggle to navigate everyday bureaucratic and institutional 
processes. For municipalities newer to migration, early investment in such partnerships 
may help them act more effectively and inclusively from the outset.  

Lesson 4: Mobilise residents’ strengths through volunteering and 
participation. 

Volunteering initiatives and participatory budgeting are ways in which municipalities can 
increase their reach and responsiveness, while also fostering pride, skills, and wellbeing 
among migrant residents. By recognising newcomers’ capacities to shape decisions and 
contribute to services – for instance through helping at schools or in food banks – munic-
ipalities can play a role in shifting the sometimes entrenched view of migrants as a burden, 
cost or liability, and instead highlight their role in strengthening local life both practically 
and culturally. 

Furthermore, volunteering, especially in the context of welcoming civil society spaces, 
also plays a crucial role regarding a sense of belonging for newcomers, as it creates a 
sense of being valued, trusted and treated with dignity, which is vital to local cohesion.  

As Newham’s Mayor Rokhsana Fiaz remarked when Newham was awarded Borough of 
Sanctuary status for its commitment to the Sanctuary values of inclusivity, participation 
and integrity: 

“(…) Many of those who settle here come with gifts, in the form of their knowledge, skills and 
ambitions. They have so much to contribute and it is these additions from all around the world 

that make Newham the most diverse, rewarding and beautiful borough to live in.”  
(Newham London, 2024a)  
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Abstract 

Der Beitrag analysiert die Aufnahme ukrainischer Roma in Polen nach dem russischen 
Angriff auf die Ukraine im Jahr 2022 und beleuchtet dabei Spannungen zwischen breiter 
gesellschaftlicher Solidarität und ungleichen Formen von Staatsbürgerschaft in der Pra-
xis. Auf Grundlage ethnografischer Forschung in drei lokalen Kontexten untersucht der 
Artikel sowohl die Funktionsweise von Sammelunterkünften als auch die Rolle von Roma-
Akteur:innen in der humanitären Hilfe. Die Ergebnisse zeigen, dass ukrainische Roma 
trotz formaler Gleichstellung häufig marginalisiert wurden und strukturellen Formen von 
Antiziganismus ausgesetzt waren, die sich unter anderem in Wohnbedingungen, Zugang 
zu Bildung sowie institutionellen Praktiken niederschlugen. Gleichzeitig entwickelte sich 
eine (transnationale) Mobilisierung von Roma-Organisationen und -Gemeinschaften, die 
als Ersthelfer:innen, Vermittler:innen und politische Akteur:innen auftraten. Der Beitrag 
argumentiert, dass Aufnahmeinfrastrukturen nicht neutral sind, sondern durch ökonomi-
sche Logiken, administrative Routinen und ethnisierte Wahrnehmungen geprägt werden. 
Abschließend wird gezeigt, dass Integration als wechselseitiger Prozess verstanden wer-
den muss, der sowohl institutionelle Anpassungen als auch den Abbau struktureller Un-
gleichheiten erfordert. 

1. Introduction  

Russia's full-scale invasion of Ukraine triggered the largest forced migration in Europe 
since the end of World War II and presented the Polish state and local governments with 
unprecedented organisational challenges. Among the hundreds of thousands of people 
seeking refuge in Poland were thousands of Ukrainian Roma. However, they tended to be 
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perceived as "Roma", often symbolically and discursively excluded from the community 
of Ukrainian citizens, even though they were subject to the same protection guaranteed 
by their citizenship.  

Statistics on persons with temporary protection do not record ethnic and religious char-
acteristics, so it is difficult to estimate how many Ukrainian Roma have left Ukraine and 
temporarily settled in Poland. The low awareness in Polish society of the diversity of 
Ukrainian society also meant that the specific needs of Roma forced migrants, who often 
met vulnerability criteria (e.g. women with many children, elderly people, people with med-
ical conditions, people with incomplete documents, children outside the education sys-
tem in Ukraine), were not adequately addressed.  

This gap in perception was not neutral: it often revealed mechanisms of antigypsyism in 
response to the arrival of forced migrants, including the marginalisation and exclusion of 
Ukrainian Roma within the framework of the so-called Polish aid. By antigypsyism we un-
derstand a historically embedded and structurally reproduced form of anti-Roma racism, 
based on processes of racialisation that construct Roma as culturally deficient, dependent 
or undeserving, and that becomes embedded in institutional routines, policy design and 
everyday administrative practice. Societal mobilisation widely invoked after 24 February 
2022 was spontaneous yet short lived. Memories of this mobilisation became more of a 
narrative of solidarity and did not fully translate into a coherent support system. Although 
rooted in remarkable social mobilisation, it portrayed assistance as universal, obscuring 
its selective character and the role of the state.  

In practice, support was unequal. Those seen as independent and culturally close, re-
ceived support more easily, while groups requiring greater assistance, including Ukrainian 
Roma, met more challenges. For example, in relation to housing they were more often 
placed in collective accommodation and subjected to control. Antigypsyism, though 
rarely explicit, shaped institutional decisions. At the same time, responsibility for the well-
being of forced migrants increasingly shifted from the state to civil society, normalising 
gaps in systemic solutions. A more critical view requires acknowledging these inequalities 
and the diversity of solidarity practices that remained less visible in the dominant narrative. 

Roma were often perceived not as subjects of protection and support, but as a humani-
tarian or social "problem", situated on the margins of the nationwide humanitarian mobi-
lization and emerging reception structures for the forced migrants. Their often different 
experiences of forced migration in Ukraine and beyond remained outside the field of insti-
tutional perception. At the same time, the experience of selective solidarity and the per-
sistence of antigypsyism in reception practices became a stimulus for unprecedented 
transnational and cross-border mobilisation of Polish and European Roma. We observed 
the emergence of grassroots solidarity and self-aid initiatives, as well as the emergence of 
Roma actors as first responders, mediators, and increasingly visible partners in dialogue 
with public institutions, including local governments.  
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Observing the situation of Ukrainian Roma forced migrants in Poland and the mobilisation 
of Polish and European Roma communities, we identify four overlapping phases: emer-
gency rescue actions at the border, the structuring of reception under temporary protec-
tion, a transitional phase securing basic safety and services, and a longer-term stage of 
stabilisation and integration. Based on this, we ask the following questions: (1) what was 
the humanitarian response of Roma civil society within the framework of so-called Polish 
aid? (2) what were the local reception conditions like and did they facilitate or hinder inte-
gration of Ukrainian Roma? (3) how have the local political and media discourses on 
Ukrainian Roma forced migrants evolved? 

Answering these questions required multi-faceted research activities and long-term ob-
servations conducted in different localities in Poland, in local communities, where we an-
alysed both the involvement of Roma actors and the development of local reception struc-
tures by the local administration. At the same time, we documented changes in attitudes 
towards forced migrants, including Ukrainian Roma, and their social and institutional de-
terminants. We conducted our ethnographic research in close relation to our activist en-
gagement, resulting both from the position of Roma researchers and activists and from 
the allied perspective of non-Roma team members. This positioning of the research team 
allows us not only to grasp the processes of reception and integration "from within," but 
also to critically reflect on power relations, epistemic hierarchies, and tensions between 
expert knowledge and the experiences of forced migrants and local actors. 

In the remainder of this paper, we discuss the conceptual framework which shaped our 
analysis. Then we present the methods of data collection and move to present the broader 
framework of reception of Ukrainian forced migrants. Findings are organised in three sec-
tions, each looking into different cases of collective accommodation centres (thereafter 
(CACs), similar, yet different in everyday functioning and challenges encountered in inter-
actions with local communities. We conclude with policy recommendations relevant for 
the given context yet also applicable to reception and integration of other vulnerable 
groups.  

2. Conceptual framework 

It is estimated that nearly 75% of the Polish population provided some form of support to 
forced migrants, and in 2022, nearly 8% hosted people from Ukraine in their homes 
(CBOS, 2025). The phenomenon of hosting and then accommodating people in state-
subsidised collective accommodation centres made it possible to avoid the creation of so-
called refugee centres for hundreds of thousands of people in Poland, known from the 
2015 “refugee crisis” (Bloch & Szmyt, 2025). 

The phenomenon of collective mobilisation became known as "Polish aid" (Jarosz & 
Klaus, 2023) and gained national and international recognition. The scale of displacement 
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from Ukraine in the first weeks of full-scale war was such that without the involvement of 
the so-called ordinary citizens (Dunn & Kaliszewska, 2023; Fomina & Pachocka, 2024), it 
would not have been possible to avoid a humanitarian catastrophe. However, the first 
weeks showed that this collective, empathetic response from Polish society had its flaws 
– these concerned the reception of Ukrainian Roma, who, like other forced migrants from 
Ukraine, were arriving to Poland, but whose experience of displacement differed from that 
of most Ukrainian citizens. 

The first information reaching us pointed to problems already at the border, then in ac-
cessing accommodation in the reception centres and in queues for food, clothing, and 
cleaning products (Babakova et al., 2022; Fiałkowska et al., 2024). In such instances, the 
Polish Roma civil society organisations intervened quickly and demanded equal treatment 
for Ukrainian Roma, just like other forced migrants. These actors, supported by allies, an-
archists and other circles were the ones taking direct action onsite, and engaging in ad-
vocacy in the name of bettering the reception standards of Ukrainian Roma and combat-
ing antigypsyism (Mirga-Wójtowicz et al., 2023) 

We see the mobilisation of Roma non-governmental organisations, informal community 
leaders, including respected mediators and locally trusted figures, and “ordinary citizens” 
supporting Ukrainian Roma as more than just a reflection of the broader involvement of 
Polish society in assisting forced migrants from Ukraine. It also expressed a demand for 
recognition of the rights and full citizenship status of Ukrainian Roma. At the same time, 
through their engagement, Polish Roma affirmed their own position as active and respon-
sible members of society, putting citizenship into practice rather than merely claiming it, 
and challenging stereotypes that portray Roma as passive or disengaged from public life 
(in line with the concept of 'enacting citizenship' coined by Isin, 2008). Importantly, this 
mobilisation was transnational, involving not only Polish Roma in Poland, but also those 
living abroad, as well as Ukrainian Roma communities, which, as a result of the war, have 
experienced accelerated transnationalisation (Szewczyk et al., 2025).  

Our analytical perspective was developed over a longer time horizon and includes, among 
others, experiences from the Covid-19 pandemic, when it became clear that crisis situa-
tions disproportionately affect minority and marginalised communities (Jóźwiak et al., 
2020; Styrkacz et al., 2023). Similar mechanisms have emerged since the beginning of 
Russia's full-scale invasion of Ukraine, which triggered an intense mobilisation of interna-
tional Roma organisations and a series of intervention initiatives in which we participated 
as researchers and activists. Therefore, we do not view unequal treatment and discrimi-
nation as isolated, unfortunate, and unrelated incidents. On the contrary, we place them 
in a broader sequence of practices that constitute a systemic difference in the treatment 
of Roma, enabled by the entrenched and normalised antigypsyism of majority societies 
(Szewczyk et al., 2025). 
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The phenomenon of collective mobilisation became known as "Polish aid" (Jarosz & 
Klaus, 2023) and gained national and international recognition. The scale of displacement 
from Ukraine in the first weeks of full-scale war was such that without the involvement of 
the so-called ordinary citizens (Dunn & Kaliszewska, 2023; Fomina & Pachocka, 2024), it 
would not have been possible to avoid a humanitarian catastrophe. However, the first 
weeks showed that this collective, empathetic response from Polish society had its flaws 
– these concerned the reception of Ukrainian Roma, who, like other forced migrants from 
Ukraine, were arriving to Poland, but whose experience of displacement differed from that 
of most Ukrainian citizens. 

The first information reaching us pointed to problems already at the border, then in ac-
cessing accommodation in the reception centres and in queues for food, clothing, and 
cleaning products (Babakova et al., 2022; Fiałkowska et al., 2024). In such instances, the 
Polish Roma civil society organisations intervened quickly and demanded equal treatment 
for Ukrainian Roma, just like other forced migrants. These actors, supported by allies, an-
archists and other circles were the ones taking direct action onsite, and engaging in ad-
vocacy in the name of bettering the reception standards of Ukrainian Roma and combat-
ing antigypsyism (Mirga-Wójtowicz et al., 2023) 

We see the mobilisation of Roma non-governmental organisations, informal community 
leaders, including respected mediators and locally trusted figures, and “ordinary citizens” 
supporting Ukrainian Roma as more than just a reflection of the broader involvement of 
Polish society in assisting forced migrants from Ukraine. It also expressed a demand for 
recognition of the rights and full citizenship status of Ukrainian Roma. At the same time, 
through their engagement, Polish Roma affirmed their own position as active and respon-
sible members of society, putting citizenship into practice rather than merely claiming it, 
and challenging stereotypes that portray Roma as passive or disengaged from public life 
(in line with the concept of 'enacting citizenship' coined by Isin, 2008). Importantly, this 
mobilisation was transnational, involving not only Polish Roma in Poland, but also those 
living abroad, as well as Ukrainian Roma communities, which, as a result of the war, have 
experienced accelerated transnationalisation (Szewczyk et al., 2025).  

Our analytical perspective was developed over a longer time horizon and includes, among 
others, experiences from the Covid-19 pandemic, when it became clear that crisis situa-
tions disproportionately affect minority and marginalised communities (Jóźwiak et al., 
2020; Styrkacz et al., 2023). Similar mechanisms have emerged since the beginning of 
Russia's full-scale invasion of Ukraine, which triggered an intense mobilisation of interna-
tional Roma organisations and a series of intervention initiatives in which we participated 
as researchers and activists. Therefore, we do not view unequal treatment and discrimi-
nation as isolated, unfortunate, and unrelated incidents. On the contrary, we place them 
in a broader sequence of practices that constitute a systemic difference in the treatment 
of Roma, enabled by the entrenched and normalised antigypsyism of majority societies 
(Szewczyk et al., 2025). 
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3. Methodology and data 

In this text, we triangulate data and knowledge obtained through our qualitative research, 
carried out in several related research and activist projects1, and which enable us to place 
empirical observations in a broader theoretical, political, and policy context. From 2024 
until 2025 we conducted long lasting ethnographic research with several interviews. We 
focused on the functioning of the collective accommodation centres (CACs) and their so-
cial environment, as important sites of local reception conditions in three locations in Po-
land. This perspective is particularly important because it focuses on small towns and ru-
ral communities, unlike most research concerning both economic and forced migration 
to Poland which mostly takes place in urban centres (Bielewska et al., 2025; Łukasiewicz 
et al., 2025).  

The interviews included interviews with Polish Roma activists, mediators and NGO work-
ers. In the collective accommodation centres, we talked with their residents, Roma and 
non-Roma from Ukraine (in Ukrainian, Russian and Romani). The analysis of local support 
infrastructures included semi-structured interviews with representatives of local authori-
ties, administration (including welfare institutions) and schools. This was supplemented 
by conversations with the local actors operating in the vicinity of the centres, residents, 
entrepreneurs, representatives of local media, representatives of local municipalities and 
observing the grassroots initiatives implemented by Roma and non-Roma in the areas of 
education, housing, and social assistance. We conducted observations in CACs, partici-
pating in daily activities at the centres (including workshops organised by non-govern-
mental organisations, distribution of humanitarian aid and joint meal preparation), which 
allowed us to better understand the daily rhythm at CACs. Altogether, it allowed us to 
combine ethnographic knowledge from the centres with that of local administration and 
residents, enabling us to capture the relationship between the experiences of displace-
ment, local institutional contexts, and grassroots mobilisation and agency of Roma.  

The composition of our research team, consisting of Roma and non-Roma researchers, 
with activist experience, is also methodologically significant. Such cooperation not only 
allows for a better understanding of the socio-cultural context, but also increases the ac-
curacy and ethical responsibility of the research conducted. Unlike “classical” Rom-
ani/Gypsy studies, which are being gradually deconstructed within the developing field of 
Critical Romani Studies, this approach allows for the inclusion of perspectives and 

 

1  “Unequal Citizenship and Transnational Mobilisation of Polish, Czech and Ukrainian Roma in the face 
of the war in Ukraine” (https://rocit.pl/) and “Strengthening social participation in ‘new’ arrival neigh-
bourhoods”. In parallel to these research projects, we have been involved in advocacy and commu-
nity-based initiatives through the Jaw Dikh Foundation, the ERGO Network and ERIAC, including 
cross-border coordination, policy consultations and activities addressing antigypsyism in the context 
of forced migration. 
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experiences that might be overlooked in classical ethnography, while strengthening the 
voice of Roma, both academics, volunteers and forced migrants in public and academic 
debate. 

4. Reception framework in Poland 

4.1 Legal basis and reception infrastructure 

The legal basis for the stay of Ukrainian citizens in Collective Accommodation Centres 
(CACs) in Poland is the Special Act of 12 March 2022 on assistance to Ukrainian citizens 
in connection with the armed conflict in Ukraine, together with its subsequent amend-
ments. The most significant changes were introduced in 2024 and 2025, and further 
amendments entered into force in March 2026. Under this Act, persons granted tempo-
rary protection were allowed to stay either with private individuals (the government sup-
ported this financially for the maximum of 120 days of hosting and the program lasted 
until end of June 2024), or in collective accommodation facilities (Bloch & Szmyt, 2024a, 
2024b; Najwyższa Izba Kontroli, 2024)  

The Act also introduced simplified access to the Polish labour market. According to Article 
22(1) of the Special Act, the employer notifies the relevant district labour office within 14 
days since signing a contract. In practice, this opened access to the labour market to all 
temporary protection holders facilitating economic integration in the context of mass dis-
placement while responding to labour shortages in the Polish labour market. 

4.2 Context and conditions of admission of forced Roma migrants 

In response to the prolonged nature of forced migrants stays, provincial governors began 
to organise so-called permanent Collective Accommodation Centres (CAC). To this end, 
tourist infrastructure, including hotels, hostels, guesthouses, holiday resorts and agro-
tourism facilities, as well as social welfare homes, were increasingly used. The provincial 
offices concluded agreements with the owners of these places for the provision of accom-
modation services. Some of these facilities are located in small towns in tourist destina-
tions or in peripheral and agricultural areas, far from industrial centres, often with limited 
transport infrastructure and, as a result, fewer opportunities in terms of employment, 
housing, and access to public services (such as healthcare and education).  

The amendments to the Act introduced in May 2024 imposed an obligation on residents 
of the centres to contribute to the costs of accommodation and full board (for more on the 
fees for CAC residents and persons exempt from fees (see: (Bloch & Szmyt, 2024a; Jarosz 
& Klaus, 2023, pp. 12–17). The amount of the costs is specified in the Act and may not 
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exceed €40 per adult per day (€427 per month), €3,60 per minor per day (€107 per month) 
(Bloch & Szmyt, 2024a, p. 5; Kancelaria Sejmu, 2024). Under the Special Act, persons 
classified as belonging to so-called vulnerable groups were exempt from the obligation to 
contribute financially to their accommodation and these costs are covered by the state. 
The 2024 amendment introduced a statutory upper limit on the financial contribution 
from the residents of CACs. Additionally, provincial governors could waive the obligation 
to contribute in individual cases, including for persons who did not formally qualify as 
members of legally defined vulnerable groups but who faced particularly difficult life cir-
cumstances. However, following the amendment that entered into force in November 
2025, authorities can no longer grant this discretionary humanitarian exemption. The 
amendment also reiterates that operators of CACs remain responsible for providing resi-
dents with basic living conditions appropriate to collective accommodation, regardless of 
the type or standard of the facility. 

In the first year of the full-scale war, it is estimated that approximately 80,000 forced mi-
grants from Ukraine lived in CACs (data from the UNHCR Housing and Accommodation 
Sector in Poland), while data from the Supreme Audit Office (Polish abbreviation - NIK) 
indicate that nearly 506,000 Ukrainian citizens (Najwyższa Izba Kontroli, 2024) benefited 
from collective accommodation and meals. As of February 2025, approximately 30,000 
people were still living in the centres (UNHCR, 2025).  

4.3  Challenges and barriers in the implementation of the Special Act in 
the context of Ukrainian Roma 

In the locations under our study, the living conditions in CACs varied significantly in terms 
of housing standards. Despite these differences in infrastructure, all centres were charac-
terised by a relatively stable spatial division between Roma and non-Roma residents. Alt-
hough daily interactions occurred, relations were often marked by mistrust and mutual 
distance. These divisions resulted not only from institutional arrangements but also from 
residents’ own strategies of collective staying within familiar family and social networks as 
a form of protection (also seen elsewhere, see e.g. Mirga-Wójtowicz et al., 2023). With re-
gard to Ukrainian Roma, a mechanism of chain migration was also observed, whereby the 
arrival of one family at a given centre initiated the arrival of other relatives or neighbours 
from the same or neighbouring localities, seeking spaces perceived as safe.  

Existing tensions from Ukraine played a role. Relations between Roma and non-Roma 
Ukrainians had long been shaped by social distance, segregation and episodes of open 
violence (Bocheva, 2019) and contributed to the reproduction of social distance within 
CACs facilities in Poland (see also Fiałkowska et al., 2024). Our observations further sug-
gest that such arrangements were often viewed by accommodation managers and local 
authorities as functional and administratively convenient, as it simplified resident man-
agement and was perceived as reducing the risk of interpersonal or intergroup conflicts.  
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Numerous and multigenerational families posed a significant organisational challenge for 
the managers of collective accommodation facilities. The limited availability of sufficiently 
large living spaces, and the inadequacy of the infrastructure to meet the needs of larger 
households contributed to the concentration of Roma families within the spaces of CACs. 
In practice, this led to significant overcrowding in the premises where they lived; for ex-
ample, it was not uncommon for a room intended for four people (staying for a short pe-
riod) to be occupied, all year round, by twice as many. As no minimum accommodation 
standards had been established (e.g. recommended floor space per person, population 
density in centres, access to usable space, etc.), this meant that the living conditions of 
Roma were usually worse than those of non-Roma residents (for example, the lack of con-
ditions for children to continue their education). Despite these limitations, which were of-
ten normalised by administrators or the residents themselves, the centres functioned as 
relatively safe spaces for residents.  

Our conversations with Ukrainian Roma living in CACs indicate that everyday life in these 
centres is also characterised by a state of permanent temporality. The special act has been 
amended several times since its entry into force in March 2022 (Kindler & Tygielski, 2025; 
Łukasiewicz et al., 2025) every time posing risk of changing regulations regarding func-
tioning of CACs. CACs residents worry that the legal changes could leave them without a 
place to live, either because centres may close or because they may lose their vulnerable 
status. As a result, their future seems uncertain, they are not sure whether they will find 
accommodation in Poland, leave for another country or return to Ukraine. As one inter-
viewee put it: 

You live where you live because you live there, but one night you'll wake up and this isn't my 
home, what about tomorrow and how will the programme change? Well, they told us that the 
programme will run until September 2025. Okay, that's a long time, but what about after 
September? Okay, September, right? And then what? [...] I need to sleep because tomorrow I 
have to go to work, and I close my eyes and think, oh no, what if the programme ends, where will 
I take these kids, what will happen next?  
(Ukrainian Roma forced migrant, woman, around 50, CAC, Poland) 

The experience of legal limbo and prolonged temporality generates a strong sense of anx-
iety among forced migrants. Many Roma families living in the collective accommodation 
centres we visited feared eviction or an increase in accommodation fees, raising the spec-
tre of homelessness or forced return to Ukraine. They often pointed to renting a flat as the 
only way out of stagnation and uncertainty. Yet, based on their own experience, they are 
aware that accessing the private rental market is extremely difficult. Due to discrimination 
in the housing market, financial constraints and bureaucratic barriers, most residents of 
CACs are unable to change their housing situation (Bojarczuk & Jancewicz, 2024). As 
documented by the International Organization for Migration in Poland (Mirga-Wójtowicz 
et al., 2024), securing rental accommodation for Roma has been significantly more chal-
lenging than for other Ukrainian forced migrants, largely due to landlords’ reluctance to 
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rent to Roma tenants. Although project-based support enabled some families to obtain 
housing temporarily (e.g. for one year), such solutions were limited and not sustainable 
(Mirga-Wójtowicz et al., 2024).  

4.4 Commodification of forced migrants 

Ethnography in CACs shows that they do not function as neutral spaces for receiving 
forced migrants, but rather as places where administrative, economic and social interests 
intersect. This meant a shift from a logic of protection to a logic of managing costs, bene-
fits, and financial flows, in which the presence of forced migrants was assessed primarily 
through the prism of functionality and cost-effectiveness. That was the case particularly 
in the seasonal holiday resorts, that are usually empty in the winter-spring seasons. It was 
relatively easy for the local authorities to establish the accommodation facilities there, as 
in most cases they were not in use for some parts of the year. As recalled at one of the local 
administrations:  

And we are in a good situation because we have a holiday resort here, near the lake [...] It was in 
February, or... actually in March, because it had already been going on for a while. So we were 
able to set up accommodation centres for the refugees in some of these facilities. 
 - And was it difficult to find people who were willing to offer their hotels or guesthouses? 
No, no, it was actually easy to find them. People were really very kind towards it. They were paid 
for it of course (local administration in the Lublin Province).  

In this context, the phenomenon of the commodification of forced migrants (see Bloch & 
Szmyt, 2024a), takes on particular significance. Residents of the collective accommoda-
tion centres were not seen solely as subjects of protection, but as an economic resource 
whose "value" was assessed in terms of access to benefits and the possibility of financing 
their stay. This mechanism was particularly evident in informal resident selection strate-
gies, with preference to those from vulnerable groups, and, consequently, potential ac-
cess to social transfers became. In practice, this was particularly evident in the way large 
Roma families were perceived. One of the interviewees described this process directly:  

People say that Mr P. recruits forced migrants. He looks for a specific profile. Because he knows 
that he cannot count on such a scale of public subsidies, so he is looking for people who will 
receive benefits and use those benefits to cover their stay. So single mothers and large families 
are preferred there (local journalist, July 2025). 

This statement shows that the selection of forced migrants was not simply the decision of 
the administration but resulted from the adaptation of reception practices to the structure 
of available benefits. In this sense, forced migrants were treated not as recipients of aid, 
but as carriers of specific financial transfers, enabling the centre to remain economically 
viable. In practice, humanitarian support operates within quasi-market conditions, and 
part of the responsibility for sustaining the CACs is shifted onto forced migrants 
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themselves. This logic was expressed even more bluntly in conversations with our inter-
locutor, the manager of the CAC who stated outright: 

It's not even worth opening a room for one woman with a child. It's different for a Gypsy woman 
with eight children, because she will earn money for the whole centre (field notes, May 2024). 

This excerpt reveals not only economic calculations, but also the way in which the com-
modification of forced migrants is intertwined with ethnic categorisation. Roma origin is 
incorporated here into the idea of a "profitable profile" of a forced migrant, which leads to 
the normalisation of selective practices and the reproduction of antigypsy patterns within 
the aid system. In this sense, migration management mechanisms are not ethnically neu-
tral, but can transfer long-standing patterns of stigmatisation of Roma to a new, humani-
tarian context. Antigypsyism does not disappear in the reception system, but is trans-
formed and normalised through the language of efficiency, costs and management. 

Ethnography also reveals the way in which residents were described in the language of 
those responsible for reception structures in Poland. One of the administrators reported 
on the way in which the number of Ukrainian Roma transferred from a closed centre to 
another place of accommodation was documented:  

[...] a cut-out corner of paper. And it says: >>140 adults, no, 46 adults and 150 children. Well, 
yes, that's how many there should be<<. That's what it says. [Researcher: On a piece of paper 
like that?] Yes. I'm saying, you know, when I buy a bag of cement at the construction store, I get 
some kind of document, and here, for people, >>it should be about that much<< (CAC, 
Warmian-Masurian Province, August 2025). 

This is not only an example of procedural negligence, but also a manifestation of a hierar-
chy of values in which the standards of record-keeping and responsibility towards forced 
migrants are lower than those towards material goods. Such practices contribute to the 
normalisation of legal and administrative uncertainty for forced migrants, perpetuating 
their status as temporary and conditional.  

CACs thus become spaces in which temporariness is perpetuated rather than resolved, 
neutrality proves to be illusory, and unequal citizenship materialises in everyday manage-
ment practices, administrative decisions and routine language. By contrast, many non-
Roma Ukrainian forced migrants were more likely to access private accommodation, rely 
on host families, or move relatively quickly into the rental market and employment. They 
were more often perceived as culturally proximate and self-reliant, which facilitated infor-
mal access to support networks and reduced reliance on collective forms of support. Alt-
hough they also faced precarity and bureaucratic barriers, they were less frequently sub-
jected to prolonged stays in collective accommodation or framed primarily through ethni-
cised categories. This comparison makes visible how processes of ethnicisation shaped 
not only public narratives but also concrete reception pathways within the protection sys-
tem. It is precisely at this level of everyday governance, rather than solely in official 
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documents or political declarations, that mechanisms of selective protection and the 
structural exclusion of Roma forced migrants from Ukraine become most clearly appar-
ent. 

4.5 Education 

Access to education was particularly conditioned by the location of collective accommo-
dation in the case of Roma forced migrants from Ukraine. Placing families in collective 
centres, often far from town centres and public infrastructure, directly translated into dif-
ficulties in fulfilling obligatory schooling. As shown by both our field research and the latest 
analyses of children with migration experience (Dolińska, 2025), local organisational con-
ditions were of key importance here: transport availability, school readiness, and commu-
nication between the municipality, educational institutions, and centre operators. In many 
cases, the process of enrolling children in schools was delayed, unclear or dependent on 
ad hoc decisions, resulting in weeks-long breaks in education or the temporary exclusion 
of children from the school system. 

These barriers were further shaped by the challenges of applying existing support mech-
anisms within the Polish education system to the new context of large-scale displacement 
after 2022. Poland has developed a range of instruments intended to support Polish Roma 
pupils and students with migration experience, including Roma education assistants and 
intercultural assistants (see Mirga-Wójtowicz, 2025). However, the rapid arrival of dis-
placed children from Ukraine required adjustments in coordination, territorial coverage 
and staffing that were not always immediately feasible (Dolińska, 2025). In municipalities 
hosting CACs, schools often had to respond to new linguistic and social needs without 
prior experience in working with recently displaced pupils, Ukrainian Roma among them. 
As a result, the educational experiences of Roma displaced children frequently repro-
duced patterns of unequal treatment previously documented in relation to Roma pupils in 
Poland (Talewicz-Kwiatkowska & Kołaczek, 2011), now transferred into a new migration 
context. Migration did not eliminate structural inequalities; rather, it exposed their conti-
nuity and their capacity to adapt to evolving institutional frameworks. 

At the same time, studies on local reactions to displacement (Bloch & Szmyt, 2024a, 
2024b; Jarosz & Klaus, 2023; Mirga-Wójtowicz et al., 2022, 2023, 2024; Mirga-Wójtowicz 
& Fiałkowska, 2022; Szewczyk et al., 2025) indicate that grassroots initiatives and coop-
eration at the local level played a key role in overcoming existing barriers, e.g. in the field 
of education. Roma and pro-Roma non-governmental organisations (Mirga-Wójtowicz et 
al., 2023), acted as mediators between families, schools and municipalities, supporting 
the process of enrolling children in schools, facilitated institutional communication and 
advocating for equal access to education and social services. Their interventions also re-
vealed that integration is a two-way process: it requires both institutional efficiency on the 
part of the state and local governments, and consistent work to rebuild trust on the part of 
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forced migrant families. The reluctance of some Roma families towards Polish schools did 
not stem from a disregard for the value of education, but from a deep-rooted distrust of 
state institutions, shaped by previous experiences of antigypsyism and exclusion in 
Ukraine and fears that these patterns would be repeated in the new context (Styrkacz, 
2025).  

The changes introduced by the Polish state, including making the so-called “800+” child 
benefit (800 PLN, roughly around €190 per month) conditional on school enrolment, are 
part of a broader process of transition from a logic of extraordinary solidarity to a logic of 
management, control and tightening of the support system for all forced migrants from 
Ukraine. These solutions combined the goal of investing in children's education with the 
rationalisation of public expenditure by linking social transfers to specific institutional ob-
ligations. 

4.6 Media narratives and public opinion 

The shift in discourse on forced migrants in Poland, from initial solidarity in 2022 to in-
creasingly polarised and sometimes hostile rhetoric, was particularly visible at the local 
level. This process intensified especially during periods of political mobilisation, such as 
the parliamentary elections in 2023, local elections in 2024, and presidential elections in 
2025. The presence of forced migrants became an element of local disputes and a tool for 
articulating social dissatisfaction. 

Statements by institutional actors, local authorities and residents of municipalities hosting 
CACs reveal growing tension between declared administrative neutrality and the social 
and political weight of forced migrants’ presence in everyday local life. Changes in public 
narratives and the politicisation of forced migration from Ukraine are also visible in local 
media content. Migration and reception of Ukrainian citizens are framed alongside global 
forced migrants’ issues and the actions of local officials, politicians, and entrepreneurs 
(including criticism of their actions). The message is not uniform; the same outlets publish 
both alarmist and reassuring content. 

In published interviews, Roma forced migrants were often redefined not as persons in 
need of protection, but as a “local problem” to be controlled, regulated or resolved. As one 
interlocutor noted during fieldwork: 

Formally everyone is treated the same, but in practice the most complaints and emotions 
concern Roma, because they are visible and function differently (field notes, autumn, 2025). 

In conversations with residents and local actors, recurring remarks about Roma walking 
in groups, being loud or living collectively revealed how everyday language reproduces 
ethnic hierarchies. From our ethnographic perspective, this collectivism functioned as a 
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protective strategy in conditions of forced migration, a way of coping with uncertainty and 
the risk of exclusion. In local discourse, however, it was interpreted as a lack of integration 
and used to justify social distance. As one cultural institution employee stated, A Roma is a 
Roma. There is no such thing as, ‘Oh, Ukrainians have arrived’. Although not openly hostile, this 
statement illustrates how ethnic categorisation overrides forced migrant status and na-
tional belonging. “Ukrainianness”, which initially carried strong solidarity capital, is neu-
tralised, and Roma are symbolically excluded from the community of legitimate forced 
migrants. Across the three locations, similar accommodation centres generated different 
reactions shaped by local politics, border dynamics or silence. Tensions thus emerge not 
simply from presence, but at the intersection of place, interests and migration narratives. 
Even when framed as neutral, media and institutional practices often interpret situations 
through the lens of Romani ethnicity, producing selective solidarity and unequal access to 
support. 

5. Stages of Roma mobilisation (2022–2025) 

Speaking out on behalf of Ukrainian Roma, a group particularly vulnerable to exclusion 
among forced migrants from Ukraine, was initially driven by the urgency of the situation. 
Many immediate reception problems were addressed through the involvement of Roma 
non-governmental organisations and community leaders. At the same time, this involve-
ment revealed its limits, as responsibility for the well-being of Ukrainian Roma was often 
informally shifted onto a relatively small group of Roma activists in Poland (Mirga-
Wójtowicz et al., 2023). This makes it necessary to critically reflect on both the potential 
and the constraints of advocacy carried out on behalf of the most marginalised groups. 
Moreover, without systematically documenting these processes, it becomes easy to invis-
ibilise the role played by Roma actors under the broad and depoliticised label of “Polish 
aid.” 

Against this background, the mobilisation of Roma civil society in Poland in response to 
the full-scale war in Ukraine can be understood as a dynamic and evolving process. As the 
scale of needs, reception conditions and institutional frameworks changed, so did the 
forms of Roma engagement. Based on our field research and previous analyses (Fiałkow-
ska et al., 2024; Mirga-Wójtowicz et al., 2023; Szewczyk et al., 2025), we distinguish four 
main, often overlapping, stages of mobilisation. 

Stage 1. Humanitarian responses and interventions (2022 – early 2023) 

The first stage of mobilisation was immediate and grassroots. It involved direct aid activi-
ties undertaken by Roma organisations, leaders and activists in conditions of institutional 
chaos and selective reception of Roma forced migrants from Ukraine. The aid was pro-
vided primarily at reception points, railway stations and CACs, and included evacuation 
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and transport, the organisation of shelter, the distribution of food and basic necessities, 
translation and mediation. 

As Mirga-Wójtowicz, Fiałkowska and Szewczyk (2023) point out, the key motivation for 
Polish Roma was their ethnic identity and shared experience of discrimination, despite 
intergroup and national differences. Antigypsyism, experienced in both Ukraine and Po-
land, triggered mechanisms of solidarity and prompted them to take on the role of advo-
cates for the rights of Roma forced migrants. At the same time, Polish Romani activists 
operated under double pressure: institutional pressure, the expectation that Roma organ-
isations would "take care of your people (Roma)" and intra-group pressure, resulting from 
an awareness of the systemic exclusion of their own community. At this stage, it was im-
portant that some arriving Ukrainian Roma could communicate with Polish Roma in the 
shared language (Romani), which also gave them a greater sense of security upon arriving 
to an unknown context.  

Inequalities in access to assistance were also observed by allies outside the Roma com-
munity. As one account notes, Roma activists initially sought to support non-white forced 
migrants from Ukraine, who were among the most excluded groups. Over time, however, 
most non-white forced migrants received assistance, while Roma families continued to 
arrive and were often left without adequate support or clear institutional responses. There 
was a growing awareness among volunteers and civil society actors that Roma were being 
systematically overlooked within the broader framework of aid for forced migrants from 
Ukraine (Mirga-Wójtowicz et al., 2023). The assistance provided by Polish Roma in their 
own language also had an important emotional dimension, providing forced migrants with 
a sense of security in a situation of war trauma and uncertainty. Until November 2023, its 
nature remained largely unchanged and was based on crisis interventions (Mirga-
Wójtowicz et al., 2023). 

Stage 2. Organisational and institutionalisation processes (2023) 

In 2023, the mobilisation entered an organisational phase related to the prolonged stay of 
Ukrainian Roma in Poland. Activities were formalised, partnerships with municipalities, 
schools and social welfare centres were developed, and cooperation with international or-
ganisations and advocacy networks was established. 

Polish Roma, who work as Roma education assistants on a daily basis, began to play a key 
role and additionally began to informally act as assistants, mediators, and intermediaries 
between forced migrants families, CACs operators, and public institutions. As a result, 
Roma non-governmental organisations underwent rapid professionalisation: they devel-
oped procedures for reporting, monitoring and documenting interventions, and their field 
knowledge was used in training and expert consultations.  
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At the same time, this stage revealed tensions related to the selective inclusion of Roma 
actors in local reception infrastructures and the shifting of responsibility for the well-being 
of Roma forced migrants to a small number of organisations and activists. While this often 
resulted in overburdening a limited group of Roma-led initiatives, it also laid the ground-
work for more structured forms of cooperation. As discussed in the following sections, this 
collaboration gradually developed and intensified in subsequent phases, becoming more 
formalised and strategically embedded in local, national and transnational governance 
frameworks. 

Stage 3. Stabilisation and operational implementation (2023–2024) 

In 2023–2024, Roma mobilisation focused on the daily functioning of forced migrants in 
conditions of prolonged temporality. The activities took the form of continuous work in the 
areas of education, health care, local relations and conflict mediation in collective accom-
modation centres. This was a stage requiring long-term commitment, presence in the 
field and responding to the effects of changing legal and administrative regulations. 

The education of Roma children was of particular importance: support in school enrol-
ment, mediation with educational institutions, cooperation with intercultural assistants, 
and responding to segregation practices and delays in the implementation of compulsory 
schooling. At the same time, information and advisory activities were carried out to coun-
ter misinformation and support Roma families in navigating the complex and often chang-
ing legal framework. 

At this stage, there was also a significant increase in the institutional recognition of Roma 
actors. Representatives of Roma organisations were increasingly included in advisory 
bodies, expert teams and working groups dealing with forced migrants and integration 
issues. This included participation in the work of teams and committees at the Ministry of 
National Education (including those dealing with the education of Roma children and chil-
dren with migration experience2), forums and consultations organised by the Ministry of 
the Interior and Administration, cooperation with the Ombudsman, as well as consulta-
tions conducted by EU institutions, including the European Commission. 

As a result, the voice of the Roma is no longer treated as marginal or ad hoc, and their 
participation in consultations has become an increasingly established standard in the pro-
cess of designing public policies on forced migrants and equal treatment. Roma 

 

2  More information: https://migranciwpolsce.pl/centralna-rada-romow/9-lipca-odbylo-sie-spot-
kanie-ministry-edukacji-narodowej-barbary-nowackiej-z-zespolem-ds-integracj/  
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mobilisation has led to a situation where key public institutions and international organi-
sations no longer ignore the Roma perspective, but systematically take it into account. 

Stage 4. Strategic and transnational engagement (2024–2025) 

In 2024–2025, Roma mobilisation became more strategic and more clearly transnational. 
The experience gained in the first years of the was translated into advocacy, research, 
public debate and regular participation in policy discussions at both national and Euro-
pean levels. Roma activists were no longer seen only as those delivering aid, but increas-
ingly as expert partners who helped shape how forced migration, integration and equal 
treatment are understood and addressed. 

This phase also revealed the limits of grassroots mobilisation. Stable funding was still 
missing, a small number of Roma activists carried a disproportionate workload, and polit-
ical interest in the situation of Ukrainian forced migrants gradually declined. Despite this, 
Roma mobilisation clearly challenged the paternalistic and purely humanitarian framing 
of assistance. Instead, it shifted the focus towards citizenship understood as agency, par-
ticipation and the right to take part in decision-making.  

This period did not just mean continuity, but a clearer and more visible institutional role. 
The inclusion of Roma actors in the Council for Equal Treatment at the Ministry of National 
Education3 was an important sign that their knowledge and experience were being for-
mally recognised. Roma representatives continued to participate in advisory bodies and 
expert groups dealing with forced migrants’ reception and integration, including those at 
the Ministry of National Education focused on the education of Roma children and pupils 
with a migration background. Through EU-funded projects4 and transnational initiatives, 
Roma actors further strengthened their position as recognised experts. 

6.  Findings, policy implications and recommendations for local 
and regional municipalities 

The reception and integration of Roma forced migrants from Ukraine were shaped pri-
marily at the local level, where administrative competences, limited resources, market 
mechanisms and dominant public narratives intersect. Although the national framework 
of temporary protection formally guarantees equal rights, everyday practices in munici-
palities, schools and collective accommodation centres often reproduce unequal access 

 

3  https://www.gov.pl/web/edukacja/rada-do-spraw-rownego-traktowania  
4  https://funduszeue.slaskie.pl/web/guest/w/wsparcie-spo%C5%82ecznosci-mniejszosciowych-

wyniki-091925  
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to protection. Antigypsyism operates structurally through routinised administrative deci-
sions, spatial arrangements, economic calculations and local political discourse. Collec-
tive accommodation centres function not as neutral humanitarian spaces but as sites 
where humanitarian governance intersects with market logics that shape access to hous-
ing and services. Overcrowding and prolonged temporality disproportionately affect 
Roma families. 

Education constitutes a key arena where structural inequalities are reproduced. Delays in 
enrolment, insufficient language support, weak coordination and the underuse of Roma 
and intercultural assistants reinforce pre-existing patterns of exclusion. At the same time, 
Roma mobilisation has significantly mitigated these dynamics through their successive 
involvement and mediation with Ukrainian Roma families and educational institutions. 
However, institutions increasingly rely on a small number of overstretched Roma organi-
sations, creating risks of responsibility shifting and burnout. Local political and media dy-
namics further influence reception outcomes. In some municipalities, Roma presence be-
comes entangled with local conflicts and electoral politics, producing symbolic exclusion 
and forms of selective solidarity. 

Local and regional authorities should establish stable coordination mechanisms involving 
municipalities, social assistance institutions, schools, collective accommodation centre 
operators and civil society actors. Clear division of responsibilities, transparent commu-
nication and continuity of coordination are particularly important in the context of long-
term accommodation and frequent regulatory changes. Roma organisations and Roma-
led initiatives should be recognised as strategic institutional partners rather than ad hoc 
intermediaries, with their participation formalised in consultation, planning and evaluation 
processes and supported through predictable funding that avoids transferring core public 
responsibilities to a limited number of Roma NGOs. 

Municipalities should introduce locally defined minimum standards for long-term stays in 
collective accommodation centres, safeguarding against overcrowding, ensuring access 
to learning spaces and privacy, and implementing transparent rules regarding fees and 
relocation while strengthening oversight of private operators. Education must be treated 
as a central component of integration policy through immediate school enrolment, 
transport from accommodation centres, adequate language and adaptation support, and 
active prevention of formal and informal segregation. Local authorities should also de-
velop systematic strategies to counter antigypsyism by providing targeted training for 
municipal staff, school personnel and accommodation operators and implementing pro-
active communication policies that address stigmatising narratives. Finally, local migra-
tion governance should be recognised as a core element of democratic resilience, pro-
moting integrated management based on participation, accountability and non-discrimi-
nation in order to prevent the normalisation of unequal citizenship in the context of forced 
migration.  
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Quartiersbindung, Förderung von Beteiligung, 
Förderung des nachbarschaftlichen Miteinanders 
und sozialen Zusammenhalts. 

Tamlyn Monson  
Dr., Postdoctoral Research Fellow an der Univer-
sity of Birmingham und Promotion in Soziologie 
an der London School of Economics and Political 
Science (LSE). Schwerpunkt ihrer bisherigen For-
schung: Migration, soziale Inklusion sowie die 
Frage, wie Ungleichheiten in Bezug auf Mobilität, 
Raum und Macht den Zugang zu Dienstleistun-
gen, Teilhabe und Zugehörigkeit prägen. Sie war 
in Südafrika und im Vereinigten Königreich in 
staatlichen Einrichtungen, bei NGOs und im aka-
demischen Bereich tätig. Von 2021 bis 2025 Re-
search Fellow im Projekt „ReROOT“ am Centre for 
Peace and Security der Coventry University, heute 
dort Honorary Research Fellow. Derzeit unter-
sucht sie die soziale und gemeinschaftliche Teil-
habe von Erwachsenen mit intellektuellen Beein-
trächtigungen. 
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Stephanie Nelles 
Nach dem Studium der Sozialen Arbeit in Berlin 
berufliche Stationen als Sozialarbeiterin in Berlin-
Neukölln, im Projekt „Stattknast“, als Bewäh-
rungshelferin in Graz/Österreich. Berufsbegleiten-
des Masterstudium an der Wirtschaftsuniversität 
Wien. Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Akade-
mischen Auslandsamt der HAWK in Göttingen 
und seit 2006 Integrationsbeauftragte im Büro der 
Oberbürgermeisterin der Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock. 

Ricarda Pätzold 
Dipl. Ing. Stadt und Regionalplanung, seit 2013 
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Deutschen 
Institut für Urbanistik (Difu), Berlin, seit 2024 Lei-
tung des Forschungsbereichs Stadtentwicklung, 
Recht, Soziales. Arbeitsschwerpunkte: Woh-
nungs- und Bodenpolitik, Transformation von (In-
nen-)Städten, Quartiersentwicklung. Berufenes 
Mitglied der Deutschen Akademie für Städtebau 
und Landesplanung. 

Isabel Ramos Lobato 
Dr., Dipl.-Geographin, seit 2023 Senior 
Researcher und Projektleiterin am ILS – Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungsforschung, For-
schungsgruppe „Sozialraum Stadt“. Davor Post-
doc an der University of Helsinki, Finnland. 

Arbeits- und Forschungsschwerpunkte: Bildungs-
geographie, Zugänge marginalisierter Gruppen zu 
Wohnen und Bildung, Migration und Teilhabe in 
der Stadtgesellschaft sowie nachhaltige Quartier-
sentwicklung. 

Bettina Reimann  
Dr., Soziologin, seit 2001 Team- und Projektleite-
rin am Deutschen Institut für Urbanistik (Difu), 
Berlin. Dort setzt sie sich mit stadtentwicklungs-
politischen Themen auseinander, schwerpunkt-
mäßig mit Fragen der gesellschaftlichen Integra-
tion und Teilhabe, der Bürger:innenbeteiligung 
und der Governance, und legt besonderen Wert 
auf den Transfer der Forschungsergebnisse. Sie 
hatte am Difu die Projektleitung des Forschungs-
projekts „Ankunftsquartiere stärken“ (Kurztitel) 
inne.  

Daniela Schneckenburger 
Seit 2022 Beigeordnete beim Deutschen Städte-
tag im Dezernat für Bildung, Integration, Kultur, 
Sport und Gleichstellung. Zuvor sieben Jahre Bei-
geordnete für Schule, Familie und Jugend in Dort-
mund, davor 14 Jahre Studienrätin an einer 
Schule in NRW. Sie verfügt über langjährige kom-
munalpolitische und landespolitische Erfahrung. 
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Wolf-Christian Strauss  
Dipl.-Ing., Stadtplaner, seit 1996 wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Deutschen Institut für Urbani-
stik, Berlin, mit den Arbeitsschwerpunkten Stadt-
planung, Integrierte Stadt(teil)entwicklung (im in-
ternationalen Vergleich), Städtebau, Baukultur, 
Stadterneuerung, Planungsrecht. Ständiger Gast 
in der Fachkommission „Stadtplanung und Städ-
tebau“ des Deutschen Städtetages und Mitglied 
der European Urban Research Association 
(EURA). 

Monika Szewczyk 
PhD candidate at the Jagiellonian University’s 
Doctoral School of Social Sciences and a member 
of the Polish Oral History Association. Affiliated 
with the Centre of Migration Research, she works 
on several projects investigating Roma migration, 
transnationalism, and citizenship. Her research fo-
cuses on national and ethnic minorities, identity 
politics, and preserving Roma culture and lan-
guage through oral history. 

Jessica Teschke 
Humangeographin, seit 2024 Quartiersmanagerin 
im Fördergebiet Senefelderquartier/Südliche In-
nenstadt im Auftrag der Stadt Offenbach und in 
Trägerschaft des Evangelischen Regionalver-
bands Frankfurt und Offenbach. Ihre fachlichen 
Schwerpunkte: Gemeinwesenarbeit, Sozialraum-
analyse, Entwicklung niedrigschwelliger 

Begegnungsangebote und Konzeptionalisierung 
von Bespielungen im öffentlichen Raum. 

Heike Thöne 
Diplom-Stadtplanerin, seit 2016 Mitarbeiterin der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen 
und Wohnen in Berlin, Abteilung Wohnen und 
Stadterneuerung, Referat Förderung im Quartier. 
Arbeitsschwerpunkte: Programm „Berlin Entwi-
ckelt Neue Nachbarschaften – BENN“, Mitglied im 
Lenkungsgremium für das Gesamtkonzept In-
tegration und Partizipation Geflüchteter, dort fe-
derführend verantwortlich für das Handlungsfeld 
„Sozialräumliche Integration, Sport und Kultur“, 
hier u.a. auch für das Datenmonitoring zum 
Thema Zuwanderung und Flucht. Davor Mitarbei-
terin in verschiedenen Planungsbüros in Berlin 
und Hamburg.  

Christian Uthe 
Diplom-Sozialpädagoge/Diplom-Sozialarbeiter, 
seit 2004 bei der Bildungszentrum Saalfeld GmbH 
in der Mobilen Jugendarbeit als Streetworker tä-
tig. Arbeitsschwerpunkte: sozialraumorientierte 
Jugendarbeit, integrierte Quartiersentwicklung, 
Gemeinwesenarbeit, interkulturelle Arbeit, Pro-
zessmoderation, Kinder- und Jugendbeteiligung, 
Entwicklung und Begleitung kooperativer Zwi-
schennutzungen sowie von Mode-, Kunst- und 
Kulturprojekten als Instrumente sozialräumlicher 
Entwicklung.

.
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Christiane von Websky  
Seit 2014 Bereichsleiterin „Teilhabe und Zusam-
menhalt“ bei der Stiftung Mercator. Zuvor in ver-
schiedenen Positionen innerhalb der Stiftung tä-
tig. Weitere berufliche Stationen bei der Görres-
Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft sowie 
bei DIE ZEIT in Hamburg, wo sie vier Jahre lang 
die Schüler- und Studierendenprogramme des 
Verlags aufbaute und leitete. Studium der Anglis-
tik, Germanistik und Psychologie in Göttingen und 
London. 

Christin Voss (Stine) 
Nach mehreren Jahren in einer Filmproduktions-
firma Wechsel in den Medienbereich, Produkti-
onsleiterin im Außenstudio Baden-Württemberg 
für RTL/n-tv sowie mehrere Jahre Live-Produzen-
tin mit Schwerpunkt Politik und Gesellschaft. Seit 
2015 in der Flüchtlingshilfe engagiert und heute 
Vorstandsvorsitzende von „Rostock hilft e.V.“. 
Nach einer einjährigen hauptamtlichen Tätigkeit 
für die NGO Wechsel im März 2025 in das Büro 
für Integration der Stadtverwaltung. 

Julia Wahl  
Diplomgeographin, seit 2007 bei der BSMF Bera-
tungsgesellschaft für Stadterneuerung und Mo-
dernisierung mbH tätig. Seit 2019 Leitung des 
Quartiersmanagements Mathildenviertel im 

Auftrag der Stadt Offenbach. Fachliche Schwer-
punkte: integrierte Quartiersentwicklung, Entwick-
lung und Begleitung partizipativer Formate, Netz-
werkarbeit zur kooperativen Quartiersentwicklung 
sowie städtebauliche und sozialräumliche Analy-
sen. 

André Weißenfels  
Dr., seit 2025 Teamleiter von BENN Louis-Lewin-
Straße in Marzahn-Hellersdorf, Arbeitsschwer-
punkte: integrative Nachbarschaftsarbeit, Com-
munity Building, Migration & Flucht, soziale Teil-
habe und Partizipation, existentielle Mobilität, 
Quartiersentwicklung. 

Susanne Wessendorf 
Professorin für Sozialanthropologie am Centre for 
Peace and Security der Coventry University (Ver-
einigtes Königreich). Promotion (DPhil) an der 
University of Oxford, Centre on Migration, Policy 
and Society (COMPAS). Arbeitsschwerpunkte: so-
ziale Inklusion und Exklusion in Kontexten migrati-
onsbedingter Diversität, soziale Beziehungen in 
superdiversen Stadtquartieren, Niederlassungs-
prozesse neuer Migrant:innen. Aktuelle Forschung 
zu jüngerer Einwanderung in städtischen An-
kunftsquartieren und zu Ankunftsinfrastrukturen 
sowie deren Bedeutung für Orientierung und Un-
terstützungszugänge neu Zugewanderter. 
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Kommunen gestalten Ankommen und Teilhabe
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Gefördert durch: Eine Kooperation von:

Die aktuelle Zuwanderungsdynamik (Flucht- und Ar-
beitsmigration) stellt Unterstützungssysteme, Woh-
nungsmärkte, Verwaltungsverfahren und vieles mehr 
vor erhebliche Herausforderungen. In räumlicher 
Sicht weiten sich die Integrationsaufgaben auf Stadt-
quartiere aus, die bislang weit weniger als andere 
Quartiere von (Neu-)Zuwanderung betroffen waren. 
Bislang wurden kommunale Erfahrungen zu diesen 
Quartieren nicht systematisch aufbereitet. Dieser 
Band gibt empirisch fundierte Antworten auf eine 
Reihe von Fragen: Wie lassen sich Ankommen und 
Teilhabe langfristig und systematisch unterstützen? 
Wie können Ankunftsquartiere als gesamtstädtisch 
relevante Räume sichtbar gemacht werden? Welche 
Unterstützung benötigen Kommunen von Bund, Län-
dern, Stadtspitzen, Wohnungswirtschaft und weite-
ren Akteuren? Und wie können erfolgreiche Ansätze 
so weiterentwickelt werden, dass sie über einzelne 
Projekte hinaus wirksam bleiben?
Der Sammelband bündelt theoretisch-konzeptionel-
le Überlegungen sowie Berichte aus der kommuna-
len Praxis. Den Hintergrund bilden Erfahrungen und 
Erkenntnisse aus dem dreijährigen Forschungs-Pra-
xis-Projekt „Teilhabe in ‚neuen‘ Ankunftsquartieren 
stärken“. 
In der Gesamtschau zeigt sich: Ankunftsquartiere 
sind weder bloße Durchgangsstationen noch aus-
schließlich benachteiligte Quartiere. Vielmehr sind sie 
Schlüsselräume kommunaler Integrations- und Stadt-
entwicklungspolitik, in denen Ankommen und Teilhabe 
ausgehandelt und ermöglicht werden können. 




